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DIE DEUTSCHEN AM TRIENTER KONZIL 1551/52 
VON 


HUBERT JEDIN*) 










IN seiner „Deutschen Geschichte im Zeitalter der Reformation“ 
(Akademieausgabe V ıoıff.) widmet Ranke der zweiten Tagungs- 
periode des Trienter Konzils einen ganzen Abschnitt. „Eigentlich 
nun erst erhielt es den Charakter, der ihm ursprünglich vom Kaiser 
zugedacht worden: es ward jetzt Ernst mit dem Gedanken, die in 
Deutschland erhobenen religiösen Streitfragen unter lebendiger 
Mitwirkung der Deutschen auf einem Allgemeinen Konzil zur 
Entscheidung zu bringen.‘ Die Entscheidung ist in der Tat damals 
gefallen, freilich in einem anderen Sinne, als Karl V. erwartete. Der 
letzte und einzige konziliare Unionsversuch vor dem Augsburger 
Religionsfrieden ist mißlungen. 

Daß ein so folgenschweres Ereignis bis heute — über ein Jahr- 
hundert nach Ranke — noch keinen Darsteller gefunden hat, liegt 
in der Überlieferung und Erschließung der Quellen begründet. Es 
ist bekannt, daß die Zweite Tagungsperiode die quellenärmste unter 
allen drei Tagungsperioden des Trienter Konzils ist. Das Rückgrat 
der Konzilsgeschichte, die Korrespondenz der Konzilsleitung mit 
dem Papst, muß als verloren gelten, die Ausgabe der Verhandlungs- 
protokolle im Concilium Tridentinum der Görres-Gesellschaft ist 
geradezu vom Unglück verfolgt — durch den vorzeitigen Tod von 
vier Herausgebern — und liegt noch nicht vor!). Wir besitzen für 
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*) Referat auf der 24. Versammlung Deutscher Historiker in Trier, Sektion 
für Kirchengeschichte, am 25. September 1958. 

!) Während die Akten der Bologneser Tagungsperiode des Trienter Konzils 
in der kritischen Ausgabe der Görres-Gesellschaft seit 1950 von Theobald 
Freudenberger mustergültig bearbeitet vorliegen (Conc. Trid. VI/ı), stehen 
die Akten von 1551/5 noch immer aus; Conc. Trid. VII ist mithin der einzige, 
nunmehr noch ausstehende Band der eigentlichen Konzilsakten. Er war ur- 
sprünglich dem Elsässer Postina anvertraut, von ihm übernahm ihn Stefan 
Ehses, nach dessen Tode Vincenz Schweitzer, schließlich Joachim Birkner, 
der zu Beginn des zweiten Weltkrieges den Druck begann und — nach teil- 
weiser Zerstörung der ausgedruckten Bogen — diesen nach dem Kriege wie- 
der aufnahm und bis zu seinem Tode (} 30. ı. 1956) fortsetzte, ohne ihn voll- 
enden zu können. Diese Aufgabe hat Th. Freudenberger übernommen. — 
Buschbells Begründung für die relative Zuverlässigkeit der von Michael Le 
Vassor im Jahre 1704 erstmals in französischer Übersetzung veröffentlichten 
Briefe des Fiskals Franciso Vargas und anderer Spanier s. Conc. Trid. XI 

















I 





Historische Zeitschrift 188. Band 





2 Hubert Jedin 





diese Tagung kein Tagebuch, das an Ergiebigkeit auch nur entfernt 
an die Diarien Massarellis für die erste, an die sogenannten Akten 
Paleottis für die dritte Tagungsperiode heranreicht. Was wir über 
die deutschen Bischöfe in Trient wissen, stammt fast ausschließlich 
aus den kaiserlichen Gesandtenberichten und den, in ihrer Echt- 
heit zu Unrecht angezweifelten, aber eben doch nur in französischer 
Übersetzung vorliegenden Briefen des spanischen Fiskals Vargas 
und aus den Berichten der protestantischen Konzilsgesandten, von 
denen die des Johannes Sleidanus die inhaltreichsten, aber doch 
cum ira et studio verfaßt sind. Die wichtigste Quelle für die Vor- 
geschichte des Konzils, die Berichte des Nuntius Pighino, scheinen 
ebenfalls verloren. 

Angesichts dieser Quellenlage haftet jedem Versuch einer Wür- 
digung des Konzils von 1551/52, den man heute machen kann, 
etwas Vorläufiges, um nicht zu sagen Problematisches an; aber 
eben deshalb lag es nahe, diegewonnenen Auffassungen hier zur Dis- 
kussion zu stellen. Wir müssen zuerst einen Blick auf die unmittel- 
bare Vorgeschichte der Tagung werfen, weil ohne sie der Verlauf 
und Ausgang des Konzils nicht verstanden werden kann, dann ver- 
suchen wir das Handeln der deutschen Teilnehmer zu verstehen!). 


E 

Kein Zweifel besteht darüber, daß die Rückführung des Kon- 
zils von Bologna nach Trient auf die Initiative des Kaisers zurück- 
geht. Ihm war durch den Translationsbeschluß vom ıı. März 1547 
das politische Konzept gründlich verdorben worden, der große 
Plan: erst Entmachtung des Schmalkaldischen Bundes durch die 
Waffen, dann Unionskonzil, vereitelt. Während des ganzen Jahres 
1547 hatte er sich bei Papst Paul III. vergebens um die Rückkehr 
der Konzilsmehrheit nach Trient bemüht und schließlich, als auch 
die Sendung des Kardinals Madruzzo nach Rom erfolglos geblieben 
war, in Rom und Bologna gegen die Translation Protest eingelegt, 
mit dem mageren Ergebnis, daß das Bologneser Konzil auf Anord- 


S. XXXIIIfl.; über die Entstehung der Publikation Le Vassors vgl. meine 
Arbeit: Das Konzil von Trient. Ein Überblick über die Erforschung seiner 
Geschichte (Rom 1948) 124[ff. 

1) Zur allgemeinen Orientierung darf ich auf meinen Aufsatz: Die deutschen 
Teilnehmer am Trienter Konzil: Tübinger Theol. Quartalschrift 122 (1941) 
238—261; 123 (1942) 21—37, sowie auf die Beiträge von Oswald, Biglmair, 
Buchner, Kist, Zoepfl, Tüchle, Brück, Ries und Schröer bei G. Schreiber, 
Das Weltkonzil von Trient II (Freiburg 1951) I—265, 295 ff. verweisen. Für 
die Teilnahme der Protestanten ist grundlegend E. Bizer, Confessio Virtem- 
bergica (Stuttgart 1952), Einleitung. 
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nung des Papstes seine Tätigkeit einstellte und der Papst selbst — 
formell korrekt — die Entscheidung des Streites zwischen der Bolog- 
neser Mehrheit und der in Trient verbliebenen Minderheit an sich 
zog. Die kaiserliche Zwischen- und Notlösung der Religionsfrage 
im Augsburger Interim, vom Papst geduldet, nicht gebilligt, erwies 
sich in den zwei Jahren vom ı5.Mai 1548 bis zur Wahl des neuen 
Papstes am 8. Februar 1550 immer deutlicher als ein Fehlschlag. 
Der Abschied des geharnischten Reichstages vom 30. Juni wies 
allerdings den Weg zu einer endgültigen Lösung, eben durch das 
Konzil, dadurch, daß die Stände sich dem in Trient begonnenen 
Konzil unterwarfen und seine Beschickung versprachen, der Kaiser 
sich verpflichtete, für ihre Sicherheit und Redefreiheit wie auch da- 
für zu sorgen, daß die Entscheidungen ‚‚nach göttlicher und der 
alten Väter heiliger Schrift und Lehre‘‘ getroffen und ‚eine christ- 
liche, nützliche Reformation der Geistlichen und Weltlichen aufge- 
richtet‘‘ werde, in summa, daß auf dem Konzil ‚‚alle Ding christlich, 
ehrbarlich, ordentlich und gebührlich‘“ vor sich gehen würden. Ein 
„frei, christlich Konzil in deutschen Landen‘ war seit dem Nürn- 
berger Reichstag von 1523 die Formel für die Konzilsforderung ge- 
wesen, die schon damals wegen ihrer Zweideutigkeit bei der Kurie 
auf schwere Bedenken gestoßen war. Der Zusatz ‚ordentlich‘, in 
der lateinischen Fassung mit ordinatum wiedergegeben, der jetzt 
gemacht wurde, hat, als er in Rom bekannt wurde?), mit Recht den 
Verdacht erregt, daß sich hinter ihm die Forderung einer anderen 
Ordnung des Konzils verberge, als sie bisher bestanden hatte, mit- 
hin nicht ordinarium, der bisherigen Ordnung gemäß, bedeute. Im 
Abschied war auch zwar von Bedingungen (conditiones) die Rede, 
die dem Kaiser von Ständen angezeigt worden seien, es hieß aber 
dann, der Kaiser erachte dafür, daß sich die Gemeinen Stände damit 
nicht bekümmerten. 

In der Tat hatten die protestantischen Kurfürsten in ihrer Ant- 
wort auf die kaiserliche Proposition vom 8. Oktober 1547 zwei Be- 
dingungen genannt, die von nun an, teilweise verdeutlicht und 
erweitert, immer wiederkehren werden: daß das Konzil nicht unter 
der Leitung des Papstes stehen, und daß die früher promulgierten 
Dekrete desselben für sie, die Protestanten, nicht verbindlich sein 
dürften; ähnlich hatten sich die Städte geäußert?). 


I) C. Erdmann, Die Wiedereröffnung des Trienter Konzils durch Julius III: 
Quellen und Forschungen aus ital. Archiven u. Bibliotheken 20 (1928/29) 
238—317, die Stelle in der Instruktion Dandinos für Pighino vom 9. Septem- 
ber 1550 $. 295. Der Wortlaut des Abschieds nach Reichstagsabschiede 
(Frankfurt 1707) 445f. 

2) G. Turba, Venetianische Depeschen vom Kaiserhofe II (Wien 1892) 362, 


ı* 
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Der Kaiser hat die Unterwerfung der Stände unter das Trienter 
Konzil als verbindlich betrachtet und auf dem folgenden Augsburger 
Reichstag von 1550, der dem Konzil unmittelbar voranging, nicht 
geduldet, daß sie nochmals zum Gegenstand von Verhandlungen 
gemacht wurde. Die protestantischen Vorbehalte bestanden jedoch 
weiter. Sie sind, ins Prinzipielle gewendet, in der Instruktion des 
Kurfürsten Moritz von Sachsen für seine Reichstagsgesandten (vom 
18. Juni 1550) enthalten: ı. Das Konzil darf nicht nur die kirchliche 
Disziplin, sondern muß auch die Lehre reformieren, und zwar nach 
dem Richtscheit der Hl. Schrift; infolgedessen ist über die früher 
promulgierten Dekrete neu zu verhandeln (reassumptio). 2. Das 
Konzil darf nicht unter dem Vorsitz des Papstes stehen; bei der 
Unterwerfung unter das Trienter Konzil auf dem Augsburger 
Reichstag von 1547 habe man ein „gemein, christlich Konzil‘ im 
eben genannten Sinne gemeint. Auch auf dem Reichstag von 1550 
sind die Stände, insbesondere die Reichsstädte, in ihren Antworten 
und Erklärungen auf diese Vorbehalte zurückgekommen, ohne sie 
jedoch so prinzipiell zu fassen wie die sächsische Instruktion. 

Auf beiden Seiten macht man sich einer Zweideutigkeit schul- 
dig. Der Kaiser nimmt 1547 und nochmals ı550 das Ja der prote- 
stantischen Stände zum Trienter Konzil als rechtsverbindlich ent- 
gegen und geht in seinen Verhandlungen mit dem Papste stets von 
ihm als einer Tatsache aus; die protestantischen Stände dagegen 
verstehen die Formel vom freien, christlichen, ordentlichen Konzil, 
mit dem sie sich einverstanden erklären, in ihrem, d. h. einem ganz 
anderen Sinn als der Papst. Für sie ist, wie Brenz es ausdrückt!), 
das bisherige Trienter Konzil nicht allgemein, weil nicht alle Na- 
tionen vertreten waren, nicht frei, weil es nicht papstfrei war, nicht 
christlich, weil es in seinen früheren Sitzungen die rechte christ- 
liche Lehre verdammt habe. Die Protestanten unterwarfen sich dem 
Trienter Konzil nicht wie es war, sondern wie es nach ihrer Ansicht 
sein sollte; sie beugten sich aber aus Furcht vor dem Kaiser den 
Reichstagsabschieden, in denen die Anerkennung des Trienter 
Konzils enthalten war. 

Die — in Wirklichkeit nur scheinbare — Anerkennung des 
Trienter Konzils durch die deutschen Protestanten bildete die Vor- 
aussetzung für die Rückführung der Versammlung von Bologna 
nach Trient durch den Nachfolger Pauls III., Papst Julius III. 
Schon bald nach seiner Wahl hatte er sich dazu bereiterklärt, über- 
raschenderweise, denn unter seinem Präsidium war ja seinerzeit 


vgl. auch die Äußerungen des Nürnberger Gesandten 341. Pol. Correspondenz 
Straßburgs IV 776. 
1) Bizer, Confessio Virtembergica 10. 
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der Translationsbeschluß gefaßt worden. „Vom Beginn seines 
Pontifikates an‘‘, hat Carl Erdmann gesagt!), „hat er mit voller 
Stetigkeit das Konzil gefördert.‘“ Nach dem Motiv braucht man 
nicht lange zu suchen: er hatte die Fortführung des Konzils in der 
Wahlkapitulation beschworen; angesichts der Ereignisse in Deutsch- 
land schien ihm offenbar eine Weigerung vor Gott und der Ge- 
schichte nicht zu verantworten. Ausdrücklich ließ er dem Kaiser 
erklären, er gedenke die Konzilsberufung nicht zum Gegenstand 
eines politischen Handelsgeschäftes zu machen (?arteggiare), also 
nicht Bedingungen zu stellen, wie seine Vorgänger Clemens VII. 
und Paul III. getan hatten. Hier erhebt sich sofort die Frage: 
Wußte der Papst von den Augsburger Vorbehalten nichts? Und 
wenn er davon wußte, was bewog ihn, dennoch am 14. November 
1550 die Rückkehr des Konzils nach Trient zu verfügen ? 
Erdmann hat in seiner scharfsinnigen Studie über die Wieder- 
eröffnung des Trienter Konzils durch Julius III. überzeugend nach- 
gewiesen, daß der Papst bis in den Hochsommer des Jahres 1550 
hinein von den Bedingungen der Protestanten tatsächlich nichts 
wußte. Sein Nuntius Pighino fiel aus allen Wolken, als ihn der 
französische Gesandte am Kaiserhof Charles de Marillac über den 
Sachverhalt aufklärte®). Pighino schickte den Text der Ständeant- 
wort vom 20. August ı55o nach Rom — und nun wurde auch der 
Papst einen Augenblick stutzig: danach konnte von einer bedin- 
gungslosen Unterwerfung der protestantischen Stände unter das 
Trienter Konzil, wie man sie bisher vorausgesetzt hatte, keine Rede 
mehr sein®). Dennoch ließ sich der Papst von dem einmal gefaßten 
Entschluß nicht mehr abbringen, wie er in der Instruktion für 
Pighino vom ı. Juli 1550 niedergelegt war*). Die Bedenken, die der 
Papst schon damals gehabt hatte, waren in „‚considerazioni‘ ent- 
halten, die der Nuntius dem Kaiser vortragen sollte: Wird es gelin- 
gen, Frankreich, das klassische Land der Konzilsidee, diesmal zur 
Beschickung des Konzils zu bewegen ? Was soll geschehen, wenn 
die Protestanten die Reassumption, d. h. neue Verhandlungen über 
die schon definierten Glaubensartikel, fordern ? Die Hauptsorge des 
Papstes: Auf keinen Fall darf die Autorität des Apostolischen Stuh- 
les in Zweifel gezogen werden! Man sieht auf den ersten Blick, daß 
in den „‚considerazioni‘‘ zwar keine präzise Kenntnis der protestan- 
tischen Bedingungen, aber doch deren Vorausahnung enthalten ist. 





!) Erdmann, Wiedereröffnung 281£. 

2) Marillac an Heinrich II. 19. 8. 1550, A. Druffel, Beiträge zur Reichsge- 
schichte I (München 1873), 478—484, vgl. auch 493f. 

®) Dandino an Pighino 9. September 1550, Erdmann 296. 

*) Druffel, Beiträge I 423—429. 
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Aber auch nachdem Julius III. von Pighino genauer unterrich- 
tet war, ließ er sich von seinem Entschluß nicht abbringen. Er er- 
teilte dem Nuntius sogar einen Verweis, weil er bei den Franzosen 
den Eindruck zu erwecken versucht hatte, das päpstliche Konzils- 
versprechen sei gar nicht ernst gemeint, nichts als ein politischer 
Schachzug!). Die Frucht der von Pighino eingefädelten Intrige, die 
sehr allgemein gehaltene Zustimmung Heinrichs II. zur Konzik- 
berufung, heimste er zwar ein?), bemühte sich aber gleichzeitig, 
beim Kaiser keinen Zweifel an der tatsächlich ja vorhandenen 
Ernsthaftigkeit seines Konzilswillens aufkommen zu lassen. Am 
14. November 1550 wurde die vom Papste persönlich entworfene 
Berufungsbulle im Konsistorium approbiert. Sie war, wie sogar der 
Kaiser zugab, ein Meisterstück der Formulierung, mehr durch das, 
was sie offenließ, als durch das, was sie sagte. Das Konzil wird als 
Fortsetzung (continuatio) der ersten Trienter Tagung bezeichnet, 
wie der Kaiser verlangte, zugleich ist aber von der Zurückführung 
(reductio) die Rede, wodurch Bologna als legitim anerkannt wurde. 
Die Bulle sprach vom Wiederaufnehmen (reswmere) der Verhand- 
lungen und meinte damit, wie die Verbindung mit Prosegui = fort- 
setzen lehrt, eben nur die Weiterführung der unterbrochenen Kon- 
zilsverhandlungen; dennoch war ein Anklang an die protestanti- 
sche Forderung der reassumptio vorhanden. Die Berufungsbulle 
verließ an keinem Punkte die Rechtsbasis, die das Papsttum bisher 
eingenommen hatte, gestattete aber dem Kaiser, seine Konzils- 
politik fortzuführen, indem sie keinen der protestantischen Vor- 
behalte eindeutig zurückwies. Auch sie setzte die Politik des ‚‚Als- 
ob“ fort. Das große Ziel des einträchtigen Zusammenwirkens von 
Papst und Kaiser auf kirchlichem Gebiet, das unter Paul III. auf 
kurze Episoden (1536, 1545/46) beschränkt war, schien erreicht, 
darüber hinaus gewann es den Anschein, als ob der Papst, erzürnt 
über die Begünstigung der farnesischen Ansprüche auf Parma und 
Piacenza durch Frankreich und die Drohung Heinrichs II. mit 
einem Nationalkonzil, auch politisch ins kaiserliche Lager überge- 
treten sei, dem er doch in minoribus nicht angehört hatte. Das An- 
gebot des Papstes, persönlich auf dem Konzil zu erscheinen, wenn 
der Kaiser das gleiche tue, müßte so gedeutet werden, — wenn es 
ernst gemeint war. In Wirklichkeit hat auch Julius III. nicht daran 
gedacht, sich bedingungslos in die Arme des Kaisers zu werfen, und 


!) Dandino an Pighino 13. Oktober 1550, Erdmann, Wiedereröffnung 302f. 
2) Die im Wortlaut nicht bekannte zustimmende Antwort Heinrichs II. auf 
die päpstliche Konzilsanzeige vom 22. September 1550 ist inhaltlich 
wiedergegeben in der Instruktion Dandinos vom 26. Oktober 1550 bei 
Erdmann 304. 
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das französische Eisen stets im Feuer gehalten. Aber das braucht 
uns hier nicht näher zu beschäftigen. 

Die enge Bindung des Papstes an den Kaiser in der Konzils- 
frage hatte zur Folge, daß er sich auch hinsichtlich des Eröffnungs- 
termins dem Wunsche des Kaisers anschloß. Der in der Bulle an- 
gegebene ı.Mai 1551 wurde eingehalten: Kardinal Crescenzio, die 
rechte Hand des Papstes, als Legat und die beiden rangniederen 
Mitpräsidenten Pighino und Lippomani waren rechtzeitig zur Stelle 
und unterzogen sich der nicht eben verlockenden Aufgabe, nach 
Jahren heftiger Auseinandersetzungen mit den in Trient zurück- 
gebliebenen Minderheitsbischöfen und einigen wenigen Italienern 
das Konzil zu eröffnen. An einen sofortigen Beginn der Verhand- 
lungen war von Anfang an nicht gedacht; denn jetzt erhob sich die 
Frage: Werden die katholischen Bischöfe Deutschlands, die der 
ersten Tagung ferngeblieben waren, diesmal erscheinen ? Vor allem: 
Werden die Protestanten kommen, deren Wiedergewinnung das 
noch immer nicht aufgegebene Anliegen des Kaisers wie des Papstes 
sein mußte ? 

11: 


Die Ansicht des französischen Gesandten Marillac, die geist- 
lichen Fürsten seien dem Kaiser völlig ergeben!) (tous siens) ist nur 
cum grano salis richtig. Die drei geistlichen Kurfürsten hatten sich 
eben dem spanischen Sukzessionsplan des Kaisers widersetzt. Wenn 
wir den venezianischen Botschaftern in Augsburg, Moresini und 
Badoer, glauben dürfen, besorgten sie, der Kaiser werde sein Ziel, 
die Nachfolge seines Sohnes Philipp im Reiche durch päpstliche 
Ernennung Philipps zum ‚„Coadiutore dell’Impero‘‘ zu erreichen 
trachten, woraus den kurfürstlichen Rechten ein schweres Präjudiz 
erwachsen würde. Der Nuntius Pighino beruhigte sie (ron mancaria), 
benutzte aber die Gelegenheit ‚der meiter loro un stimulo che siano 
piu caldi nelle cose pertinenti al Concilio et alla religione‘‘?). An der 
Wärme für die Sache des Konzils fehlte es nämlich bei den Kur- 
fürsten wie bei der Mehrzahl der übrigen deutschen Bischöfe. Man 
konnte von ihnen hören, der Papst habe sich allzu leicht zur Kon- 
zilsberufung verstanden), — und darin hatten sie ja, wie wir sahen, 


I) Druffel, Beiträge I 461. 

2) Turba, Venetianische Depeschen II 503 (1. Februar 1551); vgl. auch 509. 
Daß die Kurfürsten erst dadurch bestimmt worden seien, am Konzil teilzu- 
nehmen, ist übertrieben, wenn auch Pighino es meinte, Druffel, Beiträge III 
204; vgl. auch A. Brück in: Schreiber, Weltkonzil, II 208. Doch ist immerhin 
möglich, daß sie durch ihre Abreise Mitte August dem vom Kaiser betriebenen 
Kurfürstentreffen am Niederrhein ausweichen wollten, Druffel, Beiträge I 711. 
3) Druffel, Beiträge I 592. 
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nicht ganz unrecht; die Zweideutigkeiten bei der Annahme des Kon- 
zils durch die Protestanten waren ihnen nicht verborgen. Aber letz- 
ten Endes setzten auch sie — wie der Papst — auf die Macht des 
Kaisers, was zur Voraussetzung hatte, daß dieser während der 
Dauer des Konzils im Reiche blieb!). Die im Reichstagsabschied 
enthaltene Mahnung, die Konzilsvorbereitungen sofort zu beginnen, 
und ein kaiserliches Mahnschreiben gleichen Inhaltes?) vom 23.März 
1551 setzten sie freilich nur recht langsam in Bewegung. Die Dom- 
kapitel, schrieben die drei Kurfürsten noch am ı. Juni an den Kai- 
ser, hätten auf die Mitteilung ihrer bevorstehenden Konzilsreise 
„mit erreglicher Beschwerung‘“ reagiert und sie gebeten, ihre Terri- 
torien nicht zu verlassen; dennoch seien sie entschlossen, dem kai- 
serlichen Mandat und der päpstlichen Einladung zu folgen. Die 
letztere wurde am 14. Juni durch einen dringlichen Brief des 
Konzilslegaten verstärkt, der sie im Falle ihres Ausbleibens mit 
der ganzen Verantwortung für das Scheitern des Konzils be- 
lastete?). 

Die Kurfürsten von Mainz und Trier kamen am 19. August 


1551 eben noch zum Beginn der Verhandlungen zurecht, der Kölner 
am 10. Oktober kurz vor *- ersten Geschäftssitzung (Sess. XIII). 
Am besten theologisch g det war Sebastian von Heusenstamm, 
der Mainzer, aber er erwies sich als unentschlossen und furchtsam!), 
Von dem Trierer, Johann von Isenburg, der mit ihm kam und stets 


sich eng an ihn anschloß, behauptete der kaiserliche Botschafter, er 
sei schon immer wortkarg gewesen, jetzt tue er den Mund nicht 
mehr auf°). Politisch am aktivsten unter den drei Kurfürsten war 
der Kölner Adolf von Schaumburg, der unterwegs auf der Reise in 
Augsburg dreimal beim Kaiser ‚in der Schule‘ gewesen war, wie der 


sächsische Agent Kram nach Hause schrieb®). Von den übrigen 
Bischöfen des deutschen Sprachgebiets, die im Herbst und Winter 
1551 nach Trient kamen, waren vier Weihbischöfe (Mainz, Speyer, 


1) Druffel, Beiträge I 555. 

2) Reichstagsabschiede 517 ($ 8); Politische Correspondenz Straßburgs V 
128; das Kaiserliche Mahnschreiben: Le Plat IV 215. 

3) Le Plat IV 221ıff. 

4) Vgl. A. Brück in: Schreiber, Weltkonzil II 207ff., und Jahrbuch für Hes- 
sische Landesgeschichte 6 (1956). Malvendas Urteil über ihn ‚timide et 
inresolu‘“ CT XI 669. Eine Zusammenstellung der Akten und Bücher, die 
H. mitnahm, hat A. Brück im Arch. f. Mittelrhein. Kirchengeschichte 5 
(1953) 301—310 herausgegeben. 

5) CT XI 817. Vgl. auch H. Ries, Vorboten und Gefolge des Kurfürsten 
Johann V. von Trier auf seinem Zug zum Konzil von Trient im Sommer 1551: 
Trierer Theol. Zeitschrift 60 (1951) 281—28g. 

6) Druffel, Beiträge I 750. 
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Würzburg und Münster)!) und theologisch gut gebildet, aber selbst- 
verständlich nicht von der gleichen Autorität wie die sechs (wenn 
man Madruzzo hinzurechnet, sieben) regierenden Bischöfe (Straß- 


burg, Konstanz, Chur, Chiemsee, Wien und Naumburg), unter denen 
nur zwei scharf profilierte Persönlichkeiten waren: Friedrich Nausea 
von Wien, bekannt als Prediger und Kontroverstheologe, zugleich 
Gesandter Ferdinands I. für die deutschen Erbländer?), und Julius 
Pflug von Naumburg, der Erasmianer und Ireniker, dessen jüngst 


bekannt gewordenes Diarium politisch leider ganz unergiebig ist?). 

Es kann nicht die Aufgabe dieses Referates sein, die Beteili- 
gung der deutschen Bischöfe und ihrer Theologen (z. B. Gropper 
und Billick, die den Kölner begleiteten, des Dominikaners Pelargus, 
der von Trier kam) an den Verhandlungen über Eucharistie, Buße 


undÖlung, Meßopfer während der fünfMonate vom September 1551 
bis zum Januar 1552 zu verfolgen. Die Reichsbischöfe waren von 
den Reichstagen her daran gewöhnt, die theologische Arbeit den 
Fachleuten zu überlassen; sie fanden, daß die Theologen, die ‚‚theo- 
logi minores‘‘ in der Terminologie des Konzils, bei der Ausarbeitung 


der Dekrete nicht genügend beteiligt wurden; nach der bisher be- 
obachteten Geschäftsordnung war das Sache bischöflicher Depu- 
tationen oder der Konzilsleitung. Vielmehr Grund zur Unzufrieden- 
heit lieferte ihnen jedoch die EEE der Verhandlungen durch den 


Legaten Crescenzio. 

In der Generalkongregation vom 23. November hatte Nicolas 
Pseaume, als Bischof von Verdun ebenfalls Reichsbischof, die 
Reformvorlage scharf kritisiert, weil sie die Kommenden — die 
Krebskrankheit der Klöster, wie sie Dom Berliere genannt hat — 
nicht beseitigte®). Der Legat wies Pseaume so schroff zurecht, daß 


Köln und Mainz sich bei den Spaniern heftig darüber beklagten°). 


!) Zu den von mir in der Tübinger Theol. Quartalschrift 122 (1941) 250 
erwähnten vier Weihbischöfen von Mainz, Speyer, Würzburg und Münster 
kämen nach Sleidan (Baumgarten, Sleidans Briefwechsel 247) auch noch 
Salzburg, Freising und Passau. Sleidan zählt aber hier den Bischof von 
Chiemsee, Meitinger, offenbar als Weihbischof von Salzburg; der Prokurator 
von Freising, Domdekan Anton von Alberstorf, war nicht Bischof, der von 
Passau, Domprediger Paul Schicker, erst zum Weihbischof designiert; vgl. 
J. Oswald in: Schreiber, Weltkonzil II 3. 

%) Vgl. H. Jedin, Das konziliare Reformprogramm Friedrich Nauseas: 
Hist. Jahrbuch 77 (1958) 229—253. 

°) H. Jedin, Das Konzilstagebuch des Bischofs Julius Pflug von Naumburg 
1551/52: Röm. Quartalschrift 50 (1955) 22—43. 

“) Theiner, Acta genuina I 599, bringt nur ein ganz kurzes Resum& des Votums. 
)) CT XI 710, 713. — Ich lasse hier die Übergehung der Kurfürsten bei der 
Kardinalskreation v. 20. November 1551 beiseite, die zur Entsendung Achilles 
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Ist das noch ein freies Konzil ? fragte Schaumburg den Bischof von 
Orense. 

Es wäre voreilig, aus dieser in der Erregung gestellten Frage 
einen Beweis für die Unfreiheit des Konzils zu entnehmen!) — 
sicher ist, daß Crescenzios Verhandlungsleitung nicht so biegsam 
war, wie die der Legaten Monte und Cervini während der ersten 
Periode, und daß seine Taktik, die Reformvorlagen erst kurz vor 
den Sessionsterminen einzubringen, nicht nur bei den Spaniern, 
sondern auch bei den Deutschen schweren Anstoß erregte, weil sie 
in dieser Taktik nicht ganz mit Unrecht eine Flucht vor der Reform 
sahen. In ihren Augen war Kirchenreform vor allem anderen Ein- 
schränkung der kurialen Ämter- und Finanzpraxis, und gerade die 
wollte Crescenzio im Auftrag des Papstes und wohl auch in innerer 
Übereinstimmung mit ihm dem Konzil entzogen wissen, darin 
weniger großzügig als Paul III. 

Dieses Unbehagen erklärt ein auf den ersten Blick überraschen- 
des Faktum: die regen, man darf sagen guten Beziehungen der 
deutschen Bischöfe zu den in Trient anwesenden Protestanten. Man 
lud sie häufig zum Essen ein und besprach mit ihnen ibr Anliegen. 
Bei solcher Gelegenheit sagte der Kölner einmal: ‚Wir Teutschen 
müßten zusammenthun“, ein andermal, als die Sachsen schon da 
waren: „Man müßte zusammenrucken und lugen, daß man Friede 
und Einigkeit im Reich machte‘2). Das war gewiß nicht nur kaiser- 
liche Politik, erst recht freilich keine deutsche Einheitsfront gegen 
die Romanen, aber doch eine aus den Umständen gut erklärliche 
Wallung des deutschen Nationalgefühls, dieman nicht übersehen darf. 

Die protestantischen Stände, politisch eingeschüchtert, in der 
Glaubensfrage aber festbleibend und immer fester werdend, hatten 
sich seit dem Reichstagsabschied fast ununterbrochen mit der 
Frage der Konzilsbeschickung befaßt. Das ist, wie ich wohl hier am 
Rande bemerken darf, eine der bedeutsamsten Erkenntnisse der 
letzten Jahre, daß die Konzilsfrage im ganzen Verlauf der deut- 
schen Reformationsgeschichte von beiden Seiten als zentrales und 
eben nicht nur als peripherisches Problem aufgefaßt wurde. Jetzt 
waren am aktivsten Herzog Christoph von Württemberg und die 
Reichsstadt Straßburg. Ihre Theologen hatten sich Anfang Mai auf 
einer Zusammenkunft in Dornstetten auf die von Brenz verfaßte 
Confessio Virtembergica geeinigt, es war aber nicht gelungen, Kur- 


de Grassis nach Trient führte, Conc. Trid. XI 696f., 729; Druffel, Beiträge I 
820ff. 

1) H. Jedin, Rede- und Stimmfreiheit auf dem Konzil von Trient: Hist. Jahr- 
buch 75 (1956) 73—93; die Stelle S. 82. 

2) H. Baumgarten, Sleidans Briefwechsel (Straßburg 1881) 197, 206. 
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sachsen und damit die Wittenberger für ein gemeinsames Bekennt- 
nis zu gewinnen. Die von Melanchthon entworfene Confessio Saxo- 
nica war von Anfang an nicht so wie die Virtembergica ausschließ- 


lich für die Vorlage auf dem Konzil bestimmt, sondern ‚an alle 
Menschen, so sie hören und lesen werden“, gerichtet!). Man scheute 
vor einer gemeinsamen Aktion zurück, um nicht beim Kaiser den 
Verdacht zu erregen, die Wiederbelebung des Schmalkaldischen 
Bundes zu betreiben. Diese Scheu erklärt auch die Tatsache, daß 
die Protestanten in Trient nicht kollektiv aufgetreten sind, sondern 
daß wir es nur mit den Delegationen einzelner Stände zu tun haben. 
Ihr Mißtrauen gegen das Konzil kam darin zum Ausdruck, daß sie 
zunächst nur Gesandte schickten, um das Terrain zu sondieren, 
noch keine Theologen. War dieses Mißtrauen berechtigt ? Welche 
Stimmung erwartete die Protestanten in Trient ? 

Wenn man Christoph von der Straßen, dem Gesandten 
Joachims II. von Brandenburg, glauben dürfte?), wäre Mitte Okto- 
ber 1551 eine starke und freudige Hoffnung auf ‚‚Vergleichung‘ und 
„Einigkeit‘‘ vorhanden gewesen; nach ihm bezeigten ‚alle Nationes 
Liebe und Geduld gegen die Protestantes‘‘. Die Schilderung ist 
zweifellos schönfärberisch und verfolgt den Zweck, die noch zurück- 
gebliebenen Stände zum Konzilsbesuch zu ermuntern und die bei- 
den Brandenburger Gesandten (der andere war Dr. Johann Hoff- 
mann) aus ihrer Isolierung zu befreien. Sie hatten sich in Sess. XIII 
vom ı1ı. Oktober dem Konzil unterworfen?) aus einem eindeutig 
politischen Motiv: Joachim II. wollte für seinen Sohn Friedrich die 
Konfirmation zum Erzbischof von Magdeburg erlangen, das nach 
langem Widerstand gegen das Interim eben vor der Kapitulation 
stand. Es war, wie man spottend sagte, eine Unterwerfung ‚,»on 
propter Jesum, sed propter Lazarum‘“. 

Dennoch ist Straßens Stimmungsbild nicht ganz verzeichnet. 
Zwar gab es, wie Vargas berichtet, in Trient Leute, die die Protestan- 
ten weder sehen noch hören wollten, und unter diese dürfen wir ohne 
Bedenken auch den Legaten rechnen; aber mindestens zwei Grup- 
pen erwarteten sie ohne Feindseligkeit, ja mit einer Mischung von 
Hoffnung, Neugierde und Furcht: die Spanier, die sich von ihnen 
Unterstützung in ihrem Kampfe um die Kirchenreform versprachen 
und durch sie die Kurie unter Druck zu setzen hofften, dann jene 
wenigen, die contra spem das Wunder der Union ersehnten, wie 
Wilhelm von Poitiers, der kaiserliche Gesandte für die Niederlande, 


!) Bizer, Confessio Virtembergica 9—32 gibt einen ins einzelne gehenden Be- 
richt über die Vorbereitung des Konzilsbesuchs. 

2) Druffel, Beiträge I 782 ff. 

8) Le Plat IV 265f. 
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oder etwa Julius Pflug. Fast allgemein war der Wunsch, Melanch- 
thon in Trient zu sehen, dessen Bücher viele Konzilsteilnehmer 
kannten und in dem man — freilich mit Unrecht — immer noch den 
Mann sah, mit dem sich reden ließe!). Adolf von Schaumburg nannte 
ihn und sogar den streitbaren Georg Maior „gute Männer‘'?). 

Sieht man von den Brandenburgern ab, so sind im ganzen drei 
protestantische Delegationen nach Trient gekommen: zuerst, am 
22. Oktober, die Württemberger Gesandten Hans Dietrich von 
Plieningen und Hans Heinrich Hecklin, an deren Seite einen Monat 
später zwei Theologen traten, Beuerlin und Neobulus, die jedes 
öffentliche Auftreten vermieden, aber in den Theologenkongrega- 
tionen fleißig mitschrieben. Sie brachten die Confessio Virtembergica 
mit und „Gravamina‘, eine Zusammenstellung der bekannten 
Konzilsbedingungen (Schriftprinzip, Ablehnung des Papstes und 
der Bischöfe als Richter im Glaubensstreit, die reassumptio der 
früheren Dekrete). Am 21. November folgte ihnen Johannes Slei- 
danus, der Geschichtsschreiber, als Vertreter der Stadt Straßburg 
und fünf anderer oberdeutscher Reichsstädte, dem sich erst sehr 
spät (am 18. März 1552) die Theologen Marbach und Söll anschlos- 
sen, um das inzwischen überreichte Bekenntnis notfalls zu ver- 
teidigen. Zuletzt, am 9. Januar 1552, trafen die Gesandten des Kur- 
fürsten Moritz von Sachsen ein, Wolfgang Koller und Dr. Leonhard 
Badhorn?). Die sächsische Theologengruppe, an ihrer Spitze Me- 
lanchthon, ist nicht bis Trient gekommen. 

Den Württembergischen Gesandten war ausdrücklich ver- 
boten, sich bei dem päpstlichen Legaten zu melden, — ganz folge- 
richtig; denn diese Meldung wäre implicite eine Anerkennung des 
päpstlichen Präsidiums gewesen. Umgekehrt kann es nicht ver- 
wundern, daß der Legat es ungehörig fand, daß eine Konzilsgesandt- 
schaft, die vom Konzil gehört werden wollte, sich monatelang in 
Trient aufhielt, ohne sich ihm, dem Präsidenten, vorzustellen. Die 
Württemberger verhandelten nur mit den kaiserlichen Oratores, 
von denen Graf Hugo von Montfort das Reich, Francisco de Toledo, 
der schon während der ersten Tagungsperiode zweiter Botschafter 
gewesen war, Spanien vertrat. Ihnen war die undankbare, nein un- 
lösbare Aufgabe zugefallen, das kaiserliche Konzilsprogramm zu 


1) Wenn sie die Confessio Saxonica läsen, meint Sleidan, würden sie anders 
denken, Baumgarten 219. 

2) Baumgarten 198. 

3) Über die Württemberger alles bei Bizer, Confessio Virtembergica 32 ff; die 
Berichte Sleidans bei Baumgarten 159—247; die Aufzeichnungen der Straß- 
burger Theologen Pol. Correspondenz V 307ff. Die Instruktion der Sachsen 
bei Druffel, Beiträge I 859f., ihre Berichte bei Druffel, Beiträge II 24f., 34 usf. 
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verwirklichen, und das hieß: Zwischen den beiden Parteien zu ver- 
mitteln. 

Auch jetzt wieder dürfen und müssen wir darauf verzichten, das 
ermüdende Hin und Her der Anfragen und Anträge zu verfolgen, 
die zwischen den protestantischen Gesandten, den Kaiserlichen 
Oratoren und den Konzilslegaten hin- und hergingen. Toledo vor 
allen gab sich redlich Mühe, beim Legaten zu erreichen, daß die 
Gesandten, dem Reichstagsabschied gemäß, vom Konzil empfangen 
und gehört würden. Am 24. Januar wurden die Württemberger und 
die Sachsen (nicht Sleidan) in der Generalkongregation vorgelassen; 
tags darauf erhielten sie ein neues, gegenüber dem früheren (in 
Sess. XIII gewährten) verbessertes Freigeleit, das dem des Basler 
Konzils für die Hussiten ähnelte, aber eben doch nicht alle prote- 
stantischen Forderungen erfüllte!). Wie so oft in der Geschichte der 
Diplomatie wollte man zugleich mit der Regelung der Formfrage 
entscheidende sachliche Konzessionen durchsetzen?). Umgekehrt 
ist es durchaus nicht unglaublich, was Sleidan berichtet, daß Cres- 
cenzio wegen seines Nachgebens gegen den Druck der kaiserlichen 
Botschafter einen Tadel des Papstes einstecken mußte: das Basler 
Konzil und der Basler Konziliarismus waren an der Kurie kaum 
weniger verabscheut als das Luthertum. 

Ich kann in der Beurteilung des zähen und erbitterten Ringens, 
das sich in jenen Wochen hinter den Kulissen des Konzils abspielte, 
Ernst Bizer durchaus beistimmen?): „Für die beiden kirchlichen 
Parteien handelte es sich um eine klare Prinzipienfrage, in der ein 
Nachgeben bedeutet hätte, sich selbst aufzugeben.‘‘ Damit ist in der 
Tat das Entscheidende gesagt. Aber eben gegen diese Einsicht, die 
das Todesurteil über die kaiserliche Politik seit dem Schmalkaldi- 
schen Kriege sprach, wehrte sich der Kaiser verzweifelt. Er war 
nach Innsbruck übergesiedelt, um dem Konzil näher zu sein, auf das 
sein ganzes Sinnen und Trachten gerichtet war; denn das Konzil 
hätte ja die Krönung seines Lebenswerkes bringen sollen. Er hörte 
nicht und wollte nicht hören, welche bedrohlichen Wolken sich in 
Deutschland zusammenbrauten; auch der Krieg gegen Frankreich, 
der infolge der Inschutznahme der Farnesen kaum noch vermeidbar 
war, war damals nicht seine erste, sondern nur seine zweite Sorge. 
Aber alles war vergebens. Die ganze Ausweglosigkeit der Situation 


!) Aufschlußreich der Bericht Sleidans vom 29. Januar 1551 bei Baumgarten 


209— 218. 
?2) Que el Papa se someto al Concilio, ist eine der beiden Bedingungen, die die 


sächsischen Gesandten den kaiserlichen Oratoren bei der ersten Zusammen- 
kunft stellen, CT XI 771. 
3) Bizer, Confessio Virtembergica 40. 
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in Trient wird in der Instruktion sichtbar, die Vargas am 30. Januar 
mit nach Innsbruck nahm, und aus dem Bescheid, den er von dort 
am 17. Februar zurückbrachte!). Was soll mit den Protestanten ge- 
schehen, die auf Antwort warten ? Was in der Reformfrage, wo sich 
der Papst entschieden gegen jeden Eingriff in die päpstlichen 
Rechte wehrt ? Wäre es nicht besser, das Konzil zu suspendieren ? 
Die einzige eindeutige Antwort des Kaisers ist: Auf keinen Fall 
Suspension! Was aber dann geschehen solle, weiß auch er im 
Grunde nicht anzugeben. Das Konzil glich damals einem gestran- 
deten Schiff, von dem eine Planke nach der andern durch die Wogen 
weggespült wird. Seit Anfang Dezember schon waren die Kurfür- 
sten von Mainz und Trier durch Nachrichten über Truppenbe- 
wegungen — die Vorbereitungen des Fürstenaufstandes und des 
kombinierten französischen Angriffs — schwer beunruhigt und zur 
Abreise entschlossen, die sich aber wegen des Widerstandes aus 
Innsbruck und Rom bis Mitte Februar (Isenburg am 16. II.) bzw. 
Anfang März (am ıı. III. Mainz und Köln) verzögerte. Ein deut- 
scher Bischof nach dem andern folgte ihnen, am 13. März auch die 
sächsischen Gesandten; Nausea war schon am 6. Februar gestorben. 
Die Württemberger und die Straßburger wurden am ı9. März 
Zeugen des Aufschubs der auf diesen Tag angesetzten Session ohne 
Bestimmung eines neuen Termins. Der Stillstand hatte seinen 
Grund allerdings nicht nur in der Ratlosigkeit, was zu geschehen 
habe. Die Hauptperson, der Legat Crescenzio, war krank — nicht 
an einer diplomatischen, sondern an seiner Todeskrankheit. Seit 
Ende März war er außerstande, als Präsident zu fungieren, am 
18. Mai starb er in Verona, genau einen Monat, nachdem der Vor- 
stoß der aufständischen Fürsten gegen Innsbruck die Auflösung des 
Konzils erzwungen hatte. 

Ehe wir das Fazit ziehen, bleibt noch eine Frage zu beantwor- 
ten. Eingestanden und zugegeben, daß die Kirchenspaltung auch 
durch die Teilnahme der Deutschen an der zweiten Trienter Tagung 
nicht mehr zu beseitigen war, weil diese überhaupt nur auf Grund 
einer von allen drei Seiten (Kaiser, Papst und Protestanten) mit- 
geschleppten Zweideutigkeit zustande kam: Mußte dieser erste und 
letzte Versuch einer Entscheidung des Religionszwistes durch das 
Konzil mit einem solchen Hiatus enden ? Konnte er, wenn nicht zur 
Einigung, so doch wenigstens zu einer Annäherung führen ? Wie ver- 
teilt sich die Schuld an diesem Ausgang ? 

Schon Zeitgenossen haben den Legaten schwer belastet?). 


1) CT XI 994— 1003. 
2) Vgl. H. Jedin, Ein spanischer Epilog zur Zweiten Tagungsperiode des 
Konzils von Trient: Gregorianum 31 (1950) 100—113, besonders 1o5f. Über 
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Aber man wird ihm zubilligen müssen, daß er in der Prinzipien- 
frage nicht anders handeln konnte, als er gehandelt hat, abgesehen 
vielleicht von der hinhaltenden Taktik, die die Protestanten so tief 
erbitterte, zu der ihn aber die Rücksicht auf den Kaiser zwang. Da- 
gegen wird man kaum leugnen können, daß ein größeres Entgegen- 
kommen in der Reformfrage zu einer begrenzten Auflockerung der 
Gegensätze beigetragen und das Argument: „Sie bleiben, wie sie 
sind‘‘, abgeschwächt hätte. Birkner ist zu dem Ergebnis gekommen, 
daß nicht persönliche Interesselosigkeit, sondern mangelnde Ein- 
sicht des an der Kurie großgewordenen Kardinals die Hauptschuld 
trägt; fügen wir hinzu: die Bindung an die Instruktionen Julius’ III. 

Auf der Gegenseite wird man Sleidan und den Württem- 
bergern, bei aller ihrer Intransigenz, die Toledo bisweilen zur Ver- 
zweiflung brachte, kaum einen Vorwurf machen können; sie fühlten 
sich durch ihr Gewissen gebunden. Anders liegt die Sache bei 
Moritz von Sachsen. Zwar scheint der schon in Trient geäußerte 
Verdacht, daß die Gesandten in die Verratspläne ihres Herrn ein- 
geweiht waren, kaum beweisbar; bestehen bleibt aber, daß seine 
Taktik, die Konzilsbeschickung, zu der er sich verpflichtet hatte, 
hinauszuzögern, durch sein Losschlagen im Frühjahr als Täuschung 
nicht nur des Kaisers, sondern auch des Konzils entlarvt wurde, 
und daß sie das Vertrauen in die Aufrichtigkeit der anderen 
Seite auch und gerade bei den Spaniern zerstörte: Poca verdad y 
astucias serpentinas — nicht die sonst ihnen nachgerühmten Eigen- 
schaften candor y sinceridad — hätten die Deutschen in Trient ge- 
zeigt. 

Die deutschen Bischöfe tragen keine Schuld am Mißerfolg. Sie 
waren von Anfang an mehr Objekt als Subjekt des Geschehens, und 
sie wären es auch dann noch gewesen, wenn der patriotische Adolf 
von Schaumburg und der Ireniker Pflug mehr Gleichgesinnte zur 


Seite gehabt hätten. 
* 


Wir können das kirchengeschichliche Fazit unserer Betrach- 
tung in zwei Punkten zusammenfassen: 
ı. Einmal mehr wird unwiderleglich demonstriert, daß die Kirchen- 
spaltung irreparabel geworden ist. Wie das Konzil und das hinter 
ihm stehende Papsttum die protestantischen Bedingungen nicht 
annehmen konnten, ohne sich selbst aufzugeben, so konnten die 
deutschen Protestanten sich dem Konzil nur dann unterwerfen, 
wenn sie auf das Schriftprinzip und die Ablehnung des päpstlichen 


Crescenzio vgl. J. Birkner, Kardinal Marcellus Crescentius: Röm. Quartal- 
schrift 43 (1935) 267—285, das von mir erwähnte Urteil Birkners S. 285. 
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Primates verzichteten. Das aber will sagen: der katholische Kirchen- 
begriff ist und bleibt der Stein des Anstoßes für die einen, Basis des 
Glaubens und Handelns für die anderen, — der trennende Graben. 
Zugleich offenbart sich in einer Klarheit, wie wir sie sonst selten in 
den Quellen selbst ausgesprochen finden, die Ambivalenz des Be- 
griffes Reformation. Aus seinen wiederholten Gesprächen mit Wil- 
helm von Poitiers, dem kaiserlichen Gesandten für die Niederlande, 
einem gelehrten und reformeifrigen Geistlichen, zieht Sleidan den 
Schluß: Multum est inter nostras et illorum reprehensiones (d.h. der 
Kirchenkritik) disceriminis!). Was jener Reform nennt, ist die Er- 
neuerung der Kirche auf der alten, katholischen Lehrgrundlage, 
also katholische Reform: es fehlt das für Sleidan wesentliche Ele- 
ment, die Umgestaltung der bisherigen Lehre und das Eingeständ- 
nis, sie sei Irrtum. Die kaiserlichen Oratoren hingegen gaben sich, 
wie derselbe Sleidan berichtet, immer noch der Täuschung hin, ‚ihre 
Sache und die unsere wären ein Ding‘. Damit berühren wir die 
zweite Folgerung. 

2. Der Kaiser hat zeit seines Lebens daran festgehalten, daß das 
lange geforderte große Reformkonzil, das die Reform der Christen- 
heit in Kirche und Reich zu bewerkstelligen und zugleich die Glau- 
benskontroversen zu entscheiden habe, ein gemeinsames Werk der 
beiden Häupter der Christenheit, des Papstes und des Kaisers, sein 
müsse. Die bitteren Auseinandersetzungen mit Clemens VII. und 
Paul III. über die Konzilsfrage wurzeln in dieser Auffassung. Im 
Jahre 1550 schien der Augenblick gekommen, sie zu verwirklichen: 
der neugewählte Papst vereinigte sich mit dem siegreichen Kaiser, 
die drei vornehmsten Bischöfe des Reiches und wenigstens ein Teil 
des Reichsepiskopates vereinigten sich mit Bischöfen aus Spanien 
und Italien zu dem großen Werk. Wie der Kaiser, so wurden auch 
sie enttäuscht, notwendigerweise enttäuscht. Das Konzil von Trient 
war nicht mehr — und konnte nicht mehr sein — jene Versammlung 
der ungeteilten Christenheit, geistlich und weltlich, wie das IV. Late- 
rankonzil oder auch noch das Konstanzer. Das Trienter Konzil war 
ein streng kirchlicher Akt, in dem die katholische Kirche sich auf 
ihre dringendsten religiösen Aufgaben zurückzog, durch Definition 
der Glaubenswahrheiten und durch Reform des kirchlichen Lebens 
den katholischen Besitzstand zu erhalten. Seit der Berufung 
Luthers nach Worms hatte sich die bis dahin gemeinsame Basis der 
Pyramide Kirche und Reich verschoben. Der Anfang vom Ende der 
christlich-abendländischen Völkergemeinschaft war gekommen. 


!) Baumgarten 219, die Äußerung der Oratoren 211. 








chen- 
is des 
aben, 
ten in 
s Be- 
_Wil- 


ande, 
ı den 
1. der 
e Er- 
lage, 
Ele- 
tänd- 
sich, 
„Ihre 
r die 


; das 
sten- 
slau- 
: der 
sein 
und 
. Im 
hen: 
iser, 
Teil 
nien 
uch 
-jent 
lung 
‚ate- 
war 
auf 
tion 


Jens 
ung 
der 
der 


17 


REGIERUNG UND PARLAMENT IN DER 
DRITTEN REPUBLIK 


VON 
RUDOLF VON ALBERTINI®) 


ANATOLE PREVOST-PARADOL, ein führender liberaler 
Publizist zur Zeit des Zweiten Kaiserreiches, schreibt in seinem 
Buch ‚La France Nouvelle‘: «La Revolution frangaise a fond& une 
societe, elle cherche encore son gouvernement.» Diese brillante 
Formulierung ist seither oft zitiert worden, weil sie blitzartig die 
grundlegende Frage aufleuchten läßt, vor die sich Frankreich im 
19. Jahrhundert gestellt sah: Welche politische Ordnung entsprach 
der nachrevolutionären französischen Gesellschaft!)? Welches 
politische Regime bot die Möglichkeit eines inneren Ausgleichs und 
der Stabilisierung? Die ständische Ordnung war ja seit 1789 nicht 
nur durchbrochen, sondern aufgelöst; man hatte die Gleichheit der 
Bürger vor dem Gesetz proklamiert und auch weitgehend verwirk- 
licht; korporative Bindungen bestanden nicht mehr und das Indi- 
viduum war freigesetzt; kommunale Körperschaften und provin- 
ziale Selbstverwaltung hatten — ausgehöhlt bereits durch den 
königlichen Absolutismus des Ancien Regime — einer konsequen- 
ten Zentralisierung weichen müssen, einer Zentralisierung, die zwar 
der Nation die innere Einheit und eine erstaunliche Durchschlags- 
kraft verlieh sowie eine moderne Administration ermöglichte, aber 
innere Sicherungen gelöst hatte und nicht mehr die politische Ein- 
ordnung des Bürgers in den kleinen, übersichtlichen Kreis der Ge- 
meinde und Provinz verbürgte. Welche Institutionen konnten in 
dieser bereits weitgehend demokratisierten Gesellschaft mit zen- 
tralistischer Ausrichtung die liberalen Freiheitsrechte garantieren, 
ohne in kurzer Zeit zu entarten und einen neuen Umsturz herauf- 
zubeschwören? — dies war die grundlegende Frage, mit der sich 
bereits Benjamin Constant und Royer-Collard, dann mit besonderer 
Intensität Alexis de Tocqueville und Prevost-Paradol, aber auch 
der liberale Katholik Montalembert auseinandergesetzt haben. 
Schrittweise die notwendigen Anpassungen vorzunehmen, wie es 


*) Erweiterte Fassung einer Antrittsvorlesung an der Universität Heidelberg. 


!) Allgemein zu dieser Fragestellung Werner Conze, Staat und Gesellschaft 
in der frührevolutionären Epoche Deutschlands. HZ Bd. 186/ı (1958), S. ıf. 
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der englischen Führungsschicht mit sicherem Instinkt und im Ver- 
trauen auf die Tragfähigkeit ihrer traditionellen Institutionen ge- 
lungen ist, hat Frankreich nicht vermocht: einige Versuche, einen 
Modus vivendi zu finden und die mannigfachen und tiefgreifenden 
Gegnerschaften durch rechtzeitige Konzessionen zum Ausgleich zu 
bringen, sind jeweils nach kurzer Zeit gescheitert. 

Hält man rückblickend nach Elementen Ausschau, die in dieser 
wirren Fülle aufeinanderfolgender und ganz verschiedenartiger 
Regimes verbindende Glieder darstellten und sich so als die not- 
wendigen Voraussetzungen für eine haltbare staatliche Ordnung 
herauskristallisierten, so wird man auf zwei Dinge hinweisen müs- 
sen: Einmal auf das allgemeine Stimmrecht, das sich in Frankreich 
früher als bei den anderen europäischen Großmächten durchgesetzt 
hatte und fortan zweifellos für die Legitimation und Stabilisierung 
eines politischen Regimes notwendig war. Nach der Großen Revolu- 
tion und den explosiven Erfahrungen mit dem Zensuswahlsystem, 
nach der 48er Revolution und dem Kaiserreich Napoleons III., der 
bekanntlich ebenfalls mit dem allgemeinen Stimmrecht gearbeitet 
und seine Macht plebiszitär abzustützen versucht hatte, konnte die 
Demokratisierung der politischen Willensbildung nicht mehr rück- 
gängig gemacht werden. 

Aber auch die Parlamentarisierung war nicht mehr zu umge- 
hen, also die Bestellung der Regierung durch das Parlament und 
die Verantwortlichkeit der Regierung gegenüber dem Parlament. 
Die Parlamentarisierung war in der Revolution eingeleitet worden, 
hatte sich im Julikönigtum schrittweise eingebürgert, war in der 
Zweiten Republik, wenn auch in anderer Form, Selbstverständlich- 
keit gewesen und fand schließlich sogar im autoritären Kaiserreich, 
kurz vor Ausbruch des deutsch-französischen Krieges, Eingang. 

Die Dritte Republik, die am 4. September 1870 ausgerufen 
wurde, mußte also wohl — wenn sie überhaupt eine gewisse Festig- 
keit gewinnen sollte — die demokratische Wahl und die parlamen- 
tarische Regierungsweise übernehmen. Beide waren nicht mehr 
Forderungen spekulativer Staatstheorie; sie hatten sich nach und 
nach durchgesetzt und fanden ihre Entsprechung und ihren Rück- 
halt in der nachrevolutionären, egalitär-zentralistischen, bäuerlich- 
kleinbürgerlichen Gesellschaftsstruktur Frankreichs. Nur so kön- 
nen wir verstehen, daß sich die parlamentarische Demokratie nach 
1870 schnell eingebürgert und sich zudem als erstaunlich dauerhaft 
erwiesen hat. Diese Stabilität des Regimes ist dabei um so auffallen- 
der, als sie ja mit der Instabilität der einzelnen Kabinette in so 
eklatanter Weise kontrastiert. Noch unentschieden allerdings war 
1870/71 die Frage, ob die parlamentarische Demokratie ein könig- 
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n Ver- liches Oberhaupt haben oder Republik sein, ob das Schwergewicht 
en ge- bei der Exekutive oder bei der Legislative liegen solle, ob sich also 
einen mehr die liberale oder die demokratische Tendenz behaupten und 
enden # dem Regime ihr Gepräge geben werde. 
ich zu Die Jahre 1871—ı1879 — von der Wahl der Nationalversamm- 
lung bis zum Rücktritt MacMahons — standen im Zeichen dieser 
dieser Auseinandersetzung. Ähnlich wie die Weimarer Republik war auch 
rtiger die Dritte Republik von einer oppositionellen Minderheit vorwie- 
° not- gend städtischer Provenienz erzwungen worden, und zwar als 
Inung Folgeerscheinung einer militärischen Niederlage. Die ersten allge- 
müs- meinen Wahlen ergaben denn auch eine eindeutig monarchistische 
reich f Mehrheit — die Republik brauchte Zeit, um sich durchzusetzen und 
esetzt | als neue legitime politische Ordnung anerkannt zu werden!). Die 
erung Verfassungsgesetze von 1875 müssen als Ergebnis monarchistischer 
volu- Konzessionen an republikanische Forderungen, und vor allem als 
stem, Kompromiß zwischen konservativ-liberalen Bestrebungen und 
., der einem eindeutig demokratischen Credo, verstanden werden?). Die 
beitet unter sich uneinigen Monarchisten suchten nach einem Ausweg; 
'e die aus dem bisherigen Provisorium wollte man herauskommen, ohne 
rück- sich jedoch den Weg zur späteren Restauration zu verbauen. Der 
Linken lag daran, die demokratisch-parlamentarische Grund- 
mge- struktur und auch den Namen ‚Republik‘ verfassungsmäßig fest- 
und gelegt zu wissen. Hier hat Gambetta die notwendige taktische 
nent. Schwenkung durchgeführt und in die Schaffung einer Zweiten 
rden, Kammer eingewilligt, obschon dies der republikanischen Tradition 
ı der zuwiderlief und dann auch von der radikalen Linken Clemenceaus 
lich- sogleich gegen Gambetta und die sogenannten Opportunisten ausge- 
eich, wertet wurde®). Ein Senat, der die orleanistische Pairskammer 























w. !) Neben den allgemeinen Werken zur Geschichte der Dritten Republik neuer- 
En dings auch: Jacques Gouault, Comment la France est devenue re&publicaine, 
süg- Cahiers de la Fondation Nationale des Sciences Politiques Nr. 62. Paris 1954. 
nen- ®) Der Radikalsozialist Pelletan schildert in der Kammer am 6. Nov. 1909 
nehr die damalige Stimmung im Lager der Republikaner: ‚J’ai vu &tablir dans 
und l’Assembl&e nationale les grands traits de l’organisation constitutionnelle 
ück- sous laquelle nous vivons encore; je sens revivre en moi les angoisses que 
lich- nous avons traversees dans ces grands corridors blancs de Versailles; je me 
ön- rappelle ces jours pathetiques, je me rappelle et je vois encore comment on 
Lach a fait la Republique, & une voix ... nous avions en face de nous des monar- 
haft chistes, qui etaient obliges par la force des choses ä renoncer au regime de 
len. leur choix; c’est alors qu’ils nous offrent une constitution r&publicaine faite 
sur un plan monarchique.‘ Zit. bei Joseph Barthelemy, Precis de Droit 
1 50 constitutionnel, Paris 1932, S. 23. 
war ®) Die letzte Manifestation der Radikalen Clemenceaus gegen den Senat 
nıg- erfolgte im März 1894. Unterdessen hatten sie selbst in der Zweiten Kammer 
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ersetzen sollte, und damit das Zweikammersystem, entsprach jener 


konservativ-liberalen Gruppe, die in der Nachfolge Tocquevilles, 
Prevost-Paradols, Victor de Broglies und Laboulayes der traditio- 
nellen Frage Monarchie—Republik nicht mehr die alte Bedeutung 


beimaß und sich mit einer Republik abzufinden bereit war, sofern 


in deren Verfassung konservative Elemente eingebaut wurden. Mit 
dem berühmten Amendement „Wallon‘‘, das am 30. Januar 1875 
von der Nationalversammlung mit 353 gegen 352 Stimmen ange- 
nommen wurde, hat sich dieser Übergang eines an sich orleanistisch 
gesinnten Bürgertums zur konservativ orientierten Republik voll- 


zogen!). Demgemäß sollte das Schwergewicht des nun installierten 
Regimes nicht beim Parlament, sondern bei der Exekutive liegen; 
der Kammer als souveräner Volksvertretung — mit ihrer angeblich 
unausweichlichen Tendenz zur revolutionär-demokratischen As- 


sembl&e — waren Schranken gesetzt worden. Der dualistische Par- 
lamentarismus orleanistischer Prägung und eine deutliche ‚s&para- 
tion des pouvoirs‘ entsprachen diesem konservativ-liberalen An- 
liegen und richteten sich gegen eine weitere Demokratisierung und 
die gefürchtete Möglichkeit einer uneingeschränkten Herrschaft der 
Kammer. Die Autorität des Präsidenten der Republik mit seinen 
weitgehenden Kompetenzen knüpfte ebenfalls an das Julikönigtum 
an; er sollte nicht nur repräsentatives Staatsoberhaupt sein, son- 
dern wirklich als Chef einer tatkräftigen und bis zu einem gewissen 
Grade unabhängigen Exekutive fungieren, zudem mit ausreichen- 
den Vollmachten ausgestattet, um der Kammer notfalls Widerstand 
leisten zu können. Einzig eine solche Regelung schien dem parla- 
mentarischen System liberaler Prägung zu entsprechen. 

Es ist also nicht so, daß die Verfassung der Dritten Republik 
die Herrschaft der Kammern von vorneherein festgelegt hätte. Die 
‚Republikanisierung‘ der Verfassung erfolgte in der harten politi- 
schen Auseinandersetzung der Jahre 1875—77/79. Hier bedeutete 
wohl der berühmte 16. Mai 1877 den Wendepunkt. Der damalige 
Präsident der Republik, Marschall MacMahon — man möchte ihn 
mit Hindenburg, dem anderen Platzhalter einer Restauration, ver- 
gleichen —, erzwang die Auflösung der Kammer, um sich unter 


Einsatz aller ihm zu Gebote stehenden Mittel eine gefügige Kammer- 
mehrheit zu schaffen. Sein Versuch mißlang jedoch, da — vor allem 
dank der Anstrengungen Gambettas, des ‚commis voyageur de la 


wichtige Positionen besetzt, Clemenceau wurde später Senator! Die Soziali- 
sten übernahmen diese Opposition gegen den Senat, ohne jedoch einen 
wesentlichen Programmpunkt daraus zu machen. Barthel&my a. a. O. S. 199. 
1) Ausführliche Darstellung der ‚transaction liberale‘ bei Marcel Pre&lot, 
Precis de droit constitutionnel, Paris 1948, S. zo8ff. 
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stpublique‘ — der republikanisch-demokratische Gedanke bereits 
weitere Volkskreise erfaßt und sich auch in der Provinz festgesetzt 
hatte. Gleichzeitig ließ der ‚Staatsstreich‘ vom 16.Mai 1877 die 
republikanische Idee noch stärker hervortreten und vertiefte damit 
den Konflikt zwischen ‚Droite‘ und ‚Gauche‘. Erstmals ist hier die 


‚Defense Republicaine‘ in Aktion getreten, die in der Folgezeit — 
insbesondere bei Wahlen und öffentlichen Manifestationen — in 
der Ideologie des republikanischen ‚militant‘ eine große Rolle ge- 
spielt hat. 


Die Funktionsweise der Verfassung von 1875 allerdings hat 


sich in wenigen Jahren wesentlich gewandelt ; Marcel Prelot spricht 
geradezu von einer neuen Konstitution, der ‚constitution Grevy‘}). 
Als Exekutive traten nun immer mehr Ministerpräsident und Kabi- 
nett in Erscheinung, obschon beide Instanzen in der Verfassung 


gar nicht vorgesehen waren; zudem verlor die Exekutive ihre wirk- 


samste Befugnis, um sich dem Parlament gegenüber eigenständig 
zu behaupten: das Recht zur Kammerauflösung. Dieses Recht 
erschien fortan als ein Restbestandteil monarchistischer und damit 


‚raktionärer‘ Gesinnung und Absichten, als Werkzeug, um dem im 


Parlament verkörperten Volkswillen entgegentreten zu können. 
Die verfassunggebende Nationalversammlung hatte in der Tat an 
eine solche Möglichkeit und an diese Funktion gedacht; durch das 
Recht der Kammerauflösung sollte die Exekutive, vorzüglich der 
Präsident der Republik oder später der restaurierte Monarch — mit 


Zustimmung des ebenfalls als konservative Institution gedachten 
Senats — einen Druck auf die Deputiertenkammer ausüben, bei 
Spannungen zwischen Parlament und Kabinett eingreifen und das 
Volk zur Entscheidung — durch Neuwahlen — aufrufen können. 
Daß gerade darin auch ein durchaus demokratisches Element lag 
(‚Das Volk soll entscheiden‘), wurde übersehen, weil solch ein 
plebiszitär-demokratisches Vorgehen dem Selbstbewußtsein der 
Kammer und dem republikanischen Credo zu widersprechen schien. 
Jules Ferry allerdings hat 1884 den demokratischen Charakter der 
Kammerauflösung noch anerkannt?), wie andererseits gerade Ferry 


I) Precis, a. a. O., S. 231. 

?) Inder Kammer am 3. Juli 1884: „‚Tout le monde a reconnu, que, dans un 
gouvernement democratique fond& sur l’action combin&e des deux chambres, 
qui necessite un appel supr&me, c’est-ä-dire un appel au suffrage universel. 
Et quand on traite ce droit de dissolution comme une institution monarchique, 
comme une tendance despotique, je suis plus port€ & y voir une garantie pour 
la volonte nationale, une occasion pour le peuple, qui est le veritable maitre, 


de trancher un conflit dans lequel est engag& le pouvoir auquel il a remis sa 
delegation temporaire.‘‘ Zit. Ren& Bloch, Le regime parlementaire en France 


sous la troisitme R&publique, These, Paris 1905, S. 25. 
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über ein starkes exekutives Bewußtsein, den Willen zur politischen 
Führung durch die Regierung, verfügte. Bereits der Nachfolger 


MacMahons jedoch, Jules Grevy, erklärte bei seiner Wahl aus- 


drücklich, er werde sich ganz den Kammern unterwerfen und jeden 


Konflikt vermeiden!); er verzichtete also von vorneherein auf die 
ihm verfassungsrechtlich zustehende Kompetenz, verbaute sich die 
eigenen Möglichkeiten und verstärkte damit die Stellung der Kam- 


mern. Bezeichnenderweise war es Jules Grevy gewesen, der 1848, 
anläßlich der Verfassungsdiskussion der Zweiten Republik, die 


Institution des Präsidenten der Republik abgelehnt hatte?); man 
konnte daher nicht erwarten, daß er diese Institution ausbauen und 
dem republikanischen Regime anpassen würde. Der Präsident der 


Republik wurde damit immer mehr zur repräsentativen Figur, ähn- 
lich dem Monarchen in der parlamentarisierten Monarchie. Man 


wird allerdings beifügen müssen, daß sein faktischer Einfluß auf 
das politische Geschehen größer gewesen ist, als gemeinhin ange- 
nommen wurde. Diesen Einfluß konnte er insbesondere bei der 


Designierung des Ministerpräsidenten geltend machen. Wenn sich 


in England das ungeschriebene Gesetz ergab, daß der Führer der 
Mehrheitspartei Anwärter auf diesen Posten wurde, so war dies in 
Frankreich nur bedingt möglich, weil Koalitionsregierungen und 
schwach organisierte Parteien einen recht weiten Spielraum ge- 
währten. Bereits Jules Grevy z. B. hatte Gambetta, den Führer der 


republikanischen Mehrheit im Parlament, planmäßig übergangen 
und ihn erst 1882 designiert, als ein Scheitern des großen Politikers 
vorauszusehen war. Poincare seinerseits hat sich so lange als mög- 
lich gegen die Ministerpräsidentschaft Clemenceaus gesträubt. Der 
Präsident der Republik war zudem bei Kabinettssitzungen an- 
wesend und konnte hier beeinflussend und beratend mitwirken; so 
verkörperte er bei dem häufigen Wechsel in der Regierung ein 
Element der Kontinuität, und seine Funktion bestand denn auch 
darin, ausgleichend zu wirken und Spannungen innerhalb der je- 
weiligen Kabinette überbrücken zu helfen. In die Außenpolitik 
haben sich einige Präsidenten recht erfolgreich eingeschaltet (z. B. 
Grevy, Poincare, Millerand). Wieweit ein solcher Einfluß reichen 
konnte, hing allemal nicht so sehr von den Möglichkeiten ab, die 
dem Inhaber dieses Amtes durch die Verfassung gegeben waren, 
als vielmehr von seiner Persönlichkeit. Und das hat die Parlamen- 
tarier konsequenterweise dazu geführt, auf die Wahl eines nicht 


1) Message vom 6. Februar 1879: „... soumis avec sincerite ä la grande loi du 
regime parlementaire, je n’entrerai jamais en lutte contre la volont& natio- 
nale exprim&e par ses organes constitutionnels.‘ 

2) Barthelemy, Precis S. 310. 
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allzu energischen und nicht allzu prifilierten Kandidaten bedacht 
zu sein (‚Votons pour le plus b£te‘); starke Anwärter sind mehrmals 






olger 

aus- durchgefallen?) ! Da die vereinigten Kammern den Präsidenten der 
eden f Republik wählten, konnten sie auch hier ihren Willen zur Geltung 
f die bringen und sich eine weitgehende Entscheidungsfreiheit sichern. 
h die Das Schwergewicht lag fortan ganz beim Parlament, die Regie- 
<am- rung wurde eine Regierung durch das Parlament?). Die revolutio- 





































1848, när-republikanische Tradition des ‚Gouvernement d’Assemblee‘ 
‚ die setzte sich durch, eingeschränkt allerdings durch die Existenz eines 
man Präsidenten der Republik und des Senats?). Im Parlament schien 
und die Volonte generale verkörpert zu sein; der Abgeordnete konnte 
t der sich nicht nur als Repräsentant des Volkes, sondern geradezu als 
ähn- lebendiger Träger des Gemeinwillens fühlen und demgemäß han- 
Man deln. Einzig und allein das Parlament, vorzugsweise im Einkammer- 
auf system, vertrat das Volk und durfte sich als souveräne staatliche 
nge- Gewalt ausgeben. Jeglicher Dualismus wurde abgelehnt. Aber auch 
der Elemente plebiszitärer Demokratie schienen — trotz Rousseau und 
sich seinem Demokratiebegriff — mit dem republikanischen Gedanken 
der unvereinbar zu sein. Volkswahl des Präsidenten der Republik etwa, 
sin Referendum, Kammerauflösung im Sinne einer Appellation an das 
und Volk, aber auch die Benutzung moderner Nachrichtenmittel durch 
ge- Regierungsvertreter wurden mit bonapartistischen Methoden in 
der Verbindung gebracht und somit der antirepublikanischen Tradition 
gen zugeordnet. So ergab sich die eigenartige Situation, daß ausgerech- 
xers net die demokratische Dritte Republik die unmittelbare Mitwirkung 
1ög- des Volkes, der weiteren Öffentlichkeit an der politischen Willens- 
Der bildung und Entscheidung außerhalb der Legislativwahlen so viel 
an- wie möglich auszuschalten suchte. Zwischen Volk und Regierung 
; so schob sich das Parlament ein, gewissermaßen als Sachwalter der 
ein Rechte und Freiheiten des Volkes; im übrigen behielt es sich die 
uch Entscheidung vor. Dies hat zweifellos zu einer gewissen ‚Oligarchi- 
je- sierung‘ geführt, zu einer gewissen Immunisierung gegenüber den 
itik !) Nicht Jules Ferry, sondern Sadi Carnot; nicht Clemenceau, sondern 
B. Deschanel; nicht Briand, sondern Doumer! Dazu: Adrien Dansette, Histoire 
ıen des Presidents de la Republique. Paris 1953. 
die 2) Carl J. Friedrich, Der Verfassungsstaat der Neuzeit, Berlin 1953, S. 390. 
en, ®) „Elle (die franz. Tradition) a voulu que le gouvernement ait son centre 
en- dans le pouvoir legislatif. La Convention a paru cr&eer le gouvernement 
cht d’Assemblee, ce n’&tait ä la verit€ qu’une apparence, mais cette apparence a 
donn& naissance & un mythe singuli&rement fort. On a vu dans la Convention 
du le prototype du gouvernement d’Assemblee et on a fait de celui-ci l’id&al de la 
tio- democratie.‘‘ Emile Giraud, Le pouvoir ex&cutif dans les democraties d’Eu- 





rope et d’Am£rique, Paris 1938, S. 169. Dazu auch: Paul Bastid, Le Gouver- 
nement d’Assemblee, Paris 1956, S. 215f., 337f. 
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wechselnden Strömungen innerhalb der öffentlichen Meinung und 
zu einer Entfremdung zwischen Parlament und Volk. Im Zeichen 
einer institutionellen Krise, in einer Periode äußerer oder innerer 
Schwierigkeiten konnte ein wenig sichtbares, aber in recht weiten 
Volkskreisen verbleibendes Mißtrauen gegenüber dem parlamen- 
tarischen Personal und gegenüber einem parlamentarischen System, 
das die Volonte generale gewissermaßen mediatisierte, in Erschei- 
nung treten und aktiviert werden. Insbesondere durch den Bona- 
partismus mit seinem plebiszitär-autoritären Programm, dessen 
Filiation wir innerhalb der Dritten Republik vom Boulangismus 
über den Nationalismus von Maurice Barres bis zu den Ligen der 
2oer und 30er Jahre deutlich verfolgen können. 

Der Wille zur Verteidigung parlamentarischer Prärogativen 
und die Gewißheit, in einer Demokratie Träger der politischen Ent- 
scheidung zu sein, waren echt und müssen ernst genommen werden. 
Sie entsprangen dem Emanzipations- und Freiheitsanspruch des 
Republikanismus, der sich gegen alle Tendenzen obrigkeitsstaat- 
licher Bevormundung auflehnte und sich zu ständiger Wachsam- 
keit genötigt fühlte. Sie gaben zudem eine gerade dem parlamenta- 
rischen Regime so notwendige Basis und erleichterten im Notfalle 
die ‚defense republicaine‘. Das Mißtrauen gegenüber der Exeku- 
tive hat andererseits dazu geführt, das Wesen und die Funktion der 
staatlichen Gewalt und Autorität und ihre Notwendigkeit — auch 
in der demokratischen Republik — zu verkennen; die eigene 
Aktionsfähigkeit wurde zudem geschwächt und die Stabilität des 
Regimes in Frage gestellt. Ja, man wird sagen dürfen: Gerade der 
oft bemühte Versuch, sich gegen den Bonapartismus abzugrenzen 
und in allen Bestrebungen zur Stärkung der Regierung nur autori- 
täre Herrschaftsabsichten zu sehen, hat dem Bonapartismus er- 
laubt, sich immer wieder zu erneuern, und sich zur Rettung staat- 
licher Autorität und angeblich verletzter nationaler Interessen an- 
zubieten! 

Straffe Führung durch das Parlament wäre möglich gewesen 
im Zweiparteiensystem englischer Prägung — mit der direkten Ver- 
bindung zwischen Mehrheitspartei und Regierung —, oder mit einer 
Koalition organisierter und disziplinierter Parteien, die, durch ein 
konkretes Arbeitsprogramm verbunden, einer von ihnen in den 
Sattel gehobenen Regierung einige Entscheidungsfreiheit gelassen 
und sie gegen die Opposition unterstützt hätte. In der Dritten Repu- 
blik ist es bekanntlich zu einem solchen parlamentarischen System, 
das starke Parteien voraussetzt, nicht gekommen. Die durch- 
organisierte und disziplinierte Partei stand nicht im Einklang mit 
einer angeblich revolutionären Tradition, die zwischen Bürger und 
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Diensten 


Parlament keine Zwischenglieder anerkannte; sie widersprach vor 
allem der in Frankreich so ausgeprägten individualistischen Ge- 
sellschaftsstruktur und Geisteshaltung, die sich gegen jede Einglie- 
derung, Disziplinierung und Bevormundung so lange wie möglich 
zur Wehr setzte, und dies besonders im politischen Bereich, wo 
Freiheits- und Unabhängigkeitsanspruch zur Geltung gelangt. Der 
Philosoph Alain, der diese Haltung des ‚citoyen contre les pouvoirs‘ 
am eindruckvollsten formulierte, hat sich denn auch scharf und 
spöttisch gegen Parteien ausgesprochen!). Die bürgerlichen, mehr 
rechts stehenden Gruppierungen haben auf die Bezeichnung Partei 
von vornherein verzichtet, und nur die Sozialisten verfügten vor 
1914 über eine Massenpartei; aber selbst diese war viel kleiner, 
innerlich viel weniger straff organisiert und diszipliniert als etwa die 
deutsche Sozialdemokratie. 

In ihrer frondierenden Skepsis gegenüber organisierten und 
disziplinierten Parteien waren sich Parlamentarier und Wähler 
zweifellos einig. Der Bürger in der Provinz wollte nicht einen Par- 
teivertreter als Abgeordneten, sondern ‚seinen Depute‘, den er 
persönlich kannte. Der Depute wurde gewählt und nach Paris ent- 
sandt, nicht so sehr, um dort eine Regierung mit bestimmter partei- 
politischer Färbung zu bilden und zu unterstützen, sondern um als 
Interessenvertreter seiner Wähler zu fungieren und als mißtrau- 
ische Kontrollinstanz gegenüber jeder Regierung und Administra- 
tion. Im Parlament und bei den Verwaltungsbehörden hatte der 
Depute die persönlichen Anliegen seiner Wähler zur Geltung zu 
bringen; auch in die Ämterverteilung und selbst in die Ernennung 
von Präfekten und Subpräfekten hat er sich einzuschalten verstan- 
den. Dabei darf hier keineswegs nur an Korruption gedacht werden 
— die wohl eine kleinere Rolle gespielt hat, als gemeinhin angenom- 
men wurde und wird — sondern eher an ein unmittelbares und auch 
nützliches Gegengewicht zur administrativen Zentralisierung. Durch 
die Einschaltung des Depute wurde die Distanz von der Provinz zur 
fern liegenden Hauptstadt überbrückt, wurde ein Element persön- 
licher Fühlungnahme, persönlicher Kontrolle eingefügt, das dem 
Bürger die Überzeugung geben konnte, trotz übermäßiger Zentrali- 
sation die Möglichkeit eines Einflusses zu behalten und im indivi- 
duellen Bereich und Anspruch nicht allzu sehr eingeengt zu sein?). 


ı)Z.B. am 14. Juli 1914: „Si les partis ainsi organises ont presque tout 
pouvoir pour &chapper ä la pression des @lecteurs, et tromper leurs esp£- 
rances, est-ce juste‘‘ ? Politique, Paris 1952. S. 41. 

2) Andre Philip schrieb 1939: „‚Chose curieuse, j’ai constate que 90% des 
demandes que je regois sont l&gitimes ... Le d&put& avec le scrutin d’arron- 
dissement et le contact personnel qui l’unit ä ses Electeurs, accomplit ains 
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Paris, Verwaltungsbehörden, Regierung blieben eine wesentlich 
feindliche Welt, der man nur mit zurückhaltender Vorsicht begeg- 
nen durfte — ein anonymer Machtbereich, der die Tendenz zur An- 
massung und Ausweitung hatte und zudem in mannigfacher Weise 
mit den überlieferten und oft antirepublikanisch eingestellten Auto- 
ritäten der Armee, der Kirche und des Reichtums verfilzt war. Der 
freiheitlich-demokratische Aspekt dieser Haltung darf daher nicht 
übersehen werden, obschon die vielfältige Einflußnahme des De- 
pute in der Provinzverwaltung und Paris sehr fragwürdige Er- 
gebnisse zeitigen konnte: Vergünstigungen, Absprachen, Infrage- 
stellung der regulären Verwaltungsarbeit, Tendenz zu einem System 
der ‚combinaisons‘, zur Schwächung der Autorität und ‚Überpar- 
teilichkeit‘ der Staatsgewalt. 

Die französische Partei bleib — mit Ausnahme der sozialisti- 
schen — Honoratiorenpartei im Sinne von Max Weber. Nationale 
Parteiorganisationen bestanden bis in die ersten Jahre des 2o. Jahr- 
hunderts überhaupt nicht; und auch dann handelte es sich nicht um 
festgefügte Organisationen mit klarem Instanzengang, konsequen- 
ter Mitgliederwerbung und ausgebauter Parteibürokratie. Der Abge- 
ordnete stützte sich in seinem Arrondissement auf ein Comite — 
zusammengesetzt aus Honoratioren der jeweiligen Parteianhänger- 
schaft —, das insbesondere bei Wahlen in Funktion trat, seinen 
Kandidaten bestimmte und ihm elektiven Beistand leistete. Fak- 
tisch aber focht der Anwärter seinen Wahlkampf alleine durch. 
Übergeordnete Organisationsstufen — auf Departements- und natio- 
naler Ebene — wirkten mehr koordinierend; der jährliche Partei- 
kongreß nahm zu den politischen Tagesfragen Stellung und sollte 
gleichzeitig propagandistisch wirken; das Comite executif war eher 
beratende Instanz — jedenfalls waren die Deputes keineswegs strikt 
an seine Mehrheitsentscheidung gebunden. Auch die Fraktion im 
Parlament konnte keine Entscheidung erzwingen. Im Vergleich 
jedoch etwa zu den Honoratiorenparteien im Vorkriegsdeutschland 
wäre wohl darauf hinzuweisen, daß das Schwergewicht der fran- 
zösischen Partei beim Comite, im Wahlkreis, bei den Wählern lag. 


une v£ritable fonction de service social, et je ne crois pas m’ötre tellement 
trompe lorsqu’un jour dans ma conversation, pensant & ma circonscription, 
j’ai laisse &chapper ce mot ‚ma paroisse‘‘, zit. Robert Pelloux, Le citoyen 
devant l’&tat, Paris 1955, S. 45. Es ist bezeichnend, daß 1958 das Urteil von 
Philip über die gleiche Situation ausgesprochen negativ ausfällt. Er weist 
allerdings darauf hin, daß diese Bindung des De&pute an den Wahlkreis Folge 
der Zentralisation und nicht zu vermeiden sei, solange diese administrative 
Zentralisation bestehe. De la IVe ä& le Ve Republique, in: Cahiers de la 
Republique 1958/14, S. 13. 





Die 7 


ware 
ment 
ausg' 
die \ 
fran: 
nen 

schri 
könr 
weni 
Verp 
Abgı 
mun 
Parl 
gesc! 
staat 
liche 
Inte 
zent 
Pro 
falle 
nich 
gebı 
—} 
wiec 


) B: 
des < 
ne p: 
tend 
S. 46 
9. 
Poin 
vote 
penc 
den 
le sy 
3) Aı 
date 
den 
Pari 
u) a 
pret 
leur 
l’Ou 





nent 
tion, 
)yen 

von 
yeist 
olge 
tive 
e la 


Regierung und Parlament in der Dritten Republik 27 





Die Tätigkeit und der Aufbau der liberalen Parteien in Deutschland 
waren wesentlich vom Parlament aus zu verstehen, auf das Parla- 
ment ausgerichtet: Die Fraktionsdisziplin galt in mehr oder weniger 
ausgeprägtem Maße, während auf die lokale Parteiorganisation und 
die Wähler bedeutend weniger Rücksicht genommen wurde. Der 
französische Depute hingegen wurde ständig vom Comite und sei- 
nen Wählern kontrolliert. Der Kontakt durfte nicht abreißen — 
schriftlich wie persönlich mußte der Abgeordnete erreicht werden 
können; häufige Rückkehr in den Wahlkreis hatte zu erfolgen, 
wenn möglich über das Wochenende. Im Laufe der Jahre ist diese 
Verpflichtung zudem noch deutlicher hervorgetreten!). Wollte der 
Abgeordnete also wiedergewählt werden, so mußte er die Stim- 
mung im Wahlkreis berücksichtigen. Seine Stellungnahme im 
Parlament mußte im Hinblick auf den Wahlkreis stattfinden und 
geschah oft ohne Rücksicht auf Regierungsstabilität und gesamt- 
staatliches Interesse. Vor allem konnten natürlich bei wirtschaft- 
lichen Fragen die spezifische Struktur des Wahlkreises und die 
Interessen der Wähler nicht übersehen werden?). Ausgerechnet im 
zentralistischen Frankreich also sind die besonderen Interessen der 
Provinzen, der lokalen Bereiche, der einzelnen Wählergruppe auf- 
fallend wirksam geworden. Der französische Abgeordnete war zwar 
nicht gebunden an einen bestimmten Auftrag?), er war auch nicht 
gebunden an extraparlamentarische Beschlüsse von Parteigremien 
— hingegen vielfach gebunden an die bei den nächsten Wahlen 
wieder aktivierte Entscheidungsbefugnis seiner Wähler®). Und man 


!) Barthelöemy, Essai S. 31. Auch Maxime Leroy: ‚„Aujourd’hui, l’influence 
des d&putes a besoin d’un perp6tuel renouvellement; bien rares sont ceux qui 
ne passent pas le samedi et le dimanche dans leur circonscription‘ in: Les 
tendances du Pouvoir et de la libert& en France au XXe siecle; Paris 1937. 
$. 49 Anm. 20. 

2) „Un Poincariste fervent me disait qu’il n’aurait pas hesite & renverser 
Poincar& s’il s’&tait agi du privil&ge des bouilleurs. Tout d&pute de Normandie 
vote pour la pomme, tout d&put& de l’Herault vote pour le vin. J’ai vote 
pendant huit ans pour le bl& et pour l’eau-de-vie d’Armagnac. Je n’arrive pas 
äenavoir du remords...(!)‘‘ Barthelemy, Essai sur le travail parlementaire et 
le systeme des commissions, Paris 1934. Anm. 39 S. 86. 

?) Andre Tardieu behauptet allerdings, daß ein ansehnlicher Teil der Kandi- 
daten eigentliche Wahlversprechen machen müßten, um von den Comites und 
den Interessengruppen Unterstützung zu erlangen. La Reforme de l’Etat, 
Paris 1934, S. 2ıf. 

‘) „Presque toujours en r&alite, suivant une expression & laquelle on a voulu 
preter un sens cynique, les deputes, avant d’&mettre un vote, ‚regardent dans 
leur circonscriptions‘‘‘ Andre Siegfried, Tableau politique de la France de 
l’Ouest sous la troisieme Republique, Paris 1913, S. XIV. 
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glaubt zu erkennen, daß, gerade weil er um seine Stellung im Wahl- 
kreis besorgt sein mußte und keinen Rückhalt an nationalen Partei- 
organisationen fand, partikulare Interessen in den Vordergrund 
traten und seine Verständigungsbereitschaft auf nationaler Ebene 
in Mitleidenschaft zogen. Dies um so mehr, als weder Deputes noch 
Wähler die Aufgabe der Abgeordneten und des Parlaments vor- 
züglich darin sahen, eine klare Mehrheit zu schaffen und mit ihrer 
Hilfe eine Regierung zu bilden und zu unterstützen. Diese englische 
Vorstellung widersprach der französischen These der Regierung 
durch das Parlament; nicht die Regierung war primär wichtig, son- 
dern Einfluß und Machtverhältnis im Parlament. Das bedeutet, daß 
gerade das klassisch-liberale Repräsentationssystem die politische 
Willensbildung mit gesamtstaatlicher Ausrichtung erschwert, die 
Exekutivgewalt geschwächt und die Instabilität der Kabinette ge- 
fördert hat. 

Eindeutige Mehrheits- bzw. Oppositionsführung war kaum 
möglich, widersprach geradezu dem Unabhängigkeitsanspruch des 
Abgeordneten. Selbst die Parteien hatten keine unangefochtenen 
Parteiführer; jedenfalls waren diese Führungspositionen weniger 
ausgeprägt als in anderen Ländern. Durch persönliches Ansehen 
und geschicktes Manövrieren innerhalb der Partei mögen sich ein- 
zelne Individualitäten in den Vordergrund gestellt und sich auch 
lange an der Spitze ihrer Partei gehalten haben, aber sie wurden 
doch dauernd von Minderheitsgruppen angefochten, deren Kandi- 
daten im gegebenen Moment zum Zuge kommen konnten. Selbst 
Jaures und Blum waren ihrer Stellung nicht so sicher, wie es rück- 
blickend den Anschein haben mag: die Partei stand nicht geschlos- 
sen hinter ihnen; nur durch Ausgleich der verschiedenen Partei- 
fraktionen konnten sie ihre Leaderposition behaupten. Bei den 
Radikalsozialisten standen meist mehrere Spitzenfiguren zur Ver- 
fügung, die oft recht divergierende Auffassungen vertraten. 

Im Parlament war daher eine Leaderposition noch weniger 
denkbar. Es hat sich in Frankreich im Gegensatz zu England nicht 
eingebürgert, den Führer der stärksten Partei oder der Mehrheit mit 
der Regierungsbildung zu betrauen — was in einem Vielparteien- 
staat ohnehin schwierig ist. Möglich, daß hier Jules Grevys Verhal- 
ten gegenüber Gambetta wesentlichen Einfluß ausgeübt hat: Gam- 
betta als unangefochtener Führer der republikanischen Mehrheit 
wurde nicht mit der Kabinettsbildung betraut, obschon der desi- 
gnierte Kandidat dann auf das Vertrauen Gambettas abstellen 
mußte!). In der Folgezeit haben nur wenige Ministerpräsidenten 


I) Prelot, Precis, S. 240. J. J. Chevallier, Les institutions politiques de la 
France, Paris 1952, S. 340. 
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versucht, wirklich als Leader einer Mehrheit aufzutreten, Kammer- 
mehrheit und Kabinett als Equipe zu verstehen, die sich geschlos- 
sen auf ein bestimmtes Programm und Vorgehen festlegt. Waldeck- 
Rousseau 1899— 1902, Clemenceau 1906— 1909, Poincare 1926 bis 
1928 wären zu nennen. Andre Tardieu aber, der 1930 und 1932 mit 
einem bewußten Willen zur Erneuerung parlamentarischer Ge- 
pflogenheiten und beeinflußt durch angelsächsisches Vorbild, Lea- 
der sein wollte und auch war, auf ein Zweiparteiensystem drängte 
und dann als Führer seiner Mehrheit in den Wahlkampf von 1932 
einzutreten versuchte, stieß auf die erklärte Opposition von seiten 
traditioneller ‚„‚Republikaner‘!). 

Die öffentliche Meinung war zudem in mehrere ‚‚familles spiri- 
tuelles‘‘ aufgespalten, die sich zum Teil in erklärter Feindschaft 
gegenüberstanden. Die Geschichte — so sehr sie auch sonst Frank- 
reich eine innere Sicherheit gab und gibt — erschwerte eine ge- 
schlossene Willensbildung. Das französische politische Denken ist 
stark traditionsbestimmt, und selbst der revolutionäre Anspruch 
enthält ja ein ausgesprochen traditionelles Element. Jedes politi- 
sche Regime seit 1789 hatte eine eigene Führungsschicht hervorge- 
bracht und eine alte in die Opposition gedrängt. Es waren Anhän- 
gergruppen, politische Programme und Verhaltensweisen zurück- 
geblieben, die im gegebenen Moment aktiviert und unter Umstän- 
den sogar gegen das bestehende Regime mobil gemacht werden 
konnten. Es genügt, auf die legitimistischen, orleanistischen, bona- 
partistischen, aber auch die jakobinischen Traditionselemente hin- 
zuweisen. Die Rechte wie die Linke waren dabei in sich gespalten; 
am rechten wie am linken Flügel standen — unter wechselnden Vor- 


1) „Etre au Gouvernement ‚l’homme d’un parti‘ est tenu pour une sorte de 
rupture de la tradition republicaine. M. Capitant a mis en relief cette cause de 
l’echec de M. Tardieu, lorsqu’en 1932 celui-ci pretend tenir sa place de chef 
de la majorite. Dans une interview accorde&e le 16 avril 1932 au ‚Lyon Re&pu- 
blicain‘ M. Herriot d&clare: ‚Ce que je ne comprends pas, c’est la fagon dont 
le Gouvernement lance ses ministres dans la bataille et leur fasse jouer le 
röle de chefs de partis,‘ ou encore dans l’,Ere nouvelle‘: ‚J’Ecris ces lignes 
avant l’heure ol M. le President du Conseil — d’un geste que je ne n’approuve 
pas de la part d’un chef de Gouvernement — adressera son dernier appel aux 
amis da sa majorit& aujourd’hui defunte.‘ M. Herriot est pourtant alors lui- 
meme chef d’un grand parti; il est symptomatique qu’il n’admette point de 
la part du President du Conseil l’exercice du leading de sa majorite au moment 
ol precisement cette majorit€ en a le plus besoin.‘“ Soulier, L’instabilite 
ministerielle sous la troisitme R&publique (1871—ı938), These, Paris, 1939, 
S. 486—487; gemeint ist der Artikel von Rene Capitant, La crise et la 
reforme du Parlementarisme en France; Jahrbuch des öffentlichen Rechts 
der Gegenwart, Bd. 23/1936. 
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zeichen — antiparlamentarische Gruppen, die eine klare Mehrheits- 
und Oppositionsbildung im Parlament erschwerten!). 

Die Regierungskoalition mußte demnach meist in der Mitte 
oder in Anlehnung an die Mitte gesucht werden. Ohne die parla- 
mentarische Unterstützung einzelner Mittelgruppen war eine Mehr- 
heit selten zu erlangen. Diese Unterstützung durch die Mitte blieb 
aber unsicher, da gerade hier die partei- und gruppenmäßige Auf- 
splitterung besonders ausgeprägt war. Dies um so mehr, als im 
französischen Parlament bekanntlich keine eigentliche Fraktions- 
bildung bestand; denn die ‚groupes‘ konnten nur sehr bedingt als 
Fraktionen angesprochen werden?). ‚Groupes‘ und Parteien ent- 
sprachen sich unvollständig; 1934 bestanden 5 Parteien, aber 
14 ‚groupes‘?). Der Abgeordnete konnte seine ‚groupe‘ frei wählen, 
anfänglich sogar mehreren angehören; im Laufe der Legislatur- 
periode erfolgten Verschiebungen, Austritte und Neubildungen. 
Rechts des Radikalsozialismus waren diese ‚groupes‘ oft nur 
Klientelbeziehungen einflußreicher Parlamentarier; der von Par- 
teien und Groupes unabhängige Abgeordnete spielte dabei in der 
Dritten Republik eine maßgebliche Rolle! Die Vielzahl dieser 
‚groupes‘ und ihre innere Labilität ergaben einen beträchtlichen 
Spielraum für Manöver, Kombinationen und parlamentarische 


Intrigen. Faktisch war der einzelne Abgeordnete weitgehend un- 


1) Daran erinnert eindrücklich Raymond Aron, R£flexions sur la Politique et 
la Science politique frangaise, in: Revue frangaise de science politique 1955, 
V,2,'5. 19: 

2) Man beachte die Definition der Fraktion, die Barthel&my gibt: „Les grou- 
pes politiques sont des organisations de deputes (ou de senateurs) que rap- 
prochent leurs affınites et leurs tendances et qui veulent conserver entre eux 
des contacts afın de se concerter sur une direction commune en mati£re legis- 
lative ou politique.‘“ Essai S. gı. Es fehlt der Hinweis, daß die Mitglieder 
einer Fraktion der gleichen Partei angehören! 

9) 1914 12 groupes, I9IQ 9, 1925 II, 1928 15, 1932 16. Barthelemy, Essai 
S. 93. Leroy a. a. O., S. 23ff. In spöttischer Kritik schreibt die Revue poli- 
tique et parlementaire 1930: ‚„‚Le parti radical-socialiste et ’URD ont chacun 


perdu des membres au profit des petites groupes du centre qui ne se differen- 
cient gu®re entre eux que par des questions de personnes et n’ont trop souvent 


pour fin que de hisser vers les plate-formes des grandes Commissions et les 
strapotins des sous-secretariats d’Etat quelques personnalites plus marquan- 
tes ou tout simplement plus remuantes. Nous voilä loin du regroupement 
des parlementaires en deux ou trois grands partis qui s’affronteraient loyale- 
ment ä& la mode anglaise et nous rapprochons insensiblement au contraire du 
jour ot pour pouvoir @lire en toute tranquillit& ses 44 delegues aux grandes 


commissions, la Chambre se divisera en 44 partis d’une douzaine de deput6s 
chacun. Sept groupes de la Chambre sur quatorze ne comptent-ils pas dejä 
actuellement moins d’une vingtaine de membres‘ ? Bd. 142, S. 292. 
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abhängig; seine Stellungnahme für oder gegen die Regierung, auch 
eine bloße Stimmenthaltung, war nicht an Fraktionsbeschlüsse ge- 
bunden und im entscheidenden Moment nicht vorauszusehen. 

Das französische Wahlsystem (meist Mehrheitswahl mit zwei 
Wahlgängen) hat diese Unbestimmtheit und Unberechenbarkeit 
parlamentarischer Willensbildung noch verdeutlicht. Die Parteien 
waren einmal regional anders gelagert und in ihrer Haltung recht 
deutlich verschieden; die Abgeordneten der gleichen Partei waren 
zudem in den verschiedenen Wahlkreisen im zweiten Wahlgang 
durch ganz verschiedene Parteiabsprachen und Unterstützung ge- 
wählt worden!). Insbesondere hatten sich gerade die Abgeordneten 
der Mitte nur entweder mit linker Unterstützung gegen rechts oder 
mit rechter Unterstützung gegen links durchsetzen können. Dies 
hieß aber für den Depute, daß er — auf seine Wähler und seine 
Wiederwahl bedacht — Rücksicht auf eine bestimmte Wahlsitua- 
tion nehmen mußte. Es geschah, daß er seiner ‚groupe‘ nicht folgen 
konnte und eventuell sogar gegen eine Regierung, in der Mitglieder 
seiner Partei vertreten waren, Stellung bezog. Gleichzeitig ergaben 
sich Spannungen zwischen den ‚‚militants‘‘ der Partei und den Ab- 
geordneten; orientierte sich der ‚‚militant‘‘ an der Tradition, der 


I) Für die Periode 1889—1898: „L’&tude des crises ministerielles, pendant 
cette p6riode particulitrement agitde de l’histoire parlementaire frangaise, 
revele l’un des me&canismes essentiels de l’instabilit€ ministerielle. Ce meca- 
nisme n’est pas d’ordre parlementaire; il est d’ordre @lectoral. De 1889 & 1898 
les deputes mod£re&s sont en majorit€ & la Chambre, mais un tr&s grand nom- 
bre de ces deputes n’a Ete Elu, contre des conservateurs, au deuxieme et 
meme souvent au premier tour, qu’avec l’appoint des voix radicales. Pour 
mettre en difficult un ministere, il suffit donc que l’opposition radicale ou 
conservatrice soul&ve une question qui interesse ou passionne les &lecteurs 
‚avanc&s‘. La question clericale, les questions sociales, les questions de ser- 
vices conc&d6s, particulitrement celle des chemins de fer, constituent, & cet 
egard, des themes dont l’efficacit€ est &prouvee. Lorsqu’un probleme de cet 
ordre est pos& le d&put& modere @lu avec un appoint de voix radicales se 
trouve pris entre sa fid&lit@ ministerielle et son inter&t @lectoral. Il hesite ä 
un premir scrutin, s’abstient au second, il vote enfin avec l’opposition, lors- 
qu’il a le sentiment que celle-ci est devenue assez forte pour &tre la majorite. 
Le desordre vient, en un mot de ce qu’une bonne part des deputes de la 
majorite du gouvernement sont non pas les Elus d’un parti, mais les &lus 
d'une coalition et que, dans les craintes de l’@lu, l’opinion des forces d’appoint 
necessaires & la r&&lection est souvent decisive.‘‘ Emile Mireaux (Directeur du 
„Temps‘‘) im Artikel „L’instabilit€ gouvernementale‘ der Encyclopedie 
frangaise Bd. X 1935. Bei einer genauen Untersuchung der Wahlkreise nach 
den Wahlen von 1928 konnten 12 verschiedene Kombinationen festgestellt 
werden: Jean Morini-Comby, La France en 1928 et 1929, in: L’Ann&e poli- 
tique frangaise et &trangere, 1929, S. 426. 
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Ideologie und den Interessen der eigenen Partei, so war der Ab- 
geordnete sowohl auf die parlamentarische Gesamtsituation wie 


auch auf seinen Wahlkreis ausgerichtet, d. h. auf das eigene Comite 
und auf den Koalitionspartner des voraufgegangenen oder künfti- 
gen Wahlganges. 


Diese Voraussetzungen machen die Labilität der Regierungen 
verständlich. In einem Parlament, das für sich volle Entscheidungs- 


freiheit in Anspruch nahm und der Exekutive keine Eigenständig- | 


keit zuerkannte, einem Parlament, das in unzählige Parteien und 
‚groupes‘ aufgespalten war, jeder Führerinitiative mißtraute und 
in dem keine Parteien zu disziplinierter Willenskundgebung zwan- 
gen, zudem die Rücksichtnahme auf den Wahlkreis eine so domi- 
nierende Rolle spielte, konnte eine Regierung meist nur als lose 
Kombination momentan sich zusammenschließender Gruppen ge- 


bildet werden. Sie blieb abhängig von oft minimalen Meinungs- 
schwankungen innerhalb des Parlaments; kleine Gruppen der Mitte 
konnten den Ausschlag geben. Beziehungen und Verbindungen 
waren von einem ‚esprit de camaraderie‘‘ geprägt und für Außen- 
stehende undurchsichtig. „Il y a moins de difference entre deux 


deputes dont l’un est revolutionnaire et l’autre ne l’est pas, qu’entre 
deux r&volutionnaires dont l’un est depute et l’autre ne l’est pas!).“ 
Relativ kompakte Mehrheiten nützten sich zudem schnell ab. Oppo- 
sition erfolgte nicht nur von seiten der gegnerischen Partei im Parla- 
ment, sondern auch innerhalb des Kabinetts selbst. Entscheidungen 


wurden blockiert, oder es drängten gar einzelne Kabinettsmitglieder 
aufden Sturz desMinisterpräsidenten; denn hartnäckige und schließ- 
lich erfolgreiche Kritik innerhalb eines Kabinetts bot oft günstige 
Voraussetzungen für eigene Ministerpräsidentschaft. Damit wurde 
zweifellos das parlamentarische System verfälscht. 


Die jeweiligen Kammermehrheiten ließen zudem meist meh- 


rere Kombinationen mit annähernd gleicher politischer Ausrich- 
tung zu — was zum Kabinettstürzen geradezu aufforderte. Nur ein 
Bruchteil der unzähligen Regierungskrisen deuteten einen eigent- 


lichen Wandel der parlamentarischen Situation an und führten da- 
mit zu einem politischen Kurswechsel?). Die Stabilität war daher 


größer als es den Anschein hatte. Dies um so mehr, als ein eben ge- 
stürzter Ministerpräsident die nachfolgende Regierung bilden 
konnte (,‚replätrage‘) oder dann, nachdem andere Kombinationen 
gescheitert waren, später wieder zum Zuge kam. Da außerdem meist 


I) Robert de Jouvenel, La R&publique des camarades, Paris 1914, S. 17. 


2) „French political crises are not national; they are personal, parliamentary 
and Cabinet crisis‘: Herman Finer, The theory and practise of modern 
Government, 2. Aufl. London 1946, S. 1051. 
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a nennen inte 
mehrere Minister ins neue Kabinett übernommen wurden, hat sich 
hier oft eine erstaunliche Konstanz der Portefeuilleinhaber ergeben, 
insbesondere für das Außenministerium. Damit konnte eine ge- 
wisse Beständigkeit in den einzelnen Sparten der Regierungstätig- 
keit gesichert werden; aber eine Politik auf längere Sicht oder die 
Verfolgung unpopulärer, jedoch notwendiger Maßnahmen erwiesen 
sich als außerordentlich schwierig oder gar undurchführbar. 

In diesem System wechselnder Koalitionsregierungen mußte 
das Verantwortungsbewußtsein großenteils verlorengehen. Eine 
klare Abgrenzung zwischen Regierungspartei oder -parteien und 
Opposition war kaum mehr möglich, damit aber auch die Klärung 
der Verantwortung. Das Volk als Wählerschaft konnte nicht in den 
Legislativwahlen sein ‚plebiszitäres‘ Urteil über die Gesamtpolitik 
einer Regierungsequipe aussprechen und eventuell die Opposition 
mit der Nachfolge beauftragen. Diese Kontrolle durch das Volk 


mußte in der Dritten Republik weitgehend ausfallen. Deputes und 
Parteimilitants konnten in der Wahlperiode nur bedingt zur 
Rechenschaft gezogen werden, da Fehlleistungen der Regierung und 


die Nichterfüllung gemachter Versprechen auf den Koalitionspart- 


ner abgeschoben wurden. Es war daher möglich, die Politik der 


„surenchere‘‘ aufrechtzuerhalten, und Parteimilitants durften an 
ihren traditionellen ideologischen Positionen festhalten. Sie wurden 
nicht gezwungen — wie dies in England der Fall ist und sich heute 


allgemein in den Zweiparteiensystemen abzeichnet —, sich auf eine 
kommende Regierungsbildung einzurichten, ihre Forderungen dem- 
entsprechend zu mäßigen oder anderseits, im Falle eines Mißerfol- 
ges als Regierungspartei, die eigenen Positionen zu überprüfen und 
der sich wandelnden Umwelt anzupassen. 

Die parlamentarische Demokratie der Dritten Republik, wie sie 
sich in der Zeit vor dem ersten Weltkrieg herauskristallisiert und 
eingespielt hatte, war im wesentlichen bestimmt durch das liberale 
Repräsentativsystem. Staatsrechtler stritten sich zwar, ob in dieser 
Regierungsform nicht Gegengewichte zum Parlament vorhanden 
sein sollten, eine gewisse Selbständigkeit der Exekutivgewalt also 
notwendig wäre; Robert Redslob sprach in seiner viel beachteten 
Abhandlung von einer ‚unechten Form‘ des parlamentarischen 


Regimes in Frankreich!). Das Fehlen organisierter Parteien jedoch, 
der unabhängige Abgeordnete im Parlament, die freie Diskussion 
und Entscheidung in der Volksvertretung — damit auch die Un- 


gewißheit, wie dort eine Entscheidung jeweils ausfallen werde —, 
diese Aspekte des liberalen Repräsentativsystems, des parlamenta- 


I) Robert Redslob, Die parlamentarische Regierung in ihrer wahren und in 
ihrer unechten Form, Tübingen 1918. 


Historische Zeitschrift 188. Band 3 
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rischen Regimes klassischer Prägung, waren wohl nirgends so deut- 
lich sichtbar wie in Frankreich. Der Unterschied zum englischen 
Parlamentarismus ist offensichtlich. 

Man darf wohl anerkennen, daß dieses parlamentarische Sy- 
stem der Dritten Republik seine Aufgabe bis in den ersten Welt- 
krieg hinein gelöst hat. Es hat funktioniert in jenen Jahrzehnten, da 
der wirtschaftliche Bereich noch weitgehend sich selbst überlassen 
war und staatlicher Intervention nur wenig bedurfte. Frankreich 
verfügte über eine prosperierende Wirtschaft — das Budget war im 
Gleichgewicht — und, trotz einsetzender Streikwellen und trotz der 
Aktivität des revolutionären Syndikalismus, über eine soziale Sta- 
bilität. In der Außenpolitik und in der Kolonialpolitik war die 
Dritte Republik ausgesprochen erfolgreich!). Allerdings blieb sie in 
der Sozial- und Steuerpolitik hinter den übrigen Industriemächten 
zurück, obschon die Radikalsozialisten sehr oft von Reformen — 
selbst ‚revolutionären‘ Reformen — sprachen; aber ”les reformes, 
il est bon d’en parler, il est imprudent de les faire‘‘ (Andre Siegfried). 
Die Diskrepanz zwischen Ideologie und konservativer Grundhal- 
tung im sozialen und wirtschaftlichen Bereich trat deutlich in Er- 
scheinung, und im übrigen überließ man die konkreten Fragen der 
Administration, die sich weitgehend selbständig rekrutierte, im 
exekutiven Bezirk die notwendige Stabilität garantierte und der 
Regierung einen gewissen Aktionskreis gewährleistete. Mit ganzer 
Energie wurden jedoch die mehr politisch-ideologischen Fragen — 
insbesondere Schul- und Kirchenpolitik — aufgegriffen. Der fran- 
zösische ‚‚esprit speculatif‘‘ hat hier die Auseinandersetzung sehr 
tatkräftig geführt, damit aber auch die Instabilität der Regierungen 
noch vergrößert?). Dennoch wurden das französische Wahlsystem 


1) Selbst ein Otto Hintze betont 1914 den Erfolg Frankreichs in seiner „‚Welt- 
stellung und in seiner Kolonialpolitik‘‘ und fügt weiter unten an: „und es ist 
eine bewundernswerte Leistung der französischen Nation, daß sie auch in 
dieser Form (parlamentarische Republik) der politischen Existenz den Mili- 
tarismus und die administrative Zentralisation zu ertragen und zu vervoll- 
kommnen verstanden hat.‘‘ Das Verfassungsleben der heutigen Kulturstaa- 
ten, in: Staat und Verfassung, Ges. Abhandl., Leipzig 1941, S. 393, 405. 

2) Kritisch, aus der Sicht der Zwischenkriegszeit: „La division r&elle de 
l’opinion joue un röle. Cependant la raison principale est autre. C’est l’esprit 
speculatif des Frangais qui fait varier ä l’infini les positions doctrinales qui ne 
sont souvent de reste que des positions verbales. On se divise sur les questions 
de principe ou de simple tactique et il en r&sulte des scissions et la naissance 
de nouveaux partis. Le souci de r&sultats ä obtenir, la conscience des n&ces- 
sites de l’action collective pourraient mettre un obstacle ä ce morcellement, 
mais justement la politique frangaise n’a point l’habitude des grandes r&ali- 
sations, et au fond ne s’en soucie gu£re.‘‘ Emile Giraud a. a. O., S. 179. Über 
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mit der besonderen Funktion des Depute und des lokalen Komitee, 
der ausgeprägt ideologisch-prinzipielle Gehalt der politischen Dis- 
kussion und die klare Abhängigkeit der Exekutive von der Volks- 
vertretung von weiten Kreisen des französischen Volkes als die dem 
demokratisch-individualistischen Antrieb entsprechende staatliche 
Ordnung und Willensbildung empfunden. Selbst die Sozialisten 
konnten, in der Einsicht, daß das republikanische Credo und das 
parlamentarische System der Dritten Republik durchaus demokra- 
tisch fundiert waren, einen weitgehenden Anschluß finden und sich 
schrittweise in die Republik eingliedern. Historiker, Publizisten und 
Juristen wiesen auf den demokratischen Charakter der Dritten 
Republik hin und stellten ihr den ‚autoritären‘ Staat Wilhelms II. 
entgegen. Selbst der häufige Regierungswechsel wurde als Ausdruck 
demokratischer Willensbildung weitgehend legitimiert; noch 1932 
schrieb Joseph Barthelemy: „il faut une certaine instabilite pour 
emp£cher les gouvernants de s’endormir dans la torpeur bureau- 
cratiquel).‘“ 

In der Zwischenzeit lagen die Verhältnisse jedoch wesentlich 
anders. Die Beziehungen zwischen Regierung und Parlament wur- 
den komplizierter. Eine hohe Kriegsverschuldung und Wiederauf- 
bauarbeiten, der Verlust wichtiger Auslandspositionen, staatliches 
Defizit und inflationäre Tendenzen, aber auch Verschiebungen in 
der Sozialstruktur, während der Wirtschaftskrise dann Produk- 
tionsrückgang, übersetztes Preisniveau, Zusammenbruch des Ex- 
ports und massive Arbeitslosigkeit drängten nun ökonomische und 
finanzpolitische Entscheidungen in den Vordergrund. Aber auch 
die Außenpolitik wurde nach 1919 vermehrt in die politisch-parla- 
mentarische Diskussion einbezogen und ergab neue Konfliktstoffe 
und parteipolitische Abgrenzungen. Der Staat übernahm während 
und nach dem Krieg neue Aufgaben und weitete seinen Tätigkeits- 
bereich aus, während sich gleichzeitig Wirtschaft und Gesellschaft 
in Berufs- und Interessenverbänden zusammenschlossen. In Indu- 
strie, Kleingewerbe und Landwirtschaft bildeten sich unzählige 
Organisationen und ‚groupes de defense‘, die ihre politischen und 
ökonomischen Forderungen stellten. Damit war auch in Frankreich 
die uns heute geläufige und so heftig umstrittene Verflechtung von 
Einflußgruppen und politischen Parteien, die vielschichtige Ein- 
wirkung von Pressure groups auf Parlament und Regierung ins 
Blickfeld getreten. Allerdings in wesentlich anderer Form als etwa 


den „esprit sp&culatif‘‘ in der französischen Politik die Schriften von Halevy, 
Siegfried, Thibaudet, neuerdings auch: Ch. Moraze, Les Frangais et la Repu- 
blique, Paris 1956, S. 35f. 

1) Precis S. 343. 


E \ 
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in der Weimarer Republik. In Deutschland basierten die straf 
organisierten Parteien auf einer sozial relativ homogenen Anhänger- 
schaft, mit zunehmender Anlehnung auch an bestimmte Interessen- 
gruppen und -verbände; sie zeigten eine Tendenz zur Abkapselung, 
erschwerten damit den fruchtbaren Kompromiß auf parlamentari- 
scher Ebene und vermochten nur noch mühsam die partikulären 
Belange in der auf das Gesamtinteresse gerichteten Entscheidung 
zu integrieren. Die französischen Parteien jedoch blieben — wenn 
wir von der sozialistischen und der kleinen kommunistischen ab- 
sehen — Honoratiorenparteien. Allerdings zeigten sich einige An- 
sätze zum sogenannten Parteienstaat auch in Frankreich. Eine durch- 
gehende Partei- und Fraktionsdisziplin bestand zwar in den bürger- 
lichen Parteien weiterhin nicht und bei wichtigen, für den Bestand 
der Regierung entscheidenden Abstimmungen waren die Ergeb- 
nisse nicht vorauszusehen. Die Zahl der ‚groupes‘ erhöhte sich 
sogar noch. Die Parteigremien traten nun aber doch deutlicher als 
bisher in Erscheinung; bei den Radikalsozialisten etwa erhielt der 
Parteitag die Möglichkeit, den eigenen Ministern und Abgeordneten 
seinen Willen aufzunötigen und somit über Koalitionsregierungen 
zu befinden: 1925 erzwang derjenige von Nizza den Rücktritt 
Caillaux’ und den Sturz des zweiten Kabinettes Painleve!). Vor 
allem aber ist der Parteitag von Angers 1928 zu nennen, der den 
Rücktritt sozialistischer Minister aus dem erfolgreichen Kabinett 
Poincare beschloß und damit das Experiment der ‚Union Nationale‘ 
beebdete, die 1926 die Sanierung der französischen Währung er- 
möglicht hatte. Ein sehr fragwürdiger Beschluß übrigens: eine echte 
innerparteiliche Demokratie war bei den Radikalsozialisten nicht 
vorhanden, da der Zutritt zum wichtigen Parteitag nicht an Mandate 
untergeordneter Parteiinstanzen gebunden war und dieser daher 
recht eigentlich manipuliert werden konnte?). In Angers wurde zu- 
dem bei nächtlicher Stunde — die Minister und viele Abgeordnete 
waren bereits abgereist — ein Zusatz zur eben beschlossenen Partei- 
tagserklärung gutgeheißen, der mit dem bisherigen Inhalt nicht in 
Einklang stand und den Rücktritt der radikalsozialistischen Mini- 
ster — darunter Herriots — erzwang. Es war ohne Zweifel eine 
kleine instruierte Minderheit innerhalb der Partei, die unter Füh- 
rung Joseph Caillaux’ diese außerordentlich wichtige Entscheidung 
durchsetzen konnte! 1934 beschloß der Parteitag von Nantes 
wiederum den Rücktritt der radikalsozialistischen Minister aus dem 
Kabinett Doumergue, das nach dem 6. Februar 1934 gebildet wor- 


1) Soulier a. a. O., S. 368—369. 
2) Pierre Frederix, Etat des forces en France, Paris 1935, S. 132 ff. Maurice 
Duverger, Les partis politiques, Paris 1951, S. 60f. 
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nt inennstanusnen 


den war und als ‚überparteiliche‘ Regierung eine Krisensituation 
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elung gesprochen demokratischen inneren Aufbaus straffer organisiert. Ihr 
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ntari. | Führer Leon Blum genoß außerordentliches Ansehen und konnte 






seinen Standpunkt gegenüber divergierenden Gruppen meist durch- 
setzen; oft allerdings nur mit Lavierungsmanövern und geschickten 
Kompromißvorschlägen. An sich aber war die parlamentarische 
Fraktion an die Beschlüsse der Parteigremien gebunden. In den 
Jahren 1932— 1933 führte die Frage über die Regierungsbeteiligung 
zuschweren Spannungen zwischen ‚groupe‘ und Partei; die Frak- 
tion hat sich mehrmals positiv ausgesprochen, wurde aber des- 
avouiert und mußte sich fügen!). Die ‚militants‘ der Ideologie und 
die Funktionäre der Partei haben sich als stärker erwiesen. 

Somit wurde die Stabilität der Regierung nun auch durch 
außerparlamentarische Entscheidungen in Frage gestellt. Regierun- 
gen wurden gestürzt, ohne daß das Parlament seine Meinung ge- 
äußert, geschweige denn ein Mißtrauensvotum abgegeben hätte. 
Das Parlament büßte damit als Ort politischer Willensbildung an 
Bedeutung ein. Opposition und Publizistik bezeichneten dieses Ein- 
greifen außerparlamentarischer Parteigremien als illegal; es sei mit 
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Vor 

- den | der Verfassung und dem parlamentarischen System unvereinbar, 
inett F stelle jedenfalls ein ganz neues Element in der Verfassungswirklich- 
nale‘ # keit dar und habe die Funktionsweise des Regimes verändert?). Eine 
y er- | eigentliche Auseinandersetzung mit diesen neuen Tendenzen parla- 
‚chte f mentarischer Regierungsweise fand jedoch kaum statt; die poli- 
\icht } tische Partei wurde weiterhin aus verfassungsrechtlichen Unter- 
date | suchungen ausgeklammert?). Diese durch die Parteien bedingte Um- 
aher | strukturierung des Parlamentarismus erfolgte allerdings in Frank- 
‚zu- [ reich, im Unterschied zur Weimarer Republik, nur in Ansätzen. Das 
nete | französische Parteiensystem blieb zu wenig organisiert und diszi- 
rtei- | Pliniert, um durch Parteikoalitionen stabile Mehrheiten zu bilden — 
tin | war aber andererseits auch weniger der Gefahr ausgesetzt, sich in 
ini- | einen Pluralismus fest gefügter Organisationen aufzulösen. Im 
sine | Falle eines nationalen Notstandes wie 1926, 1934, 1939 konnten die 
üh- | parteipolitischen Gegensätze innerhalb einer Regierung der ‚Union 
ung Nationale‘ zurückgestellt werden. Aber eben nur im Falle eines Not- 
= !) Darüber jetzt John T. Marcus, French socialism in the crisis years 1933 
._ ” 1936. New York 1958, S. 6f. 1 

Temps 7. Nov. 1928, Revue politique et parlementaire 1928, Bd. 137/3, 

. 330. 

rice 3) In Joseph Barthelemys Untersuchung ‚La crise de la democratie contem- 





poraine‘‘, Paris 1931, findet sich, was Frankreich belangt, kaum ein Wort 
über die politischen Parteien! 
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standes und damit vorübergehend! Anderseits war nun auch in 
Frankreich das reine Repräsentativsystem geschwächt und der ein- 
zelne Abgeordnete durch Parteigremien und ‚militants‘ eingeengt, 
Der Übergang vom repräsentativen Parlament zum „Parteien- 
Parlament‘ ist nur im Ansatz vollzogen worden, aber doch soweit, 
daß dadurch die Festigkeit und Entscheidungsfreiheit der Regie- 
rung nicht gefördert sondern weiter verringert worden ist. 

Die soziale Struktur der Wählerschaft und die wirtschaftlichen 
Interessen waren und sind in Frankreich außerdem quer gelagert; 
Parteien mit nur annähernd sozialer Homogenität und klarer Inter- 
essenvertretung gab es nicht, nicht einmal bei den Sozialisten. Das 
heißt nun aber keineswegs, daß jegliche Rücksichtnahme auf parti- 
kuläre Interessen und die neuen Pressure groups überflüssig ge- 
wesen wäre. Im Gegenteil: gerade weil die verschiedenen Parteien 
und Gruppen sich z. T. an die gleichen Wählerkreise wandten und 
dabei nun lockere Parteiformationen und oft weiterhin unabhän- 
gige Abgeordnete straff organisierten außerparlamentarischen Pres- 
sure groups gegenüber standen, wurde die parteipolitische und par- 
lamentarische Entscheidungsfreiheit vielfach in Frage gestellt. Die 
Gegnerschaft gewisser Gruppen konnte nicht in Kauf genommen 
werden; so wollte und konnte sich keine Partei etwa die militant 
gewordenen Bauernverbände, die Organisationen der Staatsbe- 
amten und des Eisenbahnpersonals oder gar die Anciens Combat- 
tants entfremden. In den Wahlkreisen, in der Presse und den Wan- 
delgängen des Palais Bourbon machten diese ihren Einfluß geltend, 
stellten Forderungen und Bedingungen. Der einzelne Abgeordnete, 
ohnehin traditionsgemäß wesentlich auf den Interessenbereich 
seines Wahlkreises und seiner Wähler ausgerichtet, aber auch die 
‚groupes‘ und Parteien wurden bearbeitet und im Hinblick auf 
kommende Wahlen unter Druck gesetzt!). Der Erfolg mußte um so 
größer sein, als keine festen Parteiorganisationen bestanden, die in 
sich ohnehin widersprechende Interessen auszugleichen gehabt hät- 
ten und somit größeren Widerstand hätten leisten können. Da, wie 
schon gesagt, meist keine klaren parlamentarischen Mehrheiten vor- 
handen waren, genügte oft die Einflußnahme auf wenige Abge- 
ordnete der losen Mittelgruppen, um zum Ziele zu kommen. Die 
Beratung des Budgets bot den Deputes Gelegenheit, mit zusätzlichen 
Kreditanträgen den Wünschen aus Wählerkreis und Verbands- 
organisationen zu entsprechen — ‚les solliciteurs commandent, les 


!) Barthelemy, Essai $. 85. Über die Pressure groups in der Dritten Republik 
ist leider noch nicht gearbeitet worden. Einige wenige Hinweise bei Jean 
Reynaud, Les groupes de pression en France, Cahiers de la Fondation Natio- 
nale des Sciences Politiques Nr. 95, Paris 1958, S. 52, 148, 180. 
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deputes executent‘!). Nicht umsonst enthielten denn auch alle Ver- 
fassungsreformvorschläge der 3oer Jahre den Grundsatz, das Parla- 
ment dürfe die von der Regierung vorgeschlagenen Kredite nicht 
erhöhen! Gesetzesvorlagen, vor allem Steuererhöhungen und Sanie- 
rungsmaßnahmen, konnten unter dem Druck der Interessenorga- 
nisationen oft nicht mehr oder nur verspätet und abgeändert, damit 
aber häufig auch teilweise wirkungslos gemacht, zur Annahme ge- 
bracht werden?). Selbst Kabinette wurden zur Demission gezwun- 
gen). Man zögerte zudem, das Parlament vor klare Tatsachen und 
Entschlüsse zu stellen®). Die ‚marge de decision‘, der Bereich mög- 
licher Entscheidung wurde enger — oft konnten gerade die bren- 
nendsten Probleme nicht in Angriff genommen und mußten ausge- 
spart werden. Die ‚instabilit€‘ der Regierungen ergab somit eine 
‚stabiliteE de l’impuissance‘, wie es Georges Lavau für die Vierte 
Republik formuliert hat. 

Gleichzeitig schalteten sich die parlamentarischen Ausschüsse 
vermehrt in die politische Entscheidung ein. Die Parlamentskom- 
missionen waren in Frankreich zahl- und einflußreich. Im Jahre 
1932 bestanden 20 große permanente Kommissionen, deren Mit- 
glieder seit 19170 proportional zur Stärke der ‚groupes‘ bestellt wur- 
den (um den unabhängigen Abgeordneten Zutritt zu den Kommis- 
sionen zu ermöglichen, bildete sich eine ‚groupe des non-inscrits 
aux groupes‘!). Da die ‚groupes‘ ihre Kommissionsmitglieder 
nominierten, ergab sich hier eine personelle Stabilität, die mit der 
I) Tardieu, a. a. O., S. 28. 

2) Der Finanzminister des Bloc National, Frangois-Marsal, ein Bankier, stieß 
auf den Widerstand der Rechten, die sich gegen direkte Steuern wandte. Die 
Vorlage konnte nur stark abgeschwächt zur Annahme gebracht werden. 1923 
wurde nochmals ein Sanierungsprojekt ad acta gelegt! Goguel, S. 194f., 
wiederum dann 1925—ı1926, S. 201. Unter dem Druck der Chambres de 
Commerce vertagte der Senat die von der Deputiertenkammer bereits 
angenommenen Vorlage über den Cong& paye. S. 272. Der so wichtige 
Plan zum Ausbau des ‚‚outillage national‘‘ wurde im November 1929 der 
Kammer vorgelegt. Von allen Seiten scharf angegriffen, konnte er erst 1931 
zur Annahme gebracht werden, mittlerweile aber stark abgeändert und mit 
anderer Funktion. C. J. Gignoux, L’&conomie frangaise entre les deux guer- 
res. Paris 1942, S. 105. 

3) Ein Kabinett Steeg wurde bei der Festsetzung des Getreidepreises im 
Januar 1931 gestürzt, obschon das Kabinett selbst noch uneinig war und 
noch keine Entscheidung gefällt hatte. Soulier a. a. O., S. 380. 

*) Ein illustratives Beispiel bietet hier die Reparationsfrage nach 1919. Es 
darf heute als ausgemacht gelten, daß sich die leitenden Politiker über die 
deutschen Zahlungsfähigkeiten klar bewußt waren, dies aber dem Parlament 
und damit der Öffentlichkeit nicht zu sagen wagten. Vgl. Et. Weill-Raynal, 
Les r&parations allemandes et la France, Paris 1947, II, 896. 
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Instabilität der Regierungen nicht übereinstimmte. Die Qualität der 
Kommissionsarbeit war gut, die Arbeitsleistung z. T. erstaunlich, 
Trotz ihrer Abhängigkeit von den ‚groupes‘ handelten die Kom- 
missionen relativ selbständig — und nicht ohne Korpsgeist; sie 
schalteten sich energisch in die Gesetzgebungs- wie die Kontroll 
tätigkeit des Parlaments ein. Nicht die Vorlage der Regierung, son- 
dern diejenige der Kommission wurde dem Parlament zur Beratung 
vorgelegt; nicht der Regierungsvertreter, sondern der ‚Rappor- 
teur‘ der Kommission sprach den ersten Kommentar. Die Regie- 
rung konnte selbst keine Anträge zu den von den Kommissionen oft 
stark abgeänderten Vorlagen stellen sondern mußte sie durch ‚be- 
freundete‘ Abgeordnete einbringen. Zeitweise entsprach die Zusam- 
mensetzung der Ausschüsse nicht derjenigen der Parlamentsmehr- 
heit, so daß innerhalb der Kommissionen gegen die Regierung oppo- 
niert und intrigiert werden konnte!). Insbesondere die Finanzaus- 
schüsse der Deputiertenkammer und des Senats gewannen eine 
Machtstellung, die dem parlamentarischen System kaum mehr ent- 
sprach: sie verhandelten mit der Regierung, stellten Bedingungen 
und Abänderungsanträge und übten ihren Druck auf Regierung und 
Parlament aus?). Durch Kommissionsbeschlüsse sahen sich sogar 
Kabinette zur Demission gezwungen?). Das parlamentarische Sy- 
stem der Dritten Republik wurde dadurch in seiner Funktionsweise 
empfindlich gestört; für die Beziehung Parlament—Regierung be- 
deutete diese dritte Instanz eine Belastung und für beide, sowohl 
Parlament wie Regierung, gleichzeitig eine Schwächung. Während 
in den meisten anderen Demokratien die Exekutivgewalt im Zei- 
chen intensivierter Staatstätigkeit an Macht und Einflußmöglich- 
keiten zunahm, ist die Stellung der französischen Regierung weiter- 
hin untergraben worden. Mehr denn je konnte man von einem 
‚Gouvernement faible dans un Etat fort‘ sprechen. 

Auch der Senat erwies sich als ein Element der Instabilität. 
Obschon ursprünglich mit der Aufgabe betraut, die konservativen 
Interessen zu wahren, ein Gegengewicht zur Deputiertenkammer zu 
bilden und die staatliche Exekutivgewalt zu untermauern (neun- 
jährige Amtsperiode, schrittweise Erneuerung, indirektes Wahl- 
recht), hat er in der Zwischenkriegszeit wesentlich zu einem weiteren 
Kräfteverlust der Regierung beigetragen, indem er den Wirrwarr 
der parteipolitischen Lage noch verschärfte und schließlich eben- 


1) Revue politique et parlementaire 1929, Bd. 138, S. 308. 

2) Joseph Barthelemy, Essai, a. a. O. Friedrich a. a. O., S. 390ff. Neuerdings 
Michel Debre&, Trois caracteristiques du Syst&me Parlementaire Frangais, in: 
Revue frangaise de Science Politique, V/I, 1955, S. 28f. 

®) Barthelemy, Essai S. 233. Friedrich a. a. O., S. 392. 
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falls Regierungen stürzte. Konservativ allerdings blieb der Senat 
durchaus, wenn auch nicht im monarchistischen Sinne. Andre Sieg- 
fried hat ihn den ‚Veteran der Demokratie‘ genannt!). Das in- 
direkte Wahlrecht begünstigte das ländlich-kleinstädtische Frank- 
reich auf Kosten der Großstädte und ließ den Senat als ‚Grand 
Conseil des Communes de France‘ (Gambetta) erscheinen. In Ge- 
setzgebung und Finanzpolitik wurde zwar recht tüchtige Arbeit ge- 
leistet — schlecht vorbereitete Gesetze der Deputiertenkammer 
unterzog man hier einer Kontrolle —, aber die Geisteshaltung war 
ausgeprägt individualistisch, oft engherzig, gegenüber Reformen zu- 
rückhaltend oder gar ablehnend?). Ein Gesetz z. B. über bezahlten 
Urlaub, das 1931 von einer rechtsgerichteten Kammer angenommen 
“wurde, schob der Senat auf die lange Bank, der Senat, der sich ideo- 
logisch-politisch als ‚links‘ auszugeben beliebte®). Das Kräftever- 
hältnis seiner ‚groupes‘ entsprach nicht immer demjenigen in der 
Deputiertenkammer, und die Konzentration auf die Mitte war noch 
ausgeprägter. Dementsprechend wandte sich der Senat gegen die 
Tendenz zum Zweiparteiensystem, gegen klare Trennung zwischen 
‚rechts‘ und ‚links‘ und deren Konsolidierung in Majorität und 
Opposition; eine Koalition der Mittelgruppen unter Ausschaltung 
der jeweiligen extremen Rechten wie Linken entsprach viel besser 
seiner Tradition und Geisteshaltung. Diese führte zu Konflikten mit 
Kammermehrheit und Regierung. Der Senat hat die Kabinette 
Herriot 1925, Tardieu 1930 und 1932, Laval 1932 und Blum 1937 
und 1938 gestürzt. Gemäß Verfassung (Art. 6 der ‚Loi relative ä 
organisation des pouvoirs publics‘ vom 25.2.1875) besaß der 
Senat zwar diese Kompetenz, doch hat das Kabinettstürzen wohl 
nicht dem Sinne der Verfassung entsprochen‘). Jedenfalls wurde die 


!) Dela IIIeä la IVe Republique, Paris 1956, S. 44. „Le Senat est avant tout 
linstrument et le gardien d’une politique individualiste, et r&publicaine, 
€galement hostile au socialisme et & la r&action de droite; il est profonde- 
ment conservateur des traditions individualistes frangaises.‘‘ Rene Capitant 
a.2.0., S. 21. 

9) Frangois Goguel-Nyegaard, Le röle financier du Senat frangais, Thöse, 
Paris 1937. 

®) Gignoux a. a. O., S. 304. 

4) Mit Recht schreibt die Revue politique et parlementaire 1932 (Bd. 150): 
„La Haute-Assemblee a &t& institu&e pour contröler la gestion administra- 
tive et financiere de la Chambre, non pas pour orienter la politique du pays. 
En fait, le Senat peut toujours, lorsque le Cabinet lui parait engag& dans les 
voies contestables ou lui semble, par des initiatives p£@rilleuses, mettre en 
danger les inter&ts nationaux les plus &vidents, amener le gouvernement, ne 
füt-ce que par la procedure budge£taire, & composition. Mais peut-il constituer 
une majorite politique differente de celle de la Chambre, s’affirmant avec la 
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Stabilität der Regierungsgewalt in einem Zeitpunkt geschwächt, 
da gerade der Senat seiner ursprünglichen Aufgabe mehr denn je 
hätte nachkommen sollen. Und es war paradox, daß es ausgerechnet 
die demokratische Republik mit ihrer Tradition des Einkammer- 
systems dem Senat ermöglichte, so ausschlaggebend in die poli- 
tische Willensbildung und Entscheidung einzugreifen, während 
gleichzeitig in England, trotz einer langen Tradition des Zweikam- 
mersystems, das Oberhaus an Bedeutung einbüßte. 

Der sich immer deutlicher offenbarenden Aktionsunfähigkeit 
des Parlaments suchte man ab 1934 mit einem Vollmachtenregime 
zu steuern, d.h. die Regierung konnte nun mit dem Erlaß von 
Dekreten einen Teil der gesetzgebenden Funktion übernehmen, zu 
der das Parlament nicht mehr bereit war. „Le Parlement, naguere 
vainqueur de la Presidence, est, & son tour, destitue!).‘‘ Aber es 
behielt seine Kompetenz, Kabinette zu stürzen, und machte davon 
weiterhin hemmungslos Gebrauch; das Vollmachtenregime ergab 
daher nur einen bescheidenen Machtzuwachs für die Regierung und 
erhöhte keineswegs ihre Stabilität. 

Vor allem war nun eine Politik auf lange Sicht kaum mehr 
möglich. Minister die nur kurze Zeit im Amte waren, ihre Energien 
zudem in der ständigen Auseinandersetzung mit den parlamenta- 
rischen Gruppen — und den parlamentarischen Kommissionen! — 
verbrauchten, ohne einen wirksamen Halt an einer disziplinierten 
Partei oder Parteikoalition zu finden, konnten ihre Planungs- und 
Führungsaufgabe nur noch beschränkt ausüben. Es erwies sich nun 
auch als Irrtum, weiterhin auf die Administration zu vertrauen, die 
als solche die Stabilität gewährleistete, fortlaufend hochqualifizierte 
Leute heranzog und im wesentlichen normal funktionierte. Denn 
die Entscheidungen und Direktiven mußten von Regierung und 
Parlament ausgehen. Die hohe Administration, die Berater der je- 
weiligen Minister, die „‚Büros‘‘ gewannen allerdings an Einfluß, da 


meme Energie par la voie des interpellations, et cela de fagon constante ? En 
d’autres termes, la constitution r&publicaine comporte-t-elle l’existence de 
deux majorites politiques, simultan&es et differentes, pretendant toutes les 
deux repr&senter la nation et semant ainsi le d&sordre dans l’expression de la 
volont€e nationale ? Constituellement, logiquement et traditionnellement la 
volont€ du peuple s’affirme par l’assemblee issue du suffrage universel.“ 
S. 125. 

1) Marcel Pr&lot, Formation et transformations de la constitution de 1875, in: 
Politique 1945, S. 252. Precis S. 249. Wie sich die Decrets-Lois seit 1914 
schrittweise einbürgerten, ihr Bereich erweitert und der anfängliche Wider- 
stand des ‚Republikanismus‘ schließlich aufgegeben wurde, vgl. Rene 
Ladreit de Lacharriere, Le systeme des decrets-lois et le r&gime parlemen- 
taire, in: Revue d’histoire politique et constitutionnelle, III, ı. 1939. 
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sie über die notwendige Sachkenntnis verfügten, von Kabinetts- 
wechseln nicht betroffen wurden und so in der Vorbereitung der 
Gesetze wie in ihrer Durchführung ein gewichtiges, wenn nicht 
entscheidendes Wort mitzusprechen hatten. Wieweit die Verwal- 
tungsbehörde in gewissen Fällen ministerielle oder parlamentarische 
Beschlüsse eigentlich sabotierte — indem sie verzögerte und den 
nächsten Regierungswechsel abwartete —, muß hier dahingestellt 
bleiben. Jedenfalls besteht kein Zweifel, daß die gerade vom repu- 
blikanischen Credo so sehr angestrebte Kontrolle der Administra- 
tion — der Kampf gegen die Anmaßung der ‚Büros‘ im Sinne 
Alains — immer schwieriger und z. T. gerade durch die Instabilität 
der Regierungen unmöglich gemacht wurde. 

Hier muß zudem das zähe Weiterleben überholter Positionen 
angezeigt werden. Anpassungen an die gesellschaftlichen Struktur- 
veränderungen, an die neuen Aufgaben in Innen- und Außenpolitik 
erfolgten nicht rechtzeitig oder gar nicht, weder auf seiten der Lin- 
ken noch auf seiten der Rechten. ‚L’assaut des r&alites emporte les 
constructions fragiles de ces ideologies contradictoires qui n’avaient 
en commun que leur inactualite!).‘‘ Die Sozialisten konnten sich 
nicht entschließen, die Regierungsverantwortung zu übernehmen, 
d.h. in eine Koalitionsregierung einzutreten. Während die Labour- 
party, die deutsche Sozialdemokratie, die Schwesterparteien vor 
allem in Skandinavien die alte orthodox-marxistische Opposition 
gegen die bürgerliche Demokratie und den Parlamentarismus — 
wenn nicht eindeutig ideologisch, so doch praktisch — aufgaben, 
blieb die Section Frangaise de l’Internationale Ouvriere (SFIO) 
bewußt außerhalb: trotz der Abspaltung der kommunistischen Par- 
tei verharrte die Mehrheit bei ihrem marxistischen Programm. Die 
sozialistische Partei bestritt zwar die Wahlen meist mit den Radikal- 
sozialisten, im sogenannten Kartell, versprach auch zeitweise parla- 
mentarische Unterstützung, behielt sich aber die Entscheidung vor. 
Die Rechte verhielt sich in sozialen Reformfragen weiterhin ein- 
deutig zurückhaltend?), nahm unzeitgemäß klerikale Forderungen 
wieder auf und trieb auf diese Art die Radikalsozialisten in die 
l) Frangois Goguel, La politique des partis sous la troisietme r&publique, 
Paris 1946, S. 321. „‚Lunettes et formules sont du type 1914‘, Jean Morini- 
Comby a. a. O., S. 412. „Mais il faut pousser plus loin l’analyse. Si la doctrine 
des partis s’est ainsi vid6e de toute substance, c’est qu’en fait les hommes qui 
les composent, & l’exeption de quelques chefs qu’on respecte, mais qu’on ne 
suit pas, se sont tenus ä l’&Ecart des vrais problemes, des probl&mes que pose 
chaque jour la vie quotidienne.‘‘ L’Europe nouvelle, 10. Februar 1934. 

2) Z.B.: Die Assurances sociales von 1928/1930 wurden im Zeichen der Wirt- 
Schaftskrise von Arbeitgebern und politischen Rechtsgruppen mit aller 
Intransigenz bekämpft; ihre Suspension oder gar Aufhebung wurde gefordert. 
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Opposition. Diese insbesondere blieben in stolzer Selbstgewißheit 
auf ihren Vorkriegspositionen, gaben sich weiterhin als Sachwalter 


der Republik aus und pflegten ihr antiklerikales Gedankengut, ins- 
besondere ihre Schulpolitik, ohne jedoch in Wirtschafts- und Finanz- 


politik ein eigenes konkretes Programm entwickeln zu können. 
Ideologisch sich zur ‚Gauche‘ zählend, waren die Radikalsozia- 
listen bei verantwortlicher Regierungstätigkeit auf ihre bürgerlich- 


bäuerliche Anhängerschaft angewiesen. Trotz reichlich demagogi- 
schen Erklärungen waren sie für eigentlich sozialistische Maßnah- 


men nicht zu gewinnen. Die alte Diskrepanz und Spannung zwi- 


schen ideologisch-politischer Linksposition und einer an sich durch- 
aus liberal-konservativen Haltung in konkret wirtschaftlich-sozia- 
len Fragen erschwerte nun eine klare Stellungnahme. Hatte diese 


Diskrepanz in der Vorkriegszeit zweifellos zur Installierung und 


Stabilisierung der parlamentarisch-demokratischen Republik we- 


sentlich beigetragen, so verschärfte sie nun die Führungskrise. Die 


Radikalsozialisten gingen meist in Anlehnung oder in Zusammen- 
arbeit mit den Sozialisten in die Wahlen, und zwar auf Grund ein- 
deutiger Antipositionen: gegen die ‚Reaktion‘, gegen den Klerika- 


lismus, gegen eine nationalistische Außenpolitik, gegen den Reich- 
tum. Im zweiten Wahlgang spielte weiterhin meist die ‚Defense 
Republicaine“. Kartellregierungen jedoch brachen alsbald an inne- 
rem Widerspruch und Meinungsdifferenzen auseinander: vom Mai 
1924 bis Juni 1926 lösten sich sieben Kabinette ab, vom Mai 1932 
bis Februar 1934 sechs Kabinette. Die Sozialisten verweigerten bei 
unpopulären Maßnahmen oder bei Steuer- und Finanzvorlagen, die 
ihren Programmpunkten nicht entsprachen, die parlamentarische 
Unterstützung, während die Radikalsozialisten nach rechts ge- 
drängt wurden und Anschluß bei der bürgerlichen Mitte und Rech- 
ten suchen mußten. So endeten in eigenartiger Inkonsequenz Legis- 
laturperioden, die von einem Wahlsieg der ‚‚Gauche‘‘ eingeleitet 
worden waren (1924, 1932, 1936), bei eindeutigen Rechtsregierun- 
gen! Es kam vor, daß radikalsozialistische Minister weiterhin im 
Kabinett verblieben, während Partei und militants für die nächsten 
Wahlen bereits wieder Fühlung mit den Sozialisten suchten. Man 
hatte also Vertreter der Partei in der Regierung und arbeitete gleich- 
zeitig am Sturz dieser Regierung. Besonders deutlich trat diese 
Situation 1934—36 in Erscheinung, als radikalsozialistische Mini- 
ster, darunter Herriot, einer Rechtspolitik ihre Zustimmung und 
Hilfe nicht versagten, zur selben Zeit aber die Volksfront vorbereitet 
wurdel). Es ist klar, daß unter diesen Umständen von einer Füh- 


1) Soulier a. a. O., S. 230, vgl. auch Jacques Kayser, Souvenirs d’un militant 
(1934— 1939) in: Cahiers de la R&publique, 1958/12, S. 70—71. 
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rungsequipe der Regierung weniger denn je gesprochen werden 
konnte und daß auch der Wähler, der ‚Mann von der Straße‘, den 


Überblick verlieren mußte und nicht mehr vor klare Entscheidun- 


gen gestellt war. Die Radikalsozialisten jedoch, obschon sie sich der 


Fragwürdigkeit und Unsicherheit der sozialistischen Partnerschaft 
bewußt waren, beabsichtigten keineswegs, auf ihre alte Links- 
position zu verzichten. Zu sozialistischen Experimenten war man 
nicht bereit, wollte sich aber gleichzeitig nicht in eine antimarxisti- 


sche Front, die im Zeichen der ‚Reaktion‘ gestanden hätte, ab- 
drängen lassen!). Demzufolge wurde 1928—ı1932 der Wiederein- 


tritt in eine Union Nationale abgelehnt, trotz den fraglosen Erfolgen 
der Jahre 1926—ı928, und obschon man selber die Wahlen von 
ı928 mit der Berufung auf Poincares Finanzsanierung durchge- 
fochten hatte. Die zunehmende Instabilität der Regierungen dieser 


Jahre ist weitgehend auf dieses fortgesetzte Schwanken der Radikal- 
sozialisten und letztlich auf die mangelnde Geschlossenheit der Par- 


tei zurückzuführen. 

Mit dem republikanischen Credo, mit der freiheitlich-indivi- 
dualistischen Grundhaltung und dem überlieferten Mißtrauen gegen- 
über Staatsgewalt und Regierung haben zwar autoritäre Tendenzen 
zurückgedrängt werden können, aber eine wirkliche Sanierung, die 
Reaktivierung des Vertrauens in das parlamentarische Regime hätte 
nur mit dem Verzicht auf überlebte ideologische und parteipolitische 
Positionen, mit einer Stärkung der Exekutive und mit der Über- 
nahme der Verantwortung durch das Parlament erlangt werden 
können. Der Tatsache, daß das parlamentarische Regime der Drit- 
ten Republik deutliche Krisenerscheinungen zeitigte, war man sich 
ab 1930 allerdings durchaus bewußt2). Kritik, Analysen und Re- 
formvorschläge wurden in Zeitungen, Zeitschriften und politischen 
Gruppen zur Sprache gebracht?). Man klagte — im Vergleich zu 


1)Z. B. Maurice Sarraut in einem Artikel der Neuen Zürcher Zeitung: „Die 
radikale Partei in den Wahlen‘: im ı. Wahlgang gehe die Partei selbständig 
vor, „dies wird sie aber nicht hindern, im zweiten Wahlgang das demokra- 
tische Schutzgesetz republikanischer Disziplin in Anwendung zu bringen, um 
dadurch den Kandidaten der Reaktion den Weg zu verbauen‘. 29. April 
1928. 

9) Ab 1931/32 „‚crise profonde du parlementarisme frangais‘ ... „un mouve- 
ment antiparlementaire se developpa alors dans le pays, sous le sentiment de 
lacrise, au spectacle de l’impuissance et de la paralysie gouvernementales“: 
Rene Capitant a. a. O., S. ı. 

°) Vgl. Revue politique et parlementaire 1934/2, Barthel&my a. a. O., Capi- 
tant a. a. O.; Documents sur la reforme de l’Etat (1979— 1939) in: Politique 


1945. 
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Deutschland — nicht so sehr den Parteienstaat mit seiner durch die 
Parteiorganisationen erfolgten Pluralisierung der Willensbildung 
und seiner Auflösung des Staatswillens an, als vielmehr das Schwin- 
den der Autorität des Staates und den Mangel an Führungsbewußt- 
sein, die in der Atmosphäre der parlamentarischen Kombinationen 
und ‚camaraderie‘ mit ihrer vielfältigen Rücksichtnahme auf 
partikuläre Interessen und auf die Wählerschaft verlorengegangen 
seien und Frankreich die Lösung seiner ihm dringlich gestellten 
nationalen Aufgaben so sehr erschwere. Verfassungspolitisch galt es, 
die Exekutive durch Aktivierung des Auflösungsrechtes, durch 
einen neuen Modus für die Wahl des Präsidenten der Republik, mit 
Einschränkung der parlamentarischen Kompetenzen in der Kredit- 
bewilligung, schließlich mit Änderungen der parlamentarischen 
Arbeitsweise zu stärken. Geistig ging es darum, alte Positionen auf- 
zugeben, ‚realistischer‘ zu werden und den Anschluß an die poli- 
tisch-wirtschaftliche Umwelt zu finden. Es waren Vertreter der 
jüngeren Generation und bezeichnenderweise nicht-parteigebundene 
Politiker, die in dieser lebhaft geführten Diskussion besonders her- 
vortraten!). 

In Wiederbelebung autoritär-bonapartistisch-nationalistischer 
Traditionselemente und unter dem Einfluß des faschistischen Ita- 
liens traten nach ı925 und dann vor allem nach 1932 zudem mili- 
tante Ligen in Erscheinung, die in ihrem Verlangen nach einer star- 
ken Staatsautorität einem ausgeprägten Antiparlamentarismus hul- 
digten und zum Kampf gegen die Dritte Republik aufriefen?). Im 
Zeichen der politischen Krise, der Schwäche der Exekutive, bei dem 
Mangel an Führungswillen und dem Mangel vor allem an Autorität 
machte sich denn auch der Druck der Straße bemerkbar und drängte 
Regierung und Parlament in die Defensive. Bereits Zeitgenossen 
haben eine Krisenerscheinung des Regimes darin gesehen, daß nach 
den Straßenunruhen vom 6. Februar 1934 die Regierung Daladier 
zurücktrat, obschon Daladier selbst durch den Stavisky-Skandal 
nicht belastet war, und obwohl das Parlament der Regierung aus- 
drücklich das Vertrauen ausgesprochen hatte. Regierung und Par- 
lament fühlten sich aber nicht mehr von der Öffentlichkeit getragen 
und zogen es darum vor, den ehemaligen Präsidenten der Republik, 
Doumergue, herbeizurufen, um eine Regierung mit ‚überpartei- 
lichem‘ Charakter (Marschall Petain als Kriegsminister!) zu bilden. 
Unter dem Druck der großen Streikwelle im Mai— Juni 1936, die im 


1) Mit Recht wies die Neue Zürcher Zeitung bereits am ı3. Dezember 1927 
auf die Abgeord neten Montigny, Paul Boncour, de Monzie, Tardieu, Paul 
Reynaud hin. 

2) Rene Remond, La Droite en France de 1815 & jours. Paris 1954, S. 1991. 
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wesentlichen spontan ausgebrochen war, haben die Kammern einer 
umfassenden Sozialgesetzgebung ihre Zustimmung gewähren müs- 
sen. Man könnte sagen: obgleich sich Parteien, ‚militants‘ und 
Parlament traditionsgemäß gegen alle Tendenzen direkter, ‚plebis- 
zitärer‘ Demokratie aussprachen und der öffentlichen Meinung die 
Mitwirkung an der politischen Entscheidung verweigerten, sich 
selbst aber abkapselten und der Nation die notwendige Führung 
versagten, brachte sich diese öffentliche Meinung nun doch zur 
Geltung, aber außerhalb des Parlaments und außerhalb der Ver- 
fassung. 

Im Zeichen des Antifaschismus konnten zwar nach dem 
6.Februar 1934 nochmals republikanisch-demokratische Kräfte mo- 
bilisiert und alte ideologische Positionen zur Verteidigung von Repu- 
blik und Demokratie aufgerufen werden. Die großen Erwartungen 
jedoch, die mit der Bildung der Volksfront aufbrachen, wurden 
enttäuscht: Die Parole des Antifaschismus und die Kampfansage an 
angeblich reaktionäre Regierungen reichten zwar aus, eine gemein- 
same Abwehrfront aufzubauen und einen Wahlerfolg zu erzielen, 
nicht aber, um als geschlossene Koalitionsregierung ein bestimmtes 
Programm konsequent durchzuführen. Die Spannungen zwischen 
einem bürgerlichen Radikalsozialismus und einem angeblich 
proletarischen Sozialismus traten wieder in Erscheinung, während 
diekommunistische Partei ohnehin nur eine bedingte Unterstützung 
lieh und bald zu verdeckter und dann offener Gegnerschaft über- 
ging!). Der Mythos der zur Volksfront zusammengeschlossenen 
Linken hat jedoch gleichzeitig die Rechte in die Opposition ge- 
drängt und in ihr die latenten antiparlamentarischen und regime- 
feindlichen, zum Teil nun eigentlich faschistischen Elemente ver- 
stärkt. Allerdings flaute eigenartigerweise die Stoßkraft der militan- 
ten Ligen, der außer- und antiparlamentarischen Organisationen 
ab; eine Massenbewegung, die mit allen Mitteln zur Macht gedrängt 
hätte, entstand nicht — eher ein Rückzug in die Privatexistenz, eine 
Distanzierung gegenüber dem öffentlichen Leben. „München“ hat 
dann in allen Parteien, Gruppen und Organisationen zu inneren 
Auseinandersetzungen, Fraktionskämpfen und Abspaltungen ge- 
führt, damit zwar alte Fronten als überlebt erscheinen lassen, aber 
keine Beruhigung der Atmosphäre und keine nationale Sammlung 
ergeben. Unter Daladier und dannvor allem unter Paul Reynaud hat 
die Regierung wieder eigentlichen Führungswillen gezeigt und auch 
einige offensichtliche Erfolge erzielt — etwa in der Rüstungsindu- 
strie —, aber die Zeit reichte nicht aus, um das bereits tiefe einge- 


') Darüber mein Aufsatz ‚‚Zur Beurteilung der Volksfront in Frankreich 
(1934—1938)““ in: Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte 1959/2. 
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drungene Mißtrauen des französischen Volkes gegenüber einem 
parlamentarischen System und einem politischen Personal, die so 
lange die dringlich aufgegebenen nationalen Probleme nicht hatten 
meistern können, zu überbrücken und die Dritte Republik so zu 
stärken, daß sie den Belastungen des Krieges und der Niederlage 
hätte standhalten können. Innerlich zerrissen und gelähmt, ratlos 
und enttäuscht — sich selbst nicht mehr vertrauend — trat Frank- 
reich in den zweiten Weltkrieg ein. 
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ZUM VERHÄLTNIS CHINAS 
ZU DEN VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA 


VON 
WOLFGANG FRANKE*) 


DER Sieg der Kommunisten in China wird nicht zu Unrecht oft 
als das wichtigste und folgenschwerste Ereignis seit dem Ende des 
zweiten Weltkrieges bezeichnet. Der damit eng verbundene Wandel 
des Verhältnisses zwischen China und den westlichen Mächten, ins- 
besondere den Vereinigten Staaten, beeinflußt aufs stärkste die ge- 
samte Weltpolitik. Die Bedeutung dieses Vorgangs ist nur vor dem 
historischen Hintergrund der Beziehungen Chinas zu den Vereinig- 
ten Staaten richtig zu ermessen. Die Geschichte der chinesisch- 
amerikanischen Beziehungen läßt sich grob in vier Epochen ein- 
teilen, und zwar: 

ı. Die Zeit bis zum Ende des ersten Weltkrieges: Sie ist da- 
durch charakterisiert, daß die Vereinigten Staaten im wesentlichen 
keine selbständige China-Politik betrieben, sondern sich der engli- 
schen anschlossen. 

2. Die Zeit von ıgıg bis 1941: Sie ist gekennzeichnet durch 
eine auf gewissem Wohlwollen gegründete, aber vorwiegend passive 
Politik der Vereinigten Staaten mit den Grundsätzen der „Offenen 
Tür“ und der „Territorialen Unversehrtheit‘‘ Chinas und durch 
eine bedeutende Intensivierung der privaten kulturellen und wirt- 
schaftlichen Aktivität von Amerikanern in China. 

3. Die Jahre 1941 bis 1949, die kritische Zeit der aktiven An- 
teilnahme der Vereinigten Staaten an der chinesischen Entwicklung. 

4. Die Epoche seit 1950, die durch den Bruch zwischen China 
und den Vereinigten Staaten gekennzeichnet wird. 


I. 


Die Beziehungen zwischen China und dem Abendlande standen 
von Anfang an unter einem unglücklichen Vorzeichen. Unkenntnis 
der geistigen und kulturellen Voraussetzungen des anderen und in- 


*) Der Verfasser ist den Herren Own Lattimore und John Carter Vincent, die 
zeitweise selbst an dem im folgenden behandelten Geschehen Anteil hatten, 
für eine Reihe wertvoller Anregungen und Hinweise zu Dank verpflichtet. 
Für alle hier gemachten Feststellungen und abgegebenen Urteile trägt aber 
der Verfasser die alleinige und ausschließliche Verantwortung. 


Historische Zeitschrift 188. Band 
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folgedessen gegenseitige Verständnislosigkeit waren ihr charakterj. 
stisches Merkmal bereits zu Beginn des 19. Jahrhunderts und sinde 
bis heute weitgehend geblieben. Die westlichen Nationalstaaten 
trafen in ihrem machtvollen, kolonialen Ausdehnungsdrang auf den 
chinesischen Universalstaat. Nach der chinesischen Staatsidee be- 
herrschte der chinesische Kaiser, der „Sohn des Himmels‘, das, 
„was unter dem Himmel ist“, d. h. die gesamte Welt; und sein Volk 
war die gesamte Menschheit. Dabei waren der Wohnsitz des Kaisers 
und das diesen umgebende Gebiet, d. h. China, das Zentrum aller 
Kultur. Aber nicht nur den Chinesen, sondern allen Menschen soll- 
ten Gnade und Wohlwollen des Kaisers grundsätzlich in gleicher 
Weise zuteil werden. Da China an allen seinen Grenzen von Ge- 
birgs- und Steppenvölkern umgeben war, die kulturell stets weit 
hinter den Chinesen zurückstanden, hatte sich dieser in ältester Zeit 
aus kosmischen Vorstellungen erwachsene universalistische Staats- 
gedanke folgerichtig weiterentwickelt!). Diese universalistische 
Idee brachte auch die Form mit sich, in der sich die Beziehungen zu 
fremden Völkern vollzogen. Sie bestand in dem sog. Tributsystem, 
dem als Medium für den Verkehr Chinas mit fremden Völkern im 
chinesischen Denken eine ähnliche Rolle zukam wie dem Nationa- 
lismus und dem Völkerrecht im abendländischen Denken des 
ı9. Jahrhunderts. Die Fremden brachten ‚Tributgeschenke‘“ und 
erkannten damit in der Theorie die Oberhoheit des chinesischen 
Kaisers an. Der Tribut wurde durch Gegengeschenke entgolten, die 
zuweilen einen wesentlich höheren Wert darstellten. Dieses Tribut- 
system hatte sich seit über zweitausend Jahren aus den Beziehungen 
zu den umwohnenden Nomadenvölkern entwickelt, war aber völlig 
ungeeignet für die Anwendung auf den industrialisierten und aufge- 
- klärten Westen, dennoch in der chinesischen Auffassung der einzige 
Weg für den Verkehr mit Barbaren, d. h. mit Leuten, die außerhalb 
der traditionellen chinesischen Kultur standen?). Als solche Bar- 
baren mußte China auch die im 19. Jahrhundert mehr und mehr die 
chinesische Küste mit ihren Schiffen anlaufenden Abendländer 
ansehen. Für China war es nichts Neues, von solchen Barbaren vor- 
übergehend in militärische Bedrängnis gesetzt zu werden. Das Er- 
gebnis war aber stets gewesen, daß die gleichen Barbaren allmäh- 
lich der kulturellen Überlegenheit des Chinesentums Rechnung 


1) Otto Franke, Der chinesische Staatsgedanke und seine Bedeutung für die 
abendländisch-chinesischen Beziehungen. In: Ostasiatische Neubildungen 
(Hamburg ıgı11), S. 1—19. 

2) John K. Fairbank, Trade and Diplomacy on the China Coast (Harvard 
University Press 1953), S. 23 ff. — Ders., The United States and China, New 
Edition (Harvard University Press 1958), S. ı15ff. 
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inisisiisnsessensnnenisienesingeiiniigeriiitrsgmetegterfeeiee 
tragen mußten und sich schließlich willig in den chinesischen Uni- 
versalismus und in das Tributsystem einfügten. Der chinesischen 
Staatsauffassung entsprechend war es unmöglich, daß ein fremder 
Staat gleichberechtigt mit China, ein fremder Souverän dem chine- 
sischen Kaiser ebenbürtig sein sollte. Die europäischen Staaten 
hingegen sahen in dem chinesischen Anspruch auf Weltherrschaft 
eine untragbare Anmaßung, einen politischen Größenwahn, gegen 
den nur die Macht der Waffen helfen könne. Ausdehnungsbedürfnis 
des Handels und nationale Ehre erforderten das gewaltsame Durch- 
setzen des Anspruchs auf Gleichberechtigung innerhalb eines nach 
abendländischen Grundsätzen geprägten Völkerrechts. DieChinesen 
hielten an ihrer traditionellen Auffassung fest, nach der man Frem- 
den unter von China festgesetzten Bedingungen erlauben konnte, an 
bestimmten Plätzen in beschränktem Ausmaße Handel zu treiben. 
Die Anerkennung eines Rechtes der Fremden hierzu oder gar die 
Gleichberechtigung war mit chinesischem Denken unvereinbar. Für 
die aus den verschiedenen historischen Voraussetzungen sich er- 
gebenden wechselseitigen Mißverständnisse kann weder der einen 
noch der anderen Seite eine grundsätzliche Schuld zugeschrieben 
werden, wie es heute noch oft geschieht. Freilich haben menschliche 
Schwächen aller Art die bestehenden Gegensätze vielfach noch un- 
nötig verschärft. 

Der erste entscheidende bewaffnete chinesisch-westliche Kon- 
fikt war der sog. Opium-Krieg zwischen England und China, 
1840 bis 1842. Dabei trat die Überlegenheit der westlichen Bewaff- 
nung und Kampfesweise klar zutage. Der den Krieg beschließende 
Friede von Nanking war dann auch der erste, grundlegende der 
sog. „Ungleichen Verträge‘ und leitete die in den nächsten Jahr- 
zehnten folgenden, immer schmählicheren Demütigungen Chinas 
ein. Dem englischen Vertrage schlossen sich Verträge mit anderen 
Mächten, darunter mit den Vereinigten Staaten von gleicher Art an}). 
Auf chinesischer Seite zeigte man sich sehr lau in der Erfüllung der 
unter Zwang gemachten Zugeständnisse und hoffte nach wie vor, 
sich eines Tages der Fremden entledigen zu können. Die zusehends 
offenkundiger zutage tretende militärische Schwäche Chinas gegen- 
über den westlichen Mächten reizte diese zu immer aggressiverem 
Vorgehen. England und Frankreich, später auch Rußland und 
Deutschland sowie das rasch erstarkende Japan benutzten — 
manchmal vielleicht absichtlich provozierte — wenig bedeutende 
Zwischenfälle zu neuen militärischen Interventionen, um weitere 


!) Der chinesisch-amerikanische Vertrag von Wang-hea wurde 1844 geschlos- 
sen. Siehe China. The Maritime Customs: Treaties, Conventions, etc. be- 
tween China and Foreign States, Vol. I, znd ed. (Shanghai 1917), S. 677ft. 
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Vorteile und Gewinne zu erlangen. Es begann eine Jagd nach Flot- 
tenstützpunkten, Niederlassungen, wirtschaftlichen Konzessionen 
und sonstigen Vorrechten, die Ende des 19. Jahrhunderts ihren Höhe. 
punkt erreichte. Die Vereinigten Staaten betrieben damals noch 
keine eigene Politik in China, sondern beschränkten sich darauf, 
auf Grund der Meistbegünstigungsklausel ohne besondere eigene 
Initiative aller der Vorteile und Vorrechte aus den ‚‚ungleichen Ver- 
trägen“ teilhaftig zu werden, die England, die Vormacht westlicher 
Interessen in Ostasien, auf Grund politischer oder militärischer 
Interventionen erlangt hatte. Die vier wesentlichen Punkte in den 
„ungleichen Verträgen‘‘, die Chinas Souveränität am stärksten ein- 
schränkten, waren: 

ı. Die Exterritorialität der Fremden in ganz China. 

2. Die Beschränkung der chinesischen Zollhoheit mit einem 
sehr niedrigen Zolltarif, den China nicht erhöhen durfte. 

3. Fremde Niederlassungen und Pachtgebiete. 

4. Freiheit der fremden Schiffahrt in den chinesischen Binnen- 
und Hoheitsgewässern!). 

Die seit 1899 von den Vereinigten Staaten stets proklamierte 
Politik der „Offenen Tür“, d. h. der gleichen wirtschaftlichen Mög- 
lichkeiten, insbesondere gleichen Zollbedingungen, war eine ge- 
meinsame englisch-amerikanische Abwehrmaßnahme gegen die 
Sicherung besonderer Vorrechte und eines besonderen Zolltarifs für 
andere Mächte in bestimmten Gebieten unter deren Einfluß?). Ins- 
besondere richtete sich die Politik der „Offenen Tür‘‘ gegen das Vor- 
dringen Rußlands, das als einzige westliche Macht zu Lande unmit- 
telbar an China grenzte. Im Gegensatz dazu hatten die Vereinigten 
Staaten, England und die übrigen Mächte praktisch nur zur See 
Zugang zu China?). Die an chinesisches Territorium grenzenden 
britischen und französischen Kolonialgebiete gaben nur in wenigen 
Ausnahmefällen die Basis für eine Invasion Chinas zu Lande ab und 
standen überdies mit dem Mutterlande nur über See in Verbindung. 
Als nach ı900 Rußland seinen Einfluß in der Manchurei immer 
weiter ausdehnte und eine Besitzergreifung befürchtet werden 
mußte, kam zum Prinzip der „Offenen Tür‘ das der ‚‚territorialen 
und administrativen Unverletzlichkeit‘‘ Chinas hinzu. Diesen von 
den Vereinigten Staaten seither in ihrer Politik gegenüber China 


1) Wolfgang Franke, Zur anti-imperialistischen Bewegung in China, in: 
Saeculum V, 1954, Heft 4, S. 337fl. 

2) A. Whitney Griswold, The Far Eastern Policy of the United States (New 
York 1938), S. 43ff., 494ff. — John K. Fairbank, The United States and 
China, S. 254ff. 

3) Own Lattimore, The Situation in Asia (Boston 1949), S. 26ff. 
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see ee EEE 
stets vertretenen Prinzipien lagen also zunächst weniger eine be- 
sondere Sympathie für China als sehr konkrete eigene politische 
und wirtschaftliche Interessen zugrunde, wenn sie sich auch meist 
fürChina günstig auswirkten und dazu beitrugen, daß es nicht nach 
dem Vorbilde Afrikas zu einer Aufteilung Chinas unter die Groß- 
mächte kam. Auch näherte sich der Grundsatz der gleichen Behand- 
lung aller Fremden der traditionellen chinesischen Auffassung?). 
Die Vereinigten Staaten erfreuten sich der gleichen bevorrechtigten 
Stellung in China wie alle anderen Mächte, ohne dafür das Odium 
gewaltsamer Durchsetzungen solcher Forderungen auf sich geladen 
zu haben. Sun Yat-sen hat später diesen Zustand sehr treffend 
charakterisiert, wenn er China als eine „‚Hypokolonie‘ bezeichnet, 
d.h. als ein Land, das nicht nur einer Macht als Kolonie unterstellt 
ist, sondern in dem alle Großmächte in gleicher Weise Kolonial- 
herren sind?). Der erste Weltkrieg setzte dem weiteren aktiven Vor- 
gehen der westlichen Mächte in China ein Ende. 


2. 


Eine Folge der Ausrichtung der englisch-amerikanischen Poli- 
tik der „Offenen Tür‘‘ gegen Rußland war ein weitgehendes Ge- 
währenlassen Japans zum Nachteile Rußlands. Das englisch- 
japanische Bündnis von 1902, die amerikanische Haltung während 
des russisch-japanischen Krieges?) und die Tolerierung der japani- 
schen Annexion Koreas 1910%) sind Beispiele dafür. Dabei begann 
Japan selbst mehr und mehr gegen die Grundsätze der „Offenen 
Tür‘ zu verstoßen. So machte es sich die Behinderung der europäi- 
schen Mächte durch den ersten Weltkrieg zunutze, um 1915 mit den 
sog. „21 Forderungen‘ sich große Vorrechte in China zu sichern 
und seinen Einfluß auf dem Kontinent immer weiter auszudehnen?). 
In China setzte man große Hoffnungen auf die Vereinigten Staaten 
im Zusammenhang mit der Erklärung vom Selbstbestimmungsrecht 
der Völker in den ı4 Punkten des Präsidenten Wilson. Eine große 
chinesische Delegation ging ıgıg nach Paris. Die Aussicht auf das 


!) Griswold loc. cit. S. 8off.; Fairbank loc. cit. S. 256f. 

2) Pascal M. D’Elia, Le Triple Demisme de Suen Wen (Shanghai 1930), S. 42f. 
?) Tyler Dennett, Roosevelt and the Russo- Japanese War (Garden City— 
New York 1925), insbesondere S. ıo8ff., 153 ff., 307ff. — Griswold loc. cit. 
S. 88 ft. 

#) Griswold loc. cit. S. 146. 

5) Über die ‚‚2ı Forderungen‘ und über die Stellung der Vereinigten Staaten 
dazu vgl. Tien-yi Li, Woodrow Wilson’s China Policy 1913—1917 (New 
York 1952), S. ı00ff.; ferner: B. L. Putnam Weale, The Fight for the Repu- 
blic in China (London 1918), S. 53 ff. 
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Mitspracherecht bei der Friedenskonferenz war einer der Gründe 
für den Eintritt Chinas in den Krieg auf seiten der Alliierten ge- 
wesen!). Auch sah man vielfach die Ursache für die Unterdrückung 
und Bevormundung Chinas weniger in dem imperialistischen Cha- 
rakter der Großmächte als in der Rückständigkeit und Schwäche 
Chinas unter der Regierung einer verkommenen fremdstämmigen 
Dynastie. Nach dem ı911 erfolgten Sturz der Manchu-Dynastie und 
der Umwandlung Chinas in eine Republik würden die Mächte nicht 
zögern — so meinten Sun Yat-sen und seine Freunde —, freiwillig 
auf die Vorrechte aus den ‚‚ungleichen Verträgen‘ zu verzichten 
und China in großzügiger Weise beim wirtschaftlichen und sozialen 
Aufbau behilflich sein?). Desto bitterer sollte dann aber die Ent- 


täuschung werden. Die chinesische Delegation fand in Paris wenig 
Sympathie für ihre Anliegen. Die Mächte weigerten sich nicht nur, 
die chinesischen Wünsche nach Revision der ‚‚ungleichen Verträge“ 
zu diskutieren, sondern sie sprachen allen Protesten Chinas zum 
Trotz das ehemalige deutsche Schutzgebiet Kiaochou und alle ehe- 


mals deutschen Rechte in der Provinz Shantung Japan zu®). Auch 


die Vereinigten Staaten, auf deren Hilfe China in erster Linie rech- 
nen zu können glaubte, taten nur wenig zur Unterstützung des 
chinesischen Standpunktes. Eine große Welle der Empörung ging 
daraufhin in China durchs Land. Sie begann mit einer großen 
Studenten-Demonstration in Peking, bekannt unter dem Namen 


4.-Mai-Bewegung. Es folgten weitere Studentenkundgebungen, 


Streiks und Boykottaktionen gegen japanische Waren. Die chine- 
sische Delegation in Paris verweigerte daraufhin die Unterzeichnung 
des Vertrages®). Bei der Konferenz in Washington 1921/22 erreichte 
China zwar einige Zugeständnisse, aber im wesentlichen wurde auch 
hier der Eindruck von Paris bestätigt: Die Großmächte — ein- 


schließlich der Vereinigten Staaten — waren in der Tat nicht ge- 
willt, freiwillig auf irgendwelche Vorrechte in China zu verzichten?). 


1) Russell H. Fifield, Woodrow Wilson and the Far East. The Diplomacy of 
the Shantung Question (New York 1952), S. 59, 62ff.; Putnam Weale loc. 
eit. S. 232ff. 

2) Wolfgang Franke, Das Jahrhundert der chinesischen Revolution 1851-1949 
(München 1958), $. 176ff. 

3) Die China betreffenden Verhandlungen bei der Pariser Friedenskonferenz 
sind eingehend dargestellt von Russell H. Fifield, Woodrow Wilson and the 


Far East. The Diplomacy of the Shantung Question (New York 1952), 
S. 11I— 336. 


*) Wolfgang Franke, Chinas kulturelle Revolution. Die Bewegung vom 
4. Mai 1919 (Janus-Bücher Bd. 1, München 1957). 


5) H. F. Mac Nair— D. F. Lach, Modern Far Eastern International Relations, 
znd ed. (New York 1950), S. 180— 204. 
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Die sich bei den Pariser Friedensverhandlungen und danach aus 
der damaligen Interpretation des Begriffes der „Offenen Tür‘ er- 
gebende amerikanische Politik bestand im wesentlichen darin, auf 
der einen Seite zwar neue Gebietsabtretungen Chinas zu verhindern, 
auf der anderen aber, nicht unbedingt die Rückgabe solcher Gebiete 
anChina zu fordern, die bereits vor der Zeit der Doktrin der, ‚Offenen 
Tür‘ losgelöst worden waren. Daher erschien für die amerikanische 
Politik die Übergabe des bereits 1898 von China abgetrennten deut- 
schen Schutzgebietes Kiaochou an Japan durchaus rechtmäßig. 
Der Vorwand für die Ablehnung vieler chinesischer Wünsche durch 
die Mächte war der, China sei kein geeinter Staat. Die Politik der 
Großmächte war aber weitgehend darauf gerichtet, eine solche 


Einigung zu verhindern. Sie unterstützten abwechselnd den einen 
oder den anderen Machthaber und spielten sie gegeneinander aus). 

Eine grundsätzlich andere Haltung als die westlichen Mächte 
nahm nach der Oktoberrevolution das neue Rußland gegenüber 
China ein. Es trat nicht nur theoretisch für die Befreiung der 


asiatischen Völker von Kolonialherrschaft und Imperialismus des 


Westens ein, sondern verzichtete damals praktisch auf fast alle Vor- 
rechte, die das zaristische Regime in China besessen hatte, wie z.B. 
die Exterritorialität und die russischen Niederlassungen in einer 
Reihe von Hafenstädten?). So blickteChina in den zwanziger Jahren 
auf Sowjetrußland als den Freund und Vorkämpfer für Freiheit und 


Gleichberechtigung der unterdrückten Nationen?), wenn auch in 


mancher Beziehung die Sowjetregierung bald wieder an imperia- 
listische Traditionen des Zaren-Regimes anknüpfte, wie z. B. in der 
Mongolei und in der Manchurei hinsichtlich des russischen Anteils 
an der ostchinesischen Eisenbahn®). 1923 begann die Zusammen- 
arbeit der nationalen chinesischen revolutionären Partei, der Kuo- 


mintang, mit Rußland und den Kommunisten. Mit Hilfe sowjeti- 


I) Joseph R. Levenson, Confucian China and its Modern Fate (Berkeley and 
Los Angeles 1958), S. 147, vergleicht die China-Politik der Großmächte sehr 
zutreffend mit dem römischen Triumvir Crassus, der gleichzeitig eine Feuer- 
wehr und ein Brandstifterkommando unterhalten haben soll und diese beiden 
wechselweise sehr geschickt in Aktion treten zu lassen wußte. 

:) Allen $, Whiting, Soviet Policies in China 1917—1924 (New York 1954), 
$. 27ff. und 269— 275. 

®) Vgl.z.B. das Echo auf die Erklärung Kharakhans in der chinesischen Zeit- 
schrift Hsin Ch’ing Nien Jahrg. 7,:Heft 6 (r. Mai 1920). Betr. Sun Yat-sens 
Hinwendung zu Rußland siehe Lyon Sharman: Sun Yat-sen. His Life and 


its Meaning (New York 1934), S. 242 ff. Sun Yat-sen ging so weit, zu erklären: 
„Wir sehen nicht länger auf die westlichen Mächte. Unsere Gesichter sind 


Rußland zugewandt.‘ Ebda. $. 253. 
4) Whiting loc. cit. S. 17o0ff. 
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scher Berater wurde die Partei reorganisiert und eine revolutionäre 
Armee ausgebildet, die bald den größten Teil Chinas unter ihre 


Herrschaft brachte. Mit der Gründung der Nationalregierung in 


Nanking unter dem siegreichen Heerführer der Kuomintang, 


Chiang Kai-shek, endete abrupt die Zusammenarbeit mit Rußland 


und der Kommunistischen Partei Chinas. Innenpolitisch kam die 
revolutionäre Bewegung zum Stillstand, und die Kuomintang be- 
gann sich aus einer ausgesprochen revolutionären Partei in eine 


mehr und mehr konservative, schließlich sogar reaktionäre zu wan- 


deln!). Die Vereinigten Staaten hielten sich in diesen Jahren sehr 


zurück und beschränkten sich auf die Nichtanerkennung der japani- 


schen Besitzergreifung der Manchurei ab 1930 und auf die Entsen- 
dung eines Vertreters in die Völkerbunds-Kommission, die sog. 
Lytton-Kommission, die 1931 die japanische Besetzung der Man- 


churei an Ort und Stelle untersuchte. Irgendwelche wirtschaftlichen 


oder militärischen Maßnahmen im Interesse Chinas gegen Japan 


lagen der amerikanischen Regierung fern. Ihre Proteste gingen 


nicht über Hinweise auf das Prinzip der ‚Offenen Tür‘‘ und der 
„territorialen und administrativen Unverletzlichkeit Chinas‘ hin- 
aus?). 

Diese politische Zurückhaltung der Vereinigten Staaten in 


Ostasien entsprach ihren dortigen wirtschaftlichen Interessen, 


Amerikanische Investitionen in ganz Ostasien, von denen auf China 
etwa eine viertel Milliarde und auf Japan ungefähr ebensoviel 
entfiel, betrugen in den dreißiger Jahren etwa fünf bis sechs Prozent 
der gesamten amerikanischen Auslandsinvestitionen und machten 
kaum ein Fünftel der britischen Investitionen in China aus. Der 
Handel mit Japan betrug im gleichen Zeitraum acht bis neun Pro- 
zent des gesamten amerikanischen Außenhandels, der mit China 
kaum die Hälfte davon. So waren bis zum Ausbruch des letzten 
Krieges die wirtschaftlichen Interessen der Vereinigten Staaten in 
Japan größer als in China®). Auch Japans Rolle als Puffer gegen 
den Kommunismus in Ostasien war nicht ohne Einfluß auf die 
amerikanische Politik®). 

Greifbare wirtschaftliche und politische Interessen waren für 
die amerikanische China-Politik nicht allein ausschlaggebend. Eine 


u Wolfgang Franke, Das Jahrhundert der chinesischen Revolution, 
S. 228—238. 

2) Griswold loc. cit. S. 424ff.; Fairbank, The United States and China, S. 257: 
®) Fairbank loc. cit. S. 258f.; Seymour E. Harris (ed.), Foreign Economic 
Policy for the United States (Harvard University Press 1948), S. ıg6ff. 

4) Herbert Feis, The Road to Pearl Harbor. The Coming of the War between 
the United States and Japan (Princeton 1950), S. 6f. 
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im amerikanischen Volke weit verbreitete, allgemeine Sympathie 
für China bestehend aus ‚‚einem merkwürdigen Gemisch von Senti- 


mentalität, Idealismus, Unwissenheit und Eigennutz*‘'), hatte erheb- 


liche Wirkung auf die Politik. Eine große Rolle spielten dabei die 


amerikanischen christlichen Missionen in China. Sie standen unter 


den ausländischen protestantischen Missionen an erster Stelle. Seit 
Beginn des 20. Jahrhunderts hatten sie ihre Aktivität immer mehr 
auf die Errichtung von Schulen (Kindergärten, Grund-, Mittel- und 


Hochschulen) und Krankenhäusern gelegt und hatten damit sehr 


erhebliche materielle wie ideelle Interessen in China investiert?). 


Der Beginn des Krieges zwischen Japan und China im Juli 


1937 und der anfänglich entschiedene und energische Widerstand 
der Chinesen gegen die japanische Invasion verstärkte wesentlich 
die allgemeine Sympathie für sie im amerikanischen Volke. Man 


sah in China die um ihr Recht und um ihre Freiheit ringende 


„demokratische‘‘ Nation, unrechtmäßig angegriffen von einem mili- 


tärisch mächtigeren, totalitären Gegner. Skrupel wegen der ameri- 
kanischen Lieferung von kriegswichtigem Material an Japan mögen 
zu dieser Idealisierung der Sache Chinas beigetragen haben?). Und 
auf chinesischer Seite wandten sich die Augen mehr und mehr auf 


die Vereinigten Staaten als den einzig möglichen Retter vor der 


erdrückenden Übermacht Japans. Tatsächlich wurde ja auch die 


Weigerung der Amerikaner, ihre Hilfe an China einzustellen und 
die japanische Vormachtstellung in Ostasien anzuerkennen, einer 
der Hauptgründe für den Zusammenbruch der japanisch-amerika- 
nischen Verhandlungen im Herbst 1941%). Die materielle Hilfe, die 
China bis zu diesem Zeitpunkt von den Vereinigten Staaten erhalten 
hatte, war freilich sehr gering. Sie beschränkte sich auf die wenig 
umfangreiche Lieferung von Kriegsmaterial und anderen Gütern. 
Nach Blockierung der gesamten chinesischen Küste und der wichtig- 
sten chinesischen Häfen durch die Japaner mußten die Lieferungen 
über Land durch Indien auf der neu gebauten Burma-Straße nach 
Südwest-China transportiert werden. Auch um die Verbesserung 
dieses Transport-Systems waren die Amerikaner bemüht. Gleich- 


zeitig kämpfte unter Leitung des amerikanischen Generals Chen- 
nault, einer später sehr umstrittenen Persönlichkeit, eine kleine 


!) Langer — Gleason, The Challenge to Isolation 1937— 1940 (New York — 
London 1952), S. 579. 

?) K. S. Latourette, A History of Christian Missions in China (New York 
1929), S. 441ff., 622ff. 

®) Feis, The Road to Pearl Harbor, S. ııff.; Fairbank, The United States 
and China, S. 248. 

4) Feis loc. cit. S. 282 fl. 
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Gruppe freiwilliger amerikanischer Flieger mit von der amerikani- 
schen Regierung zur Verfügung gestellten Kampf-Flugzeugen auf 
chinesischer Seite, unter dem Namen ‚‚Flying Tigers‘‘}). 


3- 

Pearl Harbor und der Eintritt der Vereinigten Staaten und 
Englands in den Krieg gegen Japan schufen eine neue Situation: 
China wurde der militärische Alliierte. Sie brachte eine bisher unge- 
kannte Zusammenarbeit, aber auch neue Spannungen zwischen 
China und den Vereinigten Staaten mit sich. Die seit 1939 in Chung- 
king sitzende chinesische Regierung unter Chiang Kai-shek faßte 
die kühnsten Hoffnungen, daß nun die Alliierten unter amerikani- 
scher Führung einen bedeutenden Teil ihrer militärischen Macht in 
China einsetzen würden, um die Japaner zurückzuwerfen. Diese 
unrealistischen Hoffnungen wurden schnell enttäuscht. Für die 
Alliierten waren andere Kriegsschauplätze und Unternehmungen 
wichtiger. China konnte nur wenige, dort stets als unzulänglich 
erachtete Unterstützung erhalten; denn Chiang Kai-shek ließ nie- 
mals von seinen anspruchsvollen Wünschen ab. So ergaben sich 
nicht selten Meinungsverschiedenheiten zwischen chinesischen und 
amerikanischen Stellen?). Chiang Kai-shek empfand es zutiefst, daß 
in der Kriegführung und in der geplanten Weltorganisation der Nach- 
kriegszeit China nicht die führende Rolle zugeteilt wurde, die ihm 
nach seiner Überzeugung zukäme. Der formelle Verzicht der Ver- 
einigten Staaten — anschließend auch Englands — auf alle aus den 
„ungleichen Verträgen‘ herrührenden Vorrechte in China — ein- 
schließlich Exterritorialität und Niederlassungen — im chinesisch- 
amerikanischen Vertrage von 19433) sowie die Zurechnung Chinas 
zu den „Großen Vier‘‘*) wurden zwar in China aufrichtig begrüßt 
und gefeiert, konnten aber die Spannungen hinsichtlich der Rolle, 
die China tatsächlich zu spielen in der Lage war, nur wenig mindern. 
Andrerseits machte nach amerikanischer Auffassung die chinesische 


1) Feis loc. cit. S. 140 und 245; Romanus—Sunderland, United States 
Army in World War II. China-Burma-India-Theater. Stilwell’s Mission to 
China (Dept. of the Army, Washington, D.C., 1953), S. 7ft. 

2) Siehe Foreign Relations of the United States. Diplomatic Papers 1942, 
China (Washington 1956), S. ı ff. Besonders aufschlußreich ist das Telegramm 
Chiang Kai-sheks für Präsident Roosevelt vom ı. Juni 1942, ibid. S. 61f. 

3) Text des Vertrages in United States Relations with China. With Special 
Reference to the Period 1944— 1949 (Washington 1949), S. 514—517. 

4) In der gemeinsamen Deklaration der Vereinigten Staaten, Englands, der 
Sowjetunion und Chinas in Moskau vom 30. Oktober 1943. Siehe United 
States Relations with China, S. 37. Über die vorangehenden Verhandlungen 
siehe Foreign Relations of the United States, S. 268 ff. 
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Regierung nur ungenügende Anstrengungen in der Kriegführung 
gegen Japan und wollte es gern den Alliierten zuschieben, gewisser- 
maßen für China die Kastanien aus dem Feuer zu holen. Es kam für 
die Alliierten jetzt lediglich darauf an, die nach dem Elan der Be- 
geisterung der ersten Kriegsjahre rasch erlahmende Widerstands- 
kraft Chinas überhaupt aufrechtzuerhalten und einen keineswegs 
unmöglich erscheinenden Separatfrieden mit Japan zu verhindern!). 

Diese Episode der chinesisch-amerikanischen Beziehungen ist 
eng verknüpft mit der Person des Generals Stilwell. Stilwell wurde 
Anfang 1942 als Bevollmächtigter der amerikanischen Heereslei- 
tung nach China geschickt zur Leitung aller dortigen amerikani- 
schen Kriegsmaßnahmen und als Stabschef für Chiang Kai-shek. Er 
hatte auch dafür Sorge zu tragen, daß die beschränkte, von den 
Vereinigten Staaten zur Verfügung gestellte Hilfe möglichst zweck- 
dienlich zum Kampf gegen die Japaner ausgenützt würde und nicht 
nur den persönlichen Interessen einzelner chinesischer Regierungs- 
mitglieder und Heerführer zugute käme?). Stilwell, ein hervor- 
ragender Frontsoldat von gradem, untadligem Charakter war, wie 
sich bald zeigte, nicht die geeignete Persönlichkeit für diese äußerst 
delikate und schwierige Aufgabe, die diplomatische und militärische 
Befähigung zu mindestens gleichen Teilen erforderte. Stilwell hatte 
zwar eine lange China-Erfahrung hinter sich, sprach Chinesisch und 
war voller Sympathie für die Belange des einfachen Soldaten und 
der großen Menge des chinesischen Volkes. Es fehlten ihm aber das 
Verständnis für die chinesischen Stabsoffiziere, Generäle und Politi- 
ker, und die nötige Geschmeidigkeit zum Umgang mit ihnen?). Auf 


!) Romanus-Sunderland, Stilwell’s Mission to China, S. 64; Foreign Rela- 
tions of the United States, S. ıgıff. Die bisher genaueste und sachlichste 
Darstellung des chinesisch-amerikanischen Verhältnisses von 1941 bis An- 
fang 1946 ist die von Herbert Feis: The China Tangle. The American Effort in 
China from Pearl Harbor to the Marshall Mission (Princeton 1953). Soweit 
keine anderen Quellen genannt sind, schließt die hier und im folgenden ge- 
gebene Darstellung an Feis an. — Sehr aufschlußreich ist auch der Bericht 
zweier amerikanischer Journalisten, Theodore H. White und Annalee Jacoby, 
über annähernd den gleichen Zeitraum: Thunder out of China (New York 
1946), deutsche Übersetzung: Donner aus China (Stuttgart—Hamburg 
1949). 

2) Romanus - Sunderland loc. cit. S. 70ff. 

?) Den besten Einblick in Stilwells Charakter und Anschauungen geben 
seine hinterlassenen Aufzeichnungen: The Stilwell Papers (London 1949). 
Für ein faires chinesisches Urteil über Stilwell siehe F. F. Liu: A Military 
History of Modern China 1924—1949 (Princeton 1956), S. 177ff. Stilwells 
Wirksamkeit in China bis 1943 ist eingehend behandelt in dem Anm. 1, S. 155 
genannten Werke von Romanus-Sunderland; die folgende Zeit bis zu 
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chinesischer Seite war die den Engländern gegenüber wenig freund- 
liche Gesinnung Stilwells bekannt — insbesondere das schlechte 
Einvernehmen zwischen ihm und Admiral Mountbatten, dem briti- 
schen Oberkommandierenden in Südost-Asien!) — und man suchte 
ihn dort gegen die wenig beliebten Engländer auszuspielen. Stilwell 
stand offensichtlich unter dem Einfluß der traditionellen Legende, 
daß die Chinesen nur unter ausländischer Führung gute Soldaten 
sein könnten. Die Verhältnisse, die er bei seiner Ankunft in China 
1942 vorfand, waren durchaus dazu angetan, ihn in dieser Ansicht 
zu bestärken. Er sah, daß die chinesischen Soldaten zwar unter 
leidlichen Bedingungen außerordentlich kriegstüchtig und zu her- 
vorragenden Leistungen befähigt waren, daß aber Generäle und 
höhere Offiziere zum großen Teil korrupt, unfähig und daher völlig 
unbrauchbar waren. Korruption und Demoralisierung der politi- 
schen und militärischen Führung der Kuomintang-Regierung 
schritten in erschreckendem Ausmaß voran und waren der Haupt- 
grund für die zunehmende Schwächung der chinesischen Wider- 
standskraft. Chiang Kai-shek und seiner Umgebung oberstes Ziel 
war auch nicht mehr — wie zu Beginn des Krieges — der Wider- 
stand gegen die Japaner — hier verließ man sich im Grunde auf 
die Alliierten —, sondern, wenn auch nicht offen ausgesprochen, die 
Sicherung der Macht des Regimes gegen alle Opposition, zumal 
gegen die eine beachtliche militärische Macht darstellenden Kom- 
munisten. Einen großen Teil ihrer besten Truppen hielt die Kuo- 
mintang-Regierung vom Kampfe gegen die Japaner fern, um sie 
nötigenfalls bei einer Auseinandersetzung mit den Kommunisten 
einsetzen zu können. Es war bereits erwähnt, daß die Kuomintang 
ihren ursprünglich revolutionären Kurs allmählich mit einem immer 
konservativeren, schließlich reaktionären vertauscht hatte. Je 
schlimmer die Mißstände in der Regierung, desto rücksichtsloser 
wurden auch die Gewaltmaßnahmen zur Unterdrückung aller 
Kritik?2). Dadurch wurden liberalere Elemente, zumal die Intelli- 
genz, geradezu auf die Gegenseite getrieben, d. h. zu den Kommu- 
nisten. Diese hatten im Nordwesten ein starkes Widerstandszentrum 
aufgebaut. Ihre Funktionäre waren im Gegensatz zu denen der 
Nationalregierung arm, sauber und von hohem Idealismus getragen; 


Stilwells Abberufung im Oktober 1944 im zweiten Teil des gleichen Werkes: 
Stilwell’s Command Problems (Washington, D. C. 1956). 

1) Stilwell spricht in seinen Aufzeichnungen von Mountbatten als ‚‚Glamour 
Boy“ und von Chiang Kai-shek als ‚‚Peanut‘‘. Stilwell hatte selbst den Bei- 
namen ‚„Vinegar Joe‘. 

2) Wolfgang Franke, Das Jahrhundert der chinesischen Revolution 1851-1949, 
S. 252 ff. 
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ihre Truppen — die sog. Achte Armee — schlecht bewaffnet, aber 
gut geführt und von hervorragendem Kampfesgeist erfüllt, machten 
großenteils durch Guerillakrieg in Nordchina den Japanern schwer 
zu schaffen. Die Enthaltung von allzu radikalen Maßnahmen und 
eine geschickte Propaganda brachten den Kommunisten weit- 
gehende Sympathien in der Bevölkerung ein!). Dagegen machte 
sich das Regime in Chungking immer unbeliebter und trotz der sich 
ständig verschlechternden Kriegslage zeigten Chiang Kai-shek und 
seine Umgebung sich nicht bereit, auf die immer dringlicher von 
amerikanischer Seite geäußerten Wünsche nach durchgreifenden 
politischen und militärischen Reformen einzugehen. 

Unter diesen Umständen war es naheliegend, daß auch die 
Amerikaner ihre Augen nach Yenan, dem Sitz der kommunistischen 
Führung, wandten und zu erwägen begannen, ob man nicht ameri- 
kanische Hilfe wirksam mit den chinesisch-kommunistischen Trup- 
pen gegen die Japaner koordinieren könne. Schon vorher waren in 
Berichten aus China, teilweise auch in der Presse, die positiven 
Seiten der Kommunisten im Gegensatz zur demoralisierten Kuo- 
mintang stark unterstrichen worden. Wo die Vereinigten Staaten 
mit der Sowjetunion verbündet waren, schien kein grundsätzliches 
Hindernis der Zusammenarbeit mit den chinesischen Kommunisten 
entgegenzustehen, um so mehr, als gerade um 1944 das Verhältnis 
zwischen Yenan und Moskau nicht sehr eng zu sein schien, und 
Stalin sich wiederholt amerikanischen Diplomaten gegenüber ziem- 
lich abfällig über die chinesischen Kommunisten wegen ihrer da- 
mals allzu unorthodoxen Tendenzen äußerte. Eine Reihe von Per- 
sönlichkeiten der amerikanischen Botschaft und des Militärs in 
Chungking — darunter Stilwell — erkannten bereits 1944 — teil- 
weise sogar noch früher — sehr klar, daß das Kuomintang-Regime 
zu verkommen war, um China auf die Dauer zusammenzuhalten, 
und daß es ohne grundlegende Reformen notwendigerweise unter 
dem Druck der von den Kommunisten geführten Opposition 
schließlich zusammenbrechen würde?). Ein solcher Zusammenbruch 
würde aber sehr gegen die Interessen der Vereinigten Staaten sein, 
und so müßten diese mit allem Nachdruck grundlegende politische 
und militärische Reformen in China fordern. 

!) Ibid. S. 258ff.; John Leighton Stuart, Fifty Years in China (New York 
1954), S. 242/243. 

2) Siehe z. B. das Memorandum von John Carter Vincent vom Juli 1942 in 
Foreign Relations of the United States, S. 211—226, insbesondere $. 225/226, 
sowie Auszüge aus weiteren Berichten amerikanischer Diplomaten, abge- 
druckt in United States Relations with China, S. 564—575. Besonders wir- 
kungsvoll war der Bericht von John Stewart Service vom 20. 6. 1944, aus- 
zugsweise ibid. S. 567—573. 
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Unter dem Eindruck der Berichte aus Chungking und der 
großen Vorstöße der Japaner gegen amerikanische Luftbasen in 
China sandte Präsident Roosevelt im September 1944 einen dringen- 
den Appell an Chiang Kai-shek, in dem er ihn unter anderem auf- 
forderte, General Stilwell das uneingeschränkte Oberkommando 
über alle chinesischen Streitkräfte zu übertragen. Eine solche For- 
derung wurde von Chiang Kai-shek und seiner Umgebung als eine 
völlig unannehmbare Zumutung empfunden, zumal der in seinem 
Scharfblick und in seiner Kritik der offenkundigen Mißstände sich 
allzu rücksichtslos und offen äußernde Stilwell ihnen seit langem 
ein Dorn im Auge war. So lehnte Chiang Kai-shek Roosevelt’s Auf- 
forderung rundweg ab und verlangte dazu die sofortige Abberufung 
Stilwells aus China. Er schrieb diesem völlig unberechtigt alle 
Schuld an der schlechten Kriegslage zu, für die tatsächlich in erster 
Linie die Chinesen selbst verantwortlich waren. Roosevelt sah sich 
in einer schwierigen Lage. Sollte er auf seiner Forderung bestehen 
und einen Bruch mit Chiang riskieren ? Oder sollte er nachgeben und 
Stilwell und damit die Aussichten auf grundlegende Reformen 
opfern ? Roosevelt entschloß sich zu dem letzten Weg, allerdings 
unter Zurückweisung aller gegen Stilwell von Chiang erhobenen 
Beschuldigungen. Ein wesentlicher Grund für diese Entscheidung 
war aller Wahrscheinlichkeit nach auch die im Herbst 1944 sich für 
die Alliierten immer günstiger gestaltende Gesamtkriegslage. Noch 
ein Jahr früher war die Situation wesentlich unklarer gewesen. Nun 
aber schien der endgültige Sieg der Alliierten nur noch eine Frage 
der Zeit. Für die weiteren militärischen Pläne spielte China keine 
wesentliche Rolle mehr. Der chinesische Kriegsschauplatz war nur 
noch von sekundärer Bedeutung. Es genügte, wenn China irgend- 
wie durchhielt. Das Risiko eines Bruches mit Chiang schien Roose- 
velt nicht mehr notwendig. So hatten auch Stilwells Nachfolger 
eine weniger schwierige Aufgabe als jener. Mit etwas mehr Ge- 
schmeidigkeit, als Stilwell sie hatte, fanden sie leichter ein besseres 
Verhältnis zuChiang, und es schien sogar, als ob ihnen dieser manche 
Konzessionen machte, die er Stilwell verweigert hatte. Im Grunde 
änderte sich freilich nichts, und der innere Verfall des Kuomintang- 
Regimes nahm seinen Fortgang, wenn auch nach außen hin etwas 
mehr verdeckt und nicht so schonungslos offengelegt wie unter 
Stilwell. 

Der tiefe Gegensatz zwischen Chiang Kai-shek und seiner 
Clique und den Kommunisten war unüberbrückbar. Diese wurden 
von Tag zu Tag populärer und mächtiger. Auf amerikanischer Seite 
gingen nach Stilwells Abberufung die Ansichten über die China- 
politik immer mehr auseinander und es fehlte eine klare, einheit- 
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liche Linie. Militärische Belange für den Kampf gegen die Japaner 
waren nicht mehr vordringlich. Es galt, für die Zukunft Friede und 
Einheit innerhalb Chinas zu schaffen, um die Neuordnung der 
internationalen Verhältnisse nach Ende des Krieges nicht von vorn 
herein aufs schwerste zu belasten. Über diese Notwendigkeit war 
man sich auf amerikanischer Seite klar; doch über den besten Weg 
zu diesem Ziele waren die Meinungen geteilt. Es überwog der 
Wunsch, Chiang Kai-shek zu halten und ihn zur Zusammenarbeit 
mit den Kommunisten zu bewegen. So enthielt sich die amerikani- 
sche Regierung einer ausdrücklichen Parteinahme im innerchinesi- 
schen Streit. Sie bestand weder auf der Forderung nach grund- 
legenden Reformen durch die Kuomintang-Regierung noch er- 
mutigte oder unterstützte sie diese, sich mit Gewalt gegen die Kom- 
munisten durchzusetzen. Die Amerikaner hielten sich weitgehend 
zurück und begnügten sich mit dem trotz einiger scheinbarer An- 
fangserfolge letzten Endes vergeblichen Versuch, Kuomintang und 
Kommunisten durch gütliches Zureden zur Bildung einer gemein- 
samen Koalitionsregierung oder zumindest zu einem friedlichen 
Nebeneinander zu bewegen. Patrick J. Hurley, der Ende 1944 neu 
ernannte amerikanische Botschafter in Chungking, war wohl kaum 
der geeignete Vermittler, wenn er auch selbst von seiner Qualifikation 
für die ihm obliegenden schwierigen Aufgaben sehr überzeugt war). 
Ob aber ein anderer wesentlich mehr Erfolg gehabt hätte, die tiefe 
Kluft zu überbrücken, die Chiang und die Kommunisten voneinan- 
der trennte, muß heute als sehr zweifelhaft erscheinen. Die plötz- 
liche, nicht so früh erwartete Kapitulation der Japaner im August 
1945 stellte die chinesische Regierung vor das Problem, in kürzester 
Frist bisher von den Japanern besetzte, ausgedehnte Gebiete in 
Ost- und Nordchina sowie die ganze Manchurei zu übernehmen, 
dort eine Verwaltung einzurichten und vor allem zu verhindern, daß 
ihr die Kommunisten zuvorkämen. Einer solch schwierigen Auf- 
gabe wie überhaupt der Rolle eines Siegerstaates war das Kuomin- 
tang-Regime nicht gewachsen?). Den Sieg hatten andere erfochten; 


!) Siehe z. B. die ablehnende Stellungnahme Mao Tse-tungs gegen Hurley 
vom 12. 7. 1945, Ausgewählte Schriften (Berlin 1956), Bd. 4, S. 429ff. 
Auch von amerikanischer Seite wurde Hurley stark kritisiert. Siehe Feis, 
The China Tangle, S. 265 ff. und 406ff., sowie Hurleys Abdankungsschreiben 
an Präsident Truman vom 26. ı1. 1945, in dem er sich gegen seine Kritiker 
rechtfertigt; abgedruckt in United States Relations with China, S. 581—584. 


?) Siehe z. B. General Wedemeyers Bericht vom November 1945 in United 
States Relations with China, S. 131—132. — Die Entwicklung von 1945 bis 
1951 ist dargestellt von K. S. Latourette, The American Record in the Far 
East, 19455—ı951 (New York 1952), S. 88—138. 
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China war verarmt, verhungert, zermürbt und demoralisiert, dazu 
durch Korruption und inneren Zwist zerrüttet und nicht in der 
Lage, die Position des Siegers auszufüllen!). Die von den Amerika- 
nern geleistete Hilfe — Transport chinesischer Truppen aus West- 
china nach Osten und Norden und die Besetzung wichtiger Punkte 
wie Peking, Tientsin, Tsingtao usw. zur Entwaffnung und Repatri- 
ierung der Japaner — reichte nicht aus, um der Kuomintang die 
Herrschaft auch nur überall in Nordchina, geschweige denn in der 
Manchurei sicherzustellen. Sie reichte aber aus, um von den Kom- 
munisten als Parteinahme im innerchinesischen Streit angesehen 
zu werden?). So waren beide Parteien unzufrieden mit den Ameri- 
kanern. 

Es kam aber noch ein weiteres hinzu, was die amerikanische 
Politik in chinesischen Augen als zweideutig erscheinen lassen 
mußte. Im Februar 1945 hatte Roosevelt in Yalta ohne vorherige 
Konsultierung der chinesischen Regierung der Sowjetunion für den 
Eintritt in den Krieg gegen Japan zugesagt, daß ‚‚die früheren, 
durch den hinterlistigen Angriff Japans von 1904 verletzten Rechte 
Rußlands wiederhergestellt würden‘). Dazu gehörten vor allem 
Rußlands besondere Interessen in der Manchurei mit der dauernden 
Benutzung der Häfen von Dairen und Port Arthur. Diese Bestim- 
mung steht in einem bemerkenswerten Gegensatz zu dem erwähnten 
(oben S. 55) Kharakhan Manifest vom 25. Juli 1919, in dem es 
u.a. heißt, daß ‚‚alles dem chinesischen Volke zurückgegeben wer- 
den sollte, was ihm von der zaristischen Regierung unmittelbar oder 
zusammen mit den Japanern und den Alliierten weggenommen 
war‘). Erst im Juni wurden die Abmachungen von Yalta in 
Chungking bekannt. Dort nahm man sie sehr kritisch auf und man- 
chem mögen sie sogar als ein Verrat der Amerikaner an China er- 
schienen sein®). Im August des gleichen Jahres stimmte die chine- 
sische Regierung in einem Freundschaftsvertrag mit der Sowjet- 


1) Die in United States Relations with China, S. 127—130, gegebene Dar- 
stellung der allgemeinen wirtschaftlichen Lage Chinas bei Kriegsende er- 
scheint zu optimistisch. Zutreffender sind wohl die Bemerkungen bei Feis, 
The China Tangle, S. 355f., teilweise basierend auf einem Memorandum der 
chinesischen Regierung an General Wedemeyer, abgedruckt in United 
States Relations with China, S. 817ff. 

2) Feis, loc. cit. S. 364 ff. 

®) United States Relations with China, S. 113/114; Feis, loc. cit. S. 244f. 
4) Whiting, Soviet Policies in China, S. 270; ähnlich im Manifest vom 27. 9. 
1920, ebda. S. 273. 

5) Stuart, Fifty Years in China, S. 177; Latourette, The American Record 
in the Far East, S. g8f. 
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union den Abmachungen von Yalta zu, und erreichte dadurch ihre 
formelle Bestätigung als die einzig rechtmäßige Instanz zur bevor- 
stehenden Übernahme der Manchurei nach der Räumung durch die 
sowjetischen Truppen. Es liegen keine Anzeichen vor anzunehmen, 
die Russen hätten den Vertrag nicht ernst genommen. Sie schienen 
über die wahre Situation in China schlechter informiert zu sein als 
die Amerikaner, denn noch nach Kriegsende soll Stalin den chinesi- 
schen Kommunisten geraten haben, sich mit Chiang Kai-shek zu 
verständigen. Denn er hielt einen kommunistischen Sieg in China 
für ausgeschlossen!). Trotz mancher Kritik wurde auf chinesischer 
Seite der Abschluß des Vertrages grundsätzlich mit Befriedigung 
zur Kenntnis genommen?). Die chinesische Regierung glaubte durch 
den Vertrag verhindern zu können, daß die Russen die Manchurei 
und andere im Kampf gegen die Japaner von ihnen besetzte Ge- 
biete Nordchinas den chinesischen Kommunisten übergeben wür- 
den. Formal haben sich die Russen an die Vertragsb&stimmungen 
gehalten, die Regierung Chiang Kai-sheks bis zum Schluß als die 
legitime betrachtet und beim Rückzug aus der Manchurei die wich- 
tigeren Plätze an ihre Vertreter übergeben. Das hinderte die Russen 
aber nicht, insgeheim den chinesischen Kommunisten den Japanern 
abgenommenes Kriegsmaterial in die Hände zu spielen und beim 
Rückzug der russischen Truppen die Besetzung des geräumten 
Gebietes in vielen Fällen den chinesischen Kommunisten zu ermög- 
lichen®). Dieses Verhalten der Russen hat zwar den Kommunisten 
geholfen, aber kaum den Ausgang des Kampfes zwischen Kuomin- 
tang und Kommunisten entscheidend beeinflußt, wie es Chiang Kai- 
shek und seine Umgebung später gern dargestellt haben. 

So wurde im Herbst 1945 die Lage in China immer kritischer. 
Überall kam es zu Zusammenstößen zwischen Regierungstruppen 
und Kommunisten, und ein Bürgerkrieg größten Ausmaßes bahnte 
sich an. Die amerikanische Regierung stand der Situation ziemlich 
ratlos gegenüber, bis sie sich schließlich gegen Ende des Jahres ent- 
schloß, den als amerikanischen Generalstabschef sehr verdienten 
General Marshall mit besonderen Vollmachten zu einem letzten, 
energischen Versuch nach China zu schicken, durch aktive amerika- 





!) Vladimir Dedijer, Tito. Autorisierte Biographie (Berlin 1953), S. 314. — 
Auch die von Chiang Kai-shek berichtete Einladung seines Sohnes Chiang 
Ching-kuo nach Moskau Ende Dezember 1945 und die damit verbundene 
Bemühung Stalins um ein Zusammentreffen mit Chiang Kai-shek könnten 
in diesem Sinne gedeutet werden. Siehe Chiang Kai-shek, A Summing-up at 
Seventy. Soviet Russia in China (London 1957), S. 147ff. 

9) United States Relations with China, S. 116—ı26 und 585—596. 

®) United States Relations with China, $. 145ff.; Feis, loc. cit. S. 381 ff. 
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nische Vermittlung inneren Frieden zu stiften!). Über die Schwierig- 
keit dieser Aufgabe und über die von Anfang an zweifelhafte Aus- 
sicht auf Erfolg schien sowohl beim Präsidenten wie bei Marshall 
vollkommene Klarheit zu bestehen?). Nach anfänglichen Erfolgen 
scheiterten schließlich alle Bemühungen Marshalls an dem unüber- 
windlichen Mißtrauen zwischen Kommunisten und Kuomintang 
und an der zu keiner Verständigung bereiten Haltung der radikalen 
Elemente auf beiden Seiten?). Die wachsende Spannung zwischen 
den westlichen Mächten und der Sowjetunion sowie der beginnende 
kalte Krieg in Europa dürften auch in China die Bereitschaft der 
Opponenten, zu einer Einigung zu kommen, noch verringert haben. 
In der Kuomintang-Regierung glaubte man, die Kommunisten in 
weniger als Jahresfrist militärisch niederwerfen zu können‘). Mar- 
shall hatte Chiang vor einer solchen Überschätzung seiner Kraft 


gewarnt und ihm zu verstehen gegeben, daß er mit militärischen 


Maßnahmen-allein nicht der Kommunisten Herr werden könne)), 
Noch als Marshall im Januar 1947 China verließ, war die militä- 
rische Lage für die Kuomintang allerdings günstig; sie hatten mehr 


und besser bewaffnete Truppen zur Verfügung als die Kommuni- 


sten®). Doch fehlte der Regierung die innere Kraft, die Lage für sich 


auszunutzen. Auch zunehmende amerikanische Hilfe konnte die 


Kuomintang nicht mehr halten. Das amerikanische Kriegsmaterial 
fiel zum großen Teil durch Verrat oder Kapitulation in die Hände 
der Kommunisten und kam diesen statt der Kuomintang im Kampfe 
zugute. Anfang 1949 waren dieManchurei und ganz Nordchina ein- 


schließlich Peking und Tientsin in den Händen der Kommunisten, 


und im Frühjahr 1950 flüchteten die letzten Reste der Kuomintang- 
Regierung und ihrer Armee vom Kontinent auf die Insel Formosa, 
wo sie sich bis heute unter amerikanischem Schutze gehalten 
haben”). Im gleichen Jahre zogen die Vereinigten Staaten ihre 


') United States Relations with China, $. 132—136. 
2) Harry $. Truman, Memoirs (Garden City 1956), vol. II, $. 89-92. 


8) Siehe insbesondere Marshalls Erklärung bei seiner Abreise aus China vom 
7. 1. 1947 in United States Relations with China, S. 686—689. Das ungeheure 
Mißtrauen zwischen beiden Seiten schildert auch der damalige Botschafter 
Stuart, Fifty Years in China, S. 168. 

*4) Noch in seiner Neujahrsansprache vom 1. I. 1948 erklärte Chiang Kai- 


Shek, er wolle die Hauptstreitmacht der Kommunisten innerhalb eines Jahres 


vernichten, innerhalb von ein bis zwei weiteren Jahren auch alle ihre Über- 
reste und Untergrundorganisationen. Chiang tsung-t‘ung yen-lun hui-pien 
(Taipei 1956), Bd. 21, S. 336. 

5) United States Relations with China, S. zııff., 216. 

€) Stuart, Fifty Years in China, S. 209. 

?) Der militärische Zusammenbruch der Kuomintang-Regierung und die 
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2 SEE BIEBEREBERRSUESEBARERNSSESERGERRERSREREERESGERNEESGEEARHERERRREEERENG AEE 
diplomatischen und Konsularvertreter aus China zurück. Diploma- 
tische Beziehungen zu der neuen Regierung in Peking wurden nicht 
aufgenommen. Der Koreakrieg sorgte dafür, daß dies auch weiter- 
hin nicht geschah und daß sich die Feindschaft zwischen Peking 
und den Vereinigten Staaten noch verschärfte. Seitdem hat keine 
der beiden Seiten ernstliche Neigung gezeigt, zu einem gegenseitigen 
Einvernehmen zu kommen, die Amerikaner wohl noch weniger als 
die Chinesen. 

Die besprochene dritte Periode von 1941 bis 1949 ist die kri- 
tische Zeit der chinesisch-amerikanischen Beziehungen. Denn sie 
schuf die Voraussetzungen zu dem jähen Wandel im Verhältnis zwi- 
schen den beiden Völkern. Von der die meisten Sympathien in 
China genießenden westlichen Nation sind die Vereinigten Staa- 


ten für China seit 1949 schlechthin die imperialistische Macht und 


als solche in der kommunistischen Auffassung die Verkörperung des 


Bösen. Die eigentlichen Gründe für die Feindschaft Chinas gegen die 
Vereinigten Staaten sind vor allem der Schutz und die Unterstüt- 
zung, die diese den Resten der Kuomintang-Regierung auf For- 


mosa und allen anderen gegen die Volksregierung gerichteten Kräf- 


ten gewähren, sowie die Blockierung der Aufnahme Chinas in die 
UNO. So sind in der Schwarz-Weiß-Darstellung der chinesisch- 


kommunistischen Propaganda alle die gegenwärtigen und ver- 
gangenen so ungeheuer verschiedenen, teilweise sogar gegensätz- 
lichen China betreffenden Maßnahmen und Äußerungen amerika- 


nischer offizieller Vertreter oder Privatpersonen ohne Unterschied 


nur „verschlagene Kniffe“‘, die ohne Unterschied dem einzigen, 


gleichen Ziele dienen, China in eine Kolonie der Vereinigten Staaten 
zu verwandeln und das chinesische Volk zu versklaven!). Auch die 
abendländische, insbesondere die amerikanische wissenschaftliche 
Chinaforschung wird als einMittel zur Erreichung dieses Zieles ange- 


prangert?). 
Auf amerikanischer Seite nehmen weite Kreise eine ähnlich 


extreme Haltung ein. Erfüllt von dem amerikanischen Sendungs- 


Gründe dafür sind dargestellt bei F. F. Liu, A Military History of Modern 
China, Kap. 19, S. 243 ff. 
!) Diese Auffassung ist ausgearbeitet in dem zuerst 1949 erschienenen 


Propagandawerk von Lju Da-njän (Liu Ta-nien), Geschichte der amerikani- 


schen Aggression in China (Mei-kuo ch‘in Hua shih). Deutsche Übersetzung 
Dietz Verlag, Berlin (Ost) 1956. 

2) Siehe z. B. Chou I-liang, Hsi-yang han-hsüeh yü Hu Shih (Die abend- 
ländische Sinologie und Hu Shih) in Li-shih yen-chiu (Peking 1955), 2, S. ı 
bis 14. Deutsche Inhaltsangabe in Oriens Extremus II (Wiesbaden 1955), 2, 


S. 250— 252. 


5* 
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glauben hatte man unter Aufwendung erheblicher ideeller und 
materieller Kräfte China Freiheit und Demokratie bringen wollen}), 
Man meinte, zum guten Teil den Krieg gegen Japan geführt zu 
haben, um China von der Unterdrückung durch das faschistische 
Japan zu befreien, und dachte nun, damit China den Weg zu Frei- 
heit und Demokratie geebnet zu haben. Aber anstatt diesem Wege 
des amerikanischen Ideals zu folgen hat China den diametral ent- 
gegengesetzten Weg gewählt. Damit hat sich China in vielen ameri- 
kanischen Augen schlechthin dem Prinzip des Bösen zugewandt 
und ist aus der Gesellschaft der zivilisierten Nationen ausgeschieden, 
Und weite Kreise der Vereinigten Staaten verfolgen es mit dem 
leidenschaftlichen Haß einer strengen Religionsgemeinschaft gegen 
ihre Abtrünnigen. Diese Kreise übersehen, daß unter den gegebenen 
Voraussetzungen Freiheit und Demokratie im amerikanischen Sinne 
für China bestenfalls nicht mehr als eine schöne Utopie darstellen 
können. Selbst ein so verständnisvoller und gründlicher Chinaken- 
ner wie der Gründer und langjährige Präsident der amerikanischen 
Missions-Universität Yenching bei Peking und letzte amerikanische 
Botschafter John Leighton Stuart hat sich nicht von dieser ameri- 
kanischen Missionsidee freimachen können?). So war man in den 
Vereinigten Staaten auch weiterhin nichtgewillt,dieWendungChinas 
zum Kommunismus als eine durch mannigfache Faktoren bedingte, 
vielleicht unvermeidliche historische Entwicklung hinzunehmen. 
Man suchte vielmehr nach Schuldigen und glaubte sie in den wäh- 
rend der letzten kritischen Periode für die amerikanische China- 
Politik maßgebenden Persönlichkeiten gefunden zu haben. Der 
Senator McCarthy und seine Anhänger meinten eine kommunisti- 
sche Verschwörung am Werke zu sehen, die im amerikanischen 
Außenministerium die China-Politik entscheidend zugunsten des 
Weltkommunismus gegen die Interessen des amerikanischen Volkes 
beeinflußt habe und allein für den ‚Verlust Chinas‘‘ die Verant- 
wortung trage. Die vorgebrachten Beschuldigungen zeigen eine 
erschreckende Vereinfachung des historischen Geschehens in einer 
Schwarz-Weiß-Sicht, die sich auf eine der chinesisch-kommunisti- 
schen ähnliche Mentalität gründet?). Der für die Umwälzung in 


1) Entwicklung und Wesen des amerikanischen Sendungsglaubens sind 
nüchtern und kritisch dargestellt von Edward McNall Burns, The American 
Idea of Mission (Rutgers University Press, New Brunswick, N. J. 1957). 
Siehe insbesondere das letzte zusammenfassende Kapitel. 

2) Siehe Stuarts Memoiren, Fifty Years in China (New York 1954), insbeson- 
dere die letzten drei Kapitel. 

3) Diese Mentalität kommt besonders deutlich zum Ausdruck in dem Buch 
von Freda Utley, The China Story (Chicago 1951), deutsch: Drama China. 
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China in den Vereinigten Staaten gängige Ausdruck ‚Verlust Chi- 
nas‘‘ deutet auf die dabei beteiligte emotionelle Haltung hin. China 
war niemals ein Besitz der Vereinigten Staaten; doch tat man dort 
vielfach, als hätte es einem gehört, und man zürnte China wie einer 
imaginären ungetreuen Geliebten. Niemand in den Vereinigten 
Staaten würde wohl auf den Gedanken kommen, schlechthin vom 
„Verlust der Tschechoslowakei‘ oder vom „Verlust Polens‘ zu 
sprechen. — Es mag zutreffen, daß in der amerikanischen China- 
Politik gelegentlich Fehler gemacht worden sind, die vermeidbar 
gewesen wären. Aber aus den gegen die Leiter der China-Politik vor- 
gebrachten Beschuldigungen spricht weniger sachliche Kritik als ein 
Gemisch aus Emotionen und sehr bestimmten Zwecken dienenden 
Interessen. Die dahinterstehende Interessentengruppe besteht aus 
Kuomintang-Vertretern der engsten Umgebung Chiang Kai-sheks 
und ihren amerikanischen Geschäftsfreunden und Helfershelfern, 
diegemeinsam an amerikanischen Lieferungen an das Kuomintang- 
Regime verdienen. Durch die sogenannte China-Lobby sind diese 
Kreise nicht ohne Einfluß auf die amerikanische China-Politik, 
zumal wenn sie so starke emotionelle Kräfte der genannten Art 
mobilisieren können!). In China sind, abgesehen von der erwähnten 
Kuomintang-Gruppe, deren prominentestes Mitglied Frau Chiang 
Kai-shek sein dürfte, die emotionellen Faktoren der amerikanischen 
Politik kaum je richtig verstanden worden. Der kommunistischen 
Doktrin entsprechend wird alle Schuld ‚Wall Street‘ zugeschrieben. 
Bei dem geringen Umfang der amerikanischen Investitionen in 
China ist aber anzunehmen, daß die führenden ‚Wall Street‘- 
Bankkreise weitgehend anChina uninteressiert waren und sich wenig 
um die Politik diesem Lande gegenüber kümmerten. Es wäre durch- 
aus denkbar, daß diese Kreise ihren Einfluß in Washington gerade 


Hintergründe einer Katastrophe (München 1951). Wenn dieses Buch auch 
wesentlich lebendiger und geschickter geschrieben ist als die trockene, doktri- 
näre Abhandlung von Liu Ta-nien, und wenn auch die Tendenzen beider 
Werke diametral entgegengesetzt sind, ist doch die angewandte pseudo- 
wissenschaftliche Methode in beiden sehr ähnlich. Und die dahinter stehende 
einseitig ideologisch ausgerichtete Geisteshaltung, die überall Verschwörun- 
gen am Werk sieht, ist bei beiden im wesentlichen die gleiche. 

!) Eine sehr aufschlußreiche Darstellung der Hintergründe der China Lobby 
gibt die Zeitschrift The Reporter (Vol. 6, No. 8, S. 4—24, und No.9, S. 5 
bis 24, vom 15. und 29. April 1952). Trotz ihres journalistischen Charakters 
können die Angaben als zuverlässig angesehen werden. 1952 stand der Sena- 
tor McCarthy noch auf der Höhe seiner Macht, und es hätte keine amerika- 
nische Zeitschrift riskieren können, ihm oder seinen Anhängern nachteilige 
Unwahrheiten zu veröffentlichen, ohne sofort in ein Gerichtsverfahren ver- 
wickelt zu werden. 
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umgekehrt im Sinne einer China mehr entgegenkommenden Hal- 
tung geltend gemacht hätten, wenn für sie so viele wirtschaftliche 
Interessen auf dem Spiele gestanden hätten wie für England, das 
bereits im Januar 1950 die Chinesische Volksrepublik anerkannte, 


4. 

Im Anschluß an die bisherigen Ausführungen mag die Frage 
gestellt werden: Was waren die Fehler der amerikanischen China- 
Politik und wie hätten sie vermieden werden können ? Die Situation 
in China war ohne Zweifel ganz außerordentlich kompliziert und 
schwierig. Jede Entscheidung stellte die Regierung in Washington 
vor schwerste Probleme und war in ihren Folgen unübersehbar. 
Diese Schwierigkeit sowie die sehr verschiedenen Auffassungen der 
aus China für zahlreiche zivile und militärische Dienststellen der 
Heimatberichtenden Persönlichkeiten!) erklären dieUnsicherheitder 
amerikanischen Politik und das Fehlen einer klaren Linie seit Ende 
1944, was wohl besonders verhängnisvoll war. Stilwell und eine An- 
zahl seiner Berater hatten 1944 die Situation wohl dahin richtig er- 
kannt, daß ohne sehr drastische Reformmaßnahmen, bei denen 
eventuell sogar Chiang Kai-shek und seine Clique hätten weichen 
müssen, die Kuomintang-Regierung auf die Dauer sich nicht würde 
halten können?). Einige amerikanische Diplomaten sahen schon 
damals sehr klar voraus, daß in absehbarer Zeit die Kommunisten 
in China die Oberhand gewinnen würden, wenn die Vereinigten 
Staaten nicht umgehende Vorkehrungen gegen eine solche Ent- 
wicklung träfen®). Daß aber Stilwell als Chef aller chinesischen 
Streitkräfte mit allen Vollmachten und mit der entsprechenden 
Rückendeckung durch die Regierung in Washington die Aufgabe 
in der erstrebten Weise hätte durchführen können, ist unwahr- 
scheinlich, nicht zuletzt auch wegen der in Stilwells Persönlichkeit 
begründeten, bereits erwähnten Schwierigkeiten. Eine gut diszipli- 
nierte, organisierte und geführte schlagkräftige und zentral ge 
leitete chinesische Armee hätte ohne Zweifel bei Friedensschlub 
schneller und wirksamer die von den Japanern geräumten Gebiete 
besetzen können, als es später der Fall war. Aber von den Amerika- 
nern erzwungene Reformen und ein Eingreifen der Amerikaner 
hätten bei aller sachlichen Berechtigung eine sehr unheilvolk 
nationalistisch-emotionelle Reaktion und damit einen nicht abzu- 


1) Feis, The China Tangle, S. 255 ff. 

2) United States Relations with China, $. 68—71. 

3) Siehe die auszugsweise wiedergegebenen Berichte amerikanischer Diplo 
maten aus China (insbesondere von Davis und Service) in United States 
Relations with China, S. 564—576. 
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schätzenden Widerstand in weiten chinesischen Kreisen hervor- 
rufen können, und man hätte überdies den Amerikanern imperiali- 
stisch-kolonialistische Absichten zuschieben können. Auch war es 
nicht ganz ausgeschlossen, daß trotz der für die Alliierten günstigen 
Gesamtkriegslage zumindest Teile der Kuomintang-Armee zu den 
Japanern übergingen, die die Stilwell-Krise propagandistisch ge- 
schickt ausnutzten!). So ist es begreiflich, daß die Amerikaner vor 
diesem Risiko zurückschreckten. Eine kräftige Unterstützung der 
Kuomintang-Regierung und direkte Parteinahme für sie, ohne auf 
durchgreifenden Reformen zu bestehen, hätte zwar diese zufrieden- 
gestellt, aber kaum ihre innere Stabilität erhöht und daher Zerfall 
und Zusammenbruch vielleicht etwas hinausschieben, aber kaum 
definitiv aufhalten können. Die Möglichkeit des erhofften friedlichen 
Ausgleichs mit den Kommunisten wäre dann von vornherein aus- 
geschaltet worden. So schien auch diese Alternative kaum ernstlich 
erwähnenswert. Ob dagegen eine Intensivierung der Zusammen- 
arbeit mit den chinesischen Kommunisten und die Bildung einer 
Koalitionsregierung aus Kuomintang, Kommunisten und liberalen 
Gruppen unter Ausschaltung des extremen rechten Kuomintang- 
Flügels eine Lösung gewesen wäre, muß auch dahingestellt bleiben. 
Zwar waren die Kommunisten 1944 und — wie man aus ihrer 
grundsätzlichen Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit Marshall und 
der von ihm eingesetzten Kommission schließen kann — auch noch 
in der ersten Zeit nach Kriegsende an einem guten Einvernehmen 
mit den Vereinigten Staaten interessiert. Aber nach kommunisti- 
schen Grundsätzen, zu denen sich auch die chinesischen Kommuni- 
sten rückhaltlos bekannten, diente eine Koalitionsregierung für sie 
nur als Mittel, um sich später die alleinige Macht im Staate anzu- 
eignen?). Es ist sehr fraglich, ob sie von diesem Ziel hätten abge- 
bracht werden können. Eine weitere Möglichkeit wäre schließlich 
für die Vereinigten Staaten gewesen, sich bei Kriegsende nach 
Repatriierung der Japaner sofort vollkommen aus China zurückzu- 
ziehen und die Chinesen sich selbst zu überlassen®). Eine solche 


I) F.C. Jones, Japan’s New Order in East Asia. Its Rise and Fall 1937— 1945 
(London—New York— Toronto 1954), S. 343/344; Romanus - Sunderland, 
Stilwell’s Command Problems, S. 454/455. 


®) Siehe Mao Tse-tung, Über die Koalitionsregierung. Deutsche Übersetzung 
in Brandt- Schwartz - Fairbank, Der Kommunismus in China (München 1955), 
$. 232/233. 

®) Im November 1945 hatte der damalige Direktor der Ostasienabteilung des 
State Department John Carter Vincent vier Möglichkeiten für die in China 
zu verfolgende Politik ausgearbeitet (Feis, The China Tangle, S. 413, Anm. 2). 
Nach mündlicher Auskunft, die Herr Vincent dem Verfasser im April 1958 
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Haltung hätte die Regierung in Washington, nachdem sie bereits so 
stark in China engagiert war, kaum vor dem amerikanischen Volke 
vertreten können. Der freiwillige Rückzug wäre mit der amerika- 
nischen Position als einer der beiden führenden Weltmächte unver- 
einbar gewesen. So ist es leicht, die amerikanische Politik zu kriti- 
sieren, aber selbst nachträglich schwer zu sagen, wie sie hätte besser 
sein sollen. Die uneigennützigen und aufrichtigen Bemühungen 
zahlreicher maßgebend an den Ereignissen beteiligter Persönlich- 
keiten stehen außer Zweifel, wenn auch — meist aus mangelnder 
Kenntnis chinesischer Verhältnisse — viele, vielleicht vermeidbare 
Fehler gemacht wurden. Wahrscheinlich waren schon 1944 die 
Demoralisierung und der innere Verfall der Kuomintang-Regierung 
und der von ihr repräsentierten führenden Schicht so weit fortge- 
schritten, daß sie — der chinesischen Vorstellung entsprechend — 
den „Auftrag des Himmels“ verloren hatte und dem Untergange ge- 
weiht war. Auch die geschickteste amerikanische Politik hätte daran 
kaum etwas ändern können. Die allgemeine Sympathie wandte sich 
immer mehr von der Kuomintang-Regierung ab und den Kommu- 
nisten zu: nicht weil man ihr Programm und ihre Theorien besser 
fand als die der Kuomintang, sondern weil man in ihnen eine 
lebendige, gesunde und nicht von Korruption verseuchte Kraft sah, 
die als einzige in der Lage war, das verkommene, nicht mehr halt- 
bare Regime der Kuomintang abzulösen!). Und nur ein System mit 
der rücksichtslos durchgreifenden Schärfe und Konsequenz wie das 
kommunistische dürfte überhaupt dazu berufen sein, die seit mehr 
als einem Jahrhundert an innerer Zersetzung immer mehr verfal- 
lende politische Struktur Chinas von ihren Grundübeln zu kurieren. 
Diese Bedeutung des Umsturzes von 1949 anzuerkennen, hat sich 
die amerikanische Politik bisher geweigert?) und damit noch zur 
Verstärkung der engen Bande zwischen China und der Sowjetunion 
beigetragen?). Einzelne amerikanische Persönlichkeiten haben frei- 


erteilte, waren die Grundgedanken dieser vier Möglichkeiten: ı. Vollständige 
Zurückziehung aus China nach vollendeter Repatriierung der Japaner. 
2. Uneingeschränkte Hilfe für Chiang Kai-shek. 3. Entsendung Marshalls, 
um durch aktive Vermittlung eine Einigung zustande zu bringen. 4. Ein- 
berufung einer internationalen Konferenz zur Regelung des China-Problems. 
— Präsident Truman wählte die dritte Möglichkeit. 


1) Wolfgang Franke, Das Jahrhundert der chinesischen Revolution, S. 267f. 
2) Siehe die Erklärung des Außenministers Dulles, Our Policies Toward 
Communism in China. In: The Department of State. Bulletin vol. XXXVII, 
No. 942, July 15, 1957, S. 9I—95. 

®) Nach einer Meldung der New York Times vom 4. Juni 1956 soll Chru- 
schtschow im März 1956 in Warschau erklärt haben, daß 1949 Stalin durch 
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lich von Anfang an mit allem Nachdruck auf eine unvoreingenom- 
mene und sachliche Beurteilung der Situation hingewiesen, und 
neuerdings gewinnt eine solche immer mehr Geltung?). 
Abschließend sei noch mit einigen Worten auf die Haltung der 
Chinesen gegenüber den Amerikanern eingegangen. Bis zum Ein- 
setzen der großen anti-amerikanischen Propagandakampagne nach 
der Machtergreifung der Kommunisten 1948/49 stand in China der 
einfache Mann, sofern er überhaupt irgendwelche Vorstellung von 
Amerikanern hatte, diesen meist freundlich gegenüber. Grund war 
in erster Linie der, daß sie Geld hatten und sich nicht scheuten, die- 


| ses auszugeben. Wenn ein amerikanischer Fahrgast einem Riksha- 


oder Pedicab-Mann das fünf- oder zehnfache des üblichen Preises 
zahlte, war dieser natürlich sehr zufrieden und nahm das in seinen 
Augen plumpe und tolpatschige Verhalten des seltsamen Aus- 
länders dafür in Kauf. Oder wenn ein Diener oder subalterner An- 
gestellter bei einer amerikanischen Firma oder an einem amerika- 
nischen Missionsunternehmen mehr Geld bekam als anderswo in 
gleicher Stellung, gab es für ihn keinen Grund zur Unzufriedenheit 
mit seinen Arbeitgebern. Besonders während des Krieges verstanden 
es in Südwestchina weite Kreise, sich durch die dort stationierten, 
gut versorgten amerikanischen Truppeneinheiten finanziell zu sanie- 
ren. Dafür wurde dann manches andere verziehen. Und auch in den 
japanisch besetzten Teilen Chinas herrschte Sympathie für die 
Amerikaner, die China von den brutalen, selbst armen und knause- 
rigen Japanern zu befreien halfen. Diese allgemeine, nicht sehr tief 
gehende Sympathie war auf die wenig gebildeten, zum großen Teile 
sogar des Schreibens unkundigen Volksteile beschränkt. In den 
geistig und politisch führenden Kreisen gingen die Meinungen aus- 
einander. In sehr grober Vereinfachung lassen sie sich auf zwei ver- 
schiedene Gruppen reduzieren mit der Einschränkung, daß es auch 
alle Nuancen zwischen diesen beiden Extremen gab. Vorwiegend 


seine ungeheuren Gegenforderungen für die russische Hilfeleistung an China 
Mao Tse-tung auf den Weg Titos getrieben hätte, wenn die Vereinigten Staa- 
ten sich nicht so schroff abweisend gezeigt hätten. Siehe auch ‚Die Welt‘ 
5.6. 1956. — Ähnlich hatte sich schon 1952 Tito geäußert. Siehe Vladimir 
Dedijer, Tito. Autorisierte Biographie (Berlin 1953), S. 432—433. 

!) Sehr klar und eindringlich wies z.B. John K. Fairbank bereits in der 
ersten Auflage seines Buchs: The United States and China (Harvard Univer- 
sity Press 1948), S. ı ff., auf die Unzulänglichkeit der amerikanischen China- 
Politik hin und forderte eine ruhige und sachliche Behandlung des China- 
Problems, noch deutlicher in der 2. Auflage (1958), S. ıff. und 272ff. In 
ähnlichem Sinne äußern sich führende amerikanische Publizisten in der New 
York Times und anderweitig. 
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Kreise, die in den Vereinigten Staaten studiert hatten oder sonst in 
enger Beziehung zu Amerikanern standen, sahen das Ideal für 
China in der Richtung der politischen und wirtschaftlichen Struktur 
der Vereinigten Staaten und in der amerikanischen Lebensweise, 
Einen außerordentlich starken Einfluß übte z. B. die positivistische 
Philosophie des amerikanischen Philosophen John Dewey aus, der 
1919/20 Gastvorlesungen in Peking gehalten hatte. Daß — abge- 
sehen von der amerikanischen Teilnahme an der Niederwerfung der 
Boxer-Erhebung i. J. 1900 — im Gegensatz zu den anderen Groß- 
mächten die Vereinigten Staaten niemals in China mit Waffen- 
gewalt interveniert hatten, dort keine Pachtgebiete oder Niederlas- 
sungen besaßen, und sich auch sonst politisch zurückgehalten hat- 
ten, bestärkte die ihnen entgegengebrachte Sympathie. Und so 
strebten die geistig auf Amerika ausgerichteten Kreise auch eine 
politische Orientierung an die Vereinigten Staaten an. Als einer 
ihrer hervorragenden Exponenten mag Dr. Hu Shih gelten, der bis 
vor kurzem in den Vereinigten Staaten lebte und wie kein anderer 
Angehöriger der chinesischen Intelligenz von den Kommunisten an- 
gegriffen worden ist!). Noch stärker für eine feste Bindung an die 
Vereinigten Staaten trat eine kleine, aber einflußreiche Gruppe von 
Geschäftsleuten ein. Sie bekleidete z. T. wichtige Ämter in der Kuo- 
mintang-Regierung, arbeitete eng mit Amerikanern zusammen und 
hatte ihre sehr ansehnlichen Gewinne in den Vereinigten Staaten 
investiert. Dort wurden ihre Interessen durch die erwähnte China- 
Lobby sehr wirksam wahrgenommen, die auf alle mögliche Weise 
durch Druck oder Überredung von Parlamentsmitgliedern auf die 
amerikanische China-Politik Einfluß zu nehmen suchte. Die chine- 
sischen Partner dieser Gruppe sitzen heute in den Vereinigten Staa- 
ten oder auf Formosa und entfalten eine intensive Propaganda, die 
auf eine amerikanische Intervention in China hinzielt?). 

Im Gegensatz zu diesen betont pro-amerikanischen Gruppen 
steht eine andere, stärker nationalistische Richtung den Vereinigten 
Staaten und überhaupt dem Abendland weit weniger positiv gegen- 
über. Sie wurde vor allem durch einen Teil der revolutionären 
Intelligenz verkörpert. Diese empfand in besonderem Maße das 
Unrecht und die Demütigungen, die — wie eingangs erwähnt — 
China seit Mitte des 19. Jahrhunderts von den westlichen Mächten 


1) Wolfgang Franke, Chinas Kulturelle Revolution (München 1957), S. 5ofl. 
und S. 85. 

2) Siehe z. B. die auf Formosa regelmäßig in englischer Sprache herausge- 
gebenen Propagandaschriften „News Letter‘ und „Free China & Asia“. 
Vgl. auch Chiang Kai-sheks Äußerungen (Soviet Russia in China, S. 344ff.), 
in denen von einem neuen Weltkrieg gesprochen wird. 
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erdulden mußte, sowie die Diskriminierung, die die Chinesen im 
eigenen Lande von den sich wie Kolonialherren fühlenden Ange- 
hörigen der weißen Rasse erfuhren. Und auch die zahlreichen von 
Ausländern betriebenen Schulen aller Grade wurden selbst nach der 
Unterstellung unter die Aufsicht der chinesischen Regierung von 
vielen als sogenannte ‚kulturelle Invasion‘ empfunden. Gerade in 
den ausländischen Schulen lernten die jungen Chinesen insbeson- 
dere die Begriffe von der Gleichheit aller Menschen, vom nationalen 
Selbstbestimmungsrecht und von Demokratie. Desto stärker wur- 
den bewußt oder unbewußt die Ungleichheit und die Atmosphäre der 
Überlegenheit des Ausländers empfunden: nicht nur als des Geld 
gebenden und damit in allen schulpolitischen Fragen letzten Endes 
entscheidenden Faktors, sondern auch in der Lebensweise. Das Ge- 
halt eines Ausländers betrug meist das Vielfache des Gehaltes eines 
Chinesen gleicher Qualifikation in gleicher Position. All dies führte 
bei vielen Chinesen zu einem starken Ressentiment. Eine aus diesen 
und anderen Gründen bereits vor der Machtübernahme durch die 
Kommunisten weitverbreitete, kritische Einstellung gegenüber den 
Vereinigten Staaten und dem Westen im allgemeinen ermöglichte es 
diesen, mit ihrer scharfen anti-amerikanischen Propaganda rasch 
einen gewissen Widerhall zu finden!). Auf der anderen Seite scheint 
die immer wieder mit neuer Kraft entfachte anti-amerikanische 
Propaganda aber darauf hinzudeuten, daß tatsächlich in China auch 
noch sehr erhebliche Sympathien für Amerika bestehen, die mög- 
lichst ausgerottet, aber zumindest nicht laut werden dürfen. So 
bleibt zu hoffen, daß sich auf chinesischer wie auf amerikanischer 
Seite die stark emotionell bedingten gegenseitigen Antipathien ein- 
mal legen werden, und daß eine ruhigere und sachlichere Betrach- 
tungsweise die Wege eines besseren gegenseitigen Verständnisses 
und einer Aussöhnung öffnen möchte. 


!) Die Frage ist näher ausgeführt in dem S. 52, Anm. ı erwähnten Aufsatz: 
Zur anti-imperialistischen Bewegung in China. 





DIE BEFESTIGUNG DER KPD-TRADITION 
DURCH MEHRING UND ROSA LUXEMBURG 


VON 
WERNER CONZE 


ROBERT MICHELS hat in seiner „Soziologie des Parteiwesens“ 
ausführlich den selten voll überwundenen inneren Bruch im Leben 
der „Überläufer aus der Bourgeoisie zum Proletariat‘‘, wie sie der 
Zeit um die Jahrhundertwende eigentümlich gewesen sind, darge- 
stellt. Wie Michels selbst ist Mehring einer der bedeutendsten jener 
„Überläufer‘ im Bereich der Wissenschaft und Publizistik gewesen, 


Schon in den Reichsgründungsjahren befestigten sich in dem 


jungen Mehring, dem Sohn eines preußischen Offiziers und einer 
adeligen Mutter (v. Zitzewitz), eine demokratische Gesinnung und 
eine lebhafte gesellschaftskritische Einstellung, beeinflußt durch 
Johann Jacoby, Guido Weiß und Lassalle. Nach entschiedener 


Hinwendung zum Nationalliberalismus — in diese Zeit fällt sein 


erstes, in drei Auflagen erschienenes Buch über die deutsche 
Sozialdemokratie — wandte sich Mehring in den 80er Jahren all- 
mählich weiter nach links, um sich 1891 der Sozialdemokratischen 
Partei anzuschließen. Lange in engem Kontakt mit Kautsky, stets 
in naher Beziehung zu Rosa Luxemburg, war er einer der wenigen 
literarisch fruchtbaren Intellektuellen der Partei, denen in der Ara 


Bebels keine maßgebende Stellung eingeräumt wurde, wenngleich 
sie viel schrieben und seit 1906 in der Parteischule sich eine wichtige 
Wirkungsstätte schufen. Mehring gehörte zur Linken, ging im 
Kriege den Weg Rosa Luxemburgs mit, und war — wenige Wochen 
vor seinem und ihrem Tod — einer der Gründer der Kommunisti- 


schen Partei Deutschlands um die Jahreswende 1918/19. Mehring 


war — und blieb wohl Zeit seines Lebens — ein Idealist, der sich 


an Kant, Lessing, Schiller und Lassalle gebildet hatte. Sein Rigoris- 
mus wurde immer wieder empfindlich verletzt, sei es durch die 
„mammonistische‘ Wirklichkeit der bürgerlichen Gesellschaft zur 
Zeit der Reichsgründung, sei es durch das politische Versagen von 
Liberalen und Demokraten, sei es durch die ‚„reformistische“ 


Anpassung der Sozialdemokraten an die gegebenen Verhältnisse. 


Menschen von einer so gearteten Verletzlichkeit um prinzipieller 
Idealziele willen pflegen diese ihre Sache mit ihrer Person weit- 
gehend ineins zu setzen. So wird denn auch für Mehring bezeugt, daß 
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er unverträglich und „von mimosenhafter Empfindlichkeit‘‘!) ge- 
wesen sei. Es ist begreiflich, daß der persönlich verwundbare und 
von einem sittlichen Unbedingtheitswillen Getriebene zum ‚‚rabia- 
ten Konvertiten‘“2) wurde, nachdem er zur Partei des Sozialismus 
übergetreten war und sich des dialektisch-historischen Materialis- 
mus als eines Schlüssels für seine literarischen und politisch- 
historischen Studien zu versichern suchte. Für Willy Hellpach 
erschien er in der Erinnerung als ‚‚wohl der unduldsamste und durch 
seine literarischen Gaben gefährlichste aller hyperorthodoxen 
Inquisitoren‘®). So war Franz Mehring seiner Veranlagung nach 
dazu disponiert, zur „heimatlosen Linken“ zu gehören. Die Frage, 
wie er in der KPD der 2oer Jahre hätte bestehen können, wurde 


durch seinen Tod abgeschnitten. 
Da er gestorben war, ehe Ruth Fischers Problem ‚Stalin und 


der deutsche Kommunismus“ akut wurde, blieb es seinem Nach- 
ruhm erspart, daß er in eine der Schädlingskategorien eingestuft 
wurde. Er teilte das Schicksal Rosa Luxemburgs und wird bis heute 
in die Nähe des ‚„Luxemburgismus“ gestellt, d.h., es werden ihm 
Fehler und Irrtümer angekreidet, ohne daß ihm seine hervorragende 
Stellung in der Geschichte des Sozialismus bestritten wird. So wurde 
er auch in der Sowjetzone nach 1945 häufig genannt und mit der 


gebotenen Einschränkung gerühmt. Sein alter Gefährte Pieck 


selbst beteiligte sich daran®), und zu seinem 100. Geburtstag am 
27. Februar 1946 wurde ein Band ausgewählter Aufsätze Mehrings 
zur preußisch-deutschen Geschichte herausgebracht. Darin hob Fred 
Oelssner im Vorwort hervor, daß Mehring ‚als Historiker dieMethode 


des historischen Materialismus glänzend gehandhabt‘ habe?). 


Doch dadurch wurde die eigentliche Frage, die mit Mehrings 


Namen verbunden ist, verschleiert. Scharf gestellt, lautet diese 
Frage, ob die SED mit ihrer Anwendung Stalinscher Herrschafts- 
methoden auf den ihr ausgelieferten Teil Deutschlands überhaupt 
legitimiert ist, sich auf Vorgänger, die wie Mehring betont einen 
humanistischen Ausgangspunkt gehabt haben, zu berufen. Auch 


sind die tiefgehenden Gegensätze schon Lenins und Rosa Luxem- 


!) Paul Fröhlich, Rosa Luxemburg. Gedanke und Tat. Hamburg 1949, S. 99. 
Höhle (s. Anm. 5), S. 119f. — Bebelhat Mehringein ‚„psychologisches Rätsel“ 
genannt. Jan Romein, Franz Mehring (1846—ı919). Arch. f. d. Gesch. des 
Sozialismus u. der Arbeiterbewegung ı3, 1928, S. 89. 


) Willy Hellpach, Wirken in Wirren, Bd. ı, Hamburg 1948, S. 403. 


!) Ebenda. 


‘) Wilhelm Pieck, Reden und Aufsätze, Bd. ı, Berlin 1950. 
°) Franz Mehring, Historische Aufsätze zur preußisch-deutschen Geschichte, 
Berlin (O) 1946, S. V. 
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burgs, ihre Meinungsverschiedenheiten über die Partei und die 


innerparteiliche Demokratie, bekannt. Mehring gehörte, von vor- 
übergehenden Differenzen abgesehen, zu Rosas Richtung, und es 
darf wohl mit Bestimmtheit ausgesprochen werden, daß diese 
leidenschaftlich ergriffene Frau im System Stalins sich nie hätte 
einsetzen lassen und daß sie das Schicksal Trotzkis geteilt hätte, im 


Namen der „Revolution“ liquidiert zu werden, wenn sie nicht vor- 


her von der „Gegenrevolution‘ ermordet worden wäre. Als Stalin 
gegenüber den alten Revolutionären seine Alleinherrschaft durch- 
setzte, war es konsequent, daß er den Kampf gegen den fortwirken- 
den ‚„Luxemburgismus‘“ aufnahm und daß in diesem Zusammen- 
hang auch Franz Mehring abgewertet wurde. Damit wurde das 


eigenständige Geschichtsbewußtsein der KPD in der Endphase der 
Weimarer Republik schwer getroffen. Die Zumutung war zu stark, 


als daß sie voll hätte hingenommen werden können. Selbst Ernst 
Thälmann beteuerte im Februar ı932 vor dem ZK der KPD, daß 
die Bedeutung Mehrings, Luxemburgs und Liebknechts nicht abge- 
schwächt werden solle, wenngleich er doch zugleich betonen mußte, 


daß Rosa Luxemburg überall dort geirrt habe, wo sie eine andere 


Auffassung als Lenin vertreten habe), Die SED als die Partei an- 


geblicher Verschmelzung von Kommunisten und Sozialdemokraten 
konnte in dieser Hinsicht nach 1945 wieder etwas freier verfahren. 
Aber das Mißtrauen gegen eine nicht stalinistische und auch kaum 
leninistische Tradition blieb beherrschend. Es ist bezeichnend, daß 
z. B. in der Auswahl von Materialien und Dokumenten zur Ge- 


schichte der Kommunistischen Partei Deutschlands, die das Marx- 


Engels-Lenin-Stalin-Institut beim ZK der SED im Jahre 1954 
herausgab, die ‚„‚luxemburgistische‘‘ Linie der frühen KPD bewußt 
verschwiegen ist und Rosa Luxemburg zusammen mit Pieck, 
Liebknecht, Jogiches und Mehring nur ganz unproblematisch und 
knapp im Rahmen der Spartakus-Vorgeschichte der Partei berück- 


sichtigt worden ist. Als Märtyrerin im Kampf des deutschen Prole- 


tariats gegen die mit der „Reaktion“ verbündete Sozialdemokratie 


blieb sie allerdings auch in diesem Buche unentbehrlich, während 
andere Führer der KPD aus den ersten Jahren nach ı919 entweder 
verächtlich gemacht oder aus der Erinnerung gestrichen worden 
sind, um dem Helden des Bandes, Ernst Thälmann, Platz zu machen. 
Auch der früh genug gestorbene Franz Mehring gehört zu jenen 


Unentbehrlichen. Es bedurfte aber wohl erst der selbst in Mittel- 
deutschland ein wenig gelockerten, auf jeden Fall intern kritischen 
Situation nach dem Tode Stalins, daß eine entschiedene, historisch 


1) Ernst Thälmann, Der revolutionäre Ausweg und die KPD. Berlin 1932, 
8:73. 
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krtisch fundierte Apologie Mehrings vorgetragen werden konnte, 
Darin liegt die Bedeutung der bei Ernst Engelberg in Leipzig ent- 


standenen Dissertation von Höhle, mit der eine neue Schriftenreihe 
von Engelbergs Institut für deutsche Geschichte eröffnet worden 
ist!). Eine weitere Arbeit über Mehring ist für die gleiche Reihe 


angekündigt. : ; - 
Die Geschichte des Buches beginnt nicht ohne inneren Grund 


nit Stalins Brief an die Zeitschrift „Proletarskaja Revoljucıja‘ aus 
dem Oktober 1931.,,Über einige Fragen der Geschichte des Bol- 


schewismus‘‘2). Stalin schnitt darin rücksichtslos jede Diskussion 
über die Lenin-Interpretation ab und verbot jeden ‚‚faulen Liberalis- 
mus‘ gegenüber dem Trotzkismus. Er verfocht die These, daß allein 
Lenin — nicht aber die deutsche Linke mit Rosa Luxemburg — 


st 1903 bewußt den Bruch mit den „Opportunisten“ und „Zen- 


tristen‘‘ in Deutschland, d. h. mit Kautsky und dem Parteivorstand 
der SPD, sowie in Rußland, d.h. mit Trotzki, vollzogen habe. 
Stalins massive Geschichtsfälschung wurde von Trotzki mit besserer 
historischer Kritik zwar zurückgewiesen?®); aber nicht nur in Ruß- 
land, sondern auch unter den deutschen Kommunisten meldeten 


sich beflissen die Literaten, um Stalins geschichtliche Generallinie 


zu erhärten. Die ausführlichste Zusammenfassung jener Tendenz 


findet sich in Kurt Sauerlands Buch über den dialektischen Materia- 
lismus®), wo Luxemburg, der jüngere Liebknecht und Mehring in 
den allgemeinen Zusammenhang der ‚„rückläufigen Entwicklung“ 
des Marxismus gestellt wurden, der durch Lenin und Stalin über- 


wunden worden sei. Mehring wurde darin sehr ausführlich des 


Eklektizismus, des mechanistischen Vulgärmaterialismus und star- 


ker idealistischer Überbleibsel überführt. Seine theoretischen Fehler 
erklärten seine politischen Schwankungen. Auch Georg Lukäcs 
hielt es damals für opportun, in der Konsequenz seiner jahrelangen 
Wandlung sich auf Kosten Mehrings selbst herauszustellen und den 
intellektuellen bürgerlichen Überläufer als ungenügenden Marxisten 


mit den gleichen Vorwürfen wie Sauerland zu belegen). DieMethode 


!) Thomas Höhle, Franz Mehring. Sein Weg zum Marxismus 1869— 1891. 
(Schriftenreihe des Instituts für deutsche Geschichte an der Karl-Marx-Uni- 
versität Leipzig. Hrsg. von Prof. Dr. Ernst Engelberg, Bd. ı.) Berlin (O) 1956. 
?) J. W. Stalin, Werke, Bd. 13, Berlin (O) 1955, S. 76ff. 

°) Leon Trotsky, Ecrits 1928—ı1940, Bd. ı, Paris 1955, S. 76ff. 

‘) Kurt Sauerland, Der dialektische Materialismus. 1. Buch: Schöpferischer 


oder dogmatischer Marxismus ? Berlin 1932, bes. $. 145 ff. 

’)Wiederabdruck des Aufsatzes ‚Franz Mehring 1846-1919‘, der 1933 als Ein- 
leitung zu einer Ausgabe literaturkritischer Schriften von Mehring erschienen 
war,in Lukäcs’ Buch: Beiträge zur Geschichte der Aesthetik. Berlin (O) 1954. 
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des „Eklektizisten‘‘ sei keineswegs gleichmäßig vom dialektisch- 
historischen Materialismus durchdrungen gewesen. Wie auch 
andere Marxisten aus der Zeit der II. Internationale sei Mehring 
trotz aller Betonung der sozialökonomischen Bedingungen allzu 
leicht immer wieder in eine isoliert geistesgeschichtliche Betrach- 
tung geraten, die Lukäcs an anderer Stelle als eine „schematisch 
immanente Auffassung der Geschichte der Philosophie‘ bezeichnet 
hat!). Lukäcs nahm sein Essai gegen Mehring im Herbst 1952 — 
also noch zu Lebzeiten Stalins — in seine 1954 erschienene Auf- 
satzsammlung auf. Damit war die alte Mehring-Abwertung aufs 
neue in die Diskussion geworfen, und zwar mit dem Gewicht, das 
mit dem Namen Lukäcs verbunden war, und mit der Autorität 
Stalins im Hintergrunde. So gewiß Lukäcs auf Grund des geistigen 
Rangunterschiedes ein sachlich begründetes Bedürfnis zu seiner 
Polemik gegen Mehring zugebilligt werden muß, so berührt es doch 
peinlich, daß es sich 1931 um das Einstimmen in einen von Stalin 
angestimmten Chor durch den Literaten der ehemaligen Linken 
handelte, der 1920 von Lenin zurechtgewiesen worden war?), und 
daß Lukäcs 1954 noch unter dem Schatten seiner ‚rechten Abwei- 
chung“ von 1949/50 stand. Diese Wiederaufnahme des Angriffs 
gegen Mehring aus einer Zeit, als die KPD Stalins Isolierungstaktik®) 
unterworfen war und damit praktisch dem Nationalsozialismus Vor- 
schub leistete, hat offensichtlich bei historisch gebildeten Kommu- 
nisten in der Sowjetzone, denen es um die Befestigung ihres Partei- 
geschichtsbildes unter vorsichtigem Einschluß der Spartakus- 
Gründer geht, Ärgernis erregt. Der Leipziger Historiker Engelberg, 
dessen persönliche Erfahrung in die Jahre vor 1933 zurückreicht, 
machte es sich daher zur Aufgabe, die Verteidigung dieses Ge- 
schichtsbildes gegen die Sicht Stalins und Sauerlands von 1931/32 
zu übernehmen und damit einen Schlag gegen Lukäcs zu verbinden, 
noch ehe dessen Verurteilung in der Sowjetzone nach dem Ungarn- 
Aufstand beliebt wurde). 

Die geistige Situation nach Stalins Tod ist dem ersten der bei- 
den Mehring-Bearbeiter, Thomas Höhle, zugute gekommen. Er 
konnte es sich erlauben, Stalins Angriff gegen die Linke als „‚ein- 


1) Georg Lukäcs, Der junge Hegel und die Probleme der kapitalistischen Ge- 
sellschaft. Berlin (O) 1954, S. 12. 

2) W.I. Lenin, Sämtliche Werke, Bd. 25, Wien, Berlin 1930, S. 358. 

8) Vgl. hierzu Siegfried Bahne, Der Trotzkismus in Deutschland 1931-33. 
Ein Beitrag zur Geschichte der KPD und der Komintern. Phil. Diss. (unge- 
druckt), Heidelberg 1958. 

4) Vgl. z. B. Hans Koch, Politik, Literaturwissenschaft und die Position von 
Georg Lukäcs. Einheit 12, 1957, S. 813 ff. 
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seitig negativ‘ zu bezeichnen und dem toten Führer, durchaus 
begründet, mangelhafte Beweisführung vorzuwerfen (S. 19). Da 
Stalins Autorität nicht mehr zwingend war, konnte Höhle dann 
auch gegen Lukäcs freier zu Felde ziehen, als das vorher angezeigt 
gewesen wäre. Er wirft Lukäcs Voreingenommenheit sowie man- 
gelnde historische Kritik vor und hebt als dessen Kardinalfehler 
hervor, daß er beiMehring den bei allen Verfehlungen doch stark 
wirksamen und in langer Bemühung angeeigneten Marxismus 
unterschätzt habet). 

Höhle leistet, indem er die historische Methode gegen die 
stalinistische Simplifizierung einsetzt, einen wichtigen Beitrag zum 
Bestreben sowjetdeutscher Historiker, eine politische Ahnenreihe 
zu behaupten oder zu gewinnen, in der die Beziehung der heutigen 
ideologischen Front zu Marx und Engels nicht nur über Lenin und 
Thälmann, sondern auch über eine starke Strömung, die aus der 
linken Sozialdemokratie stammt, hergestellt werden soll. Zu dieser 
Stufe von Vorgängern sich zu bekennen, in denen trotz aller Schwä- 
chen und ‚Fehler‘ das ‚positive‘ Ringen um die richtige Linie 
erkennbar sei, darin wird ein hoher erzieherischer Wert gesehen — 
zumal in einer Zeit, die die alte proletarisch-revolutionäre Gläubig- 
keit längst hinter sich gelassen hat, und in einem politischen Herr- 
schaftssystem, das sich angeblich in der Periode der Diktatur des 
Proletariats befindet und sich doch seiner eigenen Arbeiter nicht 
sicher ist. In diesem Sinne ist Höhles Buch gemeint. An seinem 
Schluß steht ein Brief Rosa Luxemburgs zum 70. Geburtstag 
Mehrings, in dem die Gesinnung und das Pathos derjenigen, die 
sich „den proletarischen Standpunkt mühsam erkämpft‘‘ haben, 
eindrucksvoll wiedergegeben sind. In diesem Zeugnis wehte wahr- 
lich der Geist eines zukunftsfrohen, schwungvollen Sozialismus, der 
„nicht eine Messer- und Gabelfrage, sondern eine Kulturbewegung, 
eine große und stolze Weltanschauung“ war. 

Der inhaltliche Ertrag der Dissertation ist, unabhängig von 
allen politisch-ideologischen Zusammenhängen und aller lehrhaften 
Tendenz, bemerkenswert. Der an Wendungen und Wandlungen 
reiche Weg Mehrings von seiner Jugend bis 1891, dem Jahr seines 
endgültigen Einschwenkens in die Sozialdemokratie, wird weit- 
gehend aufgeklärt. Zwar stand kein Nachlaß zur Verfügung, und so 
fehlt der letzte Grad intimen Eindringens in die Persönlichkeit, die 
einer Biographie eigen sein sollte. Doch hätte das vermutlich die 
Kraft eines Anfängers, zumal eines solchen, der trotz seiner relativ 


!) Gerade der Marxismus Mehrings wird dann allerdings von Lukäcs selbst 
in seinem Buch: Die Zerstörung der Vernunft. Der Weg des Irrationalismus 
von Schelling zu Hitler, Berlin 1955, wiederholt stark hervorgehoben. 
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freien Beweglichkeit „parteilich‘‘ befangen sein muß, überschritten, 
Die Basis des gedruckten, vorwiegend publizistischen Materials ist 
breit, und es ist verdienstvoll genug, daß die Wirksamkeit Mehrings 
nach außen sowie seine politisch-publizistischen Entscheidungen 
bis zur Wende von ı891 im Zusammenhang dargestellt worden 
sind. 

Der Gefahr, seinen Helden zu idealisieren, ist der Vf. nicht 
entgangen. Das konnte nicht ausbleiben, weil die Aufgabe ja darin 
bestand, „bei aller Kritik der falschen Auffassungen Franz Meh- 
rings sein positives Erbe zu sichten und schöpferisch auszuwerten“, 
So bleibt auch diese in ihrer sauberen Arbeitsweise hervorhebens- 
werte Arbeit der pragmatischen Grundlinie bisheriger bolschewisti- 
scher Geschichtswissenschaft verhaftet. Die zur Schulung geeignete 
Lehre des Buches faßt Höhle darin zusammen, Mehrings Lebens- 
weg sei als ein Beispiel für die Regel anzusehen, ‚‚daß der echte 
Demokrat, wenn er in unserer Zeit tatkräftig für seine Ideale wir- 
ken will und zu einem tiefen Verständnis für die gesellschaftlichen 
Triebfedern gekommen ist, zur Arbeiterbewegung und zum Sozialis- 
mus gelangen muß“ (S. ıı)). 


1) Erst nach der Fahnenkorrektur lernte ich die zweite Auflage des Buches 
von Höhle kennen. Im Text ist nur wenig korrigiert oder ausgelassen wor- 
den, ohne daß an der Grundauffassung etwas geändert worden wäre. Daß 
Lukäcs jetzt nicht mehr ‚prominent‘ ist und nicht mehr ‚‚mit Recht als 
eine Autorität in Fragen des wissenschaftlichen Sozialismus verehrt‘ werden 
kann, wie Höhle in der ersten Auflage immerhin noch einräumen mußte, ist 
selbstverständlich. Wichtiger ist eine ausführlichere Abstützung der Haupt- 
these des Buches durch den Hinweis auf Thälmanns Rede vor dem ZK im 
Jahre 1932. Daraus sowie aus der Tatsache, daß zwei Jahre nach Erscheinen 
des Buches eine zweite Auflage gedruckt werden konnte, ist zu entnehmen, 
daß das wichtige Buch für das Geschichtsselbstverständnis der KPD/SED 
akzeptiert worden ist. 

Die zweite Auflage wird vor allem dadurch über die erste hinaus wert- 
voll, daß ihr ein ausführlicher Anhang beigefügt worden ist, in dem eine 
Auswahl aus Mehrings Frühschriften gegeben wird — freilich mit der vom 
Vf. ausdrücklich ausgesprochenen Einschränkung, daß es selbstverständlich 
nicht seine Absicht gewesen sei, „Arbeiten Mehrings neu herauszugeben, in 
denen er die deutsche Arbeiterbewegung und ihre Partei ungerecht und 
feindselig angegriffen hat‘ (S. 323). Auch eine Auswahl von Quellen- 
lesestücken muß konsequent ‚parteilich‘‘ sein. W.C. 
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BERICHT ÜBER DAS SCHRIFTTUM 


A. Buchbesprechungen 


Die Diskussion ohne Ende. Auseinandersetzungen mit Historikern. 
Von PIETER GEYL. Mit einer Einleitung von Franz Petri. 
Darmstadt, Herm. Gentner 1958. XI, 256 S. 18,— DM. 

Das historische Schrifttum P. G.s, dieses bedeutenden Meisters 
niederländischer Geschichtsschreibung, hat in der HZ von jeher 
sorgfältige Beachtung gefunden. Sowohl seine große Geschichte des 
niederländischen Stammes (s. HZ 148, 155 und 161, ©. Oppermann) 
wie sein Napoleon-Buch (s. HZ 174, W. Andreas) sind in gebührender 
Weise gewürdigt worden, ebenso seine kleineren Studien zur Methodo- 
logie und Geschichte der Historiographie (From Ranke to Toynbee; 
Tochten en Toernooien, Reacties, besprochen durch K. D. Erdmann, 
G.Masur und Franz Petri in HZ 171, 177, 180). Der Inhalt des hier 
anzuzeigenden Bandes findet sich z. T. schon in jenen älteren Aufsatz- 
sammlungen, sodann nochmals abgedruckt und vermehrt in der 
Schrift: Debates with Historians, 1955, die O.F. Anderle in der 
HZ 183, S. 331—335, kritisch besprochen hat. Was jetzt neu hinzu- 
kommt, ist nur eine ganz kurze Auseinandersetzung mit Anderle 
sowie’ die Besprechung einiger Vorträge und Aufsätze von Sowjet- 
Historikern, die 1955 auf dem römischen Weltkongreß dargeboten 
wurden. 

Wenn ich mich gleichwohl nicht mit einer kurzen Anzeige der 
Übersetzung begnüge, so geschieht es deshalb, weil ich den Eindruck 
habe, daß Anderle in seinem Eifer, Toynbee gegen die Angriffe G.s 
zu verteidigen, dessen Absichten und Leistungen nicht gerecht 
geworden ist. G. ist mit Leidenschaft politischer Historiker — mit 
Leidenschaft, aber ohne Fanatismus, ohne Eigensinn und ohne andere 
Tendenz als die, der geschichtlichen Wahrheit, Gerechtigkeit und 
nüchternen Wirklichkeitserkenntnis zu dienen. Er ist durch und durch 
Liberaler, erfüllt von den Idealen geistiger Toleranz, vernünftiger 
Mäßigung, unbedingter Gerechtigkeit, aber nichts weniger als ein 
Opportunist, sondern immer kampfbereit, immer auf der Wacht gegen 
jede Verfälschung der echten Werte ‚‚westlicher‘‘ Kultur und gegen 
jedes skeptische oder resignierte Anzweifeln dieser Werte. 

Allein von hier aus sind seine ‚‚debates with historians‘‘ zu ver- 
stehen, die er mit erfrischender Offenheit und Unerschrockenheit 
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durchficht. Anderle verkennt das, wenn er ihn als starr konservativen 
Hüter traditioneller Methoden der Geschichtsschreibung, einer bloßen 
„histoire des faits‘“ und als grundsätzlichen Gegner historischer 
Synthesen und Theorien schildert. Es kann auch keine Rede davon 
sein, daß G. sich nun einmal (wohl gar mit ‚‚persönlicher Gereiztheit“) 
auf den Kampf gegen Toynbee festgebissen hätte, so daß auch seine 
kritischen Studien über Macaulay, Carlyle und Michelet im Grunde 
nur zur Verstärkung seiner Toynbee-Kritik dienten. Es geht ihm 
vielmehr darum, in diesen Aufsätzen die Schwächen politischer 
Tendenzhistorie und eines falschen rhetorischen Pathos im Raum der 
Historie bloßzulegen — Schwächen, die sich ja bei Toynbee gar nicht 
finden. Im übrigen sind die genannten drei Essays zugleich treffliche 
Beispiele geistesgeschichtlicher Analyse, die nun freilich mit rück- 
sichtslosem Mut durchgeführt wird, und zwar so, daß die verhängnis- 
vollen Nachwirkungen nationalistischer Tendenzhistorie bis zur 
Gegenwart verfolgt werden, insbesondere bei Michelet. Überaus 
fruchtbar ist auch die Auseinandersetzung mit der neueren amerikani- 
schen Forschung (Beard, Randall u. a.) über die Vermeidbarkeit des 
großen Bürgerkriegs von 1861—1865; sie trägt wesentlich bei zur 
Klärung der Rolle aktiver Minderheiten in der Geschichte und der 
nur beschränkten Bedeutung wirtschaftlicher Motive in den großen 
geschichtlichen Krisen — mit Ergebnissen, denen ich nur lebhaft 
zustimmen kann. Ein kleiner Aufsatz über Talleyrand und die franzö- 
sische Historie sucht das Zwielichtige dieser Gestalt und seiner Haltung 
als Minister Napoleons, das heute in Frankreich so viel patriotischen 
Anstoß weckt, durch den Hinweis auf gewisse Erfahrungen der 
europäischen, besonders der deutschen Widerstandsbewegung gegen 
Hitlers Tyrannei aufzuhellen. Von dem übrigen Inhalt (der nicht 
überall gleiches Gewicht hat) will ich nur noch auf zwei Stücke ein- 
gehen: auf den Ranke-Aufsatz und die Kritik Toynbees. 

Die Betrachtung über „Ranke im Licht der Katastrophe“ hat 
mir schon vor längeren Jahren, als ich sie in der englischen Original- 
fassung kennenlernte, besonders tiefen Eindruck gemacht. In jenen 
bösen Nachkriegsjahren war es wahrhaft tröstlich zu sehen, mit 
welcher absoluten Freiheit von politischen Vorurteilen G. die Be- 
deutung des großen Meisters deutscher Geschichtsschreibung würdigte: 
durchaus nicht blind für die Gefahren und Schwächen der Staats- und 
Machtverehrung Rankes, aber unzweideutig in seinem Bekenntnis 
zu dem bleibenden Wahrheitskern des Rankeschen Geschichts- 
verständnisses. Von einem Holländer, der jahrelang als Geisel in 
deutschen Konzentrationslagern gesessen hatte, war das nicht ohne 
weiteres zu erwarten und erschien mir als Beweis einer inneren Freiheit, 
die ihn hoch über andere Zeit- und Fachgenossen erhebt. 
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Zuletzt noch ein Wort über die drei (bzw. vier) Aufsätze, die sich 
mit dem großen Lebenswerk Toynbees beschäftigen. Von persönlicher 
Gehässigkeit und mangelndem Respekt, über die sich Anderle beklagt, 
kann ich darin nichts finden. Was G. zur Kritik treibt, ist nicht 
grundsätzliche Abneigung des beschränkten Spezialisten gegen große 
historische Synthesen überhaupt, sondern ganz einfach das Entsetzen 
des gewissenhaften Fachhistorikers über die Leichtfertigkeit und 
Willkür, die der große englische Geschichtstheologe in seinem Umgang 
mit den historischen Tatsachen überall da zeigt, wo man ihn nach- 
prüfen kann — mit der Folge unzähliger falscher Analogien und vor- 
eiliger Generalisierungen. Dies betont G. besonders gegenüber den 
ersten sechs Bänden der Study of History, in denen das Endziel der 
Weltgeschichte noch offenbleibt. Am Beispiel der neueren nieder- 
ländischen, amerikanischen und italienischen Geschichte wird hier 
gezeigt, wieschwankend der Boden ist, auf dem das riesige Gebäude der 
Geschichtskonstruktionen Toynbees ruht. Das Ganze ist nicht, wie der 
englische Autor versichert, aus empirischer Forschung erwachsen, 
sondern das Produkt reiner Spekulation; die historischen Belege 
(vielfach nur Scheinbelege) sind nachträglich zusammengesucht. Nun 
könnte man sich diese Kritik noch tiefer bohrend und noch umfassen- 
der denken und wird darauf hinweisen dürfen, daß inzwischen von 
deutscher Seite auch die Grundbegriffe der Toynbeeschen Geschichts- 
konstruktion in Frage gestellt worden sind: der verschwommene 
Begriff von „Kultur‘‘, die krassen Selbstwidersprüche des Autors in 
der Bestimmung und historischen Abgrenzung der zahlreichen 
„eivilisations‘‘ gegeneinander, nicht ohne Konstruktion rein fiktiver 
„Kultureinheiten‘; die völlig unzulängliche Vorstellung vom Verlauf 
und Zusammenhang der griechisch-römischen Kulturgeschichte, die 
doch als historischer ‚„‚Modellfall‘ des ganzen Werkes dient (J. Vogt, 
Fr. Hampl); die philosophische Inkonsequenz des Gesamtaufbaus 
(K. Löwith); vor allem die Unbrauchbarkeit der zentralen Begriffe 
von „Herausforderung und Antwort‘, „Rückzug und Wiederkehr‘ 
als Schlüssel zum Verständnis der historischen Wirklichkeit, da es 
sich in Wahrheit um Kategorien des theologischen Denkens handelt 
(K.D. Erdmann). Diese Ergänzungen mindern indessen nicht das 
Verdienst G.s, eine ernsthafte internationale Diskussion über das 
Werk Toynbees überhaupt erst in Gang gebracht zu haben. 

Sie nimmt bei ihm selbst eine neue Wendung seit dem Erscheinen 
der letzten vier Bände der Study of History, aus denen erst ganz 
deutlich wird (was auch die von G. nicht erwähnte Aufsatzsammlung 
„Civilization on Trial‘ mit bestürzender Klarheit zeigt): daß dieser 
ganze ungeheure Neubau eines universalhistorischen Weltbildes 
zuletzt auf nichts anderes hinausläuft als darauf, Begründungen zu 
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liefern für die abenteuerliche Prophetie einer kommenden Welteinheit, 
die den Ertrag aller höheren Religionen und aller Hochkulturen der 
Menschheit, auch der unaufhaltsam niedergehenden des heutigen 
Abendlandes, in einer neuen Weltreligion aufgehen lassen soll, Es 
kennzeichnet die Geistesart G.s, daß angesichts dieser neuen Wendung 
seine Kritik zu mühsam gebändigter Empörung wächst: für ihn wird 
Toynbee jetzt zum ‚„Unglückspropheten‘ und ‚Defaitisten‘, der 
durch phantastische Irrlehren das Selbstvertrauen und damit die 
Zukunft abendländischer Kultur bedroht. Diese Sorge ist unbedingt 
echt, sie erfüllt ihn ganz; daher sein offen ausgesprochener Ärger über 
die Haltung Anderles, der sich in seiner Toynbee-Verehrung durch die 
von ihm als richtig anerkannten Einwände G.s nicht stören läßt. 

Alles in allem ist die Übersetzung dieser höchst anregenden und 
fesselnd geschriebenen Schrift ins Deutsche, die wir L. Petri und 
seinen Helfern verdanken, aufrichtig zu begrüßen. Die deutschen 
Verleger sind heute reichlich wahllos mit ihrem Bemühen, dem un- 
befriedigenden Angebot an guten deutschen Geschichtswerken durch 
Übersetzungen nachzuhelfen ; diesmal, meine ich, hat man das Richtige 
getroffen. 

Freiburg i. Br. Gerhard Ritter 


Analytische Gesellungslehre. Von MAX GRAF SOLMS. Tübingen, 

J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) 1956. XVI, 588 S., 34,,— DM. 

Das vorliegende Werk bildet das Resultat langjähriger Bemühun- 
gen auf dem Gebiet der Allgemeinen Soziologie. Der Vf. wendet sich 
einmal an weitere Kreise, zum anderen will er der systematischen 
Forschung neuen Auftrieb geben, also den Fachmann ansprechen. 
Insbesondere geht es ihm darum, die im Zeitalter der wissenschaft- 
lichen Spezialisierung üblich gewordene Trennung von Soziologie, 
Philosophie und Psychologie wieder aufzuheben und die in der 
soziologischen Forschung der Gegenwart gewöhnlich ausgeklammerten 
bzw. als ‚Daten‘ hingenommenen Fragenkreise und Erkenntnisse der 
beiden anderen Disziplinen erneut für die spezifisch soziologischen 
Problemstellungen fruchtbar zu machen. 

Die Gesellungsphänomene als Gegenstand der Soziologie werden 
nach den sie bestimmenden Faktoren gegliedert. In diesem Sinne 
unterscheidet der Vf.: Vorgegebenheiten, Gefüge, Gerüst, Geltung und 
Gehalt. Diese fünf Faktoren liegen auch dem systematischen Aufbau 
des Werkes zugrunde. 

Nach einer (leider viel zu) kurzen methodologischen Einleitung 
werden im ersten Abschnitt, der schon rund ein Drittel des gesamten 
Werkes umfaßt, die „Vorgegebenheiten‘‘ behandelt, gegliedert nach 
den äußeren Existenzbedingungen, der leibseelischen Ausstattung des 
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Menschen und den „geisthaften wie sachhaften Zugänglichkeiten‘ 
oder Objektivationen. Die erste und die dritte Gruppe werden nur 
kurz skizziert; das Schwergewicht liegt auf dem Strukturaufbau und 
der Schichtung des Seelischen. 

Der zweite Abschnitt des Werkes Bat. die Gefügelehre zum 
Gegenstand. Sie beginnt mit den Vermassungsphänomenen und führt 
über die Gesellungsformen Sympathie und Bund, Vergemeinschaftung 
und Kommunikation, Nivellierung, Vergesellschaftung, Kamerad- 
schaft — Freundschaft, Übermachtung und Entmachtung sowie Auto- 
rität zu einer breit angelegten Darstellung des Eliteproblems. Dabei 
wird Elite scharf von Prominenz unterschieden und eine interessante 
Typologie der Eliten aufgestellt (Seins-, Gesinnungs-, Weltanschau- 
ungs-, Traditions-, Herrschaft-tragende und Protesteliten). Ein Exkurs 
über Demokratie und Elite beschließt die Gefügelehre. 

Der dritte Abschnitt bringt dann eine sehr umfangreiche Gerüst- 
lehre. Hier geht es um ‚‚die Fakten des äußeren Organisiertseins unter 
völligem Absehen von dem Innenbild der sozial-psychologischen 
Tatsachen, wie sie das Anliegen des Faktors Gefüge sind. War die 
Gefügelehre grundsätzlich a-historisch, so oft sie auch historische 
Beispiele zur Illustration herangezogen haben mag, so bildet den 
empirischen Ausgang der Gerüstlehre das vielschichtige Material der 
vergleichenden Verfassungsgeschichte im weitesten Sinn‘ (S. 351). 
Thematisch handelt sie von den vororganisatorischen und organisatori- 
schen Gesellungsformen, die der Vf. in Beziehungen, Zuordnungen und 
Verbandungen gliedert, um auf dieser Grundlage eine tiefschürfende 
Analyse der Werkverrichtungen und Schichtungen durchzuführen 
(Beruf, Klasse, Stand, Kaste, Amt, Rang). Den Abschluß bildet ein 
Überblick über die Geltungs- und über die Gehaltlehre, deren Problem- 
stellungen späteren Publikationen vorbehalten sind und darum nur 
kurz skizziert werden. 

Das weitgespannte Anliegen des Vf.s wie auch der Umfang des 
Werkes machen es verständlich, daß die Ausführungen nicht überall 
gleichermaßen überzeugen, sondern ebenso starke wie schwache 
Stellen aufweisen. Bedauerlich ist jedoch die relativ schmale Literatur- 
basis. So fehlt das ausländische Schrifttum, das auf den einschlägigen 
Gebieten bereits ganze Bibliotheken füllt, fast völlig. Aber auch die 
deutsche Literatur wird nur unvollständig herangezogen. Eigenartig 
berührt ferner das ausgeprägte Streben nach Bildung neuer Begriffe, 
zu deren Berechtigung und materiellem Gehalt die Fachkritik sicher- 
lich noch manches zu sagen haben wird. Das Fehlen eines Literatur- 
verzeichnisses sowie eines Personen- und Sachregisters sind ebenfalls 
anzumerken. Ungeachtet dieser Mängel handelt es sich um eine 
instruktive und kenntnisreiche Arbeit, die dem Leser eine theoretisch- 
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systematische Gesamtschau vermittelt und ihm viele Anregungen 
bietet, nicht zuletzt durch die neuen Perspektiven, die der Vf. durch 
die Einbeziehung philosophischer und psychologischer Erkenntnisse 
für die Problemstellungen der Soziologie aufzeigt. 


Hamburg Egon Tuchtfeldt 


Vom Mittelalter zur Neuzeit. Zum 65. Geburtstag von Heinrich 
Sproemberg. Hrsg. von Hellmut Kretzschmar. Berlin, 
Rütten u. Loening 1956. 439 S. Geb. 21,90 DM. (Forschungen 
z. mittelalterl. Geschichte. 1.) 


Zum 65. Geburtstag am 25. II. 1954 wurde dem Mediävisten und 
Lehrstuhlinhaber in Leipzig Heinrich Sproemberg von Kollegen, 
Freunden und Schülern eine reich ausgestattete Festschrift darge- 
bracht, die neben einer Bibliographie des Jubilars insgesamt ı9 Bei- 
träge enthält. Der größere Teil der Aufsätze (15) ist unter der Über- 
schrift „Landes- und sozialgeschichtliche Probleme des Mittelalters 
und der Neuzeit‘ gruppiert, 4 sind ‚Beiträge zur Kirchen- und Sekten- 
geschichte des Mittelalters‘‘ genannt. 

Die Bibliographie Heinrich Sproembergs, (S. 9—14, zusammen- 
gestellt von Gudrun Meyer, mit der Dissertation von 1914 über die 
Bischöfe von Lüttich im ıı. Jahrhundert beginnend) zeigt von Anfang 
an seine Verbundenheit mit dem flämischen und niederländischen, 
überhaupt dem nordwesteuropäischen Raum, zu dessen Quellenkunde, 
politischer, Verfassungs-, Personen- und Kirchengeschichte er mannig- 
fache Studien geliefert hat. Auch die vielen Rezensionen geben Hein- 
rich Sproemberg als den besonderen Kenner der nordwesteuropäischen 
Mittelaltergeschichte zu erkennen. 

Die Disposition der Beiträge erscheint nicht immer glücklich 
und übersichtlich. Es wird hier daher eine eigene Reihenfolge gewählt, 
und zwar werden zunächst die stadt- und landesgeschichtlichen, später 
die allgemein historischen Aufsätze angezeigt. 


Eckhard Müller-Mertens, Die Entstehung der Stadt Stendal 
nach dem Privileg Albrechts des Bären von 1150/1170, $. 5163, gibt 


mit einem kritischen Literaturbericht eine überzeugende Theorie zur 
frühen Geschichte Stendals. Danach ist sehr wahrscheinlich, daß in 
Stendal, wie an vielen anderen Stellen auch, eine vorstädtische Wik- 
siedlung mit Kaufleuten und Gewerbetreibenden bereits seit längerem 


vor der Erhebung zur Stadt bestand. 
Manfred Unger, Die Freiberger Stadtgemeinde im 13. Jahrhun- 


dert, S. 64— 76, leistet mit einer Studie zur Freiberger Stadtverfassung 
zugleich einen interessanten Beitrag zum mittelalterlichen Bergrecht. 
Verglichen mit den Goslarer Gewohnheiten bot danach das Freiberger 
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Bergwesen wesentlich günstigere Bedingungen, weil die Freiberger 
Bergleutesiedlung in der Stadtgemeinde aufging, und der Bergbau als 
ein Ingredienz rein städtischer ‚Freiheit‘ galt. Für Freiberg (und 
ähnlich für Iglau) postuliert U. den Satz ‚‚Bergluft macht frei“. 

Hans Walther, Siedlungsentwicklung östlich der Saale im 
Zuge der deutschen Ostexpansion und Ostsiedlung, S. 77—89, beschäf- 
tigt sich mit dem Phänomen des deutsch-slawischen Ortsnamenaus- 
gleichs und weiß diese Erscheinung als zusätzliche Quelle für die Ge- 
schichte deutscher Herrschaft und Siedlung östlich der Saale im Hoch- 
mittelalter zu nutzen. Takte und Formen der deutschen Herrschaft und 
Kolonisation sind auch am Ortsnamenausgleich zu erkennen; beson- 
ders wichtig erscheint die Beobachtung, daß ‚jede Art von Aus- 
rottungstheorie‘ unhaltbar ist. — Gern hätte man in diesem und den 
beiden vorhergehenden Aufsätzen graphisches Material zur Orien- 
tierung und Verdeutlichung gesehen. 

Martin Erbstößer, Der Knochenhaueraufstand in Lübeck 1384, 
$.126—132, fragt bei dem genannten Aufstand besonders nach der 
Gruppierung der Insurgenten. Man wird ihm zustimmen, daß es sich 
nicht nur um eine Revolte der Ämter, also der Handwerkerschaft, son- 
dern auch von Teilen der kaufmännischen Schicht gegen den Rat 
handelte. Die ‚„‚Stadtarmut‘‘, mochte sie auch mit Teilen in den Auf- 
stand verwickelt sein, spielte keine Rolle. Das Hauptgewicht lag wohl 
bei den mächtigsten Ämtern, doch bleibt vieles an diesem Aufstand 
vor allem das Ziel der gewaltsamen Unternehmungen, unklar. 

Gerhard Heitz, Gründung, Kapazität und Eigentumsverhält- 
nisse der Chemnitzer Bleiche (1357—1471), S. 240—277, stellt die 
Funktionen der Bleiche in Chemnitz als Teilvorgang grundsätzlicher, 
wirtschaftsgeschichtlicher Entwicklungen im Spätmittelalter dar. Die 
Bleiche erhält bald nach ihrem Entstehen (1357) als Leinenveredlungs- 
betrieb eine gewerkschaftliche Organisation nach Art des Bergrechts. 


Durch die Bleiche wird die Ausbildung einer Schicht von Berufshänd- 
lern und die Trennung der unmittelbaren Leinenerzeuger vom Markt 


gefördert, doch bietet sie nicht die Möglichkeit, kapitalistische Produk- 


tionsverhältnisse aus dem Bleichvorgang selbst zu entwickeln. 


Manfred Hamann, Wismar-Rostock-Stralsund-Greifswald zur 
Hansezeit. Ein Vergleich, S. 9o—ı12. Hs. Aufsatz über diese wendische 
Städtegruppe ist in Fragestellung und Ergebnissen eine Bereicherung 
des hansischen Schrifttums. Gemeinsamkeiten dieser Gruppe werden 


im wirtschaftsgeographischen, politischen, sozialgeschichtlichen wie 


Im verfassungsrechtlichen Bereich aufgewiesen; eben dadurch werden 
aber auch die Individualitäten der einzelnen Städte und die Spannun- 


gen unter ihnen deutlich. Auf die mannigfachen Ergebnisse kann hier 
nicht eingegangen werden; es sei nur bemerkt, daß das seit dem 
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16, Jahrhundert stabilisierte Größenverhältnis der Städte sich bis in 


die allerneueste Zeit erbalten hat. 

Heinz Pannach, Einige Bemerkungen zu den sozialökonomi- 
schen Problemen um Jürgen Wullenwever, S. 113—ı25, möchte dem 
Bilde Jürgen Wullenwevers einen neuen Zug des klassenkämpferischen 


Taktikers hinzufügen. Wullenwevers Kampf sei zwar in der Zielsetzung 


keineswegs fortschrittlich, sondern reaktionär gewesen, wohl aber 


wies Wullenwever mit der Aktivierung der ‚„Stadtarmut‘‘ und der 
„breiten Volksmassen‘ über seine Zeit hinaus und stellte damit die 
Gesellschaftsordnung in Frage. — Es erschiene wünschenswert, die 
„revolutionäre‘“‘ Programmatik der ‚„Stadtarmut‘ einmal aus ihrer 


konkreten Schichtung und Gliederung in Lübeck abzuleiten, um nicht 
in den Verdacht zu geraten, vorgegebene aber nicht adäquate Begriffe 


in die Zeit des 16. Jahrhunderts hineingetragen zu haben. 
Karlheinz Blaschke, Zur Statistik der sächsischen Städte im 
16. Jahrhundert, S. 133—143, bringt eine kurze aber lehr- und inhalts- 
reiche Übersicht über die Städte Sachsens, die nach Bevölkerungs- 
zahlen, verfassungsrechtlichen Zuständen, durchschnittlichen Ver- 


mögensverhältnissen u.s.f. vergleichend klassifiziert werden, Von 


vielen interessanten Aussagen sei nur ein Beispiel vermerkt. Bei einer 
ungefähren Einwohnerzahl des untersuchten Gebietes von 430500 
lebte ziemlich genau ein Drittel in städtischen Siedlungen, aber dieses 
eine städtische Drittel der Bevölkerung besaß ungefähr nur ein Viertel 
der wirtschaftlichen Kraft des Gesamtgebietes. Die Stadtforschung 
wird Bs. Ansätze sicher begrüßen. 


Willy Flach, Grundzüge einer Verfassungsgeschichte der Stadt 
Weimar, S. 144— 239. Eine verfassungsgeschichtliche, reizvolle Studie 
der Stadt Weimar, durch mancherlei Graphiken verdeutlicht und 
durch eine Übersicht über die Kodifikationen der Stadtrechte in 
Thüringen ergänzt, legt F. in angemessenem Umfang vor. Die Aufgabe, 
das geschichtliche Porträt einer Stadt von ihren Anfängen bis zur 
Gegenwart zu geben, ist nicht leicht zu lösen; F. bietet uns in über- 
sichtlicher Periodisierung, mit dem Vermögen ansprechend zu erzählen, 
Wesentliches knapp zu formulieren, das Individuelle wie das Typische 
in der Verfassungsgeschichte dieser Stadt. Goethe sagte von ihr, sie 
habe ‚den Ruhm einer wissenschaftlichen und kunstreichen Bildung 
über Deutschland, ja über Europa verbreitet‘, Schiller nannte Weimar 
ein „Dorf“, Herder äußerte sich mit den Worten ‚das wüste Weimar, 
dieses Mittelding zwischen Dorf und Hofstadt‘. Schon hieraus sind 
die Möglichkeiten wie die Grenzen des Typus bezeichnet, den F. ver- 
fassungsgeschichtlich durch die Jahrhunderte verfolgt. Weimar ver- 
körpert ganz und kontinuierlich das Beispiel der kleineren Residenz- 
und Ackerbürgerstadt. Dieser bleibende Charakter hat es einheitlich 
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nit allen verfassungsrechtlichen, wirtschafts, sozial- und siedlungs- 
geschichtlichen Konsequenzen seit dem Ausgang des Mittelalters bis 


in die neueste Zeit geprägt. 
Hellmut Kretzschmar, Der Anteil Sachsens an der neueren 
deutschen Geschichte, S. 291—311. Eine sich einprägende Leistung 


ist Ks. Studie über die Stellung des obersächsischen Stammes und 


Raumes in der neueren nationalen Geschichte, Hier wird, sachlich und 


doch mit Wärme vorgetragen, ein gedankenreiches Paradigma landes- 
geschichtlicher Betrachtungsweise überhaupt gegeben. Bei aller Viel- 
schichtigkeit und Verflochtenheit läßt K. bei der Bestimmung der 
sächsisch-thüringischen Stammesindividualität das Klar-Besondere 


immer wieder erkennen. Sachsen war von Anfang an „Grenzgau und 
Durchzugsgebiet“, dies und solche Charakterzüge des Neustammes 


wie Agilität und Wanderlust rechtfertigen, ja erfordern eine ‚über- 
regionale‘‘ Ordnung des Bildes. Von den so gesehenen vielen interessan- 
ten geschichtlichen Stationen des obersächsischen Raumes sei nur ver- 
wiesen auf die knapp und doch farbig gezeichneten Perioden der 
Reformationszeit und der kulturgeschichtlichen Blüte im zweiten 


Drittel des 18, Jahrhunderts. Man wird K. zustimmen, wenn er ver- 


langt, daß Landesgeschichte aus dem größeren Umkreis nationaler, ja 
übernationaler Verbindungen zu betreiben sei, daß aber auch die große 
Reichsgeschichte ‚‚Geschichte der Reichsglieder‘‘ sein muß. 

Renate Drucker, Zur Vorgeschichte des Frauenstudiums an der 
Universität Leipzig. Aktenbericht, S. 278—290, gibt eine Skizze von 


den Kämpfen um die Zulassung der Frauen zum Studium Ende des 19. 


und zu Beginn des 20. Jahrhunderts in Leipzig. Die vielfach retardie- 
renden Vorgänge bei der Erringung der akademischen Gleichberech- 
tigung für die Frauen erklärt D. vor allem mit ‚‚Weltfremdheit, Dünkel- 
haftigkeit, Konkurrenzangst, ja Rassenhaß und Chauvinismus‘“; es 
bleibt freilich die Frage, obdamit schon die wesentlichen Kategorien zum 
Verständnis eines grundsätzlichen Umschichtungsprozesses gefaßt sind. 

Erika Engelmann, Zur Bewegung der Bagauden im römischen 
Gallien, S. 373—385. Die bauernkriegsähnlichen Unruhen der gallischen 
Bagauden vom 3. bis zum 5. Jahrhundert befragt E. nach Ursachen, 
Trägern und Programmatik. Obwohl die Quellenlage zu diesem Thema 
aur dürftig ist, kommt E. doch zu dezidierten Deutungen. Die Ursachen 
liegen danach in der „unentrinnbaren Krise‘, wie sie in der Spätantike 
beim Übergang von der „Sklavenhaltergesellschaft‘‘ zum ‚‚Feudalis- 
mus“ auftreten mußte. Träger der Aufstände waren vor allem Teile 
der freien Bevölkerung, nicht so sehr Sklaven und Kolonen. Ziel war 
die Rückkehr zu einer Art keltischen Stammesverfassung. In diesem 
als romantisch empfundenen Programm sieht E. den Grund zum 
Scheitern der Aufstände. 
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Theodora Büttner, Die sozial-religiöse Bewegung der Circum- 
cellionen (Agonisten) in Nordafrika, S. 336—396, gibt ein Pendant zum 
Vorigen mit einer Charakteristik der asketischen Bewegung der Circum- 
cellionen in Numidien im 3. und 4. Jahrhundert. Auch hier handelt es 
sich für B. um zwangsläufige Erscheinungen der spätantiken, zer- 
fallenden Sklavenhaltergesellschaft. Auch hier sind die Ziele keines- 
wegs „progressiv‘‘, doch wirkten die Circumcellionen zersetzend und 
vorbereitend für neuere soziale Verhältnisse. Auch hier erscheint die 
Deutung rasch und einfach gewonnen. 

RobertLatouche, Les Marches et le Commerce dans le Royaume 
de France du X® au XII® Siecle, S. 15—ı8, zeigt, daß die Menge der 
Marktorte, die vom 9.—ı1. Jahrhundert in Frankreich entstehen, mehr 
als lokale Funktionen erfüllt haben müssen. Methodisch interessant 
wirkt dabei, wenn aus Schenkungs- oder Kaufurkunden dieser Zeit ein 
Katalog von Waren zusammengebracht wird, die Fernhandel voraus- 
setzen. Auch Gold als Zahlungsmittel ist auf den Märkten nachzuwei- 
sen. L. gelangt zur These, daß nach dem Verfall des Handels zur Mero- 
wingerzeit bereits unter Pipin dem Kurzen und Karl dem Großen 
deutlich die Wiederbelebung des europäischen Handelssystems beginnt, 
und daß die Periode des 9. —ıı. Jahrhunderts die Vorbereitung für die 
„renaissance economique‘ des Hochmittelalters darstellt. 

Bernhard Töpfer, Reliquienkult und Pilgerbewegung zur Zeit 
der Klosterreform im burgundisch-aquitanischen Gebiet, S. 420—439, 
schildert die wachsende Bedeutung des Reliquienkultes im 10. Jahr- 
hundert an den entsprechenden Unternehmungen (Translationen, 
Elevationen usw.) burgundischer Klöster. Die Darstellung dieser 
Erscheinung ist gewiß nicht nur glaubensgeschichtlich, sondern z. B. 
auch kunst- und verkehrshistorisch von großem Wert und Interesse. 
Störend wegen der modernistischen Ansprache wirkt nur der wieder- 
holte Hinweis, es handele sich bei der Beförderung des Reliquienkultes 
durch die Klöster um „Propaganda“ gegenüber dem gemeinen Mann, 
da es doch „Hauptaufgabe der Kirche‘ gewesen sei, ‚die breite Masse 
der Bevölkerung in ihrem Sinne ideologisch zu beeinflussen und zu 
beherrschen“ (5. 420). 

Ernst Werner, nxragnvol-patarini: Ein Beitrag zur Kirchen- 
und Sektengeschichte des ıı. Jahrhunderts, S. 404—419. W. bringt die 
Mailänder Volksbewegung der Pataria mit dem Ortsnamen Patara im 
kleinasiatischen Lykien zusammen und schließt auf bogomilisch- 
häretische Bestandteile in den Überzeugungen der Patarener. Sollte 
sich diese Hypothese bestätigen, wäre in der Tat die lokale Erschei- 
nung von Mailand in große ost-westliche Zusammenhänge der Reli 
gionsgeschichte hineingestellt. Um die Bedeutungen der Ost-West- 
verbindungen geht es W. 
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Ernst Eichler, Zum Widerhall religiöser Bewegungen in der 
altrussischen Literatur, S. 397—403, weist auf dualistische, bogomi- 
lische Motive in der altrussischen Literatur hin und fordert eine Zu- 
sammenschau des ost- und westeuropäischen Schauplatzes bei der 
Erforschung miittelalterlicher und neuzeitlicher, religiöser Bewegungen. 

Percy Ernst Schramm gibt einen Beitrag zur politischen und 
Verfassungsgeschichte der iberischen Halbinsel: Die Entstehung eines 
Doppelreiches: Die Vereinigung von Aragon und Barcelona durch 
Ramön Berenguer IV. (1137—1162) S. 19—50. Seine Mitwirkung, so 
schreibt Schramm, möge als Zeichen für das gemeinsame Bemühen 
gelten, die geistige Einheit Deutschlands auch in den Jahren der poli- 
tischen Teilung zu erhalten. — Es handelt sich um einen Abschnitt aus 
einem Buche ‚Geschichte Spaniens im Lichte des Königtums“, das 
im Entstehen ist. Bei den Vorgängen und ‚‚wechselvollen Szenen“, die 
Mitte des 12. Jahrhunderts zur Vereinigung von Aragon und Barcelona 
führen, interessieren Sch. die sehr merkwürdigen und einmaligen poli- 
tischen Prämissen, die Anwendung der Rechtsformen, vor allem aber 
die fesselnde Gestalt des Conde-Principe Ramön Berenguer. Dieser 
wird als ein Staatsmann von tragischer Größe charakterisiert, denn 
„es mußte einmal wieder abgebaut werden, was er aufgebaut hatte‘. 

Walter Markov, Bemerkungen zur geschichtlichen Stellung 
der Siedlungskolonie, S. 312—349. M. bemüht sich um eine Typologie 
der durch die europäische Ausbreitung entstandenen Siedlungskolonien 
im „Merkantilzeitalter‘. An den Beispielen englischer, spanischer, 
portugiesischer, niederländischer und französischer Siedlerkolonien in 
der überseeischen Welt wird die ‚nächste historisch notwendige 
Durchgangsphase‘‘ des Zeitalters demonstriert, die auf den Aufbau 
„einer globalen bürgerlich-kapitalistischen Integration der Kontinente“ 
zielte (S. 349). In eine Auseinandersetzung mit den Aussagen trete ich 
nicht ein, einmal, weil ich sachlich für die überseeische Ausbreitung 
nicht kompetent bin, zum andern weil es sich um die Anwendung 
marxistischer Modellvorstellungen auf den geschichtlichen Ablauf 
handelt; d. h. die Besprechung würde sogleich ins Grundsätzliche ge- 
langen. 

Eins sei nur zur Darstellungsform der durchaus anregenden Ab- 
handlung gesagt. Der abstrakt-monströse und von merkwürdigen Bil- 
dern durchsetzte Stil macht die Lektüre nicht gerade zum Genuß. Als 
ein Bilderbeispiel sei hier nur genannt das ‚Gelüst der in Dauerbankrott 
versinkenden Bourbonenherrschaft, sich selbst am Seil der märchen- 
haften Zuckergewinne aus dem Abgrund zu ziehen‘. — Bemerkenswert 
sind die ausführlichen Literaturverweise. 

Johannes Kalisch, Schlachta, Bourgeoisie und Bauernschaft 
in der polnischen nationalen Befreiungsbewegung von 1794 bis 1863, 
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S. 350—370, ordnet die polnische nationale Bewegung des 19. Jahrhun- 
derts mit allen wertenden Konsequenzen in ein Geschichtsbild ein, 
wodurch die „polnische nationale Befreiungsbewegung zum Bunde;- 
genossen der internationalen Demokratie‘ wird (S. 365). Neben Be. 
zügen auf Stalin, Marx, Engels und Lenin finden sich in den Anmerkun- 
gen viele wichtige Hinweise besonders auf polnische Literatur. 

Insgesamt widerspiegelt die sachliche Breite der Themen dieses 
stattlichen Buches sinnfällig die Wirkungen, Möglichkeiten und Ver- 
bindungen des Jubilars. 


Hamburg Walther Lammers 


Die römische Revolution. Von RONALD SYME. Aus dem Englischen 
übersetzt von Friedrich Wilhelm Eschweiler und Hans Georg 
Degen. Stuttgart, Ernst Klett 1957. 548S. Geb. 29,50 DM. 


Das vorliegende Buch des heute in Oxford lehrenden Althistori- 
kers R. Syme enthält die deutsche Übersetzung des 1939 erschienenen 
und 1952 neu gedruckten Werkes ‚The Roman Revolution‘. Da auf 
die englische Originalausgabe infolge der Kriegszeit früher in der HZ 
nicht hingewiesen werden konnte, soll dies zunächst kurz an Hand der 
nun vorliegenden deutschen Ausgabe, für die Fr. W. Eschweiler und 
H. G. Degen verantwortlich zeichnen, nachgeholt werden. 

Die Darstellung Symes gilt dem Zeitabschnitt zwischen Pompeius 
und Augustus. Der Schwerpunkt liegt dabei auf den späteren Jahren 
und auf dem Verständnis des Augustus und seines Werkes, bes. bis 
zum Jahre 27 v. Chr. Wir können hier nicht die 33 Kapitel, in die das 
Buch gegliedert ist, auch nur mit ihren Überschriften anführen. Einige 
Grundgedanken aber müssen hervorgehoben werden. S. beginnt mit 
einer Einleitung: ‚Augustus und die Geschichte.‘ In ihr umreißt er 
sein Thema: ‚die Mittel und Listen aufzuzeigen, durch die ein revo- 
lutionärer Führer im Bürgerkrieg aufstieg, die Macht für sich und seine 
Partei errang, die Partei in eine nationale Partei verwandelte und ein 
zerrissenes Land zu einer Nation mit einer festen und dauerhaften 
Regierung umschuf“ (S. 10). Er setzt sich auseinander mit den bisher 
über Augustus und seine Zeit vorliegenden antiken und modernen Dar- 
stellungen, um sodann seine Absicht wie folgt schärfer zu formulieren: 
„die Geschichte der römischen Revolution und der auf sie folgenden 
Epoche, des Prinzipats des Augustus, auf eine Weise zu erzählen, die 
heute unmodern geworden ist, nämlich vom Standpunkt der Republik 
und des Antonius aus‘ (S ı3). Dem Vf. liegt es fern, Augustus herab- 
zusetzen; er vertritt vielmehr die Auffassung, daß ‚seine Größe und 
seine Fähigkeiten ... in einer unfreundlichen Darstellung um so schär- 
fer hervortreten‘‘ werden. 
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Mit einer solchen Erneuerung des Zeugnisses der unterlegenen 
Seite will S. jedoch keine neue Biographie des Augustus vorlegen. 
Seine Absicht ist vielmehr eine weit umfassendere, die ihr dienende 
Methode sehr viel differenzierter. Sie geht aus von folgender Grund- 
auffassung, die wiederum als solche das Ergebnis langer und eingehen- 
der Spezialforschung ist (S. 13f.): „Die Herrschaft des Augustus war 
die Herrschaft einer Partei, und in gewisser Hinsicht war sein Prinzipat 
ein Syndikat.‘ Damit treten die Menschen, die dieser Partei angehört 
haben, hervor als das Ziel einer Forschungsaufgabe, die weit über das 
rein Prosopographische hinausführen muß. Lapidar steht als These 
zugleich und als Ergebnis der Satz da (S. 14): „die römische Geschichte, 
die republikanische wie die kaiserliche, ist die Geschichte einer herr- 
schenden Klasse“, einer Oligarchie „hinter der Fassade“. 

Daraus nun ergibt sich für S. die folgende, doppelte Aufgabe: 
„nicht allein den Ursprung und das Wachstum der cäsarischen Partei, 
sondern auch das wechselnde Geschick der ganzen herrschenden Klasse 
über einen langen Zeitraum von Jahren hinweg zu untersuchen, in dem 
Bemühen, diesen hartnäckigen Wirrwar der Ereignisse zu einer zu- 
sammenhängenden Schilderung zu ordnen‘ (S. 14). Selbstverständ- 
lich muß dabei das rein Biographische zu Pompeius, Cäsar und Augu- 
stus, das jedoch in keiner Weise ganz wegfallen darf, auf ein vernünf- 
tiges Maß reduziert werden. 

So geht S. in Ansatz und Methode neue Wege. Er läßt seine Unter- 
suchungen im engeren Sinne beginnen mit dem Jahre 60 v. Chr., hierin 
der Epocheneinteilung des Asinius Pollio folgend, ohne jedoch in 
Einzelfragen sich sklavisch an diese Zeitgrenze zu halten. Er führt 
seine Arbeit in dem soeben angedeuteten Sinn bis zum Aufstieg des 
Augustus zur höchsten Macht und ergänzt sie durch eine Darstellung 
der Regierungsarbeit unter Augustus. Dabei kommt er zu zahlreichen, 
oft nur in der Nuancierung der Formulierung dem Spezialforscher er- 
kennbaren Einsichten, Ergebnissen und Anregungen, auf die hier un- 
möglich im einzelnen hingewiesen werden kann und soll. Zwei grund- 
sätzliche Ergebnisse aber seien genannt. Das Buch deckt erstens für 
Augustus ‚eine bestimmte Einheitlichkeit im Charakter und in der 
Politik des Triumvir, Dux und Prinzeps‘ auf (S. 10). Zweitens erhärtet 
esim Rahmen der weitgespannten und mit meisterhafter Souveränität 
geführten strukturanalytischen und gesellschaftsgeschichtlichen Unter- 
suchungen und Beobachtungen die folgende, bereits ältere Erkenntnis: 
„In der Revolution wurde die Macht der alten regierenden Klasse ge- 
brochen und ihre Zusammensetzung umgestaltet. Italien und die nicht- 
politischen Gesellschaftsklassen triumphierten über Rom und die rö- 
mische Aristokratie. Aber der alte Rahmen, die alten Begriffe blieben 
erhalten: eine Monarchie regiert durch eine Oligarchie‘“ (S. 15). 
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Der Aufbau des Buches zeigt, wie S. in raschen Schritten seinem 
eigentlichen Anliegen, der Darstellung des Augustus, zueilt. Nach dem 
sehr aufschlußreichen Kapitel ‚Die römische Oligarchie‘, in dem be- 
reits wesentliche Spezialuntersuchungen grundlegend ausgewertet wer- 
den, behandelt er „Die Herrschaft des Pompeius‘“ (S. 35—52). Cäsar 
sind sodann drei Kapitel gewidmet, von denen bereits die Überschriften 
„Die Partei Cäsars‘‘ und ‚‚Cäsars neue Senatoren‘ die betont soziolo- 
gische Sehweise des Vf.s erkennen lassen. Den Übergang zu des Octa- 
vianus (diese Namensform behält S. für den jungen Cäsar aus prak- 
tischen Gründen bei) Auftreten bildet die Zeit unmittelbar nach der 
Ermordung Cäsars, die in dem Kapitel ‚‚Der Konsul Antonius‘ (S. 101 
bis 116) behandelt ist. Der Rest des Buches — rund #/, des Gesant- 
umfanges — befaßt sich sodann ausschließlich mit Augustus. Hier 
tritt zunächst das Werden des jungen Cäsar im Spannungsfeld der 
damaligen ‚‚Parteien‘‘ entgegen. Dann wird der Antagonismus zwischen 
ihm und Antonius beleuchtet, der entsprechend dem methodischen 
Grundsatz des Vf.s in einem zweifellos in vielen Einzelheiten sehr viel 
richtigeren Licht als bisher erscheint, als ein Mensch nämlich von 
Offenherzigkeit und Ritterlichkeit. Schließlich wendet sich die Dar- 
stellung der ganzen Zeit des Prinzipats unter Augustus mit ihren viel- 
fältigen Problemen zu. Es ist unmöglich, den Reichtum des Gebotenen 
hier auch nur anzudeuten! Wir begnügen uns mit der Abschlußbeur- 
teilung, die S., der den Gegnern der jeweils herrschenden politischen 
Richtung einen so breiten Raum und besondere Beachtung einräumt, 
dem Augustus zuteil werden läßt (S. 548): „In Tat und Politik war er 
sich und seiner Laufbahn immer treu geblieben; diese begann, als er 
eine Privatarmee aufstellte und ‚den Staat von der Herrschaft einer 
Partei befreite‘. Der Dux war ein Prinzeps geworden und hatte eine 
Partei in eine Regierung verwandelt. Um der Macht willen hatte er 
alles geopfert; er hatte den Gipfel alles menschlichen Ehrgeizes er- 
reicht, und durch seinen Ehrgeiz hatte er das römische Volk gerettet 
und erneuert.‘ 

Das Buch Symes gehört inzwischen längst zu den Standard- 
werken der einschlägigen Forschung. Über seinen wissenschaftlichen 
Wert sind also Erörterungen völlig überflüssig, selbst wenn man ein- 
räumt, daß in Einzelfragen andere Auffassungen und Ergebnisse mög- 
lich und vertretbar sind. Der Vf. hat mit nüchternem, realistischen 
und vorurteilsfreien Blick für die Tatsachen und mit wacher und ge 
sunder Kritik, die sich gegebenenfalls auch gegen die konventionelle 
Geschichtsschreibung richtet, nicht nur eine Bestandsaufnahme der 
seitherigen Forschung und eine zielsichere Einfügung vieler Einzel- 
ergebnisse in ein neues Gesamtbild erreicht, sondern auch in der Dar- 
stellung selbst ein Meisterwerk geschaffen. Wohl aber scheint es ange- 
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bracht, hier die vorliegende deutsche Übersetzung einer kurzen Würdi- 
gung zu unterziehen. Dabei sei vorweg und mit Nachdruck gesagt: man 
kann es nur lebhaft begrüßen, daß dieses hervorragende Werk nun 
auch dem deutschen Leser bequem und in einer buchtechnisch schönen 
Ausführung zugänglich ist. 

Die Übersetzung zeigt eine flüssige und ansprechende Form des 
Ausdrucks; sie hält sich möglichst eng an das Original. Auch der Nicht- 
fachmann wird zu dem Buch greifen, zumal er in ihm sehen kann, wie 
echte Spezialforschung absolut nicht zu erdrückender Stoffhuberei 
führen muß, sondern bei aller Vielfalt der gebotenen Einzelheiten doch 
stets in frischer Art weitereilt und ein Gesamtbild von faszinierender 
Deutlichkeit entwirft. 

Zu verschiedenen Einzelheiten könnten Einwendungen verzeich- 
net werden. Sie erstrecken sich nur selten auf gelegentliche Ausdrucks- 
weisen, so z. B. S. 58 tribunitianisches Veto, 95 Sulmo in den Paeligni, 
152 Das de officiis. Vereinzelt ist auch die englische Fassung ungenau 
und damit z. T. sachlich verfehlt übersetzt, z. B. S. 32 Kandidat für 
die Prätur (Original: then praetor designate); 42 Gallia Cisalpina, die 
in Italien die Vorherrschaft hatte (which dominated Italy); 181 süd- 
lich von Mutina (richtig: south-east of Mutina); 234 die Schlacht bei 
Perusia (statt Krieg: the war of P.); 247 nicht lateinischer Herkunft 
(richtiger: latinischer — non-Latin); 315 während der Schlacht bei 
Aktium (vgl. o.: during the war of A.); der Ausdruck ‚‚ausländische 
Dynasten‘ (S.go) für nichtrömische, aber in Italien beheimatete Fami- 
lien widerspricht dem deutschen Sprachempfinden, selbst wenn das 
Original hier ‚foreign dynasts‘‘ hat: — In der Schreibung verschiedener 
Namen hätte man die von der deutschsprachigen Forschung aner- 
kannte Form wählen und nicht die englische einfach übernehmen 
sollen, so insbesondere bei Vergil (statt Virgil, passim), vgl. Art. Vergi- 
lius, Pauly-Wissowa R.E. VIII A S. 1015. G. Radke, Gymnasium 
64, 1957, 161; auch sollte man schreiben Kleopatra (S. 82 Cleopatra), 
Juppiter (der Gott, 318 u. ö. Jupiter), hegemon (wenn man schon die 
griechischen Buchstaben umgehen will, 326 haegemon [was aus einer 
Anm. des Originals in den Text genommen ist, ein Verfahren, das je- 
doch sehr selten ist]), der Prinzipat (S. 453 u. ö. das Prinzipat). Unter 
den Druckfehlern sind mir die folgenden als sinnstörend aufgefallen: 
$. 17 Valier (statt richtig: Valerier), 100 das Komma hinter Salvidie- 
nus ist zu streichen, 542 rio (pio), 547 summa (summi), 421 magistra- 
tum (magistratuum), 515 dominum (domuum), 510 inennarabilis 
(inenarrabilis); die Quellenstelle 313,4 muß heißen: Plut. Anton. 81; 
101 (und 145) des Tellus (richtig: der Tellus). Ciceros Schrift de re 
publica übersetzt man üblicherweise mit Staat, nicht mit ‚Republik‘ 
(s0 151), vgl. Philippson R. E. VIIA S. ıııo. O, Seel, Cicero (1953), 
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386. Aber solche Ausstellungen mindern in keiner Weise ernsthaft den 
Wert der Übersetzung, die als treu und sehr erfreulich bezeichnet 
werden kann. 

Kritik wird man üben müssen an der Art, wie Zitate aus antiken 
Schriftstellern gebracht sind. Griechischer Text ist völlig vermieden, 
Lateinische Prosastellen sind vielfach übersetzt, teilweise aber auch 
im Originaltext gebracht. Lateinische Verse sind fast durchweg im 
Originaltext vorgelegt, nur selten übersetzt, wie z.B. S. 15 (wo das 
englische Original — wie in allen anderen Fällen — den lateinischen 
Text bringt). Es wäre wohl richtiger gewesen, entweder ganz auf die 
Wiedergabe von Urtext zu verzichten, oder (und dies wäre wohl das 
beste gewesen) Urtext und deutsche Übersetzung neben- bzw. unter- 
einander zu stellen. Denn die deutsche Ausgabe will sich ja auch an 
Leser wenden, die das Lateinische nicht beherrschen; von diesen aber 
wird wohl keiner die z. T. sprachlich und inhaltlich schweren Dichter- 
stellen und auch verschiedene Prosastellen (z. B. das Nepos-Zitat auf 
S. 270) verstehen können. — Eine Inkonsequenz liegt auch in der Be- 
handlung der Quellennachweise vor, die jeweils in Fußnoten gebracht 
werden. Fast alle wörtlichen Zitate aus lateinischen Dichtern sind 
nachgewiesen, nicht aber Stellen in Prosatext (z. B. S. 34, 62, 200), 
wobei wiederum verschiedene Ausnahmen auffallen (270, 297); Über- 
setzungen von Prosastellen sind andererseits überhaupt nicht nach- 
gewiesen, obwohl sie als solche kenntlich gemacht sind. Man sieht 
nicht ein, nach welchen Gesichtspunkten die Übersetzer hier vorge- 
gangen sind. 

Damit aber kommen wir zu einem weiteren Punkt der Kritik, der 
gerade an dieser Stelle betont werden muß. Der Verlag bemerkt (S. 6): 
„Im Gegensatz zum englischen Original wendet sich die deutsche Aus- 
gabe weniger an den Fachmann als an den historisch und politisch 
Interessierten. Wir glauben deshalb auf den umfangreichen wissen- 
schaftlichen Apparat (Fußnoten, Bibliographie und Register) ver- 
zichten zu können.‘ Wer das Original kennt, weiß, daß außerdem weg- 
gelassen sind das Vorwort (1939, Zusatz zum Neudruck, datiert 1951), 
die laufenden Seitenüberschriften, die Bezeichnung der Kapitel mit 
römischen Zahlen, die im Anhang gegebene Liste der Konsuln von 
80 v. Chr. bis 14 n. Chr. und die — für erarbeitendes Verstehenwollen 
des Buches recht bedeutsamen — 7 genealogischen Tafeln. 

So muß man leider feststellen: wir haben in der deutschen Aus- 
gabe nicht den ganzen ‚„Syme‘“ vor uns, sondern nur ein — wenn auch 
recht ausführliches und, wie oben gesagt, sehr zu begrüßendes — 
Fragment. Es fehlt völlig die Möglichkeit, in die eigentliche Forschungs- 
arbeit des Vf.s Einblick zu gewinnen. Zu wissenschaftlicher Arbeit ist 
die deutsche Ausgabe nicht zu gebrauchen. Man wird vielmehr in 
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jedem Einzelfall zum Original greifen müssen, das überdies inzwischen 
(1957) in einer 2. Auflage vorliegt. Es wäre der Wissenschaft besser 
gedient gewesen, wenn der Verlag auch noch den Wagemut aufge- 
bracht hätte, die jetzt fehlenden Teile des Originals in die deutsche 
Ausgabe aufzunehmen. Hoffentlich kann dies bei einer Neuauflage 


nachgeholt werden. 
Giessen Hans Georg Gundel 


Beiträge zur Archäologie des Attila-Reiches. Von JOACHIM 
WERNER. (Bayerische Akademie der Wissenschaften. Phil.-hist. 
Klasse N.F. Heft 38 A und 38 B.) München, C. H. Beck 1956. 
A. Textteil: 146 S. 2 Abb.; B. Tafelteil: 6 S. 75 Taf. 

Als vor über fünfzig Jahren Josef Hampel seine dreibändige 
Klassifizierung der nachrömischen Altertümer Ungarns veröffent- 
lichtel), war das Problem der materiellen Hinterlassenschaft der 
Hunnen noch nicht entdeckt. Auch später bedurfte es noch mancher 
Um- und Irrwege der ungarischen Altertumskunde, ehe der Weg zu 
dieser Erkenntnis frei war, obwohl schon 1899 P. Reinecke in einem 
wenig beachteten Aufsatz die „reichen Schatz- und Einzelfunde‘‘ des 
4. und 5. Jahrhunderts als ‚‚Hinterlassenschaft hunnischer und ger- 
manischer Völker‘ klar vom avarischen Fundhorizont der Gürtel- 
bronzen mit Ranken- und Greifendekor abgesetzt hatte?). Erst 1926 
wurde der Zugang zum hunnischen Material endgültig eröffnet, als 
Andreas Alföldi in umfassender historisch-archäologischer Beweis- 
führung jene fälschlich sarmatisch genannten Bronzegüsse (Hampels 
II. Gruppe) als ungarländischen Nachlaß der asiatischen Avaren be- 
stimmen konnte und bald darauf die meist aus edlem Metall über 
Modelngepreßten Riemenbeschläge mit einer anderen avarischen (Ham- 
pels III.) Fundgruppe mit alttürkischen, im Pontusgebiet angeglieder- 
ten Volkselementen verband®). Die sich hieraus für die Hunnen erge- 
benden Folgerungen hat Alföldi 1932 selbst durch Aussonderung der 
notorisch reiternomadischen Züge und gewisser technisch-stilistischer 
Eigentümlichkeiten in der noch verbleibenden voravarischen I. Gruppe 
Hampels gezogen®). Die Handhabe boten südrussische Analogien in 


!) Alterthümer des frühen Mittelalters in Ungarn, I—III (1905). 

2) Studien über Denkmäler des frühen Mittelalters II: Die Zeitstellung der 
Culturkreise von Keszthely und Kettlach (Mitth. d. Anthrop. Gesellsch. in 
Wien 29, 38—52). 

®)Alföldi, Der Untergang der Römerherrschaft in Pannonien, II (1926) 
1—30. — Zur historischen Bestimmung der Avarenfunde (Eurasia Septentr. 
Antiqua 9, Helsinki 1934: Minns Volume, 285—307). 

*) Funde aus der Hunnenzeit und ihre ethnische Sonderung (Archaeologia 


Hungarica 9, Budapest 1932). 
7° 
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dem von Rostovcev und anderen russischen Archäologen von ver- 
schiedenen Gesichtspunkten her durchforschten alanischen- Kultur- 


gebiet. Hervorhebung verdient, daß gleichzeitig und unabhängig von 


Alföldis Arbeit auch Vf. schon in den gleichartig in spätrömischen 
Donaukastellen, sarmatischen und nachalanischen Nekropolen des 
Wolga-Kama-Gebietes gefundenen Resten zusammengesetzter Reflex- 
bögen die Etappen einer viel allgemeineren archäologischen Bewegung, 
eben der hunnischen Westwanderung seit Anfang des 4. Jahrhunderts, 
erkannt hattet). Bedeutende ungarische Beiträge aus den letzten Jah- 


ren sind sowohl Einzelheiten wie der zentralen Fragestellung nach der 


hunnischen Archäologie zugute gekommen. Den hier skizzierten For- 
schungsstand hat Vf. nunmehr, um entscheidende neue Beobachtungen 
vermehrt, zu einer förmlichen Altertumskunde des Hunnenreiches 
ausgeweitet. Daß auch sie nur Umrisse bieten will, kommt in der Titel- 
wahl zum Ausdruck, obschon sie doch sehr viel mehr: nämlich den 
ersten Schritt zur Synthese einer Reihe von überaus vielschichtigen 


und sehr verschieden wirksamen Erscheinungen vollzog. Was dieser 


Versuch bedeutet, ist am Schluß der Einleitung nachzulesen, wo Vf. 


den Beitrag der Archäologie zum allgemeinen Geschichtsbild der Hun- 
nenzeit programmatisch zusammenfaßt. Dieser ist um so bedeutungs- 
voller, als sich Auswahl und Verarbeitung des Stoffes rein prähisto- 


rischer Methoden bedienen und antiquarisches Detail der Schrift- 
quellen?) nur ausnahmsweise heranziehen. Daß nur diese strikte Be- 


schränkung auf den greifbar erhaltenen Fundstoff eine konkrete An- 
schauung der dinglichen und geistigen Kultur des Attilareiches ver- 
mitteln konnte, wird jeder Vergleich mit bloß literarischen Stellen- 
sammlungen, wie E. Doblhofers anregendem Bändchen, erkennen 


lassen?). 


Das vom Vf. teilweise seit seiner Studienzeit durch Autopsie und 


aus dem zersplitterten russischen Schrifttum der letzten hundert Jahre 
gesammelte Material ist auf fünf Hauptgruppen verteilt, denen die 
meist im geschlossenen Grabverband erhaltenen Einzelbelege in vier 
1) J. Werner, Bogenfragmente aus Carnuntum und von der unteren Wolga 
(Eurasia Sept. Antiqua 7, 1932, 33—58). 

?) Wie etwa Attilas echt nomadischer Denkweise entsprungenen Entschluß, 


den Tod auf einem Berg brennender Holzsättel zu suchen im Falle der völ- 


ligen Niederlage durch die Römer oder den ebenfalls von Jordanes berich- 
teten Traum vom zerbrochenen Bogen des Hunnenkönigs, den ein Gott dem 
Kaiser zeigt (S. 47, 51). 

®) Byzantinische Diplomaten und östliche Barbaren (Byz. Geschichts- 
schreiber IV, Graz 1955), auch davon das Meiste naturgemäß auf Attilas 


Person beschränkt, am eindrucksvollsten die Propaganda vom wieder- 
aufgefundenen Gottesschwert und die Prunkentfaltung beim Tode des 


Königs, mit Aufbahrung unter einem Baldachin von chinesischer Seide usf. 
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Fundlisten (S. 96—ı29) angeschlossen sind. Derselben übersichtlichen 
Ordnung folgen die vorwiegend ganze Grabfunde darstellenden Tafeln, 


von denen Taf. 6, B—8, 14, 16—18, 27, 31, 40, 51—53, 59 zweifelsfrei 


hunnische Fürstengräber des 4.—5. Jahrhunderts aus Zentral- und 
Südrußland, Galizien und Schlesien vorführen, während Tafel 35;—36 
als eine Art typologischer Frühphase Funde aus Nischengräbern im 
westlichen Tien-Shan (Kenkol, südlich des Balchasch-Sees) zeigen. In 
fortlaufender Darstellung wird der vorwiegend reiternomadische Fund- 
stoff aus der bisherigen Isolierung herausgehoben und im Zusammen- 


hang seiner archäologischen Eigenart (d.h. nach Funktion, Technik, 


Kunststil), geographischen Verbreitung und Zeitstellung untersucht, 
wobei die Begründung des hunnenzeitlichen Alters jeweils im Vorder- 
grund steht. Dem nicht fachlich geschulten Leser wird der konzen- 
trierte Stil dieser Abhandlungen nicht immer leichtfallen, so wenn 
stellenweise auf 3 bis 4 Seiten Land- und Zeiträume von Ostasien bis 
Britannien, vom ı. vorchristlichen Jahrtausend bis in die Magyaren- 


zeit durchmessen werden, unter Verweisung der ganzen Forschungs- 


geschichte und Fülle an neu erschlossenem Material in eine Handvoll 
Anmerkungen. Doch helfen ausführliche Sach-, Personen- und Orts- 
register (S. 131—ı38) den Stoff von den verschiedensten Seiten her 
erschließen. Für die Methodik des Vf.s spricht, daß er zum Ausgangs- 


punkt seiner Beweisführung das (von Alföldi nur gestreifte) Indiz der 


künstlichen Schädelverbildung wählte, dessen weite eurasische Zusam- 
menhänge zugleich den Rahmen für die meisten übrigen Erscheinungen 
abstecken. Die sich noch ständig mehrenden Grabfunde mit deformier- 
ten, d.h. im Säuglingsalter durch Wickelung turmartig verlängerten, 
Schädeln!) sind kein Erbteil des östlichen Hunnentums (Hsiung-nu 


der chinesischen Quellen), wie vor allem ihr Fehlen in den Han-zeit- 
lichen Kurganen von Pazyryk im Altai und Noin-Ula in der Nord- 


mongolei (S. 10) beweist. Dennoch scheint der mongolische Ursprung 
oder Impuls dieser Sitte sich immer klarer herauszustellen, wenn man 
an den bisher ältesten und östlichsten Herden der Schädelverbildung 
aus den ersten christlichen Jahrhunderten — in der erwähnten 
„Kenkol-Gruppe‘“‘ und zuletzt im westsibirischen oberen Ob- 


!) Einen Nachtrag gab Vf. soeben in Germania 36, 1958, 162—64 (Neue Daten 
zur Verbreitung der artifiziellen Schädeldeformation im ı. Jahrtsd. n. Chr.), 
wovon an westlichen Neufunden besonders ein Frauengrab aus Dachstein 
bei Molsheim (Unterelsaß) wichtig, dessen Bügelfibeln donauländisches 
Erzeugnis sind. — Im Osten kommen späthunnische (protobulgarische) 
Reitergräber einer gemischten Nekropole zu Novi Pazar bei Pliska (u.a. 


Henkelkrüge mit Glättmusterung) hinzu: Bull. Inst. archeol, bulgare 20, 


Sofia 1955, 334#f., 368f. (S. Michailov u. P. Boev; richtige Datierung um 
700 wohl in Dacia N.S. ı, 1957, 369—7ı N. Chisvasi-Comsa). 
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Gebiet!) — den stark mongolischen Einschlag der dort bestatteten 


Individuen in Rechnung stellt?). Spätestens mit Einverleibung der 
Alanensteppen um Wolga und Don (3. bis 4. Jahrhundert) geht die 
Schädelverbildung im politischen Verband des Hunnenreiches auf, um 
mit dem hunnischen Vorstoß nach Mitteleuropa dann auch in die 
Führungsschicht der germanischen Untertanenvölker zwischen Kar- 
patenbogen (Goten, Gepiden, Langobarden) und Rheinlimes (Thüringer, 
Burgunder und wohl auch Alamannen) einzusickern, wo der Brauch 
im allgemeinen auf die Frauen beschränkt bleibt. Für seine Bindung 
an die Hunnenherrschaft ist das Fehlen deformierter Kranien in den 
stark pontisch beeinflußten mittel- und ostdeutschen Fürstengräbern 
des frühen 4. Jahrhunderts (Stufe Haßleben-Sacrau) ebenso bezeich- 
nend wie die Preisgabe der fremden Sitte bald nach Erlöschen des 
europäischen Hunnenreichs. Ganz ähnlich ist die Beigabe meist 
rituell zerbrochener ‚„Nomadenspiegel‘ in germanischen Frauen- 
gräbern des Donau-Theiß-Gebietes im 5. bis 6. Jahrhundert hin- 
sichtlich ihres Aufkommens und fast schlagartigen Verschwindens zu 
beurteilen. 

Um wieviel nachhaltiger die Bewaffnung der östlichen Reiter- 
krieger den germanischen Kriegeradel beeinflußt hat, wird am kostbar 
im pontischen farbigen Stil, d. h. mit Goldblech und plangeschliffenen 
Granateinlagen, geschmückten zweischneidigen Langschwert der 
Childerik- und Chlodwigzeit greifbar. Noch deutlicher kommt die Wir- 
kung einer ursprünglich iranischen Sitte in dem magisch erfüllten 
Gebrauch jener kugelig oder vieleckig aus Edelsteinen, Glasfluß oder 
Bernstein geformten, zentral durchbohrten ‚‚Schwertperlen‘‘ zum Aus- 
druck, die — ausschließlich im Verband mit der langen Reiterwaffe 
begegnend — vom Autor als Zierknöpfe portep£@eartiger Filz- oder 
Ledertroddeln erkannt wurden und die kraft eben jener amulett- 
artigen Funktion im 6. und 7. Jahrhundert auch bei der spatha- 
führenden germanischen Kriegerklasse selbst der fernen angelsächsi- 
schen und skandinavischen Reiche Eingang fand. Wenn vollends für 
die gewöhnlichste Waffe der fränkischen Reihenfriedhöfe zur Mero- 
wingerzeit, den einschneidigen Sax, nunmehr Entlehnung ebenfalls 
in letzter Instanz vom graden asiatischen Reitersäbel als sicher gelten 
darf (S. 46), so ist es umgekehrt kein Zufall, daß die Germanen den 
kunstreich aus Hornplatten geleimten Reflexbogen, in Unkenntnis 


1) Germania 35, 1957, 364 (K. Jettmar); 36, 1958, 163, wonach die ‚Heimat 
der Deformationssitte künftig in Nordasien zwischen Ural und mittlerem 
Jenissei gesucht werden muß“ (J. Werner). 

2) Neuester russischer Auffassung nach wäre die Kenkolgruppe einer nord- 
iranischen Urbevölkerung zuzuschreiben: Jettmar a.a.O. 367 in der Rez. 
des hier besprochenen Buches. 
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der rund tausendjährigen Erfahrung östlicher Bogenmacher und der 
mit dieser Waffe verbundenen Kampfesweise (S. 48), nicht übernahmen. 


Auch das goldblechbelegte Diadem der Hunnenzeit, mit gereihten 
Almandinen in drei- und viereckigen oder rundlichen Kastenfassungen, 
blieb auf die Tracht ‚‚vornehmer Nomadenfrauen‘‘ im Raum zwischen 
Kasakstan und Ungarn beschränkt!). Die zentrale Stellung dieses 
Inkrustationsstils im hunnischen Fundmilieu reiterlichen (Zaum- 
zeugbeschläge) und alanisch-germanischen Ursprungs (Prunkfibeln) 
hat schon Alföldi erkannt und auf seine Spuren in der Reichskunst am 
Beispiel der Monzeser Elfenbeintafel mit Stilicho hingewiesen?). Die 
hieraus teilweise neu gestellten Probleme der noch im 4. Jahrhundert 
gearbeiteten Masse des siebenbürgischen Schatzes von Szilägy-Somly6ö 
und des verwandten Frauengrabes von Untersiebenbrunn im March- 
tal, hinsichtlich ihrer Stellung zum Hunnenreich, schließt Vf. leider 
aus, da dort Typen einer ‚nationalen germanischen Tracht‘ (S. 91), 
keine reiternomadischen, als Träger der polychromen Goldschmiede- 
technik auftreten. Die kunstgeschichtlichen Wurzeln dieser Poly- 
chromie im plastischen Tierstil der Frühsarmaten (von Rostovcev in 
mehreren Arbeiten nachgewiesen) hat die abstrahierende hunnische 
Metallkunst jedenfalls restlos abgeschnitten; was bleibt, ist entleerter 
Prunk, trockene Rückbildung zu primitiven Mustern. Es ist dem Scharf- 
blick N. Fettichs nicht entgangen), daß es diese linear-geometrischen 
Tendenzen waren, die im südrussischen Herd der neuhunnischen 
Konsolidierung des 6. Jahrhunderts ihre natürliche Wiederbelebung 
erfuhren und mit den ersten avarischen Wellen bis ins Wiener Becken 
verpflanzt wurden®). Auf gepreßten Riemenbeschlägen der Avaren 


!) Die Glöckchenzier mancher dieser Goldschmiedearbeiten (Werner 65, 
Taf. 30, 1; 31, 2) kehrt an Ohrgehängen der Frühavarenzeit, wie Hampel 
a.a.0. III Taf. 281, ı, aus Räczkeve (Com. Pest), wieder, was auf gemein- 
samen Ursprung in einem pontischen Zentrum hinweist; vgl. Gy. Läszl6 in 
Zeitschr. f. Kirchengesch. 59, 1940, 138. 

?) Germania 16, 1932, 136 mit Abb. ı. 

?) Trouvailles avares de Dunapentele (Archaeol. Hung. ı8, 1936) 55 (Folia 
archaeologica III/IV 1941, 154ff.). Antikes Gut in den Hinterlassenschaften 
der alten südrussischen Steppenvölker. — Ähnlich schon Alföldi, Eurasia 
Sept. Ant. 9, 1934, 288 von den zellenverglasten oder nachahmend nur 
gepreßten hunnischen Riemenbeschlägen: ‚man findet sogar gemeinsame 
Züge zwischen den Blechverzierungen der hunnischen Zierglieder und denen 
der 3. Gruppe Hampels‘; vgl. schon Arch. Hung. 9, 1932, 135 von den 
gestanzten Blechen in nachalanischen Wolgakurganen: ‚die technische 
Übereinstimmung mit der kuturgurischen Gruppe (am Pontus resp. Hampels 
3. Gruppe) kann auf alte und neue Berührungen von Hunnen und Türk- 
bulgaren zurückgehen.“ 

4) G. Mossler, Österr. Jahresh. 37, 1948, 236 Abb. 63, 4—5; 65, 7—9 mit 
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tritt ünter Verdrängung älterer byzantinischer Blattornamente ein 
abstrakter Felderschmuck, z. B. aus Gitter- oder Schachbrettmustern, 
auf, der als Erbe althunnischen Kunstwollens für die Fragen der 
archäologischen Stellung und ethnischen Beurteilung des Avaren- 
tums ‘von grundsätzlicher Bedeutung ist, auch wenn man die weit- 
tragenden soziologischen Folgerungen einiger jüngerer Historiker auf 
die Erhaltung einer führenden hunnischen Oberschicht im Karpaten- 
raum von Attilas Tod bis auf die Heraufkunft Arpads als archäolo- 
gisch nicht genügend beweisbar anzweifeln muß. Aber das sind Fragen, 
die weit über die Blütezeit des Attila-Reiches hinausführen und daher 
vom Vf. mit Recht unberücksichtigt blieben. 

Welcher vertieften Aussage die scheinbar darniederliegende hun- 
nische Metallkunst gleichwohl fähig war, geht aus einer höchst auf- 
schlußreichen Gruppe von netzartig mit getriebenen oder punzierten 
„Fiedermustern‘ überspannten Goldblechen hervor. Wieder spiegelt 
die dünne Streuung dieser Denkmäler von der transuralischen Kir- 
gisensteppe über Wolga, Don und Dnjepr rechts am Karpatenbogen 
vorbei wie donauaufwärts bis ins Elsaß (Fundliste S. 5ı, Taf. 72 
Karte 7) die Hauptstoßrichtungen der hunnischen Expansion wider, 
und nur einer umfassenden archäologischen Erfahrung, wie sie Vf. 
zu Gebote steht, konnte es gelingen, über die präzise Klärung der 
Verwendung, Technik und des sozialen Milieus dieser vorzüglich als 
Belag von Sattelbögen und Schwertscheiden dienenden Schuppen- 
bleche zur religionsgeschichtlichen Deutung im Sinne einer ‚schama- 
nistisch geprägten Weltordnung‘ vorzudringen. Denn zeigt sich die 
Totentracht berittener Schamanenfürsten des 3. bis 7. Jahrhunderts 
im fernen Korea ganz vom entsprechenden Fiedermuster beherrscht, 
so tritt in solcher Verkleidung der Adler als höchster Himmels- und 
Schöpfergott in einer den äußersten Osten Asiens mit analogen sky- 
thisch-sarmatischen Spuren in den Pontussteppen verbindenden Glau- 
benswelt hervor!). Aus ihr sind Adlerkopf und Adlerfigur in die germa- 
nische Kunst der Völkerwanderung eingedrungen — der man die 


Sternmuster (Wien-Liesing); H. Mitscha-Märheim, Der Awarenfriedhof 
von Leithaprodersdorf (Eisenstadt 1957), 36 f. Taf. IX ı1—4; X 5—8: alle 
aus Gold. 

1) In diesem Fiedermuster der Hunnenzeit ein viel älteres, echtes Schuppen- 
kleid zu sehen, wie Jettmar, u.a. gestützt auf eine prähistorische „Fisch- 
haut-Kultur‘‘ des transmandschurischen Amurgebiets, vorschlägt (a.a.0. 
365f., wo auch vor unkritischem Gebrauch der „Rubrik Schamanismus“ 
gewarnt wird), geht deshalb kaum an, weil ein entsprechend weiträumiger 
und einleuchtender religiöser Hintergrund mit dem Fischsymbol (vorchrist- 
licher Zeit) nicht zu verbinden ist. — Zur tierischen Haut als immanentem 
Objekt der Steppenkunst N. Fettich, Altungarische Kunst (Berlin 1942) 25. 
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großen Adlerfibeln von Petrossa (S. 80) besser nicht zuschreiben sollte: 
Stil und Technik weisen entschieden auf ein persisches oder sarma- 
tisches Zentrum hin — während Hirsch, Steinbock und Weltenbaum 
an den iranischen mythischen Zyklus gebunden bleiben oder höch- 
stens über die finno-ugrische Brücke verwandte Vorstellungen der 
Nordgermanen ausgelöst haben. Frühem Steppenbrauch scheint so- 
mit die Ausstattung vornehmer Nomadengräber mit dafür eigens aus 
Goldblech imitierten Geräten entsprungen, von denen Scheinbögen, 
Sattelköpfe, Trensen und Geschirrbänder ins Reiterleben führen, 
Totengürtel und Totenschuhe den Frauen — jedoch niemals im rein 
germanischen Anteil am Hunnenreich — gebühren. So darf in dem 
„Adlersymbolik und Totenkult‘ überschriebenen Kapitel (S. 69—81) 
nicht nur die weitschauende geistesgeschichtliche Synthese der vor- 
liegenden Arbeit erkannt werden, sondern es können diese Seiten zu- 
gleich als ein Musterbeispiel tiefgründiger Erschließung von wissen- 
schaftlichem Neuland gelten, ‚im Wege vergleichender Kombination“ 
von gesichertem Tatsachenstoff mit wagemutiger Intuition! 

Das archäologische Fazit wird in zwei abschließenden Kapiteln 
gezogen. Eine generelle Zuweisung der einschlägigen Adelsgräber an 
das hunnische Ethnikum hat im Einzelfalle die Möglichkeit führender 
Alanen (in Südrußland) und Germanen (in Mitteleuropa) zu prüfen. 
Die fibellose Kleidertracht der Reiternomaden aus langen seidenen 
Ärmelkitteln (zu Hosen und Lederstiefeln) kann mit dem nötigen Vor- 
behalt aus entsprechenden (chinesischen) Einfuhrstücken in den kaiser- 
zeitlichen Kenkol-Gräbern (S. 83) erschlossen werden. Goldreichtum 
und soziale Stellung der Führungsschicht fußen auf den massenhaft 
zuströmenden römischen Tributen (S. 85f£.), einer für beide Reichs- 
hälften gleich katastrophalen Folge der militärischen Kulmination 
des Attilareiches. Die größte tatsächliche Ausdehnung dieses epheme- 
ren politischen Gebildes (Taf. 72, Karte 8) grenzen Grabfunde in der 
Akmolinsker Steppe, in Perm und im Oder-Weichsel-Gebiet nach Osten 
und Norden ab — mit Schwerpunktbildungen an den Unterläufen von 
Wolga und Dnjepr, auf der Krim und in Ungarn —, während westliche 
Fürstengräber bei Straßburg, Mannheim und in Rheinhessen „zu- 
mindest für militärische Unternehmungen am Mittelrhein sprechen‘ 
(S. 71). 

Im breiten Gürtel zwischen Ural und Rhein tritt der ‚‚reiter- 
nomadische Kulturkomplex‘“‘ in der relativ kurzen Spanne zwischen 
rund 400 und 453 (Vernichtung des Attilareiches) geschlossen und un- 
vermittelt auf. Ausschlaggebend ist nicht das fernöstliche oder ira- 
nische Einzelrequisit, sondern die typisch verschmolzene Einheit, mit 
der eine so weder zuvor noch nachher beobachtete Fundstrate um 
375 n.Chr. in Europa erscheint. Dem dominierenden asiatischen Kern 
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a 
gemäß wird man zum ost-westlichen ‚Gefälle‘ auch eine gewisse zeit- 
liche Abstufung — von der materiellen Formierung der Hunnen im 
„westlichen Bereitstellungsraum‘“ (K. Jettmar) der Kasakstaner Steppe 
bis zum letzten archäologischen Wellenschlag an Rhein und Rhone — 
einräumen. Hier zeigt sich die gelegentlich erhobene Forderung, daß 
bei Erforschung des „hunnenzeitlichen Kunstgewerbes das ganze 
archäologische Material des Zeitalters vom Altaigebirge bis zum 
Rheinland revidiert werden‘ solltet), über alle Erwartungen erfüllt, 
Da der Vorstoß nach Südrußland nördlich am Aral- und Kaspisee 
vorbei erfolgte, darf mit F. Altheim gefolgert werden, daß der ‚‚Ein- 
marsch in die südlichen Länder‘ an der überlegenen persischen Reichs- 
verteidigung gescheitert war?). Jenseits des transuralischen Auf- 
marschgebietes reißt die archäologische Erkenntnis fast schlagartig 
ab — in grenzenlosen, kaum erforschten Weiten, die in früheren Jahr- 
hunderten Werden und Vergehen des osthunnischen Reiches und die 
Ausgliederung der Westhunnen gesehen hatten. Fast zufällig hellen 
altaische, baikalische und koreanische Forschungsoasen, häufiger das 
wohlorganisierte Reich der Han, die fernöstliche Komponente auf — 
so am Beispiel der Bogenwaffe: vgl. J. Werner, Sinica 14, 1939, 153 fl. 
(Ein hunnisches Lager der Han-Zeit in Transbaikalien), des langen 
Reiterschwerts, des „gefiederten‘‘ Totengerätes. Anderes, wie der 
gegossene hohe Nomadenkessel, ist zentralasiatisches Erbgut oder 
(vielleicht die Schädelverbildung) nordmongolischem Nomadentum 
entlehnt, wieder anderes, wie die polychrome Goldschmiedekunst, 
sarmatischer bzw. persisch-indischer Quelle verdankt. Nur für die 
Dauer der Hunnenherrschaft schließt sich auch die germanische Ober- 
schicht Europas in begrenztem, von den Bedürfnissen und Neigungen 
des Kriegeradels bestimmtem Maß östlicher Lebensform auf; vieles 
bleibt wirkungslos. Um so höher sind die bleibenden Wirkungen auf 
die fränkische Welt des Merowingerreiches — in der Schwertbewaf- 
nung, im Siegeszug der Almandineinlage, im magisch-religiösen Be- 
reich — zu veranschlagen. 

Versucht man den historischen Ertrag der Arbeit herauszustellen, 
so ist es dem Autor gelungen, die in den Schriftquellen der Attilazeit 
erkennbare Ausbildung einer Art proto-feudaler Gesellschaftsstruktur, 
soweit mit archäologischen Mitteln faßbar, nicht nur voll zu bestätigen, 
sondern in ihren Realien und im ideologischen Oberbau sichtbar zu 
machen. Die ‚unbeschränkte Zentralgewalt‘‘ geht vom Alleinherrscher 
und einer „kleinen Gruppe hoher Würdenträger“ (S. 2) aus, in welcher 
germanische Könige den grundherrschaftlich gebundenen hunnischen 
und iranischen Großen prinzipiell gleichgestellt scheinen. Denn weisen 
il) Fettich, Folia archaeol. 1941, 157. 

2) Attila und die Hunnen (Baden-Baden 1951) 56. 
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ee a a 
so die westlichsten hierher gehörigen Fürstengräber (Altlußheim, 
Wolfsheim) einen stark neupersischen Einschlag, ohne spezifisch reiter- 
nomadische Züge, auf, so sind sie ebenso nur als Glieder einer groß 
geplanten Reichsbildung im 5. Jahrhundert verständlich, wie ein 
unlängst in Mähren entdecktes, wohl germanisches Fürstengrab, dessen 
Waffen- und Schmuckinventar von südrussisch-donauländischem 
Ursprung in Verbindung mit dem hunnischen Bogen und Brauch 
der Sattelbeigabe schon in die Zeit „zwischen Attilas Tod und dem 
Regierungsantritt Chlodwigs‘‘ (S. 31) gehört. In diesen Grablegen 
herrscht die prächtige Einlagekunst von Granaten in goldenem 
Zellenwerk!), die demnach jünger ist, als die, teilweise verwandten 
Tendenzen der römisch-mittelmeerischen Kunstindustrie (A.Riegl) 
gleichlaufende, sarmatische Inkrustation mit einzeln aufgelötetem 
Stein- und Glasschmuck. Für eine reiche Fundgruppe des Donau- 
raumes (s. oben) dürfte sich hieraus auf vorhunnische Entstehung und 
Ausbreitung im 4. Jahrhundert schließen lassen, womit dieser Horizont 
kein direktes, aktives Zeugnis von der hunnischen Machtentfaltung im 
Karpatenbecken ablegen würde, sondern höchstens indirekten Aus- 
sagewert insofern besäße, als die hunnische Festsetzung im Theiß- 
gebiet eher der Anlaß zur Flüchtung und Vergrabung solcher Schätze 
als ihr archäologischer Niederschlag war. Gerne wird man dem Autor 
in der Verbindung der genannten rheinischen Adelsgräber (S. 83f.) mit 
den hunnischen Feldzügen des 5. Jahrhunderts im Westen folgen. Nur 
der Wolfsheimer Fund (Taf. 4), durch einen fast stempelfrischen Soli- 
dus des Valens von 376 schärfer datiert, legt ein etwas früheres poli- 
tisches Ereignis näher, das schon K. Schumacher in diesem Sinne er- 
wogen hatte?) : die Schilderhebung des gallischen Gegenkaisers Jovinus 
(411—413), an der neben Burgundern hauptsächlich Alanen führend 
beteiligt waren. 

Aus bewundernswerter Sachkenntnis und Kritik geschrieben, vom 
Geist echter Forschung erfüllt, treten Werners ‚Beiträge‘ zu einer Zeit, 
da auch die universal ausgerichtete Geschichtsschreibung die Rolle 





































!) Diese Kunst der kalten Zelleneinlage schrieb noch der byzantinische 
Geschichtsschreiber des frühen 7. Jahrhunderts Theophylaktos von Simo- 
katta (Hist. V 14,10) ausdrücklich den Hunnen zu, worauf M. Rosenberg, 
Geschichte der Goldschmiedekunst auf technischer Grundlage. Zellen- 
schmelz (Frankfurt a.M. 1921) ı, hinweist. 

?) Siedlungs- und Kulturgeschichte der Rheinlande, III (1925) 32f. nach 
Pauly-Wissowas Real-Encycl. d. class. Altertumswiss. IX 1916, 2912, 
(0. Seeck). — Den Wirtschaftshistoriker wird auch ein freilich bescheidenes 
Nachleben der verlassenen römischen Donaukastelle zwischen Brigetio und 
Sucidava im Spiegel der primitiven hunnischen Lebensweise interessieren: 
Werner $. 92 mit Kärtchen Abb. ı. 
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der Steppenreiche als vielfach verhängnisvolles historisches Ferment 
zu erkennen sich anschickt, in eine bisher nicht befriedigend gefüllte 
Lücke ein. Dem Archäologen werden viele Erscheinungen der festland- 
germanischen und insularen Kulturentwicklung nach-attilanischer Zeit 
in einem neuen Licht erscheinen und, aus solch weiterer Perspektive 
beleuchtet, zu eigenen Schlußfolgerungen Anregung bieten. So mag 
man sich füglich fragen, wie weit die unlängst mit einigen Modifika- 
tionen erneuerte Ableitung der cloisonnierten Schwertbeschläge des 
Childerik-Grabes zu Tournai aus der byzantinischen Goldschmiede- 
kunst!) in dem hier abgesteckten politisch-kunstgeschichtlichen 
Rahmen des 5. Jahrhunderts noch erörterungsfähig scheint. Der 
Historiker wird manche Einblicke in kaum gekannte Daseinsformen 
und ihre geschichtliche Integration, am Ende des römischen Altertums 
und im Wendepunkt des heraufkommenden Mittelalters, gewinnen. 
Auch die hunnische Episode ist nicht wirkungslos auf die neuen 
Ordnungen des Abendlandes geblieben, ihr Beitrag zur Herausbildung 
der frühen germanischen Adelskultur auch im Geistesleben unver- 
kennbar. Obwohl im politischen und ethnischen Rahmen verschieden, 
in der Fragestellung mehr eingeengt, wüßten wir hier nur Gy. Läszlös 
fundamentale ‚‚Etudes arch£ologiques sur l’Histoire de la Societ& des 
Avars‘‘?) an Tiefe der Problemschau und Reife der wissenschaftlichen 
Behandlung an die Seite zu stellen. 


Mainz Hans Bott 


Studien und Vorarbeiten zur Geschichte des großfränkischen und früh- 
deutschen Adels. Hrsg. v. Gerd Tellenbach. Freiburg/Br., 
Eberhard Albert Verlag 1957. XIV, 370 S. 14,— DM. 


Der vorliegende ansehnliche Band vereinigt eine Reihe von Einzel- 
studien eines vom Herausgeber geleiteten Freiburger Arbeitskreises, 
der vor allem mit genealogisch-besitzgeschichtlichen Methoden den 
allgemeinhistorischen und verfassungsgeschichtlichen Problemen des 
Fränkischen Reiches auf den Grund zu kommen sucht und auch mit 
anderen Veröffentlichungen hervorgetreten ist. Hervorgehoben seien R. 
Sprandels Buch über den merowingischen Adel und die Gebiete östlich 
des Rheins (1957), des gleichen Verfassers Aufsatz ‚‚Dux und comes in 
der Merowingerzeit‘ in der Savigny-Zeitschrift 74 (1957) sowie sein 


1) E. Babelon, Le tombeau du roi Childeric et les origines de l’orfevrerie 
cloisornee (Paris 1919/23) 77ff. 105. Danach H. Arbman in Meddel. frän 
Lunds Universitets Hist. Museum 1948, 132ff. 136f., der an der Auffassung 
einer ‚inspiration due & l’art romano-byzantin‘ für die fraglichen Almandin- 
arbeiten festhält. 

2) Archaeologia Hungarica 34 (Budapest 1955). 
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Buch über das Kloster St. Gallen in der Verfassung des Karolingischen 
Reiches (1958), K. Wollaschs Abhandlung ‚Eine adlige Familie des 
frihen Mittelalters‘ im Archiv f. Kulturgeschichte 39 (1957), vor allem 
K. Schmids grundsätzliche Erörterungen über die Probleme, welche 
die Begriffe Familie, Sippe und Geschlecht, Haus und Dynastie auf- 
geben, in der Zeitschrift f. Gesch. d. Oberrheins 105 (1957). Tellenbach 
selbst hat sich zusammen mit Schmid und J. Fleckenstein in der 
Zeitschrift für württembergische Landesgeschichte 15 (1956) gegen 
genealogische Aufstellungen M. Decker-Hauffs gewandt und in einer 
Freiburger Rektoratsrede die Bedeutung der Personenforschung für 
die Erkenntnis des früheren Mittelalters überschauend behandelt 
(1957). Anderes ist noch unveröffentlicht. Man sieht, wie intensiv 
dieser Kreis arbeitet, dessen Grundanliegen in einer fruchtbaren Ver- 
knüpfung von reichsgeschichtlichen, landesgeschichtlichen und per- 
sonengeschichtlichen Gesichtspunkten erblickt werden darf. Reichs- 
geschichte, Personengeschichte und Landesgeschichte gehören in der 
Tat zusammen. Es ist kein Zufall, sondern entspricht dem gegen- 
wärtigen Stande unserer methodischen Bemühungen, daß Studien zur 
Geschichte des großfränkischen Adels in einer Reihe erscheinen, die 
„Forschungen zur oberrheinischen Landesgeschichte‘“ heißt. 

Es liegt in der Natur dieser Studien, daß ihr Inhalt und vor allem 
die oft verschlungenen Wege, auf denen die Ergebnisse gewonnen wur- 
den, in einer kurzen Anzeige kaum andeutungsweise wiedergegeben 
werden können. Auch muß sich der Rezensent die kritische Stellung- 
nahme zu Einzelproblemen fast ganz versagen. Wie die oben zitierte An- 
zeige Tellenbachs über Decker-Hauff zeigt, erfordert dann ein Aufsatz 
einen eigenen Aufsatz als Ergänzung. Ich hätte aber auch gar keine 
Veranlassung, solche Aufsätze zu schreiben, da mich das Dargelegte 
weitgehend überzeugt hat, wobei mir bewußt ist, daß meine Einzel- 
kenntnisse zu wirklich begründetem Urteil nicht in jedem Falle aus- 
reichen. Überzeugend sind vor allem Fleckensteins Aufsatz über Ful- 
rad von Saint-Denis und den fränkischen Ausgriff in den süddeutschen 
Raum, aber auch F. Vollmers Ausführungen über die Etichonen. Ful- 
rad, schon zu Pippins Zeit einer der leitenden Köpfe der fränkischen 
Politik auch Rom und den Langobarden gegenüber, wird als tätiger 
Helfer Karls des Großen bei der engeren Verklammerung des Elsaß, 
Alemanniens und Baierns mit dem Frankenreich erwiesen. Eine beson- 
dere Bedeutung kommt dabei der Gründung der weit nach Osten vor- 
geschobenen Zelle Herbrechtingen zu. Die Zellen Fulrads im Elsaß soll- 
ten wohl die Macht der Etichonen einschränken, deren Geschichte 
Vollmer von den ersten erkennbaren Ursprüngen des Geschlechts in 
der Zeit Ebroins und Pippins des Älteren bis ins hohe Mittelalter ver- 
folgt. Seine Mitglieder begegnen immer wieder in der großen Politik, 
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auch als Vertreter des fränkischen Reichseinheitsgedankens wie Hugo 
von Tours. Zugleich aber wird deutlich, daß die Etichonen fest im ale- 
mannischen Stammesgebiet, zumal im Elsaß, eingewurzelt sind und 
ihre dortige Position halten, auch wenn sie nicht in besonderer Gunst 
des Königs stehen. Sie verschwinden aus nicht erkennbaren Gründen 
zeitweise aus den Quellen und tauchen erst dann plötzlich wieder auf, 
wenn besonderer Anlaß zur Erwähnung ist. Ihre Nachkommen waren 
die Grafen von Dagsburg-Egisheim und vielleicht auch die Habsburger. 
Wäre dies richtig, so ließe sich ein noch heute blühendes Geschlecht 
bis in die späte Merowingerzeit zurückverfolgen. Sei dem wie immer, 
so ist doch die blutmäßige und auch verfassungsgeschichtliche Iden- 
tität des frühmittelalterlichen fränkischen und des hochmittelalter- 
lichen deutschen Herrenstandes auch sonst erwiesen. 

Verwandt mit den Etichonen sind auch die Welfen, für deren frän- 
kischen Ursprung Fleckenstein (‚„„Über die Herkunft der Welfen und 
ihre Anfänge in Süddeutschland‘) beachtliche Gründe beibringt. Die 
eindeutige Aussage der ältesten Quelle, die sich zur Stammeszugehö- 
rigkeit der Welfen äußert, wird damit freilich nicht aus der Welt ge- 
schafft: Thegan bezeichnet die Kaiserin Judith, die Tochter des Gra- 
fen Welf, als de nobilissima progenie Bawariorum. Die Frage wird be- 
kanntlich dadurch kompliziert, daß andere, jüngere Quellen die Welfen 
als Schwaben ansehen. Ob man nun Fleckenstein recht gibt oder nicht, 
so wird auf alle Fälle deutlich, daß die Zugehörigkeit zu einem Stamm 
auch für diejenigen Geschlechter, die nach Besitz und politischer Tätig- 
keit den Raum eines einzigen Stammesgebiets weit hinter sich ließen, 
von ausschlaggebender, über den persönlichen Gerichtsstand weit hin- 


ausgehender Bedeutung gewesen sein muß, denn sonst hätten diese 


einander widersprechenden Aussagen gar nicht entstehen können. 
Auch Tellenbach selbst beschäftigt sich in einem Exkurs „Über die äl- 
testen Welfen im West- und Ostfrankenreich‘ mit der Geschichte des 
Geschlechts. Der geringe Umfang des Beitrags steht im umgekehrten 
Verhältnis zu seiner Wichtigkeit. Es ergibt sich nämlich, daß die ale- 
mannischen Verbrüderungsbücher einen Zweig der Welfen kennen, der 
der Forschung bisher entgangen ist und dessen etwaiges Fortleben wei- 
terer Untersuchung bedarf. Es ist die gleiche Erscheinung wie bei den 
Etichonen: Teile eines Geschlechts der sog. ‚‚Reichsaristokratie‘‘ kön- 
nen aus der reichsgeschichtlichen Überlieferung verschwinden. Sie ver- 
lieren damit die Merkmale, die für die Zugehörigkeit zu dieser Gruppe 
als konstitutiv gelten, und es zeigt sich somit, daß die Gruppe nach 
unten „offen“ ist. Zugehörigkeit eines oder einiger Angehörigen eines 
Geschlechts verbürgt also nicht Zugehörigkeit des ganzen Geschlechts. 
Dies trifft sich mit den Ergebnissen Schmids in dem oben erwähnten 
Aufsatz, der die Festigkeit agnatischer adeliger Stämme im Bewußt- 
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sein der Zeitgenossen für die Zeit vor der Jahrtausendwende in Frage 
stellt und die Bedeutung kognatischer Beziehungen hervorhebt, wobei 
er auch auf das Fehlen adeliger Stammsitze und Familiengrablegen 
verweisen kann. Die Frage nach dem Verhältnis der ‚Reichsaristokra- 
tie‘ zum „Stammesadel‘ ist damit neu gestellt. Gilt dies alles auch 
für diejenigen Adligen, die in den reichsgeschichtlichen Quellen nicht 
erwähnt werden, aber in den Traditionsbüchern, Verbrüderungs- und 
Totenbüchern sowie den Zeugenlisten der Urkunden in großer Zahl ent- 
gegentreten ? Weitere Forschungen, die angekündigt sind, werden hof- 
fentlich Aufschluß bringen. 

J. Wollaschs Aufsatz „Das Patrimonium Beati Germani in 
Auxerre‘‘ möchte einen Beitrag zur Frage der bairisch-westfränkischen 
Beziehungen in der Karlingerzeit liefern, doch liegt der Nachdruck auf 
der Schilderung des komplizierten Verhältnisses des Bistums zu den 
ursprünglich bischöflichen Klöstern am Orte selbst, insbesondere zu 
St. Germain. Die Klöster wurden z.Zt. Pippins der Kathedralkirche 
entfremdet, und was dieser an villae übrigblieb, wurde unter sechs 
principes Baiwarios verteilt. Im 9. Jahrhundert sind dann drei auf- 
einanderfolgende Bischöfe bairischer Herkunft feststellbar, die An- 
strengungen zur Wiederherstellung des Kathedralgutes machten. Wei- 
tere Zusammenhänge zwischen Auxerre und Baiern ergeben sich nicht. 

Tellenbach selbst berichtet über den großfränkischen Adel und 
die Regierung Italiens in der Blütezeit des Karlingerreiches, vor allem 
auf Grund der Ergebnisse einer Dissertation seines Schülers E. Hla- 
witschka. Politische Beauftragte geistlichen und weltlichen Standes 
stehen hier neben Staatssiedlern. Die Beauftragten sind teils nur vor- 
übergehend, teils ständig im Lande anwesend. Eine eigentliche Fremd- 
herrschaft wurde aber nicht errichtet, obwohl Grafen eingesetzt wur- 
den. In diesem Zusammenhang fallen sehr beherzigenswerte Worte 
über das Wesen der Grafschaft. Man kann nur lebhaft zustimmen, 
wenn gesagt wird, es sei nicht ein klar definierbares fränkisches Amt 
nach Italien übertragen worden, sondern Italien habe an der Gestal- 
tung der dortigen Grafschaft selbst mitgewirkt, und überhaupt sei im 
großfränkischen Reiche schwerlich Graf gleich Graf gewesen. Nach- 
drücklich unterstreichen möchte ich auch den Satz, mit dem der Auf- 
satz beginnt und der auf die überlegte Kunst und den hohen geistigen 
Aufwand in der Regierung des Frankenreiches unter Pippin und Karl 
hinweist. Der Mangel an objektiven Herrschaftsmitteln und Einrich- 
tungen, so heißt es weiter, wurde ersetzt durch ‚‚Einsatz von Personen, 
durch geistige und politische Verbindung zwischen König, herrschen- 
den Schichten und Volk“. Das Frankenreich ist damit als Personenver- 
bandsstaat gekennzeichnet, der nicht im Gegensatz zum Flächenstaat, 
sondern zum Anstaltsstaat steht. Damit erklärt sich auch der rasche 
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Verfall im 9. Jh.: es fehlte der auch in Zeiten der Krise selbständig 


weiterarbeitende „Apparat“. 


Den umfangreichsten Aufsatz hat K. Schmid geliefert. Er behan- 
delt Königtum, Adel und Klöster zwischen Bodensee und Schwarzwald. 
Die personengeschichtlichen Methoden des Freiburger Arbeitskreises 
werden also auf eine Einzellandschaft angewandt, wie dies auch ander- 
wärts erprobt worden ist. Erinnert sei nur an die Forschungen von 


Dachs und Sturm für Altbayern und von Lechner für Österreich, Auch 


die Arbeiten von v. Guttenberg und E. Kunz für Mainfranken, von 


Helbig und Schieckel für Mitteldeutschland und selbstverständlich 
die Untersuchungen Bosls über die Reichsministerialität, die eine 
ganze Reihe von Landschaftsmonographien bieten, sind in diesem Zu- 
sammenhang zu nennen; die Reihe ist damit nicht erschöpft. Ich ge- 


stehe, daß ich mich außerstande sehe, zu Schmids Ergebnissen im ein- 


zelnen Stellung zu nehmen; hier hat die südwestdeutsche Landesfor- 


schung das Wort. Nützlich wäre wohl bei solchen landschaftlich be- 
grenzten Studien eine stärkere Berücksichtigung auch spezifisch sied- 
lungsgeschichtlicher Methoden. 

Als Ergebnis seiner Untersuchungen hält Schmid fest, von einer 
lokalen Bindung der Adelsgeschlechter könne besonders in der Blütezeit 


der karlingischen Epoche noch nicht die Rede sein, Die Zukunft wird 


lehren müssen, ob dies Allgemeingültigkeit beanspruchen darf, sowohlin 


landschaftlicher Beziehung wie auch in Beziehung auf die bereits oben 
aufgeworfene Frage nach dem Verhältnis von Reichsaristokratie und 
Stammesadel. Die Schichtung des Adels wird weiter aufzuhellen, der 
Begriff der Reichsaristokratie — Schmid selbst spricht von „‚Reichs- 


adel“ im Gegensatz zur „vornehmsten Aristokratie‘ (S. 331) — wird 


schärfer zu umreißen oder auch aufzulockern sein. Im Titel des Buche 


steht „‚großfränkischer Adel‘, womit offenbar, obwohl der ‚‚frühdeut- 
sche Adel‘ dazu in Gegensatz gesetzt wird, nicht nur eine chronologisch 
abgegrenzte Gruppe gemeint ist. Mit der ‚Reichsaristokratie‘ ist sie, 
wenn ich recht verstehe, nicht identisch. Der Hrsg. betont mit Recht, 


man müsse vorläufig auf terminologische Festlegungen noch verzichten. 
Die aus zweiter Hand arbeitenden schrecklichen Vereinfacher sollten 
sich dies gesagt sein lassen. Für sie ist oft genug ein klingendes Wort 
der Zauberschlüssel, der alle Türen öffnet. Abgesehen ist es in diesem 
Buche auf die „führenden Schichten‘, wobei es sich aus der Quellen- 


lage ergibt, daß die ‚„‚höchsten, in die politische Geschichte neben den 
Königen am meisten verflochtenen Adelskreise‘‘ (S. 3), wie vorsichtig 


formuliert wird, besonders ins Auge fallen und demgemäß auch in der 
Darstellung hervortreten. Es besteht heute wohl Übereinstimmung, dab 


dabei das Wort ‚hoch‘ nicht auf eine rechtsständische Schichtung, 
sondern auf die politische und soziale Geltung zielt. Wenn gefordert 
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wird, es müsse der Blick noch stärker als bisher auf das Verhältnis des 


Adels zum Königtum gerichtet werden ($. 333), so wird damit eine 


Kernfrage getroffen. Es steht zur Diskussion das Verhältnis von Eigen- 
gut und Lehen, von Herrschaft und Amt und damit die Frage nach der 
Erblichkeit von Machtstellungen überhaupt. Es steht zur Diskussion 
das Verhältnis von Wahlprinzip und Erbprinzip beider Königserhebung 
und damit die Frage nach der Abhängigkeit des Königs vom Adel und 


umgekehrt des Adels vom König, Eine Adelsopposition gegen bestimm- 


te Maßnahmen des Königtums hat es im Frankenreiche ohne Zweifel 


gegeben, auch unter Pippin und Karl; auf welche Kräfte konnte sie 
sich stützen ? Wie ist die Vergesellschaftung von Königsgut und Adels- 
gut am gleichen Orte zu deuten ? Es ließen sich noch viele solcher Fra- 
gen stellen, und der Hrsg. stellt sie in seiner Einführung selbst. Sie 


münden alle ein in die Grundfrage, was denn das Mittelalter selbst 


sich unter Adel vorgestellt habe und wie diese Vorstellung realisiert 


wurde. Sie ist heute noch nicht zu beantworten. Es steht außer Frage, 
daß die Gemeinschaftsarbeit des Freiburger Arbeitskreises auf dem 
besten Wege ist, uns der Antwort näherzubringen. 

Berlin W. Schlesinger 


Princeps und Populus, Von JOSEPH OTTO PLASSMANN, Die Ge- 


folgschaft im ottonischen Staatsaufbau nach den sächsischen 


Geschichtsschreibern des ıo. Jahrhunderts (Schriften der For- 
schungshilfe, hg. von H. Grabert). Göttingen, Göttinger Verlags- 
anstalt 1954. 160 S. 8°. 11,60 DM. 

Es gibt besonders vorsichtige Leute, die jedes Übersetzen ableh- 


nen; daß die Sammlung der Geschichtsschreiber der deutschen Vor- 


zeit entstanden ist, geht nicht zu ihren Lasten, und um ihrer Vorsicht 


willen kann ihnen auch so leicht nichts ‚‚passieren‘‘. Aus ihrem Kreise 
stammt Plassmann nicht. Von der Überlegung ausgehend, daß die 
altsächsischen Geschichtsschreiber doch rechte Mühe haben mußten, 
ihre sächsische Umwelt in lateinischer Sprache kennzeichnend und 
eindeutig darzustellen, versucht er eine andere Methode, um zu tiefe- 


rem Verständnis ihrer Texte zu gelangen, eine Methode, über die er 


in einem reizvollen Anhang des Buches in einer harten Auseinander- 


setzung mit Stach noch einmal Rechnung legt. Er fragt: ‚Welches 
deutsche Wort ist von den deutschen Verfassern deutscher Geschichts- 
quellen mit einem bestimmten lat. Wort wiedergegeben, also ‚über- 
setzt‘ worden ?‘ und stellt fest: ‚Die Frage läßt sich nur dadurch be- 


antworten, daß man das lat. Wort zunächst einmal ‚zurückzuüber- 
setzen‘ sucht und dann prüft, ob sich das durch den Rückübersetzungs- 


versuch ermittelte Wort in germanischen Denkmälern tatsächlich in 
dem gleichen Sinn- und Bedeutungszusammenhange nachweisen läßt‘ 


Historische Zeitschrift 188. Band 8 
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(S. 149f.). An der Frage, ob man diese Antwort für begründet hält, 
scheiden sich die Geister; ich stehe nicht an, sie für wohlberechtigt zu 
halten. Vf. versucht mit dieser interpretatorischen Aushilfe, die Be. 
richte über die Königswahlen der ottonischen Zeit neu zu durchdenken, 
und kommt zu dem Ergebnis, daß bei ihnen in besonderem Maße die 
Vorstellungen vom gemeingermanischen Gefolgschaftswesen wirksam 
gewesen seien. An den Vorstellungen und sprachlichen Formulierungen 
des Heliand und der nordgermanischen Quellen wird das erläutert. Die 
Gefahr dieser Interpretation scheint mir darin zu liegen, daß sich keine 
Grenze aufweisen läßt, an der sie ihr Ende findet. Gurlitt hat einmal 
eine Plautusübersetzung geschrieben, der sein Gedanke zugrunde lag, 
die rustikalen Römer könnten nur dann so über diese Erzeugnisse des 
urbanen Griechentums gelacht haben, wenn sie voller Obszönitäten 
steckten: So fand er in jeder fünften Zeile eine, — und es ist ein höchst 
amüsantes Buch entstanden. Wo ist die Grenze? Plassmann z.B, 
lehnt für die Worte der Vita Mathildis c.4 idsi prioris non immemores 
gratiae (S. 108, 115f.) Jaff&s Übersetzung „‚da vergaßen sie der früheren 
Zuneigung nicht‘‘ ab, obwohl das ganz bewußt gewählte Wort ‚‚der“ 
geschickt zwei Interpretationsmöglichkeiten offen läßt, er prüft auch 
nicht die mögliche Übersetzung ‚sie gedachten seiner früher bewie- 
senen Huld‘, obwohl’ von dem Prätendenten gleich gesagt wird plus 
solito caritatis amore populos placando sibi coniunzit,; vielmehr wird 
die nächstliegende Wortverbindung prior gratia zugunsten eines 
lateinisch mindestens doch recht ungewöhnlichen, wenn nicht, wie ich 
meine, unmöglichen prioris gratia beiseite geschoben und dies mit 
„des Altvordern Heil‘ wiedergegeben, womit man zwar bei der ger- 
manischen Geblütsheiligkeit angekommen ist, aber doch, wie ich 
fürchte, das Interpretationsprinzip überstrapaziert haben dürfte. 
Aber es wäre nicht recht, das Buch nach einem Beispiel beurteilen zu 
wollen. Es ist methodisch höchst anregend und mit Temperament ge- 
schrieben — daher doppelt lesenwert — und sollte Mut machen, auch 
einmal die deutsch-lateinischen Interpretamente, die in den mittel- 
alterlichen Urkunden in großer Fülle vorliegen, vom sprachlichen Ge- 
sichtspunkt aus systematisch zu behandeln; wenn nicht alles trügt, 
wird es hier, wo man festeren Boden unter den Füßen hat, leichter als 
an darstellenden Quellen mit künstlerischem Anspruch möglich sein, 
gewisse Normen für die Beurteilung zweisprachiger Ausdruckweisen 
von geläufigen Denkvorstellungen herauszuarbeiten. 
Kiel Erwin Assmann 


Die älteste Lebensbeschreibung des heiligen Adalbert. Von MAT- 
HILDE UHLIRZ. (Schriftenreihe der Hist. Komm. bei der 
Bayer. Akad. der Wissenschaften ı). Göttingen, Vandenhoeck 
u. Ruprecht 1957. 92 S. 8,80 DM. 
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Man war bisher der Meinung, daß die älteste Lebensbeschreibung 
des hl. Adalbert in der dem Johannes Canaparius aus dem Kloster 
SS, Bonifazio ed Alessio zugeschriebenen Römischen Vita zu sehen 
sei, während man das in leoninischen Hexametern abgefaßte Lob- 
gedicht Quatuor immensi ..., das mit der Vita enge Übereinstimmun- 
gen aufwies, als eine sehr viel spätere Versifizierung der Vita ohne 
selbständigen Quellenwert ansah. M. Uhlirz kehrt dieses Verhältnis 
nun um. Sie sieht die älteste Vita des Heiligen in dem Lobgedicht, das 
schon zwischen 997 und 999 entstand und „zumindest in der Gestaltung 
und Übermittlung des Stoffes mit größter Wahrscheinlichkeit auf 
den zweiten Begleiter des Märtyrers, einen Geistlichen sächsischer 
Abstammung namens Benedikt-Bugussa‘‘ zurückgeht. Dieses, mit 
einem Anhang — dem Tischgebet für die Erhebung eines Fürsten 
(des Polenherzogs) in den Rang eines Königs — in Deutschland ent- 
standene Werk gehört dem Kreis der ottonischen Hofdichtung an 
und steht nach Sprache und metrischer Form dem Gandersheimer 
Kreis nahe. Die Römische Vita hingegen entstand erst zwischen 1000 
und 1002, als eine zweite Fassung, der das Lobgedicht als Vorlage 
diente; der Vf. war ein Basilianer, und die Frage der Verfasserschaft 
des Johannes Canaparius, der Basilianer gewesen sein kann, bleibt 
durchaus offen. Diese Vita weist nun nach M. Uhlirz gegenüber ihrer 
Vorlage zahlreiche Verbesserungen, Änderungen und Einschaltungen 
auf, die auf die Einflußnahme der kaiserlichen Kanzlei oder auch der 
Umgebung des Papstes Silvester zurückgeführt werden; sie gewähren 
einen unmittelbaren Einblick in die politischen und ideengeschicht- 
lichen Entwicklungen der letzten Jahre Ottos III. Mit dieser Auffas- 
sung ist das bisher geltende Bild also gerade auf den Kopf gestellt, 
und zweifellos verdient sie, als das Werk der gelehrten Bearbeiterin 
der Jahrbücher und Regesten Ottos III., die größte Aufmerksamkeit. 
Aber an Widerspruch gegen diese, schon in den Jahrbüchern Ottos III. 
vertretene These hat es nicht gefehlt (vgl. R. Wenskus, Arch. f. 
Diplomatik ı, 1955, 250ff.), Widerspruch, den M. Uhlirz mit dem 
vorliegenden Buch zu überwinden hofft. Man hätte daher gewünscht, 
daß diese Beweisführung überzeugender ausgefallen wäre. Ohne mit 
der Vf.in in der Kenntnis Ottos III. wetteifern zu wollen, sei daher 
betont, daß das, was S. 69 über die Besonderheiten der beiden Werke 
gesagt wird, mehr für die alte Lehrmeinung zu sprechen scheint. 
Danach sind die ‚besonderen Angaben und Zusätze‘‘ des Lobgedichts 
entweder „solche, die von dem Vf. der Römischen Vita aus beson- 
deren Gründen ausgelassen wurden‘ — was bei dem angenommenen 
Fürstentag von 983 in Mainz nicht recht überzeugt —, oder es handelt 
sich „um völlig belanglose Stellen‘, was eher gegen die frühe Ab- 
fassung des Lobgedichts spricht. Die Römische Vita hingegen bringt 
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ganz präzise ‚Zusätze‘ über die Ereignisse in Böhmen, über Adalberts 
Leben in Italien und seine Missionsfahrt und ‚„Einschaltungen und 
Korrekturen politischen und höfischen Inhaltes, so auch die Richtig- 
stellung der Titelgebung und Ergänzung der Datierung‘. Man sieht 
aber bei mittelalterlichen Überarbeitungen hagiographischer Texte 
immer wieder, daß der Überarbeiter präzise Angaben der letzt- 
genannten Art als für den erbaulichen Zweck des Werkes überflüssig 
streicht. Man möchte von hier aus eher in der Römischen Vita die 
zeitnahe und ursprüngliche Form und in dem Lobgedicht eine spätere 
Überarbeitung sehen dürfen. Mit diesem Zweifel soll kein Einwand 
erhoben werden gegen die vorliegende Untersuchung als Ganzes, die 
mit ihren vielen förderlichen Beobachtungen zur Zeitgeschichte und 
zum literarischen Charakter der beiden untersuchten Werke eine 
wertvolle Förderung der Forschung bedeutet. 


Erlangen H. Löwe 


Laudes Regiae. A Study it Liturgical Acclamations and Mediaeval 
Ruler Worship. ByERNST H. KANTOROWICZ. With a Study of 
the Music of the Laudes and Musical Transcriptions by Manfred 
F. Bukofzer. (University of California Publications in History, 
Vol. 33.) University of California Press, Berkeley and Los Angeles 
1958 (znd printing). XXI, 292 S., 15 Taf. 6,50 $. 

Dieses Buch wurde bereits 1941 abgeschlossen und erschien zuerst 
1946 (Preis: 3 $!). Damals wurden die wenigen, die es sich bei uns 
beschaffen konnten, fast beneidet. Die anderen blieben auf eine aus- 
führliche Inhaltsangabe von Friedrich Baethgen in der Deutschen 
Literaturzeitung 71 (1950), Sp. 368—374, angewiesen. Andere deutsche 
Zeitschriften brachten keine Besprechung!), in den meisten Biblio- 
theken fehlte das Buch. Um so dankenswerter, daß es nunmehr un- 
verändert nochmals gedruckt wurde. Kurz zuvor hatte zwar auch der 
Jesuit J. M. Hanssens eine gründliche Untersuchung der karolingi- 
schen Laudes an kaum leichter erreichbarer Stelle veröffentlicht?); 
seither gab Bernhard Opfermann eine vollständigere Übersicht über 
die Laudes-Überlieferung®), und Reinhard Elze, besonders sachkundig 


1) Besonders beachtenswert ist die Besprechung von R. Folz in der Revue 
d’histoire et de philosophie religieuses 30 (1950), S. 229— 235; vgl. auch 
F.E. Cranz im Speculum 22 (1947), S. 648—651. 

2) J.M. Hanssens S. J., De laudibus carolinis, in: Periodica de re morali 
canonica liturgica 30 (1941), S. 280—302, und 31 (1942), S. 31—53. 

®) B. Opfermann, Die liturgischen Herrscherakklamationen im Sacrum 
Imperium des Mittelalters (Weimar 1953), s. HZ 186, S. 672f.; Ders., Die 
mittelalterlichen Herrscherakklamationen, Deutsches Dante-Jahrbuch 34/35 
(1957), S. 55—62, verzeichnet über hundert verschiedene Laudes-Texte. 
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als Herausgeber der demnächst erscheinenden Krönungs-Ordines, mit 
denen die Laudes oft (nicht immer) in den Handschriften zusammen- 
stehen, verband miteiner kritischen Würdigung allerdieser Arbeiten Vor- 
schläge und Proben einer Edition der Laudes!). Dadurch ist aber das 
Buch von Kantorowicz keineswegs überholt, obgleich er sich damals 
unter für ihn besonders großen Schwierigkeiten einen Weg auf diesem 
dem Historiker noch wenig vertrauten Gebiet der Liturgiegeschichte 
bahnen mußte. Mit erstaunlicher Umsicht und Findigkeit, mit um- 
fassender Kenntnis auch vieler entlegener Quellen und Literatur, mit 
kritischem Scharfsinn und hellhörigem Verständnis verfolgt er diesen 
Weg der Herrscherakklamationen und -litaneien von der heidnischen 
Antike über das christliche Mittelalter — auch in Byzanz und den 
Normannenstaaten, in Frankreich und Burgund, in Dalmatien (auch 
unter ungarischer Herrschaft) und in anderen Kolonien Venedigs, 
vor allem aber beim Kaisertum und Papsttum — bis zu manchen 
modernen Erneuerungen und Entartungen. Die Hauptergebnisse 
sind wohl unbestritten anerkannt: Erst nach der Mitte des 8. Jahr- 
hunderts wird im Frankenreich unter König Pippin oder in den An- 
fängen Karls d. Gr. die antike und byzantinische Tradition der 
Herrscherakklamationen aufgenommen und verbunden mit dem Anruf 
und Lobpreis Christi als triumphierenden Himmelskönigs und mit der 
Anrufung bestimmter Heiligen als Helfer des Königs und der Seinen. 
Diese ‚Laudes regiae‘, in litaneiartigem Wechselgesang bei der 
Krönung und an hohen Festtagen wie Weihnachten und Ostern 
während der Messe gesungen, wurden mit mancherlei Abwandlungen 
bald auch von anderen Herrschern übernommen, auch von Bischöfen 
und Päpsten. Die älteste frühkarolingische (nach K. ‚„‚gallo-fränkische‘‘) 
Form, in der dem König und seinem Haus, Heer und Hof der rex regum 
Christus mit Maria, den Erzengeln, dem Täufer Johannes und dem 
Erzmärtyrer Stephan zugeordnet ist, dem stets zuerst genannten 
Papst die Apostel und die ersten Nachfolger Petri, ist Zeugnis und 
Ausdruck der theokratischen Idee des Königspriestertums, des 
irdischen Autokrator als Abbild des himmlischen Pantokrator. Schon 
seit Ludwig dem Frommen werden in einer neuen „fränkisch-römi- 
schen“ Form der Laudes die Gewichte verschoben: für den Papst 
(a Deo decretus) wird nun der Salvator mundi, für den Kaiser (a Deo 
coronatus) wird Maria angerufen. K. (S. 109) hält das für eine römisch- 
päpstliche ‚‚Revision‘‘ der ursprünglichen Form, welche mehr irisch- 
angelsächsische als römische Einwirkungen spüren ließ und auch 
musikalisch nach der von M.F. Bukofzer beigesteuerten Unter- 


')R.Elze, Die Herrscherlaudes im Mittelalter, Zeitschr. d. Savigny-Stiftung 
f, Rechtsgesch. 71, kan. Abt. 40 (1954), S. 201—223. 
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suchung nicht vom römisch-gregorianischen Gesang bestimmt war, 
Elze (S. 205) meinte zwar, die neuen ‚fränkisch-römischen‘ Laudes 
entsprächen der veränderten Anschauung von Staat und Kirche am 
Hofe Ludwigs des Frommen und könnten bei dessen Begegnung mit 
dem Papst 816 in Reims zuerst gesungen worden sein. Doch spricht 
wohl der hier zuerst erscheinende S. Theodor als Helfer des exercitus 
Romanorum et Francorum für römischen Ursprung. Während dann 
die päpstlichen Laudes seit Gregor VII. nur den Papst als höchsten 
Herrscher mit Christus und allen Himmlischen preisen, scheint der 
Laudes-Brauch in Deutschland seit dem Investiturstreit zu ver- 
kümmern; die bei der Kaiserkrönung gesungenen Laudes werden seit 
Otto IV. stark vereinfacht und so bis zur Krönung Karls V. unver- 
ändert beibehalten. Indessen wurden die ‚Laudes regiae‘ in Frankreich, 
in England, im normannischen Süditalien-Sizilien und anderwärts 
eigenartig um- und ausgestaltet und auch im Spätmittelalter noch 
reich entwickelt. Gerade diese Sonderformen spiegeln oft im Wechsel 
weniger Worte und in der Auswahl der angerufenen Heiligen höchst 
aufschlußreich die wachsende Vielfalt europäischer Herrschafts- und 
Staatsauffassungen, auch nationaler Ansprüche auf der gemeinsamen 
christlich-kirchlichen Grundlage. K. selbst spricht von der ‚‚ursprüng- 
lich und primär politischen Natur der Laudes“ (S. 151). Indem er dem 
Ursprung und den Variationen der liturgischen Formeln nachspürt, 
geht er wie mit der Wünschelrute durch diese auf den ersten Blick 
scheinbar monotone und doch so vielstimmige Überlieferung und 
beobachtet gleichsam witternd, wohin und warum sie jeweils aus- 
schlägt, welche politischen und geistigen Wandlungen sie anzeigt. So 
formelhaft-gleichbleibend insbesondere das „Christus vincit, Christus 
regnat, Christus imperat‘‘ am Anfang und Ende der Laudes zu erklingen 
pflegt, das als Inschrift auf der sizilischen Goldbulle des jungen 
Friedrich II. den ersten Anstoß zu diesen Untersuchungen gab, es 
wird doch in seiner vielfachen Verwendung auch auf Münzen franzö- 
sischer Könige und westdeutscher Fürsten, auf Kunstwerken und 
vor allem in der Liturgie zu einer Art Leitfossil durch die politische 
Geistesgeschichte Europas, von seinen byzantinischen Vorformen bis 
zur faschistischen Verzerrung in den Mussolini-Laudes der Balilla. 
Nicht minder lehrreich sind die wechselnden Heiligengruppen der 
Laudes und ihre Zuordnung. Da wird die weitere Forschung noch 
manches zu ergänzen und näher zu bestimmen haben, zu datieren 
und zu lokalisieren; aber der von K. gezeichnete Grundriß dürfte 
sich kaum noch wesentlich verändern, und vieles einzelne, was er aus 
intimer, souveräner Kenntnis gerade auch mancher abseitiger Zeugnisse 
ausführt und durch ein vorzügliches Register leicht zugänglich macht, 
durch gute Bilder veranschaulicht, gibt dem Buch seinen dauernden 
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Wert und Reiz für alle Mediävisten, für die Liturgie- und Kirchen- 
geschichte wie für die Staats- und Geistesgeschichte. Deshalb Dank 
für den Neudruck! 

Münster (Westf.) H. Grundmann 


Die Reichsgesetze von 1220, 1231/32 und 1235, ihr Werden und ihre 
Wirkung im deutschen Staat Friedrichs II. Von ERICH 
KLINGELHÖFER. (Quellen und Studien zur Verfassungs- 
geschichte des Deutschen Reiches in Mittelalter und Neuzeit 
Bd. VIII, Heft2.) Weimar, Hermann Böhlaus Nachf. 1955. 
XXIV u. 240 S. 15,60 DM. 

Die vorliegende Arbeit packt mit kühnem Griff einen Zentral- 
punkt der mittelalterlichen deutschen Verfassungsgeschichte an, die 
Confoederatio cum principibus ecclesiasticis, das Statutum in favorem 
principum und den Mainzer Reichslandfrieden vom Jahre 1235. Im 
ersten Teil behandelt sie diese drei Verfassungsurkunden einzeln in 
chronologischer Reihenfolge, wobei zunächst eine Übersicht der je- 
weiligen politischen Lage geboten wird und hernach die rechtlichen 
Bestimmungen in sachlichen Gruppen zusammengefaßt behandelt 
werden. Klingelhöfer begnügt sich dabei keineswegs mit einer Inter- 
pretation, sondern sucht durch genaue Beobachtung der unmittelbar 
vorausgehenden oder folgenden Urkunden der Herrscher oder Fürsten 
festzustellen, was den Anlaß zu den einzelnen Bestimmungen gegeben 
haben könnte. Von dieser Seite her glaubt er Anhaltspunkte zu 
gewinnen, wie der Text der Verfassungsurkunde entstanden sein 
könnte, wobei er deutlich bemerkt, daß die diplomatischen Angaben 
über die Confoederatio von seinem Lehrer E. E. Stengel stammen, der 
ja die ganze Arbeit angeregt hat. Der Abschluß dieses ersten Teiles 
bietet einen Vergleich der drei Verfassungsurkunden in ihren sach- 
lichen Bestimmungen. Zunächst behandelt er die Artikel über die 
Gerichtsbarkeit, dann die über die Regalien und zuletzt die über die 
Fürsten und Städte. Zusammenfassend stellt Klingelhöfer fest, daß der 
Inhalt der Confoederatio und des Statutums Friedrich dem II. in einer 
Notlage abgerungen wurde und daß einzig der Mainzer Reichsland- 
frieden die Gedanken des Kaisers zum Ausdruck bringt. 

In einem zweiten Teile untersucht der Vf. die Auswirkung der 
Bestimmungen der drei Verfassungsurkunden, und zwar wiederum 
nach sachlichen Gesichtspunkten. Zunächst gilt sein Augenmerk den 
Artikeln, die das Verhältnis zwischen Krone und Fürstentum betreffen, 
wie die über das Spolien- und Regalienrecht, die Regaliennutzung an 
Hoftagen, die Zölle und Münzen, die Gerichte, den Reichshofrichter, 
die Acht und den Bann, den Burgen- und Städtebau, die Märkte, die 
öffentlichen Straßen und das Geleit. Hernach betrachtet er die 
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Festsetzungen, die das Verhältnis von Fürstentum und Städten 
berühren, insbesondere die über die Aufnahme Unfreier in den Städten, 
die Pfahlbürger sowie die Muntmänner. Zuletzt behandelt er unter 
dem Titel „Gemischte Bestimmungen“ die Artikel über die Stellung 
von Krone und Städten zur Verleihung fürstlicher Lehen und die 
Bedrückung durch die Kirchenvögte. Am Schluß der Arbeit folgt 
eine Zusammenfassung über die Bedeutung der behandelten Ver- 
fassungsurkunden für die Reichsgeschichte und die Politik Fried- 
richs II. Ein Anhang legt zuletzt noch die Überlieferung dieser Ur- 
kunden dar. 

Die Arbeit Klingelhöfers entstand auf Anregung E. E. Stengels, 
der bereits früher einen Schüler an die gleiche Arbeit gesetzt hatte. Sie 
erschien in einer ersten Fassung im Jahre 1948 als Dissertation der 
Universität Marburg, war aber als maschinengeschriebenes Manuskript 
nicht allgemein zugänglich. Dann erlebte sie jedoch das beste Schicksal, 
das einer Dissertation widerfahren kann: sie wurde ausführlich, 
gründlich und ablehnend besprochen. E. Schrader veröffentlichte in 
der Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte Germ. Abt. 
68 (1951) eine Miszelle von 43 Seiten mit dem Titel ‚Ursprünge und 
Wirkungen der Reichsgesetze Friedrichs II. von 1220, 1231/32 und 
1235‘, die zu Klingelhöfers Arbeit kritisch Stellung nimmt und immer 
wieder des Vf.s eigene Auffassung zur Geltung bringt. Bei der Con- 
foederatio cum principibus ecclesiasticis ist er der Ansicht, daß sie sich 
vor allem gegen die Beamten der Könige und die staufische Haus- 
politik richte. Er vermißt ein Abrücken des Vf.s von den Anschauungen, 
daß diese Verfassungsurkunde die Macht- und Rechtsstellung der 
Fürsten vergrößere, und eine Interpretation von der königlichen 
Territorialpolitik im Sinne Karl Wellers aus. Beim Statutum in 
favorem principum hat er ein entschiedenes Bekenntnis zur These, daß 
es sich dabei nur um ein vorübergehendes Nachgeben im Aufbau eines 
königlichen Territoriums handelt, erwartet. Entschieden tritt er gegen 
Klingelhöfers Ansicht auf, daß hier neben Königtum und Fürsten die 
Städte als dritte Macht erscheinen. Nach seiner Meinung sind nur die 
königlichen Städte betroffen und diese bilden keine eigene Partei, 
sondern sind Teil des königlichen Territoriums. Beim Mainzer Reichs- 
landfrieden beanstandet er, daß hier durch bewußtes Verschweigen 
oder Übergehen königliche Politik zur Erweiterung der Kronrechte 
zum Ausdruck gekommen sein solle. Von diesem Frieden aus sind nach 
ihm die beiden vorangehenden Verfassungsurkunden zu interpretieren, 
so daß sie viel von der Bedeutung verlieren, die man ihnen zugeschrie- 


ben hat. 
Die Wirkung dieser durchaus aufbauenden Kritik war, daß 
Klingelhöfer seine Arbeit nach einer Überprüfung im Druck erscheinen 
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lassen konnte. Er bleibt bei seinen Ergebnissen in allen wesentlichen 
Punkten stehen, setzt sich jedoch stets mit seinem Rezensenten aus- 
einander. Dem Leser bleibt es somit überlassen, selbst zu den Streit- 
punkten oder unmittelbar zur Materie Stellung zu nehmen. Dabei ist 
zunächst festzuhalten, daß es der große Vorzug der neuen Arbeit ist, 
daß Klingelhöfer zu allen Bestimmungen der von ihm behandelten 
Verfassungsurkunden die materiell damit zusammenhängenden 
Privilegien zusammengesucht hat, so daß es sich ergibt, wo und wie 
der gleiche Stoff in der unmittelbar vorangehenden oder folgenden Zeit 
behandelt wurde. Was jedoch fehlt und auch von Schrader nicht 
bemerkt wurde, ist, daß bereits die Themastellung eine methodische 
Schwäche einschließt. Weder die Confoederatio noch das Statutum 
und der Mainzer Reichslandfriede sind Einzelerscheinungen der Setzung 
von staatlichem Recht. Sie gehören alle zusammen in eine einstige 
Lebenseinheit von Satzungen, Edikten, Reichssprüchen, Mandaten 
und Privilegien, die alle der Rechtssetzung und Rechtsverwirk- 
lichung durch die königliche Gewalt dienten. Es ist gerade die 
Eigenart der staufischen Epoche, daß die alten Formen der Privi- 
legien und Reichssprüche weiterhin neben den neuen auftreten, die 
unter dem Einfluß römisch-kaiserlichen Rechtes entstanden sind. 
Die Bedeutung dieses Problemes zeigt sich sofort, wenn man die 
Form der drei behandelten Verfassungsurkunden betrachtet. Die 
Confoederatio und das Statutum sind klare Privilegien und in ihrer 
Zeit so aufgefaßt worden; der Mainzer Reichslandfriede dagegen 
ist ein Gesetz, das erlassen und öffentlich bekannt gemacht wurde. 
Allein schon der Titel der Arbeit von Klingelhöfer zeigt, daß dieses 
verfassungsrechtliche Problem nicht beachtet wurde, indem er von 
drei Gesetzen spricht (vgl. dazu auch S. ıor). Selbstverständlich 
hat das seine Auswirkungen auf die inhaltliche Auslegung. Eine 
Vergünstigung in einem Privileg verändert das Recht grundsätz- 
lich nicht, ist nicht unwiderruflich und gilt nur für den Begün- 
stigten, ein Gesetz dagegen setzt allgemein-verbindliches Recht. 
Dieser Unterschied muß bei der Betrachtung des Inhaltes unbedingt 
mitberücksichtigt werden. 

Der Hauptunterschied in den Auffassungen Schraders und 
Klingelhöfers liegt auf dem Gebiet der Verfassungsgeschichte. Nach 
Klingelhöfer haben die Fürstenprivilegien dem Königtum insofern 
Abtrag getan, als sie gewisse, von den Territorialherren größtenteils 
usurpierte Gewohnheitsrechte im geschriebenen Reichsrecht ver- 
ankerten. Nach Schrader wendeten sich die Bestimmungen der 
Privilegien gegen den weiteren Ausbau der königlichen Hausmacht und 
bedeuteten insofern eine vorübergehende Beschränkung der Königs- 
gewalt, als gerade das den damals einzig möglichen Weg bildete, die 
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Königsmacht zu mehren. Beide sind darin einig, daß die Fürsten- 
privilegien in ihrer verfassungsgeschichtlichen Bedeutung überschätzt 
wurden. Sicher ist, daß es sich bei dem Ausgleich zwischen Fürsten und 
König oder Kaiser nicht um etwas Neues handelt. Neu ist nur die 


rechtliche Form und die zeitgebundene Art der Auseinandersetzung, 
Es ist durchaus klar, daß mit der Schaffung neuen kaiserlichen Rechtes 
und neuer königlicher Staatsgewalt auch Recht und Gewalt der immer 
im deutschen Reiche mitbestimmenden Großen in neuen Erscheinun- 
gen auftreten mußten. Schrader sieht dabei vor allem die Ausein- 


andersetzung der neuen Gestaltungen unmittelbarer Königsgewalt (die 
er irreführend und spätere Verhältnisse vorwegnehmend als Hausmacht 
bezeichnet) mit den neuen Erscheinungen fürstlicher Gewalt; Klingel- 
höfer dagegen hält sich stark an den Wortlaut der Fürstenprivilegien, 
und für ihn steht daher das formelle Recht im Vordergrund. Der 


Gegensatz löst sich jedoch, wenn man die Verfassung des Staates 


Friedrichs II. nördlich der Alpen als Ganzes betrachtet. 
Zweifellos ist das Bild Schraders allzu stark beeinflußt von den 
verfassungsrechtlichen Zuständen des Reiches im 14. Jahrhundert; 


Klingelhöfer dagegen mangelt die tiefere Kenntnis der Rechtsformen 


des 13. Jahrhunderts (vgl. z. B. S. 115). Diese kann ein Dissertand auch 


gar nicht besitzen. Schwierig ist allein schon, sich im mittelalterlichen 
Rechtssystem zurechtzufinden, das dem modernen kontinentalen in 
keiner Weise entspricht. Dazu kommt noch, daß sich das staufische 


Reich in einem Übergangszustand befand, wo sich Altes und Neues 


mischt und daß die neue Staatsform sich hernach nicht voll ausbilden 


konnte — wie etwa in Frankreich —, sondern im ganz anderen Reiche 
Karls IV. endete. In dieser Entwicklung sind die beiden Fürsten- 
privilegien nichts anderes als schriftliche Zeugnisse einer in den voran- 
gehenden und folgenden Jahrhunderten ebenfalls vorkommenden 


Auseinandersetzung zwischen Fürsten und König, die die Reibungs- 
punkte offenbaren. Sie dürfen daher weder isoliert betrachtet werden, 
noch kommt ihnen irgendein grundsätzlicher Charakter zu. Das Urteil 
Schraders und Klingelhöfers ist durchaus richtig, daß ihnen in der 
Verfassungsgeschichte zu viel Bedeutung zuerkannt wurde. Das 
Gegenteil ist der Fall beim Mainzer Reichslandfrieden, und zwar nicht 
für die Zeit seiner Entstehung, sondern für seine Nachwirkungen. 
Während er dort nur ein Glied in der Reihe der staufischen Landfrieden 
bedeutet, bildet er beim Ausfall der Königsgewalt die alleinige Grund- 
lage für die Wahrung des allgemeinen Landfriedens und das Rückgrat 
der Reichverfassung im Interregnum sowie das Fundament für den 
begonnenen Neuaufbau des Reiches durch die beiden ersten habsburgi- 


schen Könige. 
Frauenfeld Bruno Meyer 
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Vita di Girolamo Savonarola. Di ROBERTO RIDOLFI. 2 Vol. 


Rom, Angelo Belardetti 1952. 715 S. 8 £. 
Ridolfi hat durch mehr als 20 Jahre über das Leben und Wirken 


Savonarolas geforscht. Er hat damit ein schon oft und ausführlich 
behandeltes Thema aufgegriffen. Der Italiener hatte aber sichtlich das 


Bestreben, durch noch intensivere Forschungen über die Werke der 
bisherigen Biographen hinauszukommen. Sein Aufenthalt in Florenz 
erleichterte diese Bemühung. R. forschte vornehmlich im Staatsarchiv, 


in der Biblioteca Mediceo-Laurenziana, in der Biblioteca Nazionale 


und in der Biblioteca Riccardiana, sämtliche in Florenz. Außerdem hat 
er in umfassender Weise alle Werke Savonarolas, alle gedruckten 
Quellen, die über den Mönch handeln, sowie die gesamte italienische 
und fremdsprachige Literatur über ihn herangezogen. Editionen und 


kritische Forschungen, die R. selbst in den Jahren 1935 bis 1944 
herausgab (vgl. 2. Bd., S. 79), erleichterten die Erfüllung der Aufgabe. 


Der italienische Forscher konnte selbst manche Angaben im zwei- 
bändigen sehr guten Werk von Josef Schnitzer (Savonarola, ein 
Kulturbild aus der Zeit der Renaissance, München 1924, italienische 


Übersetzung Mailand 1931, eine Art zweite, vermehrte und verbes- 
serte Auflage des deutschen Werkes) berichtigen. 


R. schöpft zweifellos aus dem vollen. Eine Ankündigung des 
römischen Verlages sagt, daß der Forscher ein weit größeres Werk 
hätte schreiben können und daß er sozusagen aus künstlerischen 
(vielleicht auch aus geschäftlichen) Rücksichten eine relativ knappere 
Darstellung vorgezogen hätte. Dies ist durchaus glaublich. Schnitzers 
Werk übertrifft das R.s noch immer mindestens in der Fülle des vor- 
gebrachten Materials (Schnitzer bringt 992 Seiten Darstellung, R. 
481 Seiten, stets ohne Anmerkungsapparat am Schluß). Der Italiener 
hat nicht solche wertvolle Querschnittkapitel geschrieben, wie sie im 
2.Band von Schnitzer stehen (der Beter und Mystiker, der Prophet, 
der Prediger, der Kirchenerneuerer, der Staatsmann, Stellung zu 
Humanismus und Wissenschaft, Stellung zur Kunst und den Künst- 
lern). R. zieht es vor, eine Lebensbeschreibung im engeren Sinne des 
Wortes zu bieten. Er schließt ihr allerdings eine Charakteristik der 
Persönlichkeit Savonarolas und ein Kapitel über die Einschätzung 
des Mönches nach seinem Tode und über seine Beurteilung in der 
wissenschaftlichen Literatur ungefähr der letzten ı50o Jahre an 
(49 Seiten). Ein ähnliches, größeres Kapitel legt uns überhaupt auch 
Schnitzer vor (95 Seiten). Das große und wertvolle Werk Schnitzers 
ist nach meiner Ansicht durch die zwei Bände des italienischen For- 
schers noch nicht überflüssig geworden. Die Darstellung R.s ist immer- 
hin heute die modernste und in vieler Beziehung genaueste Lebens- 
beschreibung Savonarolas. Die theologische und kirchengeschichtliche 
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Seite des Themas, der Inhalt der vielen und in ihrer Wirkung oft sehr 
einschneidenden Predigten des Mönches scheinen mir allerdings darin 


zu überwiegen. Vielleicht ist das Werk Schnitzers vielseitiger. Nichts 
liegt mir ferner, als der Hingabe R.s an seine wissenschaftliche Aufgabe 
die Anerkennung zu versagen. Seine jahrzehntelangen Forschungen 
besagen schon sehr viel. 


Savonarola gehört durch sein Wesen zu den Persönlichkeiten, 


deren „Charakterbild in der Geschichte schwanken‘ mußte. Seine 


Gestalt, sein Treiben mußte den Historiker irgendwie erregen. Das 
Urteil fiel meistens völlig positiv oder völlig negativ aus. Nur wenige 
betrachteten ihn kühl und nüchtern. Wir sind über die Auffassung, 


daß der Mönch ein italienischer Vorläufer der deutschen Reformation 


gewesen sei, längst hinausgekommen (unter den Sockelstatuen des 
Lutherdenkmals in Worms — errichtet im Jahre 1868 — erscheint 
auch die Gestalt Savonarolas). Savonarola war noch völlig mittel- 
alterlich. Er war ein Nachfahre der ziemlich zahlreichen großen Buß- 
prediger des 14. und 15. Jahrhunderts, die besonders in Italien und 


Deutschland wirkten. Die protestantische Geschichtsschreibung setzt 
sich für die Meinung vom Vorläufer der Reformation nicht mehr ein. Der 
Streitim katholischen Lager scheint ziemlich verklungen zu sein. Seine 
Hauptkämpfer waren Ludwig v. Pastor einerseits und Josef Schnitzer 
anderseits. Die einen verurteilten seinen Ungehorsam gegenüber dem 


Papst, und wenn auch dieser Alexander VI. Borgia hieß. Sie betrach- 


teten den Ruf des Priors des Klosters von San Marco in Florenz nach | 
der Reform der Kirche und nach einem Konzil als eine Art Hoch- | 
stapelei. Die anderen sagten, daß Savonarola auch in seiner scharfen 


Opposition gegen die Römische Kurie von damals recht gehabt habe, 
daß er immer ein vorbildlicher Christ und Mönch geblieben sei. Essind | 
sogar Bestrebungen im Gange, Savonarola zum Seligen oder Heiligen 
der katholischen Kirche zu erheben. Ich persönlich glaube nicht, daß die | 
Kurie dies in absehbarer Zeit tun wird. Der Dominikanerorden scheint 
ihn heute unter die Großen seiner Ordensgeschichte einzureihen, 

R. beurteilt Savonarola vollkommen positiv. Er verehrt und ver- 
herrlicht ihn. Er ist darin mit seinem Vorgänger Schnitzer eines 
Sinnes. R. ist als Florentiner und als Italiener für den Mönch sehr 
eingenommen. Er betrachtet ihn als Stolz der Arnostadt und Italiens. 
Er verehrt wohl auch als frommer Katholik den Prior von San Marco. 
Nach R. ist Alexander VI. nur durch Simonie auf den päpstlichen 
Thron gelangt und ist zu verwerfen. Die Unduldsamkeit Savonarolas 
scheint allerdings etwas auf seine Biographen überzugehen. Denn R. 
tadelt alle sehr hart, die den Mönch von irgendeinem Standpunkt aus 
nicht gelten lassen, ja, ihn nicht für verehrungswürdig halten (2. Bd. 
S.ıg und 2ı). R.s Stil ist sonst sehr gepflegt. Wenn er aber auf die 
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Feinde Savonarolas in der wissenschaftlichen Literatur zu sprechen 
kommt, gerät selbst er in einen polternden Predigerton. 

Hier darf der Rezensent wohl etwas von seiner Meinung sagen, 
auch auf die Gefahr hin, von R. unter die von ihm abgelehnten 
„nipoti dei tiepidi‘‘ oder die ‚„fanatici dell’umanesimo‘“ eingereiht 
zu werden (2. Bd., S. 19). Auf die Frage des Ungehorsams des Mönches 
gegenüber der Römischen Kurie kann ich hier nicht eingehen. Man 


kann es Savonarola nicht einmal vorwerfen, daß er als Politiker der 


Republik Florenz ungeschickt und unglücklich war. Das waren andere 
Politiker auch, die glaubten, weit klüger zu sein, wie etwa Herzog 
Lodovico il Moro (Sforza) von Mailand. Man muß bedenken, daß 


Savonarola, der unentwegte Anhänger des Bündnisses von Florenz mit 


Frankreich, nicht nur kirchlich, sondern vorderhand auch politisch 
ein Gegner Alexanders VI. war. Kirchliches und Politisches vermengten 
sich nun im Kampf des Borgia gegen Savonarola, wie so oft in der 
Geschichte der Päpste. 

Die herrliche Blüte der Renaissance in Florenz wurde geknickt. 


Ich gebe zu, daß nicht nur Savonarola das verschuldete, sondern wohl 


auch die kommenden kriegerischen Ereignisse in Italien und im beson- 
deren in Toskana. Aber der Mönch hat weitgehend dazu beigetragen. 
Der Zwang, durch den in kurzer Zeit die strengste Sittlichkeit in 


Florenz eingeführt werden sollte, die Terrorisierung der Familien durch 


ungefähr 1300 von Savonarola geschulte Kinder, die überall eindringen 


durften, die Spionage der Kinder gegen ihre Eltern, die der Diener 
gegen ihre Herrschaft, die Scheiterhaufen mit den Handschriften, 
Inkunabeln und schönen Gemälden, die sehr einfache Aufhetzung der 


ärmeren Volksschichten von Florenz gegen die wohlhabenden, die 


natürlich mehr dem Humanismus und der Renaissancekunst zugetan 
sein konnten, dies alles stößt doch viele ab. Man kann sich zum Cal- 
vinismus stellen, wie man will. Das strenge Sittenregiment Calvins in 
Genf, das nicht jedem sympathisch ist, war etwas Ähnliches. Es ist 
aber zweifellos, daß der Geist Calvins und die Art seines Regimes nach 
seinem Tod noch durch lange Zeit nachwirkten. Man hat hingegen den 
Eindruck, daß der Geist, den Savonarola dem Florentiner Volk ein- 
flößen wollte, schon vor seiner Hinrichtung an Kraft verlor und daß 
er erst recht nach dem Tode des Mönchs in den breiten Massen des 
Volkes rasch verweht war. Den kleinen Kreis der nachtrauernden 
„Piagnonen‘“ muß man ausnehmen. Die geringe Nachwirkung der Pre- 
digten ist bei den meisten Bußpredigern des 14. und 15. Jahrhunderts 
festzustellen. Beim Vergleich zwischen dem Sittenregiment Savona- 
rolas und Calvins muß man allerdings den Unterschied im Zeitpunkt 
(Hochrenaissance — späte Reformationszeit) und in der Nation 
(Italiener — schweizerische Franzosen in Genf) einrechnen. 





126 Buchbesprechungen 


Die Art des Prozesses, der Folterungen und der Hinrichtung 
Savonarolas war unnötig und übertrieben grausam. Politische Leiden- 
schaft und Rache sprachen mit. Das hat dem Mönch nach seinem Tod 
wieder manche mitleidige Sympathien verschafft. Savonarola hat 
Florenz und Italien immer wieder Unheil prophezeit. Das haben zwar 
die meisten früheren Bußprediger auch getan. Es war ein Mittel, um 
die Menschen von ihrem weltlichen Treiben wegzuführen. In den 
letzten Jahren des 15. Jahrhunderts, in einer politisch höchst krisen- 
haften Zeit war es allerdings in Italien nicht schwer, Unglück voraus- 
zuahnen, Als die Halbinsel nach 1498 von vielen Kriegen heimgesucht 
wurde, stiegmancherorts wiederdas Ansehen Savonarolasals Propheten, 
Spuren des ‚Reiches Gottes auf Erden‘, das der Mönch in Florenz 
aufrichten wollte, bemerkt man aber nach 1498 dort wohl nur in 
geringstem Ausmaß. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß das Werk R.s durch 
sein Tatsachenmaterial in der Savonarolaforschung wieder einen guten 
Schritt nach vorwärts bedeutet. Nach R. dürfte für solche, die sich mit 
der Lebensgeschichte des Mönches beschäftigen, wohl höchstens eine 
sehr kleine Nachlese möglich sein. Als Ergänzung wird jeder doch noch 
das Werk Schnitzers heranziehen müssen. Dem deutschen Leser wird 
die flüssige Darstellung Schnitzers schon durch die Sprache immer 
näher stehen. Der intensivere Forscher wird an der Darstellung 
Pastors (Geschichte der Päpste, z.B. 3. Bd. ı. Abt. 8. u. 9. Auflage, 
1926, S. 467ff.) nicht vorübergehen können, die eine Stufe in der Ent- 
wicklung der Beurteilung Savonarolas war. Der eingehend arbeitende 
Gelehrte wird aus dem großen Anmerkungsapparat R.s (mit vielen 
Exkursen darin, 2. Bd., S. 85—248) größten Nutzen ziehen. Es sei 
auch auf das ausnehmend ausführliche Register R.s (2. Bd., S. 251 
bis 303) verwiesen. 

Vielen, die den Roman von Dmitrij Sergejewitsch Mereschkowski 
über Leonardo da Vinci gelesen haben, wird eine Szene unvergeßlich 
bleiben (1. Bd. ı. Buch). Er schildert darin die Wirkung einer Predigt 
Savonarolas im Dom von Florenz. Die in Massen erschienenen Men- 
schen sind hingerissen. Mein alter Lehrer (Univ.-Professor Theodor 
Erismann in Innsbruck) hat immer hervorgehoben, wie hier ein 
Künstler (Mereschkowski) die Wirkung der Massenpsychose meister- 
haft schildert. Ein einziger Mann im Dom bleibt seelisch völlig unbe- 
teiligt und betrachtet das ganze als interessante, ja merkwürdige 
Erscheinung. Es ist Leonardo da Vinci. Und dieser Haltung des großen 
Leonardo werden sich auch die Gelehrten nähern müssen. Nur einer 
hat es bisher ganz deutlich getan, ein Klassiker der deutschen histori- 
schen Literatur, Jacob Burckhardt. 

Innsbruck Hans Kramer 
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Be u en 
Gehorsam gegen Gott und Menschen. Luthers Lehre von der Obrigkeit 
und die moderne evangelische Staatsethik. Von GUNNAR 

HILLERDAL. Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht 1955. 

320 S. 18,— DM. 

Die politische und soziale Situation der letzten Jahrzehnte hat 
die Theologie veranlaßt, sich eingehender als zuvor mit dem Fragen- 
kreis „Cbrist und Staat‘‘ zu befassen. In die lebhafte Diskussion möchte 
der Vf. mit seiner Arbeit, die der Universität Lund als Dissertation 
vorgelegen hat, in zweifacher Weise eingreifen: Er will einerseits eine 
Übersicht über die wichtigsten Fragen der theologischen Staatsethik 
geben, indem er die Auffassungen mehrerer lutherischer und reformier- 
ter Theologen darstellt, die sich teils auf Luther berufen, teils ihn 
kritisch betrachten. Er möchte andererseits unter Prüfung dieser Auf- 
fassungen einen eigenen Beitrag zu den Problemen liefern. Beide Ziele 
werden im zweiten Teil der Arbeit ‚Die Staatslehre in der gegenwärti- 
gen evangelischen Theologie‘ (S. 123—307) in den Unterteilen „A. 
Darstellung‘ (S. 123—205) und ‚B. Diskussion‘ (S. 209—307) ange- 
strebt. Dem geht im ersten Teil eine Darstellung von ‚Luthers Lehre 
von dem weltlichen Regiment‘ (S. 17— 119) voraus, die die Maßstäbe 
für die spätere Sichtung und Prüfung liefert. Diese Lehre bildet bei 
Luther ein notwendiges Komplement zur reformatorischen Zentral- 
lehre von der Rechtfertigung allein aus Glauben, so daß die Lehre von 
den zwei Regimenten den Versuch darstellt, die beiden Weisen, durch 
die Gott seine Herrschaft über Welt und Menschen ausübt, näher zu 
beschreiben. An diese Lehre knüpfen die lutherischen Theologen W. 
Elert, P. Althaus und F. Gogarten an, während die reformierten 
Theologen K. Barth, A. de Quervain und J. Ellul dem eine christo- 
logisch gegründete Staatsauffassung und -ethik gegenüberstellen. 

Ohne die christologische Begründung der Ethik grundsätzlich 
ablehnen zu wollen, kommt der Vf. in seiner Überprüfung zu dem 
Ergebnis, daß die christologische Begründung von Recht und Staat 
durch die genannten reformierten Theologen abzulehnen ist. Sie beruht 
auf einer mehr oder weniger gewaltsamen Umdeutung der einzelnen 
biblischen Texte; und diese gründet wiederum in einem vorgegebenen 
Gesamtverständnis der Bibel als der Botschaft von der bereits in die- 
sem Äon wirklichen und vollgültigen Herrschaft Christi, das mit der 
Blickrichtung der biblischen Texte nicht übereinstimmt. Demgegen- 
über hält der Vf. die Auffassung der lutherischen Theologen, die die 
Grundsätze der Staatsethik unter den leitenden Gesichtspunkt 
„Gesetz und Evangelium‘ rücken, grundsätzlich für zutreffender. 
Jedoch ist bei ihnen zu beanstanden, daß sie die Aufgaben des Christen 
primär durch eine Analyse des Gesetzes und der Ordnungen zu be- 
stimmen suchen. Während für Luther das Gesetz als gepredigtes Ge- 
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setz im dialektischen Zugleich mit dem Evangelium steht, haben Elert, 
Althaus und Gogarten diese Dialektik aufgegeben. Durch die Vor- 
ordnung von Schöpfungsordnungen, Uroffenbarung bzw. philosophi- 
scher Anthropologie erhält das Gesetz einen Vorrang, der durch das 
Evangelium nicht gebrochen werden kann. 

Der Beitrag des Vf.s stellt sich darin dar, daß der Christus- 
glaube den Ansatzpunkt für die Ethik und die Lehre von Gesetz und 
Evangelium das Prinzip für ihren Aufbau bilden. Das bedeutet, daß 
der Glaube und die Nächstenliebe zur Grundlage des vom Menschen 
geforderten Handelns werden; denn ‚‚der Christ, der im Glauben wan- 
dert, hat ausschließlich die Taten der Liebe zu vollbringen“ (S. 307), 
Doch soll die Nächstenliebe nur das Ziel angeben, während die Wahl 
des Weges zu seiner Verwirklichung ausschließlich Sache der Ver- 
nunft ist. 

Die Arbeit bildet zweifellos eine gute Einführung in den Fragen- 
kreis „Christ und Staat‘; wenn sie mit vielen anderen Büchern das 
Schicksal teilt, für den Nichttheologen manchmal schwer verständ- 
lich zu sein, ist dies weithin in der Problemlage begründet. Jedoch be- 
müht sich der Vf. sehr, die nicht leicht zugänglichen Vorstellungen 
Luthers zu entfalten und klar zu formulieren. Er liefert dabei zugleich 
einen Beitrag zur Lutherdeutung, mit dessen Einzelheiten sich die 
Lutherforschung wohl noch zu befassen hat. Insbesondere gilt dies für 
die Auffassung von der Neugestaltung des Rechts durch Gottes 
„Wunderleute‘‘. Sehr verdienstlich ist die Übersicht über die gegen- 
wärtige Lage. Die Auswahl aus der Fülle der neueren Beiträge ist 
durchaus zu billigen; sie läßt maßgebliche oder bezeichnende Ver- 
treter der am häufigsten anzutreffenden Auffassungen zu Wort kom- 
men und erhebt gut begründete Einwände, die weithin zutreffen. 
Allerdings fragt es sich, ob nur die christologisch begründete Auffas- 
sung der reformierten Theologen und nicht auch die vom Vf. unbe- 
strittene christologische Begründung der Ethik abzulehnen ist; an 
diesem Punkt scheint er der modernen Übersteigerung der Christo- 
logie seinen Tribut zu erstatten und wie viele andere nicht zu beachten, 
daß der zweite Glaubensartikel nur einen von dreien bildet. Zur 
Kritik der Auffassung des Staates als einer Schöpfungs- oder anderen 
„Ordnung‘‘ wäre noch geltend zu machen, daß in ihr die nichtchrist- 
liche stoische Naturrechtslehre fortgesponnen wird. 

Gegenüber der durchweg treffenden Kritik scheint der eigene 
Beitrag des Vf.s mit dem Nebeneinander von Nächstenliebe und Ver- 
nunft weniger befriedigend. Gewiß verfällt er nicht der provozierenden 
Staatsgläubigkeit mancher Theologen, bei denen das Gehorsamsideal, 
das nur zu gern gepredigt wird, gegenüber den zwielichtigen Erschei- 
nungen und Gestalten, die man ‚„Obrigkeit‘‘ nennt, in bedenklichem 
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eine 


Maße die biblische Kritik übertönt. Doch derartige allgemeine Grund- 
sätze wie Nächstenliebe und Vernunft können viel oder wenig besagen 
und müssen zumindest genauer gegeneinander abgegrenzt werden. Es 


‚ fragt sich ferner, ob die neuere Bibelwissenschaft es überhaupt noch 


zuläßt, die von Luther gebrauchten Begriffe — sei es unverändert, ab- 
gewandelt oder umgedeutet — sowohl zum Verständnis der Bibel als 
auch zur Entfaltung einer modernen Auffassung zu verwenden. Indem 
Hillerdal es tut, geht letztlich auch er von einem vorgegebenen Gesamt- 
verständnis der Bibel aus. Und eben dagegen, daß nicht zunächst die 
Bibel in ihren einzelnen Teilen und verschiedenen theologischen Strö- 
mungen historisch-kritisch im einzelnen befragt, sondern von einer 
lehrhaften Grundanschauung aus interpretiert wird, richtet sich der 
eigentliche Einwand. Insbesondere das Alte Testament liefert einen 
wesentlichen Beitrag für das Verhalten des glaubenden Menschen im 
staatlichen Leben. Grundsätzlich kommt dem Staat gegenüber dem 
Familienleben nur zweitrangige Bedeutung zu. Seit der prophetischen 
Kritik erscheint er als eine bloß menschliche und behelfsmäßige Ein- 
richtung, im Neuen Testament zudem als eine nur vorläufige. Seine 
Aufgabe ist es, als eine Form menschlicher Gemeinschaft einen Raum 
zu schaffen, in dem sich das Eigentliche der menschlichen Existenz 
ereignen kann — nach der Bibel: die persönliche Gottesgemeinschaft 
zur Verwirklichung der Gottesherrschaft im Leben des Glaubenden. 
Und im einzelnen haben die Staatsbürger, die nach dem deuteronomi- 
schen Gesetz „Brüder‘‘ sind, so zu verfahren, wie es dem göttlichen 
Willen gemäß ist: in Recht (als dem Ausgleich der eigenen Ansprüche 
mit den Anrechten des Mitmenschen) und Liebe. Vielleicht genügen 
schon diese wenigen Hinweise, um zu zeigen, daß eine biblisch ge- 
gründete evangelische Staatsethik wesentlich anders aussehen müßte 
als alles, was bisher geboten worden ist. 


Wien Georg Fohrer 


Edward Gibbon e la cultura europea del Settecento. Di GIUSEPPE 
GIARRIZZO. Neapel, Istituto Italiano per gli Studi Storici 1954. 
534 S., 3000L. 

Die bedeutende Arbeit eines Spezialisten ist unter dem Patronat 
des von Benedetto Croce gegründeten italienischen Instituts für die 
geschichtlichen Studien zu Neapel erschienen und im Geiste Croces 
gehalten!), auch von Meineckes „Historismus‘‘ berührt. Im Unter- 
schied zu Per Fuglums Arbeit?) ist Giarrizzos umfangreicheres Buch 
wesentlich auf Gibbons berühmte History of the decline and fall of the 
Roman empire konzentriert. Ihr gilt der 2gı Seiten füllende 2. Teil 


1) Über Croce s. Srbik, Geist u. Geschichte I (1950) S. 15—18. 
*) S. meine Anzeige in HZ Bd. 179, 3, S. 558f. 


Historische Zeitschrift 188. Band 
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des Werks!), der in drei Kapiteln den „Niedergang und Untergang des 
römischen Reichs‘, „Das Christentum in der History‘, „Das Mittel- 
alter‘‘ behandelt. Das Kapitel über „Das Christentum in der History” 
umfaßt allein 100 Seiten. Mit Recht (s. u.). Dieses Hauptobjekt rückt 
aber Vf. durch den ı. Teil „La preparazione‘‘2) mit Stoffbeherrschung 
in den Zusammenhang des englisch-französischen Geisteslebens im 
18. Jahrhundert, von welchem Ausgangsort allein die so viel befehdete 
History verstanden und gerecht gewürdigt werden kann. Die voran- 
geschickte ‚Bibliographische Vorbemerkung‘ S. gf. gilt den Ausgaben 
der Werke Gibbons, nicht den Übersetzungen und Bibliographien?), 
Ein nützliches Namensregister ist S. 5321—534 beigegeben. 

Die History, zu der der 27jährige Gibbon®) auf den Ruinen Roms 
den Plan faßte, ist in alle Kultursprachen des 19. Jahrhunderts über- 
setzt worden). Warum ? Zwei Gründe liegen vor: ı. Die Fragestellung, 
2. Die Antwort. Darin liegt auch die Berechtigung für des Vf£.s Werk. 

ı. Die Frage nach den Gründen für ‚The decline and fall of the 
Roman Empire‘ war nicht neu. Sie war schon Anfang des 5. Jahrhun- 
derts gestellt und in scharfer Polemik zwischen Heiden und Christen 
erörtert worden. Sie war auch in der Mitte des ı8. Jahrhunderts nicht 
neu; 1734 hatte Montesquieu ‚„Considerations sur les causes de la 
grandeur des Romains et de leur d&cadence‘‘ vorgetragen®), und 1759 
hatte der von Giarrizzo nicht erwähnte Edw. Wortley Montague 
(1713—76) „‚reflexions on the rise and the fall of the ancient republics“ 
veröffentlicht. Gibbon arbeitete also mehr als 20 Jahre lang an der 
Beantwortung einer Frage, die die damalige literarische und frei- 
geistige Öffentlichkeit ernstlich beschäftigte. 

2. Die Antwort hatte im 5. Jahrhundert von seiten der konser- 
vativen römischen Aristokratie gelautet: Das Christentum ist schuldig. 
Bekanntlich machte Augustinus umgekehrt die civitas terrena für den 
Niedergang und Fall des Reiches verantwortlich. Gibbons Antwort in 
seiner die Zeit von 180 bis 1500 umspannenden History?) lautete: 
Durch das Christentum ist die schöne und reiche Welt der Antike 
zersetzt worden. Damit war die Polemik des 5. Jahrhunderts wieder 
1) Seite 227—518. 

2) Seite 13—223 in 5 Kapiteln. Hier legt Vf. mit Recht Gibbons Selbst- 
biographie zu Grunde. Veröffentlicht zuerst 1796f. in den Miscellaneous 
Works; jetzt kommt die Ausgabe v. Murray, L. 1896 in Betracht. Deutsch 
Braunschw. 1796f., Lpg. 1801. 

3) S. Norton, A bibliography of the works of Edw. Gibbon; Oxf. 1940. 

4) 1764, vom Werk erschien Bd. I 1776; das ganze in 6 Bdn. 1782—88. 

5) Deutsch v. Wenck, Schreiter u. Beck ı8o5ff. in ı9 Bdn.; v. Sporschil 
ı835fl. in ı2 Bdn., 4 A. 1862. 

6) Deutsch v. Sporschil 1842. 

?) Daher bei Giarrizzo das 3. Kapitel des II. Teils. 
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ee gie 
eröffnet. Ein fürchterlicher Zusammenprall zwischen damals ratio- 
nalistisch unterbautem Historismus und kirchlichem Dogmatismus!). 
Ihn im Rahmen der geistigen Welt (West-) Europas verständlich 
zu machen, ist offenbar Giarrizzos Ziel. Er hat die Aufgabe be- 
wältigt. 

Gewiß: zwischen 1776 und 1954 liegen mehr als 170 Jahre der 
Forschung und der Emanzipation der wissenschaftlichen Geschichte 
vom Rationalismus; liegt auch die Entwicklung der Wirtschafts-, 
Gesellschafts- und Religionsgeschichte. Es ist also klar, daß wir 
Heutigen Gibbons einseitige, schroffe Antwort so nicht gelten lassen 
können, sondern auf das heute erkennbare Maß eingrenzen müssen. 
Zwar ermöglicht uns das vertiefte, verfeinerte zeitgeschichtliche 
Verständnis des im Neuen Testament vorliegenden Restes urchrist- 
lichen Schrifttums tiefer noch als Gibbon hineinzusehen in die 
durch Geheimsprache verhüllte Gegnerschaft der neuen Ideologie 
gegen den römischen Staat und seine Kultur: man beachte schon 
zweieinhalb Jahrzehnte nach Jesu Tode die sehr vorsichtigen An- 
deutungen I. Kor. 16,22 und II. Thess. 2,6—7; dann in Domitians 
Zeit deutlicher Matth. 6,9—10,13 u. Apoc. Joh. 13 u. 17—19,10 und 
anschließend Didache 10,5—6! Aber die mit 313 beginnende Herr- 
schaft im Staat und seit 381 über den Staat erfolgte doch erst, als 
wesentlich andersartige Faktoren im Laufe des vorangegangenen 
3. Jahrhunderts ‚‚the decline‘‘ herbeigeführt hatten. Von den verschie- 
densten Standorten aus sind zusätzlich ganz andere Antworten auf 
die seinerzeit mit wirksamer Wucht zur Diskussion gestellte Frage 
gegeben worden. In diesem Zusammenhange muß Giarrizzos Werk 
gesehen werden. 

Eine eigene Antwort auf die Frage gibt er nicht. Er behandelt 
nicht den geschichtlichen Prozeß des Niedergangs und Falls des 
römischen Reichs, er kritisiert auch nicht Gibbons History vom 
Standort der heutigen Wissenschaft aus, sondern er analysiert 
Gibbons Werk und dessen literarische Beziehungen zur damaligen 
gelehrten Welt. Er stellt Gibbons History in den Gesamtzusammen- 
hang des irgendwie der Aufklärung dienenden westeuropäischen 
Schrifttums jener Zeit. Dadurch weist er die zeitgeschichtliche 
Bedingtheit der Gibbonschen Geschichtssicht nach und ermöglicht 
durch deren Relativierung die heute zwingende Beschränkung 
seiner These auf das durch die Wirklichkeit der Tatsachen gefor- 
derte Maß. Nur in dieser Begrenzung kann er die „Neuzeitlichkeit 
und Lebensfähigkeit der historiographischen Sicht Gibbons‘ (S. 401) 


') Vgl. Schiller, Die Götter Griechenlands! Über Gibbons Wirkung auf 
Arn. Herm. Ludw. Heeren s. dessen ‚Gesch. d. Studiums d. griech. u. röm. 
Literatur‘ Bd. I (1797) $ 30. Heeren bezieht sich ausdrückl. auf Gibbon. 


g9* 
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nennen 
nachweisen. Es ist ihm gelungen, „dare vita all’opera grandiosa" 
(S. 518)}). 

Gibbons Werk hat seinerzeit leidenschaftliche Diskussionen pro 
et contra hervorgerufen. Es wäre dankbar zu begrüßen, wenn 
Giarrizzo auf Grund seiner umfassenden Kenntnisse der zeitgenössi. 
schen englischen, französischen und deutschen Literatur seiner Gibbon- 
Biographie einen zweiten Teil folgen ließe. Er dürfte für die Geschichte 
der Aufklärung größte Bedeutung haben. Meine bescheidene An- 
merkung S$. 131 n. ı möchte in dieser Richtung anregen. 


Jena-Dorndorf Hugo Preller 


Deutschland in englischer Sicht. Die Wandlungen des Deutschland- 
bildes in der englischen Geschichtsschreibung. Von MANFRED 
MESSERSCHMIDT. Düsseldorf, Michael Triltsch Verlag 1955. 
VI, 191 S. 7,80 DM. 


An Studien über die deutsch-englischen Beziehungen besteht in 
der deutschen Geschichtswissenschaft kein Mangel, doch befaßt sich 
die große Mehrzahl dieser Arbeiten mit dem politisch-diplomatischen 
Verhältnis der beiden Mächte. Erst nach dem Ende des zweiten Welt- 
krieges ist die Frage nach dem „Deutschlandbild‘ der Engländer 
stärker in das Blickfeld der historischen Forschung gerückt, nicht zu- 


letzt durch überspitzte Angriffe gegen die Deutschen und ihre Ge- 
schichte, wie sie z.B. in publizistisch wirksamer Weise von dem 
Oxforder Historiker A. J. P. Taylor in zahlreichen Veröffentlichungen 
geführt wurden. Während sich die deutsche Literaturwissenschaft be- 
reits in den zwanziger und dreißiger Jahren intensiv mit der englischen 
Urteilsbildung über Deutschland beschäftigt hat (vgl. die Arbeiten 
von A. Ludwig, R. Immelmann, W. Rackzun, P. Wenzel, T. Kornder, 
K. Weineck, F. Schultz), ist die historische Wissenschaft, von ver- 


einzelten Ansätzen abgesehen, erst seit 1945 den Wurzeln der eng- | 


lischen Urteilsbildung über Deutschland und die Deutschen intensiver 


nachgegangen. Entsprechend der großen Bedeutung, die seitens der | 


ausländischen Geschichtsschreibung der Rolle Preußens für die deut- 
sche Geschichte beigemessen wurde, standen zunächst Friedrich der 
Große und Bismarck im Mittelpunkt. Auch in der vorliegenden Unter- 
suchung, die aus der Schule Gerhard Ritters hervorgegangen ist, wird 
der geistigen Auseinandersetzung mit Preußen und seiner prägenden 
Kraft für die deutsche Geschichte weiter Raum gewährt. Überall ist 


!) Die gleiche Wertung findet man bei Meinecke, Historismus (1946) S. 233. 
und bei Srbik, Geist u. Gesch. I (1950) S. ı1g. Die Gründe für diese Wertung 
sind natürlich heute — so auch bei Giarrizzo — wesentlich andere als im 
vorrevolutionären Frankreich des 18. Jahrhunderts. 
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jedoch diese spezielle Fragestellung eingebettet in die umfassendere 
Untersuchung über den Wandel des Deutschlandbildes. 

Über den chronologischen Ansatz des Verfassers, daß ein allge- 
meines Deutschlandbild in der englischen Geschichtsschreibung erst 
im dritten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts sichtbar werde, kann man 
streiten. Gewiß setzt erst zu diesem Zeitpunkt, wie Dockhorns Unter- 
suchungen gezeigt haben, die geistige Begegnung der englischen mit 
der deutschen Geschichtswissenschaft ein, jedoch hat ein Deutsch- 
landbild in der englischen Geschichtsschreibung schon vorher be- 
standen. In diesem Zusammenhang sei z. B. auf das zweibändige im 
Jahre 1738 erschienene Werk „Ihe Present State of Germany“ oder 
auf die weitverbreiteten Werke von Thomas Salmon (The Chrono- 
lggical Historian, 2 Bde., London 1747, und The Universal Traveller, 
or A Complete Description of the Several Nations of the World, 2 Bde., 
London 1752) hingewiesen. 

Erfreulicherweise hat sich Messerschmidt in seinem methodischen 
Ansatz von der vereinfachenden Darstellung freigemacht, die in der 
Nachfolge von Ernst Troeltsch glaubte, den Unterschied zwischen 
englischem und deutschem Denken auf wenige historisch-philosophi- 
sche Hauptbegriffe festlegen zu können. Die Unhaltbarkeit der These 
vom grundsätzlichen Gegensatz zwischen angelsächsischem und deut- 
schem Denken hat Klaus Dockhorn in seinem Buch über den deutschen 


| Historismus in England (1950) und dann in dem Deutungsversuch 


„Deutscher Geist und angelsächsische Geistesgeschichte‘ (1954) dar- 
getan und vor schlagwortartigen Klassifizierungen — wie normativ- 
naturrechtlich und ethizistisch-subsumierend auf der einen, organisch- 
dynamisch und entwickelnd-individualisierend auf der anderen 
Seite — gewarnt. Von diesen Schemen hat sich der Vf. nicht leiten 
lassen; er möchte vielmehr die ‚‚Vielgestaltigkeit englischen Bemühens 
um ein Geschichtsverständnis‘ überall deutlich werden lassen und die 
englische Geschichtsschreibung und ihre Aussagen über Deutschland 
im Zusammenhang der allgemeinen Geschichte des deutsch-englischen 
Verhältnisses betrachten. 

In seinem ersten Kapitel, das die Begegnung der englischen Ge- 
schichtswissenschaft mit dem deutschen Idealismus und Historismus 


‚ zum Gegenstand hat, kann er auf den durch Dockhorns Forschungen 


geschaffenen Grundlagen aufbauen und bestätigt den tiefgreifenden 
Einfluß, den Deutschland als Bildungsmacht in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts sowohl durch die Schöpfungen seiner Dichter als 
auch durch die in der Schule Niebuhrs und Savignys ausgebildete 
historisch-kritische Methode auf das englische Geistesleben ausgeübt 
hat. Das gilt für den Headmaster of Rugby und späteren Oxforder 
Historiker Thomas Arnold, der Niebuhrs Römische Geschichte ins 
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EEE 


Englische übersetzte und sich von Schleiermacher und Ranke anregen 
ließ, gleichermaßen wie für J. M. Kemble, der bei Jakob Grimm in 
Göttingen studierte, oder für Thomas Carlyle und C. Thirwall, dem 
Historiker Griechenlands, der die deutsche Forschung in ihrer ganzen 
Breite bis in die Zeitschriftenliteratur hinein beherrschte. Sie alle waren 
durch Übersetzungen deutscher Autoren und durch ihre eigenen Werke 
als Vermittler deutschen Geistesgutes tätig, teils erfüllt von über- 
schwenglicher Sympathie für die deutsche Philosophie, Theologie, 
Philologie und Historie oder in kritischer, wenn auch im ganzen wohl- 
wollender Distanz wie C. Thirwall in seinen späteren Jahren. 

In Macaulays ‚History of England‘ und in Hallams ‚‚Consti- 
tutional History‘ kündigt sich dann, wie Messerschmidt in seinem 
zweiten Kapitel nachweist, das Bewußtsein für die Fremdartigkeit 
kontinentaler und also auch preußisch-deutscher Verhältnisse an; 
es geht beiden nicht so sehr darum, kontinentale Verhältnisse in ihrer 
Eigenart zu erforschen und darzustellen, als vielmehr darum, sie den 
eigenen Landsleuten als Kontraste zur fortschrittlichen englischen 
Entwicklung vor Augen zu führen. Die Historiker der „Oxford 
School‘ Stubbs, Freeman und Green (Kap. III) überwinden in ihren 
‘ Werken die insulare Enge eines Hallam und Macaulay, sie sehen die 
englische Geschichte in ihren europäischen Zusammenhängen und 
Verflechtungen. Wie kaum eine andere Gruppe englischer Historiker 
wurden sie in ihrem Denken durch die germanistische Rechtsschule 
geprägt. Die Atmosphäre der Sympathie, die sie mit Deutschland ver- 
band, hat sie die Gemeinsamkeiten der beiden Nationen in den Vorder- 
grund rücken lassen und den kritischen Blick für die bestehenden 
Gegensätze getrübt. Von dem idealisierenden Deutschlandbild der 
„Oxford School‘ hebt sich eine „kritisch-verständnisvolle Richtung“ 
(Kap. IV) ab, die nach einem sachlich-nüchternen Urteil über Deutsch- 
land strebt, aber noch nicht im Stile des Gleichgewichtsdenkens in dem 
neuerstandenen Reich der europäischen Mitte den Hauptfeind Eng- 
lands erblickt. Im ganzen gesehen weisen die in diesem Kapitel zu- 


sammengefaßten Historiker, wie M. selbst einleitend bemerkt, nach 


Neigung und Interessen wenig Gemeinsames auf. Seeleys „Life and 
Times of Stein‘ wird als „der erste großangelegte Versuch der eng- 
lischen Historie zu einem Bild des modernen Deutschland‘ gewürdigt; 
in der Korrespondenz seines Cambridger Kollegen Creighton findet 


sich die erste scharfe Kritik an der bismarckischen Politik; das Werk 


des Rechtshistorikers Fredric William Maitland dokumentiert, wie die 
„Oxford School‘, die Nachwirkung der deutschen rechtshistorischen 
Schule, die zu einem sachlichen, aber immer noch sympathisierenden 
Deutschlandbild führt. Nach ihm setzt sich dann in der englischen 


Geschichtsschreibung ein bis in unsere Tage wirksam gebliebener 
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„doktrinärer Liberalismus‘ durch. Die Weichen für dieses vom „dok- 
trinären Liberalismus‘ geprägte Deutschlandbild hat nach des Vf.s 
Meinung Lord Acton gestellt: Perfektion, Einheit, Autorität und Sub- 
ordination kennzeichnen den Deutschen. Luther wird als Inkarnation 
alles dessen, was spezifisch deutsch ist, aufgefaßt; seine Vorstellungen 
über das rechte Verhältnis von Obrigkeit und Untertanen fanden ihre 
vollendete Ausprägung im Preußen Friedrich Wilhelms I. und Fried- 
richs des Großen. Der preußisch-deutsche Staat als Schöpfung Bis- 
marcks bildet die größte Bedrohung für die Freiheit der Menschheit 
und den Fortschritt der Zivilisation. Damit waren die Konturen eines 
Deutschlandbildes entworfen, dessen Details im Zeitalter der beiden 
Weltkriege nachgetragen werden sollten. 

Doch wäre es unzutreffend, wollte man die englische Geschichts- 
schreibung von der Jahrhundertwende bis zum Ende des ersten Welt- 
krieges (Kap. V) nur in der Nachfolge Lord Actons sehen. Die eine 
Linie führt von Acton über Dawson, Mariott, Robertson, Toynbee zu 
Hearnshaw und erreicht ihren Höhepunkt in der Deutschlandkritik 
Namiers, für den jedoch im Unterschied zu seinen Vorgängern nicht 
mehr Preußen (dessen Traditionen er nichtsdestoweniger aufs schärfste 
ablehnt) die große Gefahr für den Frieden der Welt bildet, sondern das 
träumerische Deutschland mit seinen fluktuierenden Ambitionen und 
nie realisierten Idealen. Die andere Linie verbindet H. Temperleys 
Studie über „Frederick the Great and Kaiser Joseph‘ (1915) mit dem 
dreibändigen Werk des Deutschlandkenners A. W. Ward (,The Ger- 
man Empire‘, 1916—ı918) und dem nie erlahmenden kritischen Be- 
mühen G. P. Goochs um ein Verstehen deutscher Politik und Ge- 
schichte. 

Schon früh zeigt sich nach dem ersten Weltkrieg (Kap. VI) eine 
zwischen den beiden Nationen vermittelnde Richtung, die Deutsch- 


land wieder in die Völkergemeinschaft aufgenommen wissen will und 
sich gegen die scharfen Bestimmungen des Versailler Friedens wendet 


(C. K. Webster und H. Temperley). In den Werken eines G. M. 
Trevelyan und G. P. Gooch kündigt sich eine Versöhnungsbereitschaft 


an, die jedoch nichts zu tun hat mit einem Vertuschen der Gegensätze; 
die liberale, mit sachlicher Vornehmheit vorgetragene Kritik am 
preußischen Staat und deutschen Staatsdenken bleibt. 

Der Aufstieg Hitlers und des Nationalsozialismus stellt die eng- 


lische Geschichtsschreibung vor neue Probleme (Kap. VII). Zwar las- 
sen sich manche Züge des Nationalsozialismus als Rückgriff auf preu- 
Bische Traditionen begreifen: die Betonung der Staatsallmacht und 


die Forderung nach bedingungsloser Unterordnung des Individuums 
unter die Interessen des Staates; andere Erscheinungen aber wie 


Rassenkult, Volkstumsmythos usw. bedürfen einer neuen Erklärung. 
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R. B. Mowat findet sie in der Romantik als dem geistigen Vorläufer 


des Nationalsozialismus. Neben die Kritik am Preußentum tritt nun 


als neue Perspektive im englischen Deutschlandbild die Entdeckung 
des romantisch-zwiespältigen Deutschen. Die Verschärfung der poli- 
tischen Lage führt zu einem Anwachsen der antideutschen Historie, 


die ihre Hauptvertreter in A. J. P. Taylor, Sir Lewis Namier, F. C. ], 
Hearnshaw und A.L. Rowse findet. Ihnen erscheint der National. 


sozialismus als eine logische Konsequenz der neuzeitlichen deutschen 


Geschichte, an deren Anfang Luther und an deren Ende Hitler steht, 
Solche summarischen Urteile, die letzthin in einer Verdammung alles 
Deutschen gipfeln, blieben jedoch keineswegs unwidersprochen. E.H. 
Carr, der Birminghamer Germanist Roy Pascal, Geoffrey Barraclough, 
G. P. Gooch, Herbert Butterfield u. a. distanzieren sich — bei aller 
Kritik, die aus ihren Werken spricht — von derartigen unhistorischen 
Simplifizierungen. So weist etwa Carr darauf hin, daß der National- 
sozialismus keine nur deutsche Angelegenheit sei, sondern ein Pro- 
blem der europäischen Geschichte der letzten siebzig Jahre. Pascal 
betont die Komplexität des deutschen Volkscharakters. G. Barra- 
clough wendet sich gegen die These von der Kollektivschuld des 
deutschen Volkes und gegen jene Historiker, die in der neuesten Ge- 
schichte Deutschlands nichts anderes zu sehen vermögen als das folge- 
richtige Ergebnis des im ı8. Jahrhundert beginnenden Aufstiegs 
Preußens. Herbert Butterfield wendet sich grundsätzlich gegen die 
moralische Verurteilung des innen- und außenpolitischen Gegners 
durch die Geschichtsschreibung und erblickt darin mit Leopold v. 
Ranke eine Kompetenzüberschreitung ihres Amtsbereiches. — 

Wenn wir heute ein differenzierteres Bild von der englischen 
Urteilsbildung über Deutschland und die deutsche Geschichte, soweit 
sie sich in der Historiographie niedergeschlagen hat, besitzen, so ist 
dies ein nicht geringes Verdienst der Untersuchung von Messerschmidt. 
Über die engere Fachwissenschaft hinaus kann die Schrift dazu dienen, 
Mißverständnisse zwischen den beiden Nationen aus dem Wege zu 
räumen; sie erinnert uns aber zugleich auch an die unselige Erbschaft, 
die der Nationalsozialismus hinterlassen hat und mit der wir uns bis 
auf den heutigen Tag auseinanderzusetzen haben. 

Marburg/Lahn Manfred Schlenke 


Moltke. Von EBERHARD KESSEL. Stuttgart, K. F, Koehler 1957. 

807 S. 48,— DM. 

Wie die Problematik der Geschichte Bismarcks, ist auch die 
Problematik von Gestalt und Werk Moltkes seit dem Zusammenbruch 
von 1945 in neue Beleuchtung gerückt worden. Es waren vor allem 
Rudolf Stadelmanns bedeutendstes Buch von 1951 über: Moltke und 
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der Staat, und dann, teils parallel zu ihm, teils die Konsequenzen 


seiner Auffassung weiter ausbauend, der Schlußteil von Gerhard 


Ritters: Staatskunst und Kriegshandwerk (1954), die der noch immer 
bedeutendsten militärischen Figur der modernen deutschen Geschichte 
einen neuen Inhalt abzugewinnen vermochten, der bei beiden weit 
über den Rahmen stereotyp gewordener Bewunderung oder Kritik 


hinausführte. In demselben Maße, in dem die deutsche Forschung dazu 


neigte, das Eigentümlichste der Größe Bismarcks in jener inneren 


Unabhängigkeit von den spezifischen Tendenzen des 19. Jahrhunderts 
zu erblicken, die der Reichsgründer durch sein Werk so tiefgreifend, 
auch unter Benutzung und Beherrschung dieser Epochenkräfte, zu 
gestalten vermochte, schien Moltke mit den Tendenzen dieser Zeit 


enger als er verbunden zu sein: der Soldat, der für die Ebene seines 


Berufs die Folgerungen aus dem Übergewicht des Nationalstaates und 
der zum Siege des Spezialisten drängenden Technisierung des moder- 
nen Lebens zog, der Denker, der eine besonders eigenartige und persön- 
liche Variante des historisierenden Realismus verkörperte, der politi- 
sche Mensch schließlich, der unleugbar dem geschichtlichen Gehalt 
seiner Zeit, dem nationalen Gedanken wie der Unvermeidlichkeit des 
Verfassungsstaates, sich unmittelbarer anzupassen vermochte, als der 
politisch und sozial viel stärker an Herkunft und preußische Tradition 
gebundene Junker Otto v. Bismarck. 

Keines dieser beiden großen Werke ist dabei etwa an dem um- 
fassenden Reichtum des Moltkeschen Wesens vorbeigegangen und hat 
die Vielschichtigkeit seiner Persönlichkeit verkannt: Rudolf Stadel- 
mann sah ihn durch seinen optimistischen Vernunftglauben eng mit 
dem 18. Jahrhundert verbunden. Aber er hat auch nachdrücklich 
davor gewarnt, die Gleichung des späteren Bewunderers von Treitschke 
und Carlyle, des Freundes von Th. Bernhardy, mit dem spezifischen 
Gehalt der zweiten Jahrhunderthälfte einseitig und unproblematisch 
zu vollziehen. Gerh. Ritter akzentuierte sehr stark den Gegensatz des 
Jahres 1870/71 zwischen Kriegführung und Politik, zwischen Moltke 
und Bismarck, als Vorstufe der deutschen Entwicklungen des 20. Jahr- 
hunderts. Aber er hat bei der Behandlung der Auffassung Moltkes vom 
Nationalkriege der Massen als Entscheidungskrieg bis zurVernichtung 
im isolierten Duell der Völker doch auch auf das stärkste das Ausmaß 
der begrenzenden Ratio in der Einschätzung der eigenen Kräfte 
hervorgehoben, das Moltke als klassischen Typ der deutschen Heeres- 
geschichte unverkennbar schon von der technisch so viel zugespitzteren 
Einseitigkeit eines Schlieffen, geschweige denn von dem wirklich 
totalitären Nationalsozialismus trennte. Immerhin ergab sich eine 
„moderne‘‘ Bewertung der Gestalt Moltkes, die Stadelmann zu der 
charakteristischen Formulierung führte, Moltke sei trotz seiner Zu- 
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geiles ee Alessi 
gehörigkeit zur konservativen Fraktion „sicherlich keinKonservativer“ 
gewesen und habe nicht mit ihnen, sondern mit den Vincke, Bernhardy 
und Treitschke in „derselben Ebene des politischen Empfindens“ 
gelebt (Stadelmann, S. 374 u. 387). 

E. Kessel, der gleichzeitig mit seiner wertvollen und in ihrer Ein- 
leitung die grundsätzlichen Probleme weitgehend aufrollenden Ausgabe 
der Schlieffen-Briefe jetzt diese umfassende Moltkebiographie vorlegt, 
war für die Behandlung dieses Stoffes durch die Kette seiner früheren 
kriegs- und heeresgeschichtlichen Studien zur älteren preußischen Ge- 
schichte, ganz unmittelbar auch durch die schöne Ausgabe von Moltkes 
Gesprächen (1940) sowie monographische Studien über Moltkes Rolle 
im Türkischen Kriege von 1839 und sein besonderes Verhältnis zur 
Kriegsgeschichte vorbereitet. Das jetzt von ihm vorgelegte Buch geht 
also, ungewöhnlich in unserer bewegten Zeit, auf eine über zojährige 
Arbeit an seinem großen Thema zurück, die stets im Geiste strenger 
Disziplinierung zu historischer Sachlichkeit geleistet worden ist. 

Das hat dem Ganzen unverkennbar das Gepräge gegeben. K. hat 
durchgehend über das gedruckte Material auf die handschriftlichen 
Quellen (S. 765/66) zurückgegriffen, aber grundsätzlich auf die Beigabe 
eines kritischen Anmerkungsapparates verzichtet, der mehr als den 
knappsten Nachweis der benutzten Quellen gegeben hätte. Auch die 
beigefügte Bibliographie stellt den Gesichtspunkt der Bereicherung 
unseres Wissens so sehr in den Vordergrund, daß zwar Stadelmanns 
Arbeiten, nicht aber Gerh. Ritters Staatskunst und Kriegshandwerk 
Aufnahme gefunden haben. Die Folge dieser ungewöhnlich spartani- 
schen Enthaltsamkeit ist allerdings, daß der Benutzer des Werkes 
gezwungen ist, sich selbst über Neues und Abweichendes im Vergleich 
zur älteren Literatur Rechenschaft zu geben, womit eine Forderung 
gestellt wird, die für die Wirkung des Buches doch kaum nur Förde- 
rung, sondern, wie befürchtet werden muß, auch ein gut Teil Erschwe- 
rung bedeuten wird. 


Der Vorzug dieser schriftstellerisch strengen Form ist dafür, daß 
hier wieder einmal Biographie eines Stiles geboten wird, der bemüht 
ıst, ein bedeutendes Leben aus sich selber sprechen zu lassen, ohne 
seine Eindruckskraft durch das viel beklagte, in Vorzügen, vielleicht 
Unvermeidlichkeit und Nachteil so heißumstrittene Schwergewicht 
def Analys$ des betrachtenden Historikers zu gefährden. Das bedeutet 
nich f eine Formfrage, sondern ist Ausdruck einer grundlegenden 
Einstellung des Vf.s, der sich von der analysierenden Revisions- 
fragestellung des letzten Jahrzehntes dadurch scheidet und offen- 
sichtlich scheiden will, daß er Moltke konsequent und nahezu aus- 
schließlich als geschichtliche Erscheinung in ihrem besonderen 
Hintergrund und Rahmen erfassen will. 
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Angewendet auf die Geschichte eines Mannes, dessen Bedeutung 
vornehmlich auf der Leistung seiner soldatischen Berufsarbeit beruht, 
hat dies in erster Linie zur Folge, daß die Entwicklung des 
Soldaten vom Eintritt in den preußischen Heeresdienst 1822 bis zum 
Lebensausgang 1891 in seiner ganzen Tragweite in den Mittelpunkt 
gerückt ist. K. hat weder die Vielseitigkeit der Bildung, die Grenz- 
berührung mit dem Typ des Gelehrten, die echte Tiefe der humanen 
Züge, noch den von Moltke selbst betonten Zwangscharakter der 
ursprünglichen Berufswahl vernachlässigt. Aber er legt den Akzent 
doch darauf, daß der Soldat Moltke das Zentrum seiner geschichtlichen 
Gestalt bedeutet. Das Werden des Generalstabschefs, die Entwicklung « 
des Strategen, die Leistung des Feldherrn in drei Kriegen und die 
planende Arbeit der Spätjahrzehnte nach 1871 stellen das eigentliche 
Thema des Buches dar. Die Eigenart der Auffassung dieses militäri- 
schen Entwicklungsganges beruht darauf, daß nicht die Spekulation, 
die Arbeit des Denkers allein beherrschend ist, sondern sehr stark auf 
diesem Felde seines zur Selbstverständlichkeit gewordenen eigentlichen 
Berufes die von Moltke erreichte ideale Synthese des denkenden und 
des handelnden Menschen betont wird. Sowenig K. bestreitet, daß die 
Spezialisierung des modernen Berufsmenschen bei Moltke ihren Aus- 
druck findet, so scharf wendet er sich doch gegen die Neigung der 
nur praktischen Soldaten, der Rivalen Moltkes vor allem, in ihm 
deshalb einen welt- und praxisfremden Theoretiker zu sehen, weil in 
der Ausbildung seiner im Umriß schon 1835 feststehenden strategi- 
schen Grundideen über das Wesen der modernen Kriegführung die 
geistige Konzeption unvermeidlich der praktischen Tat (S. 437) 
vorausgehen mußte. Alle Planmäßigkeit der denkenden Vorarbeit des 
Feldherrn ändert doch im Grundzug nichts an der Feststellung, Moltke 
seiim tiefsten Kern seines Wesens mindestens ebensosehr handelnder 
und in seiner Sphäre praktischer Mensch wie Genius des Gedankens 


. gewesen, Die Größe des Feldherrn Moltke, die so häufig vorwiegend 


konstruktiv und intellektualisiert behandelt wird, beruhe im tiefsten 
Grunde doch erst in seiner Fähigkeit zur „Kombination des Berechen- 
baren mit dem Unberechenbaren‘“‘, der Klarheit, mit der er sich gehütet 
habe, bei allem Streben nach Rationalisierung und Planmäßigkeit über 
die möglichen Grenzen dieses Prozesses hinauszugehen. Wohl sei 
Moltke kein Organisator gewesen, der sich sein Instrument, das Heer, 
selbst geschaffen habe, aber „er würde als Feldherr mit jedem In- 
Strument, das ihm das Schicksal in die Hand gegeben, geschlagen und 
gesiegt haben“ (S. 351). 

Von dieser Basis der strengen Quellenerschließung und -inter- 
pretation aus ist ein bedeutendes Werk entstanden, dessen Eigenart 
ganz in der Schärfe des Verständnisses für die geschichtliche Bindung 
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auch des bedeutendsten Einzelmenschen und in der Gewissenhaftigkeit 
der Nuancierung des Urteils besteht. Der Moltke E. Kessels teilt bei 
aller Bewunderung der genialen Größe das Schicksal strenger Bindung 
an die Elemente, die auf seine Entwicklung eingewirkt haben. Die 
daraus entstehenden wirklichen und scheinbaren Widersprüche 
bleiben doch so weitgehend im Rahmen der geschichtlichen Bedingt- 
heit, daß K. die Gefahr übermäßiger Kontrastierungen mit bewußter 
Vorsicht vermeidet. Die Dämpfung des nationalstaatlichen Impulses 
durch seine dänische Herkunft, Moltkes gerechte Abwägung der 
beiderseitigen Standpunkte, seine dauernde Fremdheit gegen die 
Leidenschaft des deutsch-dänischen Gegensatzes im 19. Jahrhundert 
sind ebenso bedingt und Inhalt seiner Lebenserfahrung wie die 
Anerkennung der überragenden Stärke des nationalstaatlichen 
Machtimpulses im 19. Jahrhundert, die ihn schließlich zu einer fast 
dogmatisch werdenden Fixierung seiner These von der deutsch- 
französischen Erbfeindschaft oder der Unvermeidlichkeit eines 
Zusammenstoßes zwischen Mitteleuropa und Rußland führte, 

Moltke erscheint somit in dieser Biographie strenger, aber doch 
auch zurückhaltender in die fast ein Jahrhundert umspannende, 
vielschichtige Epoche seines Lebenslaufes eingebaut, als dies in den 
Kessel unmittelbar vorausgehenden, auf große Linien und deutliche 
Kontraste hinzielenden Büchern von Stadelmann und Ritter der Fall 
gewesen war. Das Problem der über sein Leben hinausgreifenden 
Nachwirkung, der Bedeutung seines Feldherrntums als Vorspiel des 
20. Jahrhunderts — zu Schlieffen und Ludendorff vor allem — wird 
nur mit vorsichtig andeutender Behutsamkeit gestreift; im Vorder- 
grund steht durchaus das Bemühen um sorgfältige geschichtliche 
Interpretation aus den konkreten Bedingungen seines Ausgangs- 
punktes, aus dem Verlauf seiner Entwicklung und aus der auf diesen 
Voraussetzungen beruhenden strengen inneren Geschlossenheit von 
Persönlichkeit und Werk. 

Daraus hat sich ein großer Reichtum sorgfältig durchdachter 
Neuformulierungen ergeben, auf die eine Besprechung freilich nur erst 
hinzuweisen bemüht sein kann. Die eingehende Beachtung der Ent- 
wicklung des Generalstabes bis 1848 und die minutiöse Nachprüfung 
von Moltkes Hineinwachsen in ihn ergibt eine sorgfältig abwägende 
Behandlung seines Verhältnisses zu Clausewitz, dessen Buch ihm erst 
begegnete, als er sich bereits die Grundelemente des aus den Freiheits- 
kriegen in dem lebendigen Teil des preußischen Offizierkorps nach- 
wirkenden militärisch-strategischen Denkens angeeignet hatte. Clause- 
witz ist für Moltke nicht so sehr als Lehrer, sondern mehr als Bestäti- 
gung bereits in der Kristallisierung begriffener Auffassungen von 
Bedeutung gewesen. Die Entwicklung seiner strategischen und opera- 
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tiven Anschauungen legt betont den Akzent auf Moltkes elastische 
Aufnahmefähigkeit für die Realitäten der modernen Kampfführung, 
dieihn, und auch darin fand er sich wieder mit Clausewitz zusammen, 
vor jeder einseitigen Überschätzung der strategischen Offensive und 
der Taktik des Angriffes um jeden Preis hütete, ohne daß er sich selbst 
in dem preußischen Heere in diesem Punkte gegen die populärere 
Umdeutung der Erfahrungen aus dem Zeitalter der Kriege Napoleons 
eigentlich durchzusetzen vermochte. Moltkes Betonung der Stärke der 
Abwehr, seine weitgehende Bereitschaft, dem Gegner die Last des 
ersten Angriffes zuzuschieben, seine sehr moderne kritische Haltung 
gegenüber dem Wert der Kavallerie, deren Aufgabe er eigentlich nur 
noch in der Aufklärung zu erblicken vermochte, seine Zweifel am Wert 
des Korpsverbandes und sein vergebliches Bestreben, ihn zumindest 
im Kriege grundsätzlich durch die Division als unterste Staffel der 
großen Einheiten der Armee zu ersetzen, sind Punkte, an denen seine 
geniale Fähigkeit denkender Verwertung der praktischen Feldzugs- 
erfahrungen von 1859, 1864 und 1866 sich auch nach den berühmten 
„Verordnungen für die höheren Truppenführer‘‘ vom Juni 1869 im 
eigenen Heer nur sehr unvollkommen durchzusetzen vermochte. 

Weiter sucht K.s Buch sehr eindringlich vor der Neigung zu 
warnen, den Feldherrn des Heeres der allgemeinen Wehrpflicht, dessen 
Denkschriften seit 1859 gegenüber Frankreich und Rußland stets mit 
dem Nationalkrieg der Völker rechnen, in der Entwicklung vom 
absoluten Krieg nach Clausewitz zum totalen Krieg des 20. Jahr- 
hunderts unvorsichtig zu modernisieren, wie er sich auch in der 
Wertung des Politikers Moltke sicher nicht mit Stadelmanns Formu- 
lierung (Stadelmann S. 392) einverstanden erklären könnte, die für die 
Zeitnach 1871 von ‚einem straffen, totalitären Zuge‘ in der dieser Nei- 
gung sonst fremden Hochschätzung des autoritären, monarchischen 
Staates durch Moltke spricht. 

Moltke hat stets am Qualitäts- gegen das Quantitätsheer fest- 
gehalten, und den Rüstungswettlauf der modernen Großmächte — 
obwohl er den Krieg als unvermeidliche Erscheinung des Völker- 
lebens betrachtete und im Alter stärker als in seiner Frühzeit bejahte— 
stets innerlich abgelehnt und zu begrenzen getrachtet. Mit Clausewitz 
folgerte er aus der Natur des Krieges, daß er vom Willen zur militäri- 
schen Vernichtung des Gegners getragen sein müsse, weil der kürzeste 
Krieg auch der menschlichste sei. Aber der Nationalkrieg im radikal- 
modernen Sinne mit der Mobilisierung aller Volkskräfte ist ihm doch 
auch 1870/71 erst durch den Gegner auferlegt worden. Die Verhärtung, 
mit der Moltke nach Sedan schließlich auf die restlose Austragung des 
Ringens gedrängt hat, ist ihm — so unpolitisch sie im Verhältnis zu 
Bismarck gewesen sein mag — doch als Zwangslage auferlegt, nicht 
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gesucht worden. Es ist bezeichnend, daß alle seine Entwürfe und 
Äußerungen nach 1871 stets nur mit der Möglichkeit von Kriegen mit 
politisch begrenzten Zielen rechnen. Wohl hat er die beherrschende 
Kraft der nationalstaatlichen Idee im ı9. Jahrhundert früh erkannt 
und ist bereit gewesen, sich ihrem Lauf nicht entgegenzustellen, Aber 
der Gegensatz zwischen ihm und Bismarck sollte an diesem Punkte 
doch sehr vorsichtig behandelt werden, weil — schon Stadelmann 
(S. 415) hat das mit dem Hinweise betont, daß der von dem greisen 
Moltke vertretene Beamten- und Militärstaat unter einer starken, 
führenden Regierung der Staat der Objektivität und des gesunden 
Menschenverstandes sein sollte — bei Moltke doch die Führung von 
oben her im Staate und durch den Staat das entscheidende Über- 
gewicht behält. Das war so sehr der Fall, daß er den Dualismus der 
Nebeneinanderordnung von Heer und Politik in Preußen seit der 
Revolution von 1848 und seit dem Heereskonflikt mit niemals gebro- 
chener Selbstverständlichkeit verteidigte. Die militärische Kommando- 
gewalt der Krone blieb ihm eine so undiskutierbare Notwendigkeit, 
daß sich für Kessel — wie schon Gerh. Ritter — die Feststellung 
ergibt, er habe sich ‚nie in die Begriffswelt des Verfassungsstaates 
des ı9. und des 20. Jahrhunderts‘ (S. 616) hineinversetzen können, 

Für den Soldaten wie den politischen Menschen Moltke führt die 
Summe des Buches doch zu der Feststellung, daß er wesentlich kon- 
servativer war oder wenigstens auf der Höhe seines Lebens wurde, als 
man bei einer nicht sehr vorsichtigen Interpretation der modernen 
Züge seines Wesens anzunehmen geneigt sein könnte. Die Viel- 
deutigkeit seiner Erscheinung hängt nicht nur mit der Einmaligkeit 
einer vielseitigen Begabung zusammen, sondern wurzelt zu einem 
erheblichen Teil auch in der ebenfalls einmaligen Dauer dieses 
gıjährigen Lebens, das von Einflüssen des rationalen 18. Jahrhunderts, 
von der klassischen — viel mehr als der romantischen — Geisteswelt 
über das historische Denken und den Realismus der Jahrhundertmitte 
bis zum Ausgang der Bismarckepoche den größeren Teil der Epochen- 
tendenzen in sich aufnahm und persönlich verarbeitete. 

Bezeichnende Grenzen treten auch hier auf: so — trotz seiner 
Bejahung einer Sozialpolitik durch Regierung und Staat — in seiner 
sonst absoluten Ablehnung des Sozialismus nach 1871. 

Gelegentlich neigt das Buch Kessels aus der Grundtendenz des 
historischen Verstehens heraus gewiß zur Harmonisierung im Rahmen 
und unter den Voraussetzungen des geschichtlichen Zeitpunktes. Die 
ohne kritischen Kommentar zu seinen literarischen Vorgängern sorg- 
fältig auf Stadelmann und Gerh. Ritter bezogene Behandlung der 
Gegensätze von Moltke und Bismarck im Jahre 1870/71 ist doch 
wohl geneigt, die Elemente der gegenseitigen Zusammenarbeit und die 
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Bedeutung ihrer schließlichen Versöhnung im Augenblick der Friedens- 

äliminarien allzu stark zu betonen. Die grundsätzliche und weiter 
wirkende Belastung der deutschen Geschichte durch den Dualismus 
von Heerführung und Politik, damit die volle Tragweite der von 
Moltke vollzogenen Einengung der Gedanken eines Clausewitz wird 
zu sehr als geschichtlich gegeben hingenommen, ihre gefährliche 
Problematik dadurch mit einer nicht unbedenklichen Zurückhaltung 
behandelt. Das Verdienst der Biographie bleibt jedoch bestehen: eine 
von streng historischem Denken erfüllte Durcharbeitung seines Themas 
gegeben zu haben, an der keine weitere Beschäftigung mit ihm vorüber- 
gehen kann, ohne sich selbst zu gefährden. 


Berlin-Zehlendorf Hans Herzfeld 


Heinrich von Treitschke. By ANDREAS DORPALEN. New Haven, 

Yale University Press 1957. 345 S. 6.— $. 

Mit dieser Studie, dem ersten Versuch einer Biographie Treitschkes 
großen Stils in den USA, bereichert Andreas Dorpalen, Professor für 
Geschichte an der St. Lawrence Universität, nicht nur die angelsäch- 
sische Forschung zur Geschichte der deutschen Historiographie des 
ı9. Jahrhunderts, sondern darüber hinaus die Treitschkeforschung 
überhaupt. Das schön ausgestattete Buch ist in einem klaren, recht 
eingängigen Englisch geschrieben. Dabei ist der von dem Vf. ange- 
strebte Versuch, die gesamten politischen und geistesgeschichtlichen 
Strukturkräfte Deutschlands im Zeitalter der Reichsgründung durch 
Bismarck in ihrer vielschichtigen Differenziertheit als den breit ausge- 
malten Hintergrund aufleuchten zu lassen, vor dem sich dann das 
Porträt Treitschkes sehr plastisch abhebt, durchaus gelungen. So 
weitet sich diese Biographie im Grunde zu einer deutschen Gesamtge- 
schichte im Zeitalter Bismarcks aus. Treitschke selbst, dessen Leben, 
unter Auswertung auch noch unveröffentlichten Quellenmaterials, in 
allen biographischen Details liebevoll und mit großem psychologischem 
Fingerspitzengefühl nachgezeichnet wird, erscheint hier nicht nur als 
der Historiograph, der für seine Zeit ‚not a German history, but the 
history‘ schrieb, nicht nur als jener historisch-politische Schriftsteller, 
der als „Herald of the Reich‘‘ zu begreifen ist und nicht nur als jener 
akademische Lehrer und politisch handelnde Parlamentarier, der als 
ein „Praeceptor Germaniae‘‘ zu wirken versuchte. Auch das Bild des 
Dichters der Jugendjahre Treitschkes wird, unter Mitteilung von ins 
Englische übertragenen Gedichten, deutlich. Diese Entwicklung der 
Jugend- und Bildungsjahre Treitschkes, sein Vorkämpfertum für die 
Einigung Deutschlands durch Preußen, seine Beziehung zu Bismarck 
und schließlich seine repräsentative, gleichzeitig aber auch so viel- 
schichtige, ja fragwürdige Rolle als ausgeprägtester politisch-ideologi- 
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scher Exponent der Reichsschöpfung Bismarcks in den Jahren nach ! 
1871, wird in folgenden zehn Kapiteln behandelt: ı. Childhood and ? 
School, S. ı; 2. Student Years, S. ı2; 3. Poet or Scholar, S. 29; h 
4. Birth of a Hero, S. 49; 5. Convert to Bismarck, S. 83; 6. Prussian E 
Interlude, S. 110; 7. On South German Outpost, S. 131; 8. Herald of 
the Reich, S. 180; 9. Praeceptor Germaniae, S. 226; ıo. The Last ! 
Years, S. 270. Ein sehr verdienstvolles ır. Kapitel, ‚Post Mortem“, ! 
' dess 


S. 290—303, schließt die breite Darstellung dann ab mit einer Betrach- 


tung über die geistesgeschichtliche Nachwirkung Treitschkes und der | 
Frage nach seiner politischen Verantwortlichkeit im Deutschland | 


Wilhelms II., der Weimarer Republik und Hitlers. Auch ein Vorwort 
(S. VIIf.) führt den Leser von vornherein in diese wichtige Frage- 


stellung nach der geistigen Repräsentanz Treitschkes für das moderne | 


Deutschland hinein. — Die umfangreichen Quellennachweise und eine | 
 dista 


Bibliographie, die nicht nur die Fülle des deutschsprachigen und aus- 


ländischen Schrifttums, sondern darüber hinaus auch wertvolle Hin- f 


weise auf bisher unveröffentlichtes Handschriftenmaterial enthält, das 


der Vf. benutzen konnte, geben mit insgesamt 31 Seiten der Darstel- | 


lung Dorpalens eine breite wissenschaftliche Grundlage. Ein umfang- 
reiches Register (S. 337—345) macht das Buch auch als Nachschlage- 
werk geeignet. 

Ohne die — vom angelsächsischen Leser gewiß besonders erwar- 
tete — Fragestellung jemals außer acht zu lassen, welche Bedeutsam- 
keit Treitschkes Gedanken als politisches und historisches Phänomen 
bis auf den heutigen Tag zukommt und stets in dem Bewußtsein, daß 
„the extent of their appeal or nonappeal can serve as a useful barome- 
ter of Germany’s social and political atmosphere‘‘, geht es Dor- 
palen doch in erster Linie um die reine Forschungsaufgabe, als Histo- 


riker der Historiographie durch eine erschöpfende Biographie Treitsch- 
kes eine empfindliche Lücke in der angelsächsischen Geschichtsliteratur 
zu schließen. Die verständnisvolle, einfühlende und recht objektive 
Art, in der Dorpalen diese Aufgabe gelöst hat, läßt erwarten, daß das 
Bild Treitschkes und der ganzen von ihm mit repräsentierten Epoche 
deutscher Geschichte, aus der einseitig entstellenden politischen Sicht, 


der dieses Problem unter der Einwirkung zweier Weltkriege bei den 
Angelsachsen lange ausgesetzt war, in ein wissenschaftlicheres Licht 
gerückt werden wird. Für den angelsächsischen Sprachraum dafür 
eine Voraussetzung mit geschaffen zu haben, ist wahrlich kein geringes 
Verdienst, das der Vf. sich mit dieser bedeutsamen Leistung, deren 
reiche Detailfülle auch nur andeutend wiederzugeben hier nicht mög- 
lich ist, erworben hat. Allerdings ist nicht zu verkennen, daß Dorpalen 


in dem Bestreben, bei seinen Landsleuten Verständnis für die deutsche 
Geschichte der Bismarck-Zeit und Treitschkes repräsentative Rolle in 
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ihr zu erwecken, gelegentlich manches zu sehr aktualisiert. Während 
z. B. die Reaktionen nicht nur der öffentlichen Meinung Englands und 
Frankreichs, sondern auch der vom europäischen Aspekt des 19. Jahr- 
hunderts her noch peripheren USA auf Geschehnisse preußisch- 
deutscher Politik im Zeitalter der Reichsgründung häufiger registriert 
werden, scheint uns die Komponente, die der Faktor „Rußland“ in 
dieser Politik darstellte, zu wenig herausgearbeitet zu sein. Infolge- 
dessen wirken in der Darstellung Dorpalens Preußen und Deutschland 
inden 60er Jahren westlicher orientiert als sie es in Wirklichkeit waren. 
Der amerikanische Leser kann daher leicht zu dem allzu aktuell anmu- 
tenden Eindruck gelangen, das Deutschland Bismarcks sei ein Bollwerk 
des Westens gegen Rußland gewesen. Bemerkenswerter als solche 


gelegentlichen Aktualisierungen scheint es uns aber zu sein, daß Dor- 


palen Treitschke doch sehr nachdrücklich vom Nationalsozialismus 
distanziert, auch wenn er wiederum weit entfernt ist, den mit großer 
Sympathie für die Persönlichkeit Treitschkes geschilderten machtvol- 
len Anwalt des deutschen Nationalismus von jeder historischen Schuld 
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ben, richtige und falsche. Das wurde schließlich von Hitler in tragischer 
Weise ausgenutzt. Letztlich könne Treitschke doch nicht davon frei- 
gesprochen werden, ein geistiges Klima mit vorbereitet zu haben, in 
dem der Nationalsozialismus gedeihen konnte. So geht es bei dem 
Problem Treitschke darum, „to understand that Treitschke’s personal 
integrity cannot absolve him from all responsibility for the disastrous 
turn German politics took and that misguided as deliberate cynicism‘‘. 
Eine Übersetzung des schönen Buches ins Deutsche wäre zu 
wünschen. ‚ 


Herne/Saarbrücken H.O. Sieburg 


Die polnische Sprache in Westoberschlesien I970— 1939. Von JÖZEF 
LUBOJANSKI. (= Deutsche Zeugnisse, Heft ı.) Warschau, 
Verlag der Zachodnia agencja prasowa [Nachrichtenagentur 
West] 1957. 108 S. 

Ende 1934 und 1937 führte der „Bund Deutscher Osten‘ in den 


zweisprachigen Kreisen Westoberschlesiens Erhebungen über die 
Verwendung der polnischen Sprache im Gottesdienst durch und ließ 
darüber zwei zusammenfassende Denkschriften von Heinz Rogmann 
ausarbeiten. Ihr Hauptergebnis ist, daß die Sonntagsnachmittags- und 
Abendandachten 1934 noch zu 57,1 vH in polnischer Sprache gehalten 


wurden, Nur scheinbar ist diese Ziffer höher als der Anteil der Polnisch- 
sprachigen (13,8 vH) und der Zweisprachigen (33,2 vH) zusammen 


(also 47,0 vH), wie er bei der amtlichen Volkszählung von 1925 ermit- 
telt wurde. Denn bei dem stärkeren städtischen Anteil der Deutschen 
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zählten die Pfarren mit deutscher Kirchensprache durchschnittlich 
mehr Gemeindeglieder als die ländlichen Kirchspiele mit polnischer 
Sprache. Schon bei der Ausscheidung der vier Stadtkreise Beuthen, 
Gleiwitz, Hindenburg und Oppeln schmilzt für den Rest der Unter- 
schied zwischen polnischer + zweifacher Muttersprache nach der 
Zählung (59,8 vH) und polnischer Kirchensprache (62,5 vH) auf ein 


Geringes zusammen, und könnte man in entsprechender Weise auch 


die kleineren Städte statistisch ausscheiden, würde er für die übrig- 
bleibenden Landgemeinden sicherlich völlig verschwinden. 

Diese gute Übereinstimmung wird niemanden überraschen, der 
das Wesen der oberschlesischen ‚„Zweisprachigkeit‘‘ kennt. Es liegt vor 


allem in der Verschiedenheit der Umgangssprache und der nationalen 


Haltung. Da die Oberschlesier nach dem Zusammenbruche Deutsch- 
lands 1918 in die Gefahr geraten waren, auf Grund der falsch gedeute- 
ten Ergebnisse der Muttersprachenzählung von ıgıo vom Deutschen 
Reiche abgetrennt zu werden, betonten sie bei der nächsten Zählung 


1925 ihre Zweisprachigkeit, d, h, die Verbindung von deutscher Bil- 
dungssprache und Gesinnung mit polnischer Haus- und Umgangs- 


sprache. Die letztere wünschte namentlich die ältere Generation auch 
als die traditionelle Umgangssprache mit ihrem Herrgott, d.h. als 
Gottesdienstsprache beizubehalten. Die nationale Gesinnung der Ober- 
schlesier dagegen wird eindeutig durch die Stimmenanteile für die 


polnischen Listen bei den völlig korrekt und geheim durchgeführten 


Wahlen der Weimarer Zeit gekennzeichnet: 1922 10 vH, 1924 8 vH, 
1928 5 vH und 1932 2 vH. 


Die Denkschriften Rogmanns fielen bei der Besetzung Schlesiens 
den Polen in die Hände. Sie wurden nunmehr von Lubojanski ver- 
öffentlicht, teils in vollem Wortlaut, teils im Auszug. Hinzugefügt 
wurden kritische Anmerkungen, eine kritische Einleitung des Heraus- 


gebers und ein langes kritisches Vorwort der Redaktion. Hauptanliegen 
ist für beide Stellen der Beweis, daß die deutsche Muttersprachenzäh- 


lung von 1925 gefälscht war und durch die Ergebnisse der ‚‚geheimen“ 
Kirchensprachenstatistik widerlegt wird. Der dazu benötigte Wider- 
spruch der beiden Statistiken wird vor allem mittels zweier Rechen- 


fehler gewonnen, Erstens übersieht L, das oben dargelegte verschiedene 
statistische Cewicht der Plarrgemeinden ın Stadt und Land, und 


zweitens vergleicht er die Kirchensprache in den gemischtsprachigen 
Kreisen mit der Muttersprache in ganz Oberschlesien, also einschließ- 
lich der vier rein deutschen Kreise Falkenberg, Grottkau, Neiße und 
Leobschütz. Auf diese Art erhält er 40,4 vH 1925 gezählte Polnisch- 


und Zweisprachige, gegenüber den 57,1 vH mit polnischer Kirchen- 


sprache, Ein dritter Fehler ist die unbewiesene und unbeweisbare, weil 
den Tatsachen widersprechende Annahme, daß die Oberschlesier aus 
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einer bewußt polnisch-nationalen Haltung heraus für die Beibehaltung 
der polnischen Kirchensprache eingetreten wären. Auf diesen drei 
Säulen ruht die Beweisführung der Einleitung. Den größten Teil des 
Inhaltes aber bildet eine hemmungslose Polemik, deren Logik allzusehr 
von dem Leitsatz bestimmt scheint ‚quod licet Polonis, non licet 
Teutonis‘‘. Auf sie im einzelnen einzugehen lohnt nicht. Den Stil der 
Arbeit mag ein Satz (S. 26) illustrieren: „Die Geschichte der Polen in 


Deutschland ist eine Geschichte von Schikanen, Terrorakten, Schmä- 
hungen, Demütigungen und Germanisierungsbestrebungen.‘‘ Die jetzt 
erschienene deutsche Übersetzung der Schrift weist sich schon durch 
die Verwendung polnischer Ortsnamen wie Wroctaw in der Einleitung 


als amtliche polnische Propagandaarbeit aus. 
Hamburg Walter Kuhn 


Das Selbstbestimmungsrecht der Nationen. Von GÜNTER DECKER. 
Göttingen, Otto Schwartz & Co. 1955. X, 435 S. 14,80 DM. 
Das vorliegende Buch ist unter dem Gesichtspunkt der heutigen 


politischen Situation unseres Volkes zeitgemäß, ja mehr; von aktueller 


politischer Bedeutung und deshalb verdienstlich. Darum wollen wir 
dasjenige voranstellen, worin wir restlos zustimmen können. Das ist 
einmal die Erkenntnis, daß in demjenigen, was wir heute gedankenlos 
das Selbstbestimmungsrecht der Nationen nennen, zwei geistige Strö- 
mungen zusammenfließen: ı. Das Selbstbestimmungsrecht der Staats- 


angehörigen, d, h, ihre gleichmäßige Teilnahme an der staatlichen 


Willensbildung, also die demokratische Staatsform, 2. Das National- 


staatsprinzip, vom Vf., wie es so oft geschieht, aber m. E. fehlerhafter- 
weise Nationalitätsprinzip genannt. Auch darin hat der Vf. recht, 
nämlich für die jetzige politische Stunde recht, daß dieses nationale 
Selbstbestimmungsrecht einer juristischen Fixierung bedürftig wäre, 


womit allerdings noch nichts darüber ausgesagt ist, ob eine solche auch 


möglich ist. Gegenüber diesen Vorzügen des Buches darf der Rezensent 


allerdings auch schwerwiegende Bedenken nicht verschweigen. Es 
scheint mir fraglich, ob die Wissenschaft dieser Frage einer juristischen 
Fixierung nicht noch mehr vorarbeiten könnte, als dem Vf. trotz aller 


seiner gewiß anerkennenswerten Bemühungen gelungen ist, und zwar 
durch eine stärker als as baı ihm der Ball ist, historisch untermauerte 


Analyse der einzelnen Fälle. An einem modernen und an einem ge- 
schichtlichen Beispiel sei dies erläutert. 

Unter den ‚„‚Selbstbestimmungsforderungen von größter politi- 
scher Aktualität‘ nennt der Vf. S. 334 Zypern. Hier wäre für die 


Problematik des Selbstbestimmungsrechtes doch erhebliches zu ge- 


winnen gewesen, wenn man die Gründe, welche die Türkeı und welche 
England für ihren Standpunkt anführen, mehr erörtert hätte. Es wird 
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geltend gemacht, daß Zypern eine einem Teil der Türkei, nämlich 
Kleinasien, nahe vorgelagerte Insel sei, von Griechenland 600 See- 
meilen entfernt, und daß daher für die griechische Bevölkerung von 


Zypern nur der Status eines Minderheitenrechts in der Türkei in Frage 


kommen könnte. In der Tat ließe sich das nationale Selbstbestimmungs- 
recht nicht so weit treiben, daß jede kleine vom Mutterland weit ent- 
fernte Volksgruppe das Recht haben könnte, sich diesem Mutterland 
politisch anzuschließen. Aber anderseits könnte man wieder antworten, 
daß hier ja nicht Land zwischen dieser griechischen Volksgruppe und 
dem griechischen Mutterland liegt, sondern das völkerverbindende 
Meer, und vielleicht mag die Erinnerung an die Heldentaten im grie- 
chischen Freiheitskampf und daran mitspielen, daß die ganze klein- 
asiatische Küste mitsamt Zypern einmal und z.T. bis nach dem 
1. Weltkrieg volksmäßig griechisches Land war. Eine Erörterung dieser 
Frage hätte sofort gezeigt, wie ungeheuer schwierig eine juristische 
Fixierung ist, die ein allgemeines Rechtsbewußtsein für sich anführen 
könnte. 

Nicht von aktueller Bedeutung, aber für die Theorie des nationa- 
len Selbstbestimmungsrechtes paradigmatisch ist das Beispiel Öster- 
reich-Ungarn bzw. Österreich (die sog. österreichische Reichshälfte). 
Hier ist ein großes und trotz mancher Fehler ehrwürdiges Reich vor den 
Augen der heute älteren oder gar alten Generation unter Berufung auf 
das nationale Selbstbestimmungsrecht der nichtdeutschen Völker zer- 
stört worden. Hier wäre es doch empfehlenswert und lohnend gewesen, 
in geschichtlichem Zusammenhang diesen Prozeß darzustellen und zu 
untersuchen, was man jeweils unter nationalem Selbstbestimmungs- 
recht verstanden hat. Statt dessen finden wir nach dem Register 
Österreich und Österreich-Ungarn an zwölf verschiedenen Stellen und 
jeweils immer nur auf eine oder zwei Seiten verteilt. Das ermöglicht 
von vornherein keine pragmatische Darstellung dieses Prozesses. Be- 
zeichnend ist, daß das Buch des Rezensenten ‚Das Nationalitätenrecht 
im alten Österreich‘ (Wien 1934) in dem imponierend reichhaltigen 
Schrifttumsverzeichnis unter Nr. 168a offenbar nachträglich hinein- 
geflickt worden ist. 

Die Zahl ähnlicher Beispiele könnte vermehrt werden. Man hätte 
doch eine historisch-politische und juristische Analyse nachdrück- 
licher versuchen müssen, so sehr zuzugeben ist, daß bei der Proklamie- 
rung nationalen Selbstbestimmungsrechts immer die politischen An- 
schauungen und, genauer gesagt, die politischen Interessen der W:st- 
mächte eine große Rolle gespielt haben, und man könnte die Frage auf- 
werfen, ob nicht für die Abgrenzung der Fälle des nationalen Selbst- 
bestimmungsrechtes entscheidend war, was der Westen nicht ohne 
Einfluß eigener Interessen als solches anerkannt hat. So viel Heuchelei 
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im einzelnen dabei gewiß mitgespielt hat, müßte ein so grundlegendes 
Werk doch in sorgfältiger Analyse feststellen, ob nicht irgendein 
regulierendes Prinzip herausgeschält werden könnte. Ob es allerdings 


ausreichen würde zu einer juristischen Fixierung, mag zweifelhaft 


bleiben. 

Als letztes Beispiel: eine Fehlanzeige. Im Register fehlt überhaupt 
das Wort ‚„Elsaß‘‘. Man mißverstehe das nicht: Es liegt uns ferne, 
die Proklamierung des ‚Selbstbestimmungsrechts‘‘ für dieses einst- 
mals rein deutsche Land, das in 100 Jahren seine Staatszugehörigkeit 
viermal gewechselt hat, ohne daß seinen Bewohnern jemals die Mög- 
lichkeit einer Abstimmung gegeben war, zu empfehlen. Aber für ein 
Nachdenken über die Problematik des nationalen Selbstbestimmungs- 
rechts oder des Selbstbestimmungsrechts der Nationen bleibt es 
dennoch paradigmatisch. Im Jahre 1870/71 wurde in politischen 
Kreisen der Westmächte die Nichtzulassung einer Abstimmung noch 
als Mangel gerügt. Treitschke erwiderte darauf, ohne die Wahr- 
scheinlichkeit eines für das Deutsche Reich ungünstigen Ergebnisses 
zu leugnen, ob ein solches Ergebnis oder ob auch eine lange, selbst ein 
oder zwei Jahrhunderte dauernde Volksmeinung mehr Geltung bean- 
spruchen könne als die vorangegangenen 700 bis 800 Jahre der 
Geschichte. Und hier ergibt sich die Kernfrage: ob und wann eine 
Volksabstimmung über die nationale Zugehörigkeit entscheiden könne, 
ob die Selbstbestimmung der Nationen, ob das nationale Selbstbe- 
stimmungsrecht überhaupt immer durch beschriebene Zettel, die in 
eine Urne geworfen werden, ausgeübt werden muß, sondern nicht viel- 
mehr in einem geschichtlichen Prozeß von Jahrzehnten oder sogar 
Jahrhunderten gelebt wird und gerade in Grenzfällen der ‚‚demokrati- 
schen‘ (von ethnokratisch zu unterscheiden) Fixierungen spottet. 

Ich weiß aus eigener Erfahrung, daß es einem Vf. erwünscht sein 
kann, daß der Rezensent die Punkte beleuchtet, die seiner Kritik 
zweifelhaft, vielleicht sogar unzulänglich erscheinen, und seine Ge- 
danken über das rezensierte Buch hinaus angeregt haben!). Alles in 
allem bleibt es aber eine, wie nochmals gesagt sei, dankenswerte Lei- 
stung. Für überragend (so Veiter) halte ich es allerdings nicht. 

Göttingen K.G. Hugelmann 


Survey of International Affairs 1939—1946. The Eve of War 1939. 
Ed. by Arnold Toynbee and Veronica M. Toynbee. Oxford 
University Press 1958. XVI, 744 S. 90 s. — The Initial Triumph 
of the Axis. Ed. by Arnold Toynbee and Veronica M. 
Toynbee. Oxford University Press 1958. XVII, 742 S. 84 s. 


') Daß der Vf. der Wissenschaft durch den Tod zu früh entrissen wurde, 
habe ich bei der Niederschrift dieser Rezension noch nicht gewußt. 
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Mit einer Verspätung von sechs Jahren, bedingt durch die 
inzwischen erfolgten Publikationen der 3. Serie der British Documents 
und der Serie D der Akten zur deutschen auswärtigen Politik, legt 
das Chatham House nun die beiden noch fehlenden Bände der Survey- 
Kriegsreihe vor, den zweiten und dritten in zeitlich-sachlicher Folge, 
Diese Reihe gehört zu jenen Kompendien angloamerikanischer Zeit- 
geschichtsschreibung, die der nicht mit den gleichen Arbeitsmöglich- 
keiten gesegnete deutsche Historiker zunächst neid- und ehrfurchtsvoll 
in die Hand nimmt. Jedoch: fleißiges team-work schafft nur selten 
Monolithen, vielmehr erweisen sich die verwendeten Bausteine vielfach 
als doch recht unterschiedlich in ihrer Qualität. So auch hier. An- 
gesichts des Anspruchs und der Bedeutung dieser britischen Ver- 
öffentlichung fühlt sich der Rezensent berechtigt, seinen Monita 
einen Platz einzuräumen, der zwar dem Gewicht, nicht aber den 
räumlichen Proportionen der betroffenen Abschnitte entspricht. Daß 
dabei nicht katalogmäßig jeder einzelne Beitrag vermerkt werden 
kann (sechzehn Namen nennen die Inhaltsverzeichnisse, zwei weitere 
die Vorworte), versteht sich von selbst. 

Ausgezeichnet gelungen etwa sind Katharine Duff in beiden 
Bänden die Italien-Kapitel (I/225ff., II/zı2ff.). Mit gewohnter 
Eleganz gibt sie hier ein Porträt des zwischen dem point d’honneur 
und der Furcht, zwischen verärgerten Ressentiments und Beute ver- 
sprechender Junior-Partnerschaft an den Hitlerschen Raubzügen 
schwankenden Mussolini. Es ist ein eindrucksvolles Bild, wie dieser 
Mann in seiner Angst, „sich Gott und Gottes Feinden verhaßt zu 
machen‘, seinen Weg sucht: nach außen bombastisch, innerlich 
unsicher, von dem jugoslawischen ‚Topf mit Sprung‘, von der 
französischen Konkursmasse und manch anderer Fata Morgana 
verlockt nach Albanien, in den Stahlpakt und schließlich in den Krieg. 
Daß sich hier auch die ungefähr einzige kritische Auseinandersetzung 
mit einer Quelle findet (mit dem Ciano-Tagebuch; II/214), sei nur am 
Rande vermerkt. 

Nicht minder plastisch sind die beiden Frankreich-Kapitel von 
Philip Lane und Alfred Cobban im zweiten Band (II/168ff.). Es ist fast 
bedrückend geschildert, wie ohnmächtig sich die 3. Republik unter 
dem „dictateur malgr& lui‘‘ Daladier vor dem zusammenziehenden 
Gewitter duckte, wie mißtrauisch und uneinig die verschiedenen 
Regierungsfaktionen mit ihren jeweils protegierten Generälen sich 
gegenüberstanden, — von dem als deutschen fellow-traveller an- 
gesehenen ‚„‚munichois‘‘ Bonnet auf dem einen bis zum Haupt der 
„bellicistes‘‘ Reynaud auf dem anderen Flügel. 

Veronica Toynbee, von deren Hand im zweiten Band nur eine 
Skizze der 4. polnischen Teilung stammt (Il/2ıff.), zeichnet in „The 
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Eve of War‘ ausführlich und mit jener minutiösen Genauigkeit, die 
ihr früher bereits Kritik auch im eigenen Lande eingebracht hat, die 


| Versuche der beiden Westmächte, eine Abwehrfront gegen die Okku- 


panten des Hradschin zusammenzubringen (I/61ff.). Die Verhand- 
lungen mit Polen, Rumänien, Griechenland und der Türkei quälen 
sich durch einen Dschungel egoistischer Interessen, in dem jeder 
bestrebt ist, to get as much and to give as little as possible (ähnlich 
wie weiter unten in dem sonst durchweg schwächeren Deutschland- 
Kapitel (I/304 ff.) bei den Berliner Bemühungen um ein Gegengewicht 
zum britischen „Encirclement‘‘ auch hier die Angesprochenen ihre 
Treuekundgebungen with never backward requests for arms etc. zu 
verbinden wissen). So kann es angesichts dieser vielfach belegten 
Einstellung nicht verwundern, daß das Projekt schließlich scheiterte: 
jeder wollte zwar Hilfe und Unterstützung haben, nicht jedoch anderen 
geben, und war zudem ängstlich bestrebt, sich einerseits nicht zu eng 
mit der Sowjetunion einzulassen und zum anderen nicht durch allzu 
forsches Auftreten die Aufmerksamkeit Berlins auf sich zu ziehen, — 
nach dem Motto: Verschon’ mein Haus, zünd’ andre an! Daß darüber- 
hinaus nicht einmal das unmittelbar bedrohte Polen seine Freunde 
in die Karten sehen ließ, diese vielmehr mindestens einmal ganz offen- 
sichtlich zu „leimen‘‘ suchte (I/154), verleiht den Bewegungen und 
Zügen der Todgeweihten einen beinahe makabren Anstrich. 

Zu den stärksten Kapiteln des ersten Bandes gehört die Dar- 
stellung des Moskauer Kuhhandels vom Sommer 1939 (I/425ff.), wenn 


ärgerlichen Zerkleinerungen. Die von den Alliierten in Angriff ge- 
nommene Quadratur des Zirkels — von übrigens aktuellem Interesse 
— wird auf französischer Seite fast ohne Vorbehalte und zuletzt um 
jeden Preis betrieben, auf britischer dagegen beladen mit Skrupeln 
und Rücksichten auf die befreundeten präsumtiven Opfer wie auf die 
angelsächsische öffentliche Meinung. Dies eine gelungene Darstellung 
jenes Spiels mit Hindernissen, in dem die Sowjets Meister sind, wobei 


| die Vf. es allerdings offenlassen, ob es wirklich ein Spiel nur war um 


den im Augenblick erzielbaren höchstmöglichen Preis oder aber die 
Offenbarung eines echten Dilemmas: der Sinnlosigkeit jeder Hilfe, die 
von der Zustimmung der durch ihre Angst vor den Sowjets paralysier- 
ten Randstaaten abhängig war. Auch hier wieder klingt der bereits 
weiter oben von Mrs. Toynbee (I/80) erhobene, nicht uninteressante 
Vorwurf durch, daß London und Paris 1939 bei ihrem Geschäft mit 
Moskau in Verkennung der Machtverhältnisse überhaupt auf die 
Zwischenstaaten Rücksicht genommen haben. 

Bemerkenswert in ihrer Gründlichkeit und Übersichtlichkeit sind 
auch in beiden Bänden die Kapitel über die USA (Constance Howard; 
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1/587ff., II/441ff.) und insbesondere über den Fernen Osten (F,C. 
Jones; 1/619ff., II/538 ff.), die jenen Teil der Entwicklung während der 
Berichtszeit verfolgen, der erst am Ende in den Krieg einmündete 
und ihn dann zum Weltkrieg ausweitete. Es verdient festgehalten zu 
werden, daß diese Abschnitte trotz der zwischenzeitlich erschienenen, 
in der Überarbeitung jedoch noch berücksichtigten umfangreichen 
und sorgfältigen amerikanischen Literatur bestehen können, ja sogar 
in manchem beachtlichen Detail wertvolle Ergänzungen bieten. Beide 
Vf. allerdings dürften die tatsächlichen Möglichkeiten wie Absichten 
Hitlers, Amerika zu bedrohen, doch erheblich überschätzen und den 
zweckpolitischen Buh-Mann der Interventionisten zu real auffassen, 
Hingewiesen werden soll hierbei auf ein nach seiner Ansicht entschei- 
dendes Argument, das Jones zum amerikanischen Pearl-Harbor-Streit 
beisteuert (II/691): Roosevelt hätte der Kriegserklärung Hitlers 
gar nicht sicher sein können (sehr überzeugend ist das nicht: selbst 
wenn Hitler Japan nicht zur Seite getreten wäre, sind auf die Dauer — 
was sich auch der Präsident sagen konnte — zwei Parallelkriege dieser 
Dimensionen in praxi unvorstellbar). Einige Beachtung verdienen 
auch die auf S. 692 wiedergegebenen Überlegungen Roosevelts und 
Hulls bezüglich Japan: es ist einigermaßen verblüffend, dem beinahe 
buchstäblichen Räsonnement Hitlers nunmehr auf seiten seiner welt- 
anschaulichen Kontrahenten zu begegnen. 


Unter den schwächeren Partien der beiden Bände sei zunächst | 


erwähnt die Zusammenfassung der militärischen Operationen der 
beiden ersten Kriegsjahre von General Sir James Marshall-Cornwall 
(II/ı ff.). Dieser Aufsatz ist in einem solchen Rahmen ebenso unzu- 
länglich wie er voller Fehler und Widersprüche ist. So etwa: im Polen- 
feldzug werden die deutschen Kräfte einmal als numerically only 
slightly superior (1), die polnischen eine Seite später als heavily 
outnumbered bezeichnet; die Kapitulation Warschaus wurde nicht 
am 30. (2), sondern am 27. September erklärt; ein ‚„Reichsheer“ (1) 
hat es damals längst nicht mehr gegeben (da aber auch a.a.O. [z. B. 
II/320 u. 359] von „Reichswehr‘‘ statt ‚Wehrmacht‘ gesprochen 
wird, könnte hierin auch Methode liegen!); zu vier deutschen Heeres- 
gruppen beim Westaufmarsch (7) kommt der Vf. deshalb, da ihm der 
Unterschied zwischen einer Heeresgruppe und einer Panzergruppe 
(einem Mittelding also zwischen Korps und Armee) offenbar unbekannt 
ist; das Herumrätseln über die Gründe der Verschiebung des deutschen 
Angriffs im Januar 1940 (7) ist überflüssig, da in der Literatur schon 
längst erörtert; ebenfalls beim Aufmarsch im Westen sind die Zahlen 
sowohl der deutschen wie der alliierten (insbesondere der französischen) 
Divisionen ungenau (8); Eben-Emael wurde nicht erst am ı1. Mai 
genommen (9), sondern mit dieser Aktion begann vielmehr der West- 


gei 
für 
fü 
sei 


spı 
ein 
nic 
be: 
me 
ger 


ho) 
we 


ist, 
Ärg 


irre 








n (F.C. 
"end der 
nündete 
alten zu 
enenen, 
‚reichen 
ja sogar 
1. Beide 
sichten 
ınd den 
ffassen, 
ntschei- 
r-Streit 
Hitlers 
: selbst 
Jauer — 
'e dieser 
rdienen 
lts und 
beinahe 
er welt- 


unächst |! 
ıen der | 


ornwall 
OD unzu- 
ı Polen- 
ly only 
heavily 
e nicht 
ser“ (1) 
): {z.B 
prochen 
Heeres- 
‚hm der 
rgruppe 
yekannt 
utschen 
r schon 
Zahlen 
sischen) 
ıı. Mai 
r West- 


19.—20. Jahrhundert 153 





feldzug, wie dies a.a.O. (II/159) auch richtig festgestellt ist; Ägypten 
blieb keineswegs den ganzen Krieg über neutral (14), sondern gab 
am 24./26. 2. 45 seine Kriegserklärung bekannt usw. Dies einige, ohne 
größeren Platzaufwand demonstrierbare Beispiele aus wenigen Seiten. 

Jenes Kapitel lenkt den Blick überhaupt auf die Quellen- 
fundierung, die auch in anderer Hinsicht und ganz allgemein zu 
Bedenken Anlaß gibt, beschränken sich doch die Autoren in weitem 
Umfang auf Farbbücher, Dokumentenpublikationen, Parlaments- 
niederschriften und Zeitungen. Der Fundus an Memoiren ist im ganzen 
gesehen nicht annähernd ausgeschöpft, und auf Monographien ist nur 
in verhältnismäßig bescheidenem Umfang zurückgegriffen worden. 
Man könnte hierin das Bestreben erblicken, unbeirrbar ad fontes zu 
gehen, würden die herangezogenen Quellen nicht mit wenigen Aus- 
nahmen kritiklos und ohne Rücksicht auf ihren doch recht unterschied- 
lichen Wert benutzt werden. Auf jeden Fall aber ist die Kehrseite der 
Medaille eine Dokumentengläubigkeit, die manchmal gerade das 
Gegenteil erreicht. So wird etwa im Deutschland-Kapitel des ersten 
Bandes (I/304ff.) von Hitlers auch 1939 mit keinem Gedanken und 
zu keiner Sekunde aus dem Auge gelassenen ‚„Lebensraum‘“-Ziel im 
Osten praktisch keine Notiz genommen und die Niederwerfung 
Englands vom bloßen Mittel zum Selbstzweck Hitlerscher Macht- 
politik erhoben. Überhaupt wird im Verfolg dieser Methodik — um 
beim Beispiel Hitler zu bleiben — gern als Offenbarung entgegen- 
genommen, was er irgendwann irgendwo irgendwem zu sagen einmal 
für gut und taktisch klug befunden hat. Es ist vielleicht nicht über- 
flüssig, bei dieser Gelegenheit an die drei Grade der Geheimhaltung 
seiner Absichten und Zwecke zu erinnern, die Hitler selbst einmal 
bekannt hat: worüber er vertraulich mit seinen engsten Mitarbeitern 
spräche, was er nur in seinen Gedanken erwäge, und woran er nicht 
einmal zu denken wage. Mutatis mutandis dürften diese Kategorien 
nicht nur für Hitler allein gültig sein. Das vorliegende Werk aber 
beschränkt sich — und damit uns — in der Regel und mit wenigen, 
meist unglücklichen Ausnahmen auf die Überlegungen und Erörterun- 
gen der ersten Stufe. 

Ein weiteres grundsätzliches Monitum betrifft die ewigen Wieder- 
holungen, das durch die Struktur bedingte zähe Geflecht von Ver- 
weisungen nach vorn und nach hinten. Die Hauptgliederung ist 
geographisch, versucht die Auflösung in zahlreiche Einzelbezüge. 
Was aber z. B. in „Hitler’s Europe“ ein sinnvolles Ordnungsprinzip 
ist, wird hier (dies zielt in erster Linie auf „The Eve of War‘) zum 
Ärgernis, werden doch gewöhnlich unter einem mehr oder weniger 
irreführenden Titel lediglich eine oder zwei der multilateralen Ent- 
wicklungstendenzen abgehandelt, während der Rest nur kurz skizziert 
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und im übrigen durch Verweisungen erledigt wird. Selbst das eine 
Kapitel, in dem sich die Strahlen der einzelnen Facetten wenigstens 
einmal hätten bündeln lassen (The Last Ten Days of Peace; I/5ogff.), 
verfällt sofort wieder der Sektion durch das geographische Messer, 
Nach dieser beinahe widernatürlichen Methode wird die gerade in 
solchen Krisenmonaten unteilbare Geschichte einer schon zu klein 
gewordenen Welt in dünne Scheiben zerlegt, bis am Ende vielfach 
die Geschichte unter den Händen der Autoren zerrinnt und nur mehr 
Geschehen übrigbleibt. 

Bei beiden angeführten Bedenken gilt es freilich anzumerken, daß 
der Rezensent Gefahr läuft, Absicht und Zweck einer Publikation 
nicht gerecht zu werden, deren Vf. sich ausdrücklich und in aus- 
gesprochenem Gegensatz zu den historians als bloße chroniclers of 
events bezeichnen (I/343) und vielleicht deshalb vielfach in bewußter 
Eintönigkeit und ohne Akzentuierung des Wesentlichen fact neben 
fact stellen und die Auflösung von Widersprüchen oft unserem Er- 
messen überlassen. Der Rezensent aber hat wohl oder übel ein Buch 
lesen müssen, das möglicherweise lediglich den Anspruch erhebt, 
Nachschlagewerk zu sein, dessen Lektüre dann also zwangsweise die 
Perspektiven verzerren mußte. In diesem Falle jedoch sind die Autoren 
an der falschen Einstufung nicht unschuldig, sind sie doch selbst viel 
zu sehr Historiker, als daß sie jenen Rahmen hätten innehalten können. 
An der stattlichen Anzahl vorhandener Werturteile erweist sich viel- 
mehr, daß die gesetzten Ziele denn doch über die bloße Mikroskopie 
einiger Seiten Ploetz hinausgehen. Während nun aber die Material- 
sammlung, als Prinzip reinlich angewandt, zur Hochachtung zwingt, 
zeigen die Versuche der Verarbeitung, daß sich die Fundierung für eine 
umfassende Perspektive gelegentlich als zu schwach erweist. 

In dieser Hinsicht verdient einige Aufmerksamkeit der im übrigen 
glänzend geschriebene und wertvolle Beitrag von Elizabeth Wiskemann 
über die ‚„‚Unterjochung Südosteuropas‘‘ (II/31g9ff.). Nicht an sich sind 
damiteine Reiheschiefer Urteile und Ungenauigkeiten gemeint— vonder 
Gleichsetzung Balka = Vojvodina (355) und der wohl fehlerhaft über- 
nommenen Teilung Sloweniens (357) bis zu der Apostrophierung ausge- 
rechnet Kasches als Vertreter der SS-Interessen (360) und der Unter- 
schätzung der tiefen deutschen Abneigung gegen Mussolinis Griechen- 
land-Abenteuer (340) —, die bei sonstiger Gründlichkeit auch in einer 
Abhandlung überein Spezialthema vorkommen können, hier aber beson- 
ders ins Auge stechen durch einen unangenehm berührenden Ton, den 
Vfn. streckenweise be- und verurteilend anzuwenden für richtig hält. 

Was bei Miss Wiskemann nur gelegentlich vorkommt, macht 
die eigenen Beiträge Arnold Toynbees zu den anfechtbarsten der von 
ihm herausgegebenen Werke. Verwundert in „The Home Front in 
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the United Kingdom‘‘ (II/249ff.) lediglich die Pathetik, mit der er 
den „dauntless spirit‘‘ des Inselreiches schildert (die Gründe, warum 
Hitler 1940/41 die deutschen Frauen noch nicht zu Dienstleistungen 
heranzog, lagen übrigens nicht in einer Unsicherheit seiner Diktatur, — 
und wenn man die deliberate inhumanity der deutschen Besatzungs- 
politik zu belegen sucht, sollten sich eigentlich bessere Beispiele finden 
lassen als ausgerechnet Griechenland und Holland (277)), so wird 
seine Art Geschichtsschreibung recht zweifelhaft in dem völlig 
Toynbees Stempel tragenden ersten Abschnitt des Rußland-Kapitels 
im gleichen Band (II/364 ff.). Hier behauptet der Vf. z. B., die Sowjet- 
union würde von sich aus niemals — also auch nicht zu einem für sie 
günstigen Zeitpunkt — Hitlers Deutschland angegriffen haben (365); 
er überlegt allen Ernstes, ob Hitler nicht die UdSSR auf politischem 
Wege zum Satelliten ala Rumänien und Ungarn hätte machen können 
(365); er meint gutgläubig, Hitlers militärische Mitarbeiter hätten 
den tödlichen Unterschied zwischen dem Angriff auf Rußland und 
den Feldzügen gegen Polen, Frankreich usw. wohl erkannt (366); es 
wundert ihn, daß Hitler Rußland nicht unmittelbar nach dem 
Frankreich-Feldzug angegriffen hat (366f.); er trifft die Feststellung, 
daß im Herbst 1939 die militärische Kraft des Dritten Reiches selbst 
angesichts der freundlichen Neutralität der UdSSR barely sufficed to 
strike down Poland (367); er erwägt die Möglichkeit, daß Hitler beim 
Überfall auf die Sowjetunion damit gerechnet haben könnte, England 
würde nun in Erinnerung an 1939 schmollend die Hände in die 
Taschen stecken (368). Dies alles auf vier Seiten: eine Fülle luftiger 
Spekulationen, die kaum in den Survey-Rahmen hineinpassen wollen. 
Besondere Aufmerksamkeit aber erheischen die Interpretationen 
der deutschen Geschichte vor Hitler, die Prof. Toynbee an diesen 
Stellen, vor allem aber in seiner Einführung (I/ı ff.) gibt. Eine recht 
eigenwillige Verteilung von Licht und Schatten führt etwa auf der 
einen Seite zu Behauptungen wie: Das Frankreich von 1871—1914 habe 
niemals an einen erneuten Krieg mit Deutschland zwecks Wieder- 
gewinnung Elsaß-Lothringens gedacht (II/251), — oder auch: Die 
Hauptmächte von Versailles seien bei der Neugestaltung der europä- 
ischen Landkarte nicht absichtlich darauf ausgewesen, ihre ehemaligen 
Gegner zu bestrafen oder ihre ehemaligen Verbündeten zu begünstigen 
(l/7), sondern hätten sich vielmehr bemüht, die Grundsätze des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker unparteiisch anzuwenden, wobei 
ihnen lediglich der Nationalitätenmischmasch in Osteuropa Schwierig- 
keiten bereitet hätte, angesichts dessen einer Seite — und dann aller- 
dings der gegnerischen — sowieso stets Unrecht geschehen mußte. 
Wie hier also zugunsten der messianischen Legende schlicht etwas 
offenbar Falsches behauptet wird (Südtirol, Eupen, Danzig oder das 
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Sudetenland z.B. zählen anscheinend zu den ‚osteuropäischen 
Mischgebieten‘), während sich für die Wahrheit doch gewiß einige 
gute Gründe hätten anführen lassen, so wird mit nun negativen Vor- 
zeichen auch auf der anderen Seite die Geschichte nach Bedarf zurecht- 
gebogen. Man findet etwa die über Bismarck zu Hitler führende Reihe 
nationalstaatlicher deutscher Imperialisten und Germanisierer, die das 
Korridorgebiet —Toynbee schätzt es großzügig auf die „Hälfte des 
polnischen Kernlandes‘‘ — nicht nur preußisch auf der Landkarte, 
sondern auch German instead of Polish in its population zu machen 
suchten, angeführt ausgerechnet von Friedrich dem Großen (I/g), — 
sonst bekannt als prominentem Vertreter der Aufklärung. Hier liegt 
aber nicht etwa ein lapsus linguae des englischen Historikers vor, 
sondern es ist dies nur einer der kontinuierlich negativen Akzente, die 
er in der deutschen Geschichte setzt. 

Zumindest für jene letzten go Jahre, in denen Deutschland in 
Europa die Rolle der aggressive central Power übernommen hat (1/17), 
sind sie für Toynbee Axiom. So wird z. B. die komplexe Frage des 
Ausbruchs des ersten Weltkrieges für ihn durch den Versailler Art. 231 
zufriedenstellend beantwortet: Deutschland had desastrously failed 
to achieve the aim of world conquest in 1914 (Il/253). Ein anderes 
Beispiel ist noch instruktiver. Kaum jemand dürfte Einspruch erheben 
gegen die Feststellung, Hitler sei ein Verbrecher gewesen. Toynbee 
jedoch gibt diesem Urteil eine besondere Nuance. Für ihn war Hitler 
manifestly more criminal-minded than any of his predecessors (I/15f.). 
Mit anderen Worten: Verbrecher waren sie alle — von Bismarck über 
Friedrich Ebert und Stresemann bis hin zu Brüning; was Hitler von 
diesen unterschied, war lediglich die quantitative Differenz, daß er 
eben ein etwas größerer Verbrecher war. 

Wenn auch Prof. Toynbee die Aufrichtigkeit und Redlichkeit 
seiner Überzeugungen gern konzediert werden soll, so darf er sich 
jedoch nicht wundern, wenn ein solches Geschichtsbild hierzulande 
nicht ohne Widerspruch bleibt. Läßt sich auch manches vorbringen für 
die Harmonie jener unter britischer Suprematie stehenden Welt- 
ordnung, zu deren Störung und Zerstörung Deutschland jedenfalls 
einen Anlaß gab, so berechtigt dies doch kaum zu tendenziösen 
Entstellungen. Weder diese noch die übrigen Mängel sollten aber den 
Blick trüben für die beachtlichen Leistungen, wertvollen Quellen- 
aufbereitungen und gelungenen Darstellungen, die in jenen beiden 
Bänden enthalten sind, — selbst wenn der beabsichtigte Zweck es 
mit sich bringt, daß das Gebotene mehr durch seinen Umfang als 
durch seine Tiefe besticht. 


München Helmut Heiber 
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Granica polsko-niemiecka w $wietle prawa miedzynarodowego. Von 
BOLESLAW WIEWÖRA. [Die polnisch-deutsche Grenze im 
Lichte des Völkerrechts] Posen, Instytut zachodni [Westinstitut] 
1957. Prace instytutu zachodniego [Arbeiten des Westinstituts] 
Nr. 22. 230 S., 2 Karten (mit englischer Zusammenfassung), 
Preis 30 zi. 

Die angezeigte Arbeit ist für den westdeutschen Historiker deshalb 
von Interesse, weil sie vorwiegend als Zeugnis für die politische Ein- 
stellung der maßgebenden polnischen Kreise, also als zeitgeschichtliche 
Quelle, dienen kann. Die Einkleidung in eine völkerrechtliche Unter- 
suchung zeigt bloß, zu welch sonderbaren juristischen Folgerungen der 
Vf. Zulucht nehmen muß, um den ihm am Herzen liegenden Beweis 
zu führen: für die rechtliche Existenz der Oder-Neiße-Linie als bereits 
festgelegte und ohne polnische Zustimmung nicht mehr abänderbare 
westliche Staatsgrenze Polens. Seine rechtliche Argumentation läßt 
sich kurz zusammenfassen: Die (auf den Beschlüssen von Jalta 
beruhende) Vereinbarung der drei Großmächte, wonach „bis zur 
endgültigen Delimitation der Westgrenze Polens‘ die ‚ehemals 
deutschen Gebiete‘ östlich der Oder und westlichen Neiße‘ unter der 
Administration des polnischen Staates bleiben und demnach nicht als 
sowjetische Besatzungszone in Deutschland werden behandelt werden‘, 
bedeute die sofortige Überlassung dieser Gebiete in polnische Souve- 
ränität. Es handelt sich dabei nach W. um einen völkerrechtlichen 
Vertrag zugunsten Dritter, der durch Annahme seitens des Dritten 
(Polens) rechtskräftig geworden sei. Alle vier Okkupationsmächte 
(nachträglich auch Frankreich) hätten diese Regelung ausdrücklich 
und durch konkludente Handlungen (Mitwirkung bei der Aussiedlung 
der deutschen Bevölkerung) anerkannt und könnten daher den 
dadurch geschaffenen Rechtszustand nicht mehr einseitig ändern. 
Vorsorglich wird auch eine Anwendung der clausula rebus sic stantibus 
auf diesen Vertrag als völkerrechtlich unzulässig abgelehnt. Da somit 
„Delimitation‘‘ als konstitutiver Akt der Grenzziehung gedeutet wird, 
bleibt für einen künftigen Friedensvertrag nur die formale (deklaratori- 
sche) Erklärung über den Grenzverlauf übrig, zu deren Abgabe 
Deutschland verpflichtet sei, weil die Potsdamer Beschlüsse der 
Mächte, die über das Schicksal Deutschlands zu bestimmen haben, 
schon als solche für Deutschland verbindlich seien. In diesem Sinne 
werden auch die Verträge zwischen der „DDR“ und Polen v. J. 1950 
ausgelegt und mit entsprechenden Aussagen von Ulbricht und Grote- 
wohl belegt. 

Die schwachen Stellen dieser Deduktion sind unschwer aufzu- 
decken. Zu einem Vertrag (zugunsten Dritter) gehört der auf den 
Vertragsinhalt gerichtete Parteiwille (hier also der Wille zu endgültiger 
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Grenzziehung); ohne einen solchen kann auch der begünstigte Dritte 
keine Rechte erwerben. Gerade dieser Parteiwille lag aber ganz 
offenbar nicht vor. Gegen die Absicht einer sofort wirksamen und 
endgültigen Grenzbestimmung sprechen: der Vorbehalt einer end- 
gültigen Delimitation bis zum Friedensvertrag, die Anwendung des 
Wortes ‚Administration‘ für das an Polen übergebene Gebiet und 
gerade auch die Parallelstellung zur sowjetischen Besatzungszone; 
wesentlich ist dabei noch, daß auch das endgültige Schicksal des 
Königsberger Gebiets der Friedensregelung vorbehalten wurde, nur 
daß diesbezüglich die Regierungschefs der USA und Großbritanniens 
versprachen, den sowjetrussischen Anspruch auf dieses Gebiet bei 
der Friedensregelung zu unterstützen. Richtig an W.s Behauptungen 
ist bloß, daß die Mächte mit der Überlassung deutschen Gebiets an 
Polen grundsätzlich einverstanden waren (daher die Rede von ‚ehemals 
deutschen Gebieten‘‘), aber eben nicht mit der sofortigen Übereignung 


und mit dem Grenzverlauf selbst. Auf keine Weise zu begründen ist 
die Annahme von der direkten völkerrechtlichen Verbindlichkeit der 
Potsdamer Beschlüsse für Deutschland, weil durch diese Mächtegruppe 
allein keine allgemeine völkerrechtliche Norm geschaffen werden 
konnte und die Übernahme der Souveränität durch diese Mächte 
gerade für die Änderung des Gebiets nicht ausreicht. Die rechtlich- 
politische Bedeutung der Beschlüsse für Deutschland bestand aber 
in der Aussicht und Möglichkeit, daß die Mächte den Inhalt dieser 
Beschlüsse teils durch direkte Maßnahmen, teils durch den Friedens- 
vertrag Deutschland aufzwingen konnten. Dazu ist es bezüglich der 
polnischen Grenzziehung infolge der Ost-West-Entzweiung nicht mehr 
gekommen. 

So ist die Arbeit weniger eine völkerrechtliche Untersuchung als | 
eine advokatorische Darlegung des sowjetisch-polnischen Stand- 
punktes, worüber die Benutzung und Anführung eines immerhin 
reichen (auch westdeutschen) Schrifttums nicht hinwegtäuschen kann, 
Nicht überraschen kann der in westlichen wissenschaftlichen Arbeiten 
ungewöhnliche Ton; dazu gehört ja schon fast selbstverständlich, daß 
immer wieder vom deutschen ‚Drang nach Osten‘ gesprochen wird, 
von dem „Revisionismus‘‘ der Bundesrepublik und insbesondere der 
Vertriebenen, vom „revisionistischen Standpunkt des Kanzler 
Adenauer‘ und natürlich auch von den amerikanischen und englischen 
Politikern, die das Auftreten des ‚‚Revisionismus‘‘ in Westdeutschland 
befördert hätten. Beachtung verdient auch die juristische Deduktion, | 
worin Vf. die Einwände der ‚‚Revisionisten‘‘ gegen die Rechtmäßigkeit | 
der Aussiedlung widerlegen will: Selbstbestimmungsrecht, Heimat- ! 
recht, Menschenrechte, Völkermordverbot werden ziemlich pauschal | 
damit abgetan, daß die Aussiedlung der Deutschen wegen der Sicher- 
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heit Europas vor einer neuerlichen deutschen Aggression von den zur 
Verfügung über Deutschland berechtigten Mächten angeordnet worden 
sei. Auf Einzelheiten einzugehen, müssen wir uns leider versagen. Das 
beigefügte englische Resumee kann von den Ausführungen W.s nur 


einen sehr unzulänglichen Begriff geben. Die Arbeit ist wegen der 
zusammenfassenden Darstellung der vertretenen Meinung von nicht 
geringer Bedeutung. Man wird sie deshalb genau studieren müssen. 


Heidelberg Wilhelm Weizsäcker 


Urkundenregesten des Zisterzienserklosters Heilsbronn, ı. Teil 1132 
bis 1321 (Veröffentlichungen der Gesellschaft für fränkische Ge- 
schichte III. Reihe. Fränkische Urkundenbücher und Regesten- 
werke 3. Bd.). Von GÜNTHER SCHUHMANN und GERHARD 
HIRSCHMANN. Würzburg, Ferd. Schöningh 1957. XV u. 258 S., 
4 Tafeln. Kart. 12,— DM. 

Die 1132 begründete Zisterze Heilsbronn, zwischen Nürnberg und 
Ansbach inmitten des Keuperlandes im Gebiet des adligen Landes- 
ausbaus gelegen, besaß mit 419 Nummern bis 1321 ein bedeutendes, 
von einigen Zisterzienserklöstern freilich noch übertroffenes Urkunden- 
archiv. Sie hat es sorgsam gepflegt, wie die bemerkenswerte mittel- 
alterliche Ordnung der Urkunden und die Anlage von 3 Kopialbüchern 
im 14. Jahrhundert erkennen lassen, und auch die Ansbachische 
Regierung, die das Kloster im Reformationszeitalter aufhob, und ihre 
Archivverwaltung haben den Schatz wohl gehütet. Sind auch Teile 
bei der territorialen Neuordnung zu Anfang des ı9. Jahrhunderts 
nach dem lokalen Pertinenzprinzip abgesplittert, so gaben doch jene 
Kopialbücher die Möglichkeit, den Bestand nach dem reinen Pro- 
venienzprinzip im Sinne der registraturmäßigen Herkunftsgemein- 
schaft, also unter Beibehaltung bzw. möglichster Wiederherstellung 
des ursprünglichen Archivkörpers, zu veröffentlichen. Man wird diese 
Art der Stoffabgrenzung durchaus begrüßen. Denn eine rationelle 
Editionsplanung muß bestrebt sein, die Masse der in den Archiven 
ruhenden Urkunden auf dem kürzesten Wege zu publizieren — in dem 
Provenienzprinzip, der Ausrichtung nach Archivträgern, bietet sich 
die Form dar, die diesem Erfordernis moderner wissenschaftlicher 
Arbeit und dem individualisierenden, organischen Denken des Archi- 
vars und Historikers zugleich gerecht wird. 

Welche Rolle dem Kloster Heilsbronn zukam, lassen die zahl- 
reichen Urkunden von Kaisern und Päpsten erkennen (bis 1321: 22 
bzw. 29). Sicherte das Kloster sich dadurch gegen die Ansprüche der 
benachbarten Territorialherren und Adligen, so wuchs ihm anderer- 
seits durch Käufe und Schenkungen, besonders durch zahlreiche Seel- 
gerätstiftungen von dem umliegenden Adel, im 13. Jahrhundert be- 
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sonders der Reichsministerialität, und von den Grafen von Trüdingen 
und Hohenlohe ein reicher, auf 292 Orte ausgedehnter Komplex an 
Gütern und Gefällen zu. Die Edition bietet ein eindrucksvolles Bild 
dieser Beziehungen zum Adel und zu den Städten und Mächten der 
Umgebung, unter denen die Stadt Nürnberg und der Bischof von 
Würzburg hervorragen. Häufig geht es um die Regelung des Zehnt- 
rechtes und um die Befreiung von Vogteigewalt. Zu Fälschungen 
scheint es aus diesem Anlaß nicht gekommen zu sein. Bedeutsam sind 
Nr. 17 und 307 wegen des Nachweises der klösterlichen Rodungstätig- 
keit und der Entwicklung von Grangien zu Dörfern, da H. Wiswe, 
Grangien niedersächsischer Zisterzienserklöster (in: Braunschweigi- 
sches Jahrbuch 34, 1953, 5—ı134) die Verdienste der Zisterzienser um 
die Erschließung von Neuland von seinem Arbeitsgebiet her stark ein- 
zuschränken sucht. Daß ein Chorherr als Pfründner ins Kloster ein- 
tritt (Nr. 52), läßt sich etwa auch beim Zisterzienserkloster Eberbach 
im Rheingau belegen. Es fällt auf, daß mehrfach Gebrüder gleiche 
Vornamen tragen (z.B. in Nr. ı2z9 Albrecht Rindsmaul, Nr. 131 
Meinward von Muhr, Nr. 142 Friedrich von Trüdingen). Von beson- 
derem Interesse sind etwa: die mehrfach belegte Verpflichtung des 
Klosters zur Stiefellieferung, Nr. 144 mit dem Hinweis auf Einsetzung 
des Fronleichnamfestes durch Papst Urban IV. 1264, Nr. 308 durch 
die Bezugnahme auf Recht und Gewohnheit der terra Franconia, 
Nr. 93 wegen des darin vereinbarten Schadensersatzes für die Ab- 
holzung von Wäldern, Nr. 73 durch Zitierung des alten Gebots: Quod 
tibi non vis fieri, aliis ne feceris. 

Die Regestenfassung richtete sich nach der 1898 erlassenen und 
1908 von F. L. Baumann (in: Archival. Zs. N.F. 15, 278—317) er- 
läuterten Instruktion der bayerischen Archivverwaltung. Es ist anzu- 
erkennen, daß dadurch ein gleichmäßiger und übersichtlicher Text in 
modernem Deutsch entstanden ist. Die Lesbarkeit der Regesten würde 
es erhöhen, wenn die Namen in der heutigen Form und stark abwei- 
chende Fassungen in Klammern gegeben würden, wie dies etwa schon 
von E. Vogt und Fr. Vigener vorbildlich in den Regesten der Erzbischöfe 
von Mainz 1913 durchgeführt ist. Jene bayerischen Richtlinien wurden 
für den Dienstgebrauch der Archive erlassen, also für ‚„Archivregesten“, 
denen nicht die Vollständigkeit eines wissenschaftlichen Regests zu- 
kommt. Wenn die Bearbeiter auch ihre Regesten über jene Richtlinien 
hinaus etwas ausführlicher gefaßt haben, so lassen doch etwa die 
Nrn. 158, 220, 225 und 408 erkennen, daß hier gemäß jenen Vorschriften 


Urkundenteile nicht ins Regest aufgenommen sind (Einzelheiten einer | 
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testamentarischen Verfügung, Namen von Bürgen, Näheres über die | 


Art der Leistung, Schilderung des Prozeßverlaufs), die in einem Voll- 
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als gemeinsamer Übergang, sondern als allgemeiner Durchgangsver- 
kehr zu übersetzen sein. Die Nrn. 52/I, 52/2 und 53 wären wegen 
Nennung des Abtes Arnold als Aussteller wohl mit 1182—ı210 (und 
nicht 1233) zu datieren. 

Der Edition geht eine knappe Einführung in das Urkundenwesen 
des Klosters und dessen Überlieferung voraus. Die Regesten werden 
durch ein gutes, wenn auch etwas kurz gehaltenes Orts- und Personen- 
register sowie ein reichhaltiges Sachregister erschlossen. Zwei Schrift- 
proben der Kopialbücher, ein Faksimilebeleg für die Rückvermerke 
und Archivsignaturen des Klosters und fünf Abbildungen der ältesten 
Abts- und Konventssiegel sind beigegeben. Der verdienstlichen Publi- 
kation kann man nur baldige Weiterführung bis in das quellenmäßig 
bisher weniger erschlossene ausgehende Mittelalter wünschen. 


Wiesbaden W.-H. Struck 


Urkundenbuch der Stadt und Landschaft Zürich, 13. Band. Nach- 
träge und Berichtigungen II, von den Anfängen bis 1336, bear- 
beitet von WERNER SCHNYDER. Zürich, Beer 1957. IX und 
339 Seiten. 


Es liegt im Wesen mittelalterlicher Urkundenbücher (ich zitiere 
UB), daß bei aller Umsicht im Sammeln der Quellen immer wieder 
Nachträge auftauchen und daß sich Berichtigungen zum schon publi- 
zierten Material ergeben. Dazu ist eine grundsätzliche Bemerkung vor- 
auszuschicken. Es fragt sich nämlich, wie man Addenda und Corri- 
genda dem Forscher zugänglich machen soll. Sicherlich ist es ein großer 
Nachteil, jedem Bande eines UB jeweilen als Anhang Nachträge und 
Berichtigungen beizugeben. Die zweckmäßigste Lösung besteht darin, 
in größeren Zeiträumen eigentliche Nachtragsbände zu veröffent- 
lichen, die sich auch bibliographisch als solche zu erkennen geben. 
Diesen Weg hat Zürich beschritten. Als die Reihe der ıı Bände des 
UB im Jahre 1921 vollendet vorlag, hatten sich seit dem Erscheinen 
des ersten Bandes im Jahre 1888 zahlreiche Nachträge und Berichti- 
gungen angesammelt. Sie wurden im ı2. Bande von Paul Kläui heraus- 
gegeben (Zürich 1939. XIV, 453 Seiten, mit Register von Carl Brun). 
Auch hier wurde als zeitliche Grenze das Jahr 1336 mit der Einfüh- 
rung der Zunftverfassung in der Stadt Zürich und die räumliche Zu- 
ständigkeit im Umfang des heutigen Kantons Zürich beibehalten. Die 
gleichen Richtlinien wurden von Werner Schnyder im jetzt vorliegen- 
den Band 13 angewendet, in welchem noch einmal Nachträge und Be- 
fichtigungen geboten werden. In beiden Nachtragsbänden wurde auch 
darauf Bedacht genommen, die in zürcherischen Archiven liegenden, 
provenienzmäßig aber hier nicht zu erwartenden Stücke zu veröffent- 
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lichen. Jedes Archiv hat solche versprengte Stücke, die auf diesem 
Wege der Wissenschaft zugänglich gemacht werden. Alles nach dem 
Grundsatz, daß dem im Ausland befindlichen Forscher der ganze 
mittelalterliche Urkundenbestand der zürcherischen Archive bis zum 
Jahre 1336 vorgelegt wird. Es scheint uns eine wichtige Aufgabe der 
landschaftlichen UB zu sein, dieser Seite der Erschließung der Archive 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 

Im Staatsarchiv Zürich, das im Laufe der Jahre immer mehr zum 
Mittelpunkt der Urkundenedition geworden war, ging man zu Anfang 
der ıggoer Jahre an die Sammlung der alten Archivverzeichnisse, 
Schnyder fand, wie seinem dem Bande beigegebenen instruktiven Vor- 
wort zu entnehmen ist, 36 Nachträge bis zum Jahre 1336 in einem 
Register des Johanniterhauses Bubikon von ca. 1600, und aus einem 
Urkundenverzeichnis der Propstei Großmünster in Zürich von 1508 
konnten weitere Hinweise auf vermißte Urkunden gewonnen werden, 
Das gab dem Bearbeiter den Anlaß, noch einmal dem Problem von 
Nachträgen und Berichtigungen nachzugehen. Durchgesehen wurden 
rund 49000 Urkunden sowie alle Urbare und Kopialbücher des Staats- 
archivs und einiger verwandter Institute. Der größte Anteil von bisher 
nicht beachteten Stücken entfiel dabei auf die Periode nach 1336, aber 
auch für den Bereich des UB bis 1336 war der Gewinn recht ansehnlich, 
Die Sammeltätigkeit erlebte einen derartigen Zuwachs, daß an die 
Herausgabe eines besonderen Bandes des UB geschritten werden 
konnte. Der Staat Zürich und die Antiquarische Gesellschaft in Zürich 
übernahmen in weitblickender Weise die stark angestiegenen Kosten 
für die Drucklegung des Werks. Der Bearbeiter, Dr. Werner Schnyder, 
konnte in seiner Eigenschaft als wissenschaftlicher Beamter des Staats- 
archivs Zürich ans Werk gehen, soweit ihm seine weitere Verpflichtung 
für die Drucklegung der Steuerbücher von Stadt und Landschaft 
Zürich des 14. und 15. Jahrhunderts dies gestattete. Etwas über 200 
Nachträge beruhen auf archivalischer Überlieferung Zürichs, der übri- 
gen Schweiz und des Auslandes. Für 249 Nachträge konnte man sich 
auf Regesten beschränken, da der Wortlaut in einem brauchbaren 
neueren UB abgedruckt worden war. Die ausländischen Publikationen 
wurden auf das Vorkommen von Personen zürcherischer Herkunft 
durchgesehen und dabei im Chartularium studii Bononiensis eine 
Gruppe von Zürchern festgestellt, die dort im 13. Jahrhundert stu- 
dierten und deren Geldverkehr zu ihrer Erwähnung in den Notariats- 
büchern führte. Schnyder hat ferner landesgeschichtlich wichtige 
Stellen aus Chroniken, Annalen, Kapitularien, Formelsammlungen 
usw. für die ältere Zeit, da der Urkundenbestand noch wenig 
dicht ist, aufgenommen. Zum 12. September 874 wird ein Deper- 
ditum Karls III. mitgeteilt, das von Egloff zu diesem Jahre gesetzt 
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esem | worden war (Eugen Egloff, Der Standort des Monasteriums Lud- 
dem wigs des Deutschen in Zürich. Zürich 1950), während Schnyder 
sanze | die Zeit von 876—887 in Vorschlag bringt. Bei der Heraus- 
zum | gabe der Papsturkunden wurde den Vermerken der apostolischen 
e der | Kanzlei besondere Aufmerksamkeit zugewendet. Hübsch ist der Ver- 
chive | merk in einer Litera c. f. can. Urbans IV. vom 24. November 1261 

„Ad audientiam nostram‘‘ mit der Ernennung eines Konservators 
zum | für Wettingen und andere Zisterzienserklöster, worin Weisungen für 
fang | den Versand ähnlicher Urkunden an die Frauenklöster Magdenau, 
iisse, | Selnau und Wurmsbach enthalten sind (S. 218). In zahlreichen Fällen 
Vor- | konnte eine bessere Überlieferungsform einer Urkunde gegeben wer- 
inem | den, wenn in einem früheren Bande für den Druck nur eine Abschrift 
inem | zur Verfügung gestanden hatte. Beigegeben sind eine Anzahl von 
1508 | Tabellen: Nachträge zum Verzeichnis von in Stadt und Landschaft 
den. | Zürich ausgestellten Urkunden ohne Bezug auf Zürich, ein Verzeichnis 
‚von | yon Zürcher Personen, die nur als Zeugen auftreten, ein Verzeichnis 
rden | yon Zeugen ohne Familiennamen, sodann die chronologisch geordneten 
aats- | Verzeichnisse der Stellen mit Mark Silber Zürcher Gewicht, der 
isher | Zürcher Münze und des Zürcher Maßes. Auf den Seiten 243 bis 290 
aber | sind alle bekannt gewordenen Berichtigungen zu den Bänden ı—ı2 
lich. | mitgeteilt. Sie sind zusammen mit den Berichtigungen Kläuis in 


ı die } Band ı2 (S. 320—387) zu benützen. Wir haben demnach für das UB 
rden | Zürich einen Fundus an Rektifikaten von außergewöhnlichem Um- 
irich 


fang (114 Seiten), die der Benützer des Werkes immer zu konsultieren 
sten | hat. Essind insofern Zufallsfunde, als von einer systematischen Über- 
yder, } prüfung aller ız Bände aus begreiflichen Gründen abgesehen werden 
aats- | mußte. — Im Index der Orte und Personen sind nicht nur alle Eigen- 
tung namen, sondern auch die Heiligennamen der Altarpatrozinien auf- 
‚haft | geführt, sodann unter den Ortsnamen zahlreiche Sachbegriffe (z. B. 
200 | Grundbesitz, Privilegien, päpstlicher Prokurator, Bankier, Pfründen- 
übri- anwärter, Leibeigene, Königsbesuche, Generalkapitel, Giselschaft). 
sich | Von den Eigennamen in den Berichtigungen wurden diejenigen ins 
aren T Register genommen, die eine bessere Identifikation ermöglichten oder 
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onen T welche neu auftauchten und deshalb als Zusätze zum bisher über- 
unft } lieferten Namensgut zu betrachten sind. — Das Archivverzeichnis, 
eine d.h. die Ausgliederung aller Lagerorte der 201 im Abdruck mitgeteil- 
stu- | ten Stücke, ist ein wichtiger Beitrag zur Provenienzforschung. — Zu- 
iats- | sammenfassend kann gesagt werden, daß der von Schnyder bearbeitete 





ıtige | Nachtragsband zum UB Zürich einerseits der Landesgeschichte dient, 
ngen daneben aber auch nicht unwesentliche Einsichten zur Urkundenlehre 
enig | vermittelt. 
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Early English Legal Literature. By T. F. T. PLUCKNETT. (Cam- 
bridge Studies in English Legal History, ed. by H. A. Hollond,) 
Cambridge, University Press 1958. VIII und 120 S. 18. 6d. 
Das Buch umfaßt eine Reihe von Vorlesungen des Vf.s, der den 

Lehrstuhl für englische Rechtsgeschichte an der Universität London 

innehat. Sie sind dem Gedächtnis von Frederik William Maitland 

(1850—1906) an seinem hundertsten Geburtstage gewidmet gewesen 

und erst jetzt im Druck erschienen. 

Die erste Vorlesung (Chapter I) behandelt Persönlichkeit und 
wissenschaftliches Lebenswerk Maitlands. Er wird als der Begründer 
einer modernen Wissenschaft der Geschichte des englischen Rechts 
gewürdigt. Die historische Schule der Rechtswissenschaft, die auf dem 
Kontinent bereits in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts zur vollen 
Blüte gelangt war, hat erst spät — in den letzten Jahrzehnten des 
ı9. Jahrhunderts — nach England hinübergewirkt. Einer ihrer 
bedeutendsten Vertreter ist Maitland, der nicht zuletzt auch durch 
Otto v. Gierke maßgebend beeinflußt worden ist. Es ist bezeichnend, 
daß die in erster Linie auf das praktische Rechtsleben eingestellte 
englische Jurisprudenz erst so spät von den Leistungen der großen 
historisch eingestellten Juristen des Festlandes berührt werden konnte. 
Der Lebensgang von Maitland selbst kann in diesem Zusammenhang 
als charakteristisches Beispiel betrachtet werden. Er war ein aus- 
gezeichneter theoretischer Jurist, konnte sich aber seiner Persönlich- 
keit nach als Anwalt in der Praxis nicht durchsetzen. Auf diese Weise 
ist er schließlich zur gelehrten Arbeit hingeführt worden. — Im Zuge 
dieser Entwicklung vom Praktiker zum reinen Theoretiker hielt 
Maitland im Jahre 1888 seine berühmt gewordene Antrittsvorlesung 
„Why the history of English law is not written“. Ihr folgte 1895 die 
Tat. In diesem Jahr lag sein bisher unübertroffenes Standardwerk 
„History of English law‘ in zwei umfangreichen Bänden abgeschlossen 
vor. 

Das Ringen zwischen Theorie und Praxis, das für die englische 
Jurisprudenz so charakteristisch ist, hat wie im Leben Maitlands auch 
in der mittelalterlichen Rechtsliteratur Englands eine entscheidende 
Rolle gespielt. Ihr sind die weiteren Vorlesungen, die vielfach auf 
grundlegenden Forschungen Maitlands weiterbauen (Chapter II bisVI), 
gewidmet. Sie führen in sorgfältiger Textkritik und Ausschöpfung des 
Urkundenmaterials zur Erhellung der Lebensumstände der einzelnen 
Autoren tief in eine Reihe von Problemen hinein, die mit der Geschichte 
der hauptsächlichen englischen Rechtsquellen zusammenhängen. Es 
ist nicht möglich, im Rahmen einer Besprechung Einzelheiten zu 
erörtern. Im ganzen läßt sich die Entwicklung in der Weise zusammen- 
fassen, daß die von der Theorie des Festlandes beeinflußte Literatur 
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bei Bracton in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts ihren Höhepunkt 
erreicht hatte. Von ihm kann der Vf. noch sagen (S. 81): ‚„‚Bracton is 
Latin, Roman and clerical in tradition — the great example in English 
law‘. Nach dem großen Theoretiker Bracton ist noch ein gutes, auf 
die Praxis eingestelltes Werk, die Brevia Placitata, neben einigen 
anderen, immerhin noch leidlichen Erzeugnissen der Rechtsliteratur 
zı nennen. Aber die Brevia Placitata haben bereits, trotz guter 
Systematik, die ihnen noch eigen ist, den Charakter eines Leitfadens 
für junge Juristen, die sich nicht lange mit gelehrten Studien aufhalten, 
dafür aber um so schneller in der Praxis Karriere machen wollen. 
Nach diesem Werk ist ein rasches Absinken der Rechtsliteratur nach 
Gehalt und Systematik zu verzeichnen. Erst die Erfindung der Buch- 
druckerkunst und die humanistische Gelehrsamkeit der Neuzeit haben 
dann wiederum eine Wendung zum Besseren herbeigeführt. 


Erlangen Hans Liermann 


The Chronicle of Walter of Guisborough (previously edited as the 
Chronicle of Walter of Hemingford or Hemingburgh) edited for the 
RoyalHistorical SocietybyHARRY ROTHWELL.(Camden Series 
vol. LXXXIX.) London, Offices of the Society 1957. XLII, 4098. 
Nachdem F. Liebermann anläßlich seines Abdrucks gewisser 

Stücke dieser Chronik in den M. G. SS. 28 (1888) mit der wissenschaft- 

lichen Bearbeitung des Textes von Walter von Guisborough in kleinem 

Maßstab begonnen hatte, legt nun R. in der Camden Series eine kriti- 

sche Ausgabe des gesamten Werkes vor, das zuletzt in der Engl. Hist. 

Soc. 1848/9 von H. C. Hamilton ediert worden war. 

In der umfänglichen Einleitung, die von einer sympathischen 
Haltung kritischer Reserve getragen ist, stellt der Hg. zunächst das 
handschriftliche Material zusammen, wobei er neben den ıo vorhan- 
denen Codices der Chronik selbst auch 7 Handschriften zweier anderer 


; historischer Werke (Henry Knightons Chronik aus Leicester und die 


F 


sog. Osney-Abingdon-Kompilation) berücksichtigt, die beträcht- 
liche Stücke von Walters Chronik in überarbeiteter Form enthalten. 
Aus einem sehr eingehenden Vergleich dieser Textzeugen an einer 
großen Zahl von Textstellen erwächst ihm ein Stemma der Hand- 
schriften, dessen Auswertung eine brauchbare und m.E. allen kriti- 
schen Bedenken Rechnung tragende Basis für die Textgestaltung ab- 
gibt. Eine Anzahl Anhänge unterbauen oder veranschaulichen diese 
Resultate der Einleitung, zu denen übrigens auch die Ausscheidung 
zweier Handschriften und damit der bisher als Teile von Walters 
Chronik betrachteten Berichte über die Jahre 1327—46 gehört. — 
Was den strittigen Autornamen (W. von Guisborough, W. Hemingford, 
W. Hemingburgh) anlangt, so entscheidet sich R., vorsichtig und die 
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Handschriften auswertend, für Walter von Guisborough. — In seiner 
Erörterung der Quellen und der Glaubwürdigkeit der Chronik, die | 
natürlicherweise in ihrem größten Teile eine Kompilation darstellt, | 
hebt R. zunächst ihre partienweise völlige Abhängigkeit von Wilhelms 
von Newburgh Historia rerum Anglicarum, der sogen. Historia post 
Bedam, von Martinus Polonus und anderen Vorlagen hervor. Dieser 
fremde Einfluß reicht bis übers Jahr 1291 hinaus. Doch auch spätere | 
Berichte Walters, in denen er als Zeitgenosse von Angelegenheiten 
spricht, die in seinem Gesichtskreis lagen, lassen seine bisher gerühmte 
Glaubwürdigkeit in einem ziemlich zweifelhaften Lichte erscheinen, 
R. führt eine Anzahl von Ereignissen vor, die Walter entweder nicht 
genau kannte oder nicht genau darstellte. — Am Schluß seiner metho- 
disch bedachten Einleitung behandelt R. noch die Frage nach der Zeit 
der Entstehung der Chronik. In seinen sorgfältig abgewogenen Sätzen 
neigt er zu folgender Ansicht: Walter hat sein Buch nicht vor 1300 
begonnen, und bis zum Eintrag zum Jahre 1304 ist es sein eigenes 
Werk; der Schluß der Chronik 1305—ı312 wäre dann eine fremde 
Fortsetzung. 

Die Gestaltung des Textes entspricht den Ergebnissen jener sorg- 
fältigen Untersuchung und Bewertung der Handschriften. Wenn dem 
Benutzer zuweilen die Kargheit des Variantenapparats auffällt, so 
wird ihm doch in einem längeren Passus des Textes (S. 188—207) ein 
relativ deutliches Bild der Überlieferung vermittelt: hier hat R. einen 
beträchtlichen Teil der Varianten sämtlicher Handschriften abge- 
druckt, während er sonst nur die jeweils wichtigsten (vgl. die Übersicht 
im Anhang F) berücksichtigt. — Der textliche Einfluß der wesent- 
lichen Quellen Walters in der ersten größeren Hälfte des Werkes wird 
durch Petitdruck und Randnoten kenntlich gemacht. 

Der chronologisch von Jahr zu Jahr fortschreitende Bericht der 
Chronik ist im letzten von Walter bearbeiteten Jahrzehnt von beson- 
derer Wichtigkeit. Er enthält auch eine Anzahl für die englische Ver- 
fassungsgeschichte bedeutsamer Urkunden und Aktenstücke (die sehr 
brauchbaren Texte der ‚„Monstraunces‘‘ und des ‚De tallagio non | 
concedendo‘“ rühmt R. im Hinblick auf deren weniger vertrauens- | 
würdige Umgebung als ‚gems impaired by their setting‘‘). | 
Wenn ich zum Schluß den in englischen Editionen üblicherweise | 
vorhandenen engen Rahmen bedauere, in dem der sachliche Kommen- | 
tar und die Bearbeitung des Index eingespannt bleiben, und auch her- 
vorhebe, daß der Ausgabe sprachliche und philologisch-literarische 
Gesichtspunkte fernliegen, so soll und kann diese Kritik keineswegs den 
Hg. treffen. Im Gegenteil: ich beglückwünsche ihn zu dem ausgezeichne- 
ten Erfolg seiner mühevollen Arbeit. 

Radebeul bei Dresden Karl Manitius 
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Politics in the Age of Peel. A Study in the Technique of Parliamentary 
Representation 1830—1850. By NORMAN GASH. London, 
Longmans, Green and Co. 1955. XXI, 496 S. 45 S. 

Die Reform Act von 1832, um die ı8 Monate hindurch eine der 
heftigsten parlamentarischen und außerparlamentarischen Rede- 
‚ schlachten der englischen Geschichte geführt wurde, steht am Anfang 
der demokratischen Wahlrechtsentwicklung in England, deren weitere 
Stationen durch die Reformen der Jahre 1867, 1884, 1918 und 1928 ge- 
kennzeichnet sind. Seit langem besitzt die historische Wissenschaft 
in den Studien von J. R. M. Butler (The Passing of the Great Reform 
Bill. 1914) und C. Seymour (Electoral Reform in England and Wales 
1832— 1885. 1915) zwei Standardwerke über Entstehung und Ge- 
schichte des Wahlrechtsgesetzes von 1832. Beide Werke beschränken 
sich jedoch auf die englische und wallisische Entwicklung, ohne Schott- 
land und Irland in die Untersuchung einzubeziehen. Hier ergänzt Nor- 
man Gash die älteren Werke von Butler und Seymour; er erinnert 
daran, daß wir heute fälschlicherweise von der ‚Reform Act of 1832‘ 
sprechen, obwohl es sich um drei verschiedene Gesetze (eines für Eng- 
land und Wales, eines für Schottland und eines für Irland) handelt, die 
im Parlament getrennt diskutiert und verabschiedet worden sind. 
Die von Gash erstmals durchgeführte Analyse des schottischen und 
irischen Wahlsystems der dreißiger Jahre des 19. Jahrhunderts 
(S. 34ff.) erschließt Neuland und darf als gewichtiger Beitrag zur 
englischen Wahlrechtsgeschichte bezeichnet werden. 

Aber auch sonst bereichert das gründlich gearbeitete, immer 
wieder auch auf handschriftliche Quellen zurückgreifende Buch unsere 
Kenntnis der innerenglischen Geschichte. Es bietet nicht, wie der 
Haupttitel vermuten läßt, eine politische Geschichte Englands im 
Zeitalter Peels, sondern eine Analyse der ‚technique of parliamentary 
representation‘‘, beginnend mit der Reformkrise von 1830, endend mit 
dem Tode Peels im Jahre 1850. Man könnte dem Buch auch den Titel 
„Idee und Wirklichkeit der Reform Act von 1832‘ geben. Zwar erblickt 
Vf. inden Reformgesetzen von 1832 einen Markstein und Wendepunkt 
englischer Verfassungsentwicklung, hält es aber für irrig ‚to assume 


| thatthe political scene in the succeeding generation differed essentially 


herweise | 
ommen- | 
uch her- 
»rarische 
wegs den 


zeichne- 


mitius 


from that of the preceding one... The fallacy is in using the Reform 
Act to symbolize certain trends in politics that started long before and 
needed many subsequent years for completion‘ (S. X). 

Mit zahlreichen Belegen wird nachgewiesen, in wie starkem Maße 
die vor Verabschiedung der Reform Act üblichen Wahlpraktiken das 


Jahr 1832 überdauert haben. Immer noch gab es käufliche Parlaments- 
sitze; Bestechung und Korruption spielten nach wie vor eine bedeu- 
tende Rolle; Eingriffe der Krone in örtliche Wahlen lassen sich bis 1845 
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nachweisen ; die Admiralität übte weiterhin ihren Druck in jenen Wahl- 
bezirken aus, die Hafenanlagen einschlossen. Vielerorts war physische 


Gewalt, die sich in organisierten, von den Wahlkandidaten bezahlten 
„Schlägerkolonnen‘ entlud, an der Tagesordnung. Für Edward Ellice, 
den Whig-Kandidaten für Coventry 1832, warb der Boxer und Gast- 


hausbesitzer Randall eine Schar von 50 starken Männern (,,bullies‘‘), 
uniformierte sie mit blauen Halstüchern, gab jedem 5 s pro Tag 


(= dreifacher Lohn eines Landarbeiters in der damaligen Zeit!) und 


eine entsprechende Menge Gin, bevor er sie in die Schlacht schickte, Sie 


entledigten sich ihrer Aufgabe, die Tories von der Wahl fernzuhalten, 
mit großem Erfolg — ‚‚we cut them down and kicked them about like 
a football‘‘, berichtete einer von Randalls ‚bullies‘ nach gewonnener 


Schlacht (S. 148). Dies war durchaus kein Einzelfall; in seinem Kapitel 
„Electoral Violence‘ (S. 137ff.) weiß Gash von zahlreichen derartigen 


Gewaltakten zu berichten. 
Der direkte Einfluß der Exekutive auf die Wahlen war jedoch 
nicht so groß, wie einzelne zeitgenössische Beobachter es wahrhaben 


wollten; er betraf nur wenige Parlamentssitze und war im Vergleich zu 
vergangenen Zeiten in steter Abnahme begriffen (S. 323 ff.). Bedeu- 


tungsvoller dagegen wurden in Wahlbeeinflußung und -steuerung die 
politischen Klubs der beiden großen Parteien, der Carlton und der 
Reform Club (S. 393 ff.). 

Gashs Untersuchung birgt eine Fülle neuer Gesichtspunkte und 


Anregungen, die sich als fruchtbar auch für die Lokalgeschichte erwei- 
sen werden; das hat Vf. selbst am Beispiel der Grafschaft Berkshire 
(S. 270ff.) exemplifiziert. 

Marburg (Lahn) Manfred Schlenke 


Il Partito Popolare Italiano. Di EDITH PRATT HOWARD. Tradu- 
zione dall’inglese di Paolo Vittorelli. Firenze, La Nuova Italia 
1957. 523 S. 2300 L. 

Es ist der Verdienst der Vf.in, einer amerikanischen Schülerin 
Gaetano Salveminis, die kurze Geschichte des Partito Popolare 
Italiano vor den Hintergrund der sehr viel weiter in die Vergangenheit 
zurückreichenden sozialen, wirtschaftlichen und politischen Bewegung 
gestellt zu haben, die unter dem Namen Democrazia cristiana bekannt 
ist. Der Partito Popolare Italiano trat als politische Partei offiziell erst 
mit dem „Appell an das Land‘ in Erscheinung, den Don Luigi Sturzo 


am 18, Januar 1919 erließ, Die junge Partei beteiligte sich am Kampf 


um die Macht zum ersten Mal anläßlich der Wahlen vom 16. November 
1919 und zog sogleich als zweitstärkste Partei nach den Sozialisten in 
die Kammer ein. Sie verschwand von der politischen Bühne, als Musso- 
lini nach der Ermordung des sozialistischen Abgeordneten Matteotti 
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und der darauf einsetzenden heftigen Opposition aller Parteien gegen 
den Faschismus mit der Rede vom 3. Januar 1925 ‚die neue Politik“ 
einleitete und die Einparteienherrschaft etablierte. Diese kurze Existenz 


würde nicht erklären, daß und warum der PPI nach dem Sturz des 


Faschismus so rasch und so wirksam wieder auferstehen und unter der 
Führung seines letzten Generalsekretärs, Alcide de Gasperi, die Regie- 
rung der jungen italienischen Republik übernehmen konnte. Verständ- 
lich wird das erst durch die Geschichte des sozialen Katholizismus, die 


in Italien mit der Enzyklika „Rerum Novarum‘ Leos XIII. vom 


15. Mai 1891 einsetzt. 

Die Sympathien der Vf.in gehören den sozialen Bestrebungen des 
politischen Katholizismus, auf dessen linkem Flügel sie steht. Diese 
Tatsache spiegelt sich in den Urteilen wider, die sie über die für jede 
katholische Partei, zumal in Italien, so wichtigen Beziehungen zu dem 
Heiligen Stuhl fällt. Sie bedauert es, daß Pius IX. völlig durch die 
Römische Frage, durch das Bestreben, die weltliche Herrschaft der 


Kirche wiederherzustellen, absorbiert wurde, so daß der Heilige Stuhl 
in den ersten Jahrzehnten des Königreiches der sozialen Frage über- 


haupt keine Aufmerksamkeit zuwandte. Sie begrüßt den Wandel, der 


| in dieser Beziehung unter Leo XIII. eintrat, und verfolgt und analysiert 


die sozialen Programme sorgfältig, welche die christlichen Demokraten 
Italiens erarbeiteten. (Unter dem Sammelbegriff christliche Demokra- 
ten wurden alle die katholischen Politiker zusammengefaßt, die Sozial- 


reformen verlangten.) Sie tadelt die Bemühungen Leos XIII. und 
schärfer noch die Anstregnungen Pius’ X., die auf sozialem Gebiet 
interessierten und arbeitenden Verbände der Führung und Leitung des 
Vatikans zu unterwerfen. Offen spricht sie ihre Sympathie für Bene- 
dikt XV. aus, denn dieser Papst brachte den christlichen Demokraten 
Verständnis entgegen, was er vor allem dadurch bewies, daß er bereits 
kurze Zeit nach seiner Wahl neben anderen Don Luigi Sturzo zum 
Mitglied des Direktoriums der Azione Cattolica ernannte. Damit trat 


einer der führenden christlichen Demokraten in die Leitung der katho- 
lischen Verbände ein, die direkt der Autorität des Vatikans oder der 


Diözesen unterstanden. 
Die christlichen Demokraten hatten ihre besondere Aufmerksam- 
keit den Sozialproblemen der Landwirtschaft gewidmet. Bei selbst- 


verständlicher grundsätzlicher Anerkennung des Privateigentums 
traten sie für die Schaffung eines selbständigen Bauerngrundbesitzes, 


d.h, teilweise Aufteilung der Latifundien, Verbesserung der Lohn- 


tarife in der Landwirtschaft und ein umfassendes Programm öffent- 
licher Arbeiten im Dienste der Bonifizierung ein. Daneben verfochten 
sie die Anerkennung und bessere Rechtsstellung des ‚freien‘, d.h. 
katholischen Privatschulwesens. 
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Diese Programmpunkte machte sich auch die politische Partei, 
il Partito Popolare Italiano, zu eigen, deren Gründung Benedikt XV, 


im Januar 1919 zuließ. Dazu traten als Programmpunkte Reform des 


Wahlrechts, Industrialisierung, Ausdehnung der Selbstverwaltungs- 


befugnisse der Provinzen und Gemeinden. In Südtirol wollten die 
Popolari die weitgehenden Selbstverwaltungsbefugnisse bestehen 
lassen, welche dieses Gebiet unter der habsburgischen Herrschaft be- 


sessen hatte. 
Die Popolari haben mehreren Regierungen angehört. Sie haben 


jedoch in der kurzen Zeit zwischen der Gründung ihrer Partei und der 
Machtübernahme durch Mussolini nur wenige ihrer Programmpunkte 
in Form von Gesetzen realisieren können. Hauptschuld daran trug die 
Kurzlebigkeit der Nachkriegsregierungen. Die Aktionsfähigkeit der 
Popolari war aber auch dadurch behindert, daß der Vatikan ihnen 
keine Koalition mit den Sozialisten gestattete, wie sie der linke Flügel 
der Partei, vertreten etwa durch Alcide de Gasperi und Giovanni 
Gronchi, wünschte. 

Hatte schon Benedikt XV. bei den Kommunalwahlen von 1920 
den Popolari Listenverbindungen mit den Liberalen und Demokraten 
gegen die Sozialisten empfohlen, so verstärkte sich der Druck des 
Vatikans auf die Partei zugunsten des rechten Flügels noch unter dem 
Pontifikat Pius XI., den die V£.in schlechthin als ‚konservativ‘ be- 
zeichnet. Im Gegensatz zu dem liberalen Benedikt XV. wirft Vf£.in des- 
sen Nachfolger vor, er habe kein Interesse an einer vom Heiligen Stuhl 
unabhängigen, politischen Partei gehabt. Von der Abneigung Pius XI. 
gegen die Popolari profitierte der heraufkommende Faschismus. 
Mussolinis Politik zielte darauf ab, ‚durch Lockungen und Drohungen 
den Heiligen Stuhl dazu zu veranlassen, einen Druck auf den PPI aus- 
zuüben‘‘. Tatsächlich gelang es nicht, eine Koalition gegen die Faschi- 
sten zusammenzubringen, ja die Popolari traten, entgegen dem Wunsch 
ihres Generalsekretärs Don Sturzo, aber entsprechend den Absichten 
des Fraktionsvorsitzenden de Gasperi in die Regierung ein, die 
Mussolini im Herbst 1922 bildete. „Dieser Schritt des PPI kann 
nicht entschuldigt werden und bleibt ein schwarzer Punkt in der 
Geschichte dieser Partei.‘ 

Mit diesen Worten schließt sich die Vf.in den Urteilen bedeutender 
Historiker der jüngeren italienischen Geschichte, vor allem ihres 
Lehrers Gaetano Salvemini, an. Die Schuld an dem Versagen der 
Partei spricht sie in weitestem Umfang dem Heiligen Stuhl, insbeson- 
dere Pius XI. zu. Wenn Benedikt XV. in der Partei wenigstens eine 
wertvolle Waffe gegen den Sozialismus gesehen habe, so habe Pius XI. 
überhaupt kein Verständnis für eine dem Vatikan nicht unmittelbar 
unterstehende katholische Organisation gehabt. Daher habe er den 
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Faschisten bei der Vernichtung des PPI in die Hände gearbeitet. ‚Die 
Verantwortung an dem Zusammenbruch des PPI kann nicht allein 


dem Faschismus zugeschoben werden, sie fällt zum Teil auch dem 
Heiligen Stuhl zu.“ 


Mit solchen Feststellungen greift die Vf.in in eine Diskussion ein, 
deren Urteilsmaßstäbe heute noch aus der Sphäre des Politischen ent- 
nommen werden. Das ist eine Problematik, mit der sich nun einmal 


jede Zeitgeschichtsschreibung abzufinden hat. Mit dieser Feststellung 
soll jedoch die wissenschaftliche Bedeutung des vorliegenden Buches 


nicht herabgemindert werden. Die Vf.in hat einen wesentlichen Beitrag 
zur Erforschung des politischen Katholizismus in Italien und seiner 
besonders schwierigen Beziehungen zum Papsttum geleistet. Sie er- 
leichtert damit zugleich das Verständnis einer der wichtigsten Kräfte 
des heutigen Italien. 

Das Verzeichnis der Quellen und des benutzten Schrifttums ist 
vollständig und vermittelt wertvolle Hinweise. Das Personenregister 
ist sorgfältig angelegt. Die Übersetzung aus dem Englischen ins Italie- 
nische durch Paolo Vittorelli verdient besondere Anerkennung. Die 
wenigen Irrtümer, wahrscheinlich Fehler, die bei der Übersetzung 
unterlaufen sind (z. B. S. 256), mindern den Wert der gründlichen 
Arbeit nicht. 


Paris Heinz Holldack 


A history of South-East Asia. D. G. E. HALL. London, Macmillan 

1955. XVI, 807 S. 42 8. 

Südostasien ist eine neuere Bezeichnung von Hinterindien (Halb- 
insel Indochina) mit dem Malaiischen Archipel. Der sprachlichen Viel- 
falt seiner Mon-Khmers, Malaien, Tibeto-Birmanen, Sino-Thais und 
anderer Völker ordneten sich schon in den ersten Jahrhunderten n.Chr. 
zwei Weltkulturen über. Am Ostrand Indochinas drang der chinesische 
Kulturkreis mit dem vietnamesischen Volkstum, zeitweilig auch poli- 
tisch von China beherrscht, immer weiter südlich vor, bis in die Gegen- 
wart hinein den indischen Kulturkreis, welcher alle übrigen Gebiete 
des kontinentalen Südostasiens und Indonesiens bestimmte, langsam 
zurückdrängend. Von den einstigen Mons des Menan und des unteren 
Irrawaddy-Flusses übernahmen die (in der zweiten Hälfte des ersten 
Jahrtausends n.Chr. aus der Richtung Osttibets vordringenden) birma- 
nischen Stämme und von den Khmers Kambodschas die durch den 
Mongolensturm aus Südchina verdrängten Thai-Völker indische Kul- 
tur. Ihr Hinayana Buddhismus verdrängte bald auf dem indisierten 
Festlande den Mahayana buddhistisch-shivaitisch hinduistischen Syn- 
kretismus, welcher auch im Archipel dem gleichfalls seit dem drei- 
zehnten Jahrhundert vordringenden Islam weitgehend weichen mußte, 
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Trotzdem werden Auffassungen von Südostasien als Pufferzone zwi- 
schen der indischen und chinesischen Welt, Vorstellungen, die geo- 
graphische Bezeichnungen wie Hinterindien, Indochina, Indonesien 
kennzeichnen, nicht seiner Geschichte gerecht, weder malaiischen 
Seereichen wie Shrivijaya-Shailendra und seinen Monumenten von 
Borobodur im achten und neunten Jahrhundert noch gewaltigen 
Landmächten wie Kambodscha mit seiner Tempelmetropole Angkor 
im neunten bis zwölften oder Birma im elften, sechzehnten und 
späten achtzehnten Jahrhundert. 

Über die einzelnen Staaten Südostasiens lagen bereits eine Anzahl 
unterschiedlicher historischer Darstellungen vor, z.B. Werke wie 
A. Schreiner, Abreg& de l’Histoire d’Annam. Saigon 1906; E.T. 
Aymonier, Le Cambodge. Paris 1904; P. Boulanger, Histoire du 
Laos. Paris 1931; W.A.R. Wood, History of Siam. London 1926; 
G.E. Harvey, History of Burma. London 1925; R. Winstedt, 
History of Malaya. Singapore 1935; N. J. Krom, Hindoe- Javaansche 
Geschiedenis. Gravenhage 1931; B.H.M.Vlekke, Nusantara: 
A history of the East Indian Archipelago. Cambridge (USA) 1943, u.a. 
Dagegen lag (von einer summarischen Kompilation abgesehen) bisher 
nur eine einzige Gesamtdarstellung der Geschichte auch nur des indi- 
sierten Teiles Südostasiens bis in die Zeit der europäischen Ent- 
deckungen vor: G. Codes, Les Etats hindouises d’Indochine et 
d’Indonesie. Paris 1948. 

Auf diesem Werk basiert auch Halls Gesamtdarstellung der lan- 
gen voreuropäischen Periode Südostasiens. (Das von Coedes nicht 
behandeite Vietnam-Annam wird nur lakonisch abgetan.) Dagegen 
liegt einer der Hauptvorzüge von H.s Buch darin, daß es einen guten 
Überblick über die sich schnell anhäufenden und nur schwer ganz 
überschaubaren archäologischen Quellen und die zahlreichen Mono- 
graphiearbeiten zur Frühgeschichte der Region gibt, die in der Zeit seit 
dem klassischen Werk von Coe&des erschienen sind (z.B. Gordon Luce 
über die Pyus, und C.C. Berg über javanische Historiographie). Bei 
der ungeheuren Weite des Stoffes und der sprachlichen Mannigfaltig- 
keit sowie Vielschichtigkeit der Quellen ist es natürlich, daß der Vf. 
vorwiegend aus Darstellungen seiner Vorgänger, z.T. aus obigen Dar- 
stellungen der Landesgeschichten schöpfen mußte. Doch beruhen die 
Abschnitte über britische Kolonialgeschichte in Birma und das 
Kapitel über Arakan sowie die Vorgeschichte Singapurs auf eigenen 
Quellenforschungen Halls. Er erklärt (S. VII), von der europazentri- 
schen Tendenz seiner Vorgänger abweichen zu wollen, die für die 
Periode seit Vasco de Gama statt einer Geschichte Südostasiens eine 
Beschreibung europäischer Aktionen in der Region gegeben haben. 
Trotzdem widmet er dem voreuropäischen eineinhalb Jahrtausend 
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südostasiatischer Geschichte nur 185 Seiten, während die 450 Jahre der 
europäischen Verbindungen 500 Seiten füllen. Die britisch-niederlän- 
dische Rivalität im siebzehnten Jahrhundert beansprucht fast dreimal 
und die britische Motivierung zur Besetzung von Penang (1786) 
eineinhalb mal soviel Raum wie die ganze Geschichte des chinesischen 
Kulturgebietes Südostasiens bis zum sechzehnten Jahrhundert. Nach 
dieser Periode wird Indonesien nur um das niederländische Vorgehen 
herum dargestellt (während seine Geschichte z.B. von Regamey in 
Randas „Handbuch der Weltgeschichte‘ treffender, Insel nach Insel 
gruppiert wird). Kambodschas Geschichte seit dem Verlust Angkors 
(1432) erscheint nur als Episode in der Entwicklung der stärkeren 
Nachbarmächte Vietnam und Siam. Im ganzen ist aber die politische 
Geschichte sehr ausführlich dargelegt, wobei jede Handelsmission 
und westliche Gesandtschaft ausführliche Würdigung findet. Dagegen 
wird die Kulturgeschichte hauptsächlich durch die treffend gewählten 
Illustrationen vertreten. Allerdings darf dabei nicht vergessen werden, 
daß der gegenwärtige Stand der Quellenausnützung keine Darstellung 
im Sinne von etwa Steinhausens Geschichte der deutschen Kultur 
gestatten würde. Doch zeigt gerade Halls dankenswerte und nützliche 
politische Geschichte die Notwendigkeit einer Kulturgeschichte Süd- 
ostasiens nach dem Muster von etwa R. Winstedt, The Malays; a 
cultural history, London 1950, oder einer Literaturgeschichte wie etwa 
Mabel Haynes Bode, The Pali Literature of Burma, London 1909. 

Außerhalb der britischen Kolonialverwicklungen ist Hall bemer- 
kenswert objektiv. Er stellt mit Recht fest, ‚es ist schwer für einen 
Niederländer, leidenschaftslos über diese Periode (britisch-holländi- 
scher Rivalität) zu schreiben“ (S. 235). Englands Annexion von Birma 
scheint ihm unvermeidbar gewesen zu sein (S. 519), doch hat er Ver- 
ständnis für Bedenken gegen Atlees Annahme birmanischer Unab- 
hängigkeitsforderungen (S. 710). Da Birma Spezialität des Vf.s und 
Hauptinteressengebiet des Schreibenden bildet, sei etwas näher darauf 
eingegangen. Bei der Darstellung des Konfliktes zwischen der birmani- 
schen Regierung und einer englischen Tiekholzfirma (1885), welcher 
zur britischen Annexion führte, erwähnt er nicht den birmanischen 
Vorschlag eines Schiedsgerichtes (Maung Maung, Burma in the 
Family of Nations, Amsterdam 1956). Dagegen betrachtet er die 
Annexion Birmas im Interesse des Friedens mit Frankreich gerecht- 
fertigt und das Vorgehen gegen genannte Firma als Kriegsgrund, 
während er Birmas Bestehen auf der Aufrechterhaltung eigener 
Außenbeziehungen „und Freundschaft mit Frankreich, Italien und 
anderen Staaten‘ (1885) als unerhörte Herausforderung Großbritan- 
niens ansieht (S. 554). „Großbritannien annektierte Gebiete, wo es 
Interessen zu verteidigen hatte, während Frankreich Gebiete annek- 





174 Buchbesprechungen 


tierte, in denen es wünschte, Interessen zu verteidigen zu haben, und 
schloß Konkurrenz vom Anfang an aus“ (S. 591). „Die Rivalität kam 
hauptsächlich von französischer Seite, die beim Gedanken an einen 
imaginären Engländer, mit Vorsprung in ihrer Expansionsrichtung, 
schauderten. Ihre Aktionen zwangen die Briten immer wieder zu 
Reaktionen zur Verteidigung der von ihnen als legitim angesehenen 
Interessen ...‘“ (S. 593). Auch schreibt H. über Frankreichs Politik, 
die 1893 Abtretungen siamesischer Hoheitsgebiete in Laos erzwang: 
„Siam wehrte einen gierigen Feind um den Preis der Aufopferung von 
90000 Quadratmeilen seines Gebietes ab, kein angenehmer Anblick. 
Er... spiegelt manche der schlimmsten Züge europäischer Kolonial- 
rivalität.‘ (S. 612). Freilich widerspricht diese Darstellung den Aus- 
führungen von Virginia Thompson, Thailand, the new Siam, 
New York 1941, S. 162, 187, welche deswegen von Hall angegriffen 
wird (S. 604, Fn., S. 612). Andererseits meint er über französische 
Nachgiebigkeit in Tongking (1874): „... Justice above all else was 
his motto .... But in his zeal for justice Philastre had overlooked the 
fact that in Vietnamese eyes his actions were taken to be signs of 
weakness on the part of France ...‘“ (S. 570). Der der damaligen 
französischen Nachgiebigkeit im vietnamesischen Kolonialkrieg zuge- 
schriebene Eindruck von Schwäche wird besonders betont. 

Obwohl die Bedeutung der ‚indentured labour‘‘, der Beschäftigung 
von durch strafrechtliche Sanktionen am vertraglichen Arbeitsplatz 
festgehaltenen Kulis im kolonialen Südostasien bis in die 1930er Jahre 
hinein nicht erwähnt wird, gibt H. im Falle der nichtbritischen 
Kolonien Einblicke in Erscheinungen, welche alle Kolonialverwaltun- 
gen kennzeichneten (z.B. S. 654f.). Er bestreitet, daß die Kolonial- 
mächte große Profite aus Südostasien herausgeholt hätten, erwähnt 
aber, daß der Großteil jener Kapitalien, welche Europa gestatteten, 
seine passive Handelsbilanz gegenüber den Vereinigten Staaten aus- 
zugleichen, vor dem zweiten Weltkrieg aus Südostasien kam (S. 671). 
Seine diesbezüglichen Thesen sind viel gemäßigter als diejenigen eines 
großen Teiles der britischen Fachliteratur, worin ein fast marxistisches 
Primat des Wirtschaftlichen (der wirtschaftlichen Aufbauvorteile 
fortdauernder Kolonialverhältnisse) den politischen Zielsetzungen 
nationalistischer Unabhängigkeitsbewegungen entgegengesetzt wird 
(S. 698f.). H. schreibt mit Recht, daß der dortige Nationalismus 
„nicht aus der Revolte gegen europäische Herrschaft geboren wurde. 
Seine kulturellen Wurzeln gehen in Südostasien ebenso weit zurück 
wie in Europa.“ (S. 617f.). 

Das Buch entstand z.T. aus Vorlesungen des Vf£.s in Jakarta, 
Bangkok, Rangoon und Singapur. Freilich bedauert er, daß nieder- 
ländische Hochschulen Indonesien Bildung und nicht Erziehung ver- 
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mittelten, da sie keinen Nachdruck auf Disziplinargemeinschaft im 
Sinne britischer Colleges legten (S. 641). Trotzdem beurteilt er den 
aus Studentenstreiks hervorgegangenen Schöpfer des neuen Birma, 
Aung San objektiver als z.B. Hugh Tinker (The Union of Burma. 
A study of the first years of independence. London 1957. S. 27). 
Dennoch sind die Abschnitte über die Unabhängigkeitsbewegungen 
vielleicht die schwächsten des Buches, dessen Hauptstärke die Kapitel 
über europäischen Merkantilismus und Frühimperialismus in Südost- 
asien bilden. Trefflich ist das Kapitel über Siams Reformperiode seit 
Mongkut (1851—1868) und Chulalongkorn (1868—ı910). Die Erzäh- 
lung bricht 1950 ab, fünf Jahre vor dem Erscheinungsdatum, Sehr 
nützlich und eine willkommene Ergänzung sind die dynastischen 
Listen und Regententafeln des Anhangs, wenn sie auch auf früheren 
Darstellungen und nicht auf den (z.T. lange übersetzten) Annalen von 
Annam, Majapahit (Java), Siam, Laos und Birma direkt beruhen. 

Das besprochene Werk füllt eine wahre Lücke im Schrifttum. 
Sein Erscheinen ist daher zu begrüßen und eine deutsche Über- 
setzung wäre zu empfehlen. Gerade weil es sicher weitere Auflagen 
haben wird, wäre es erwünscht, eine Anzahl von irreführenden For- 
mulierungen und Verschreibungen richtigzustellen. Irreführend ist die 
Bezeichnung ‚‚Geistlichkeit‘‘ (clergy) für das Hinayana-buddhistische 
Mönchtum (welches ja keinen Heilsschatz vermittelt), auch wenn 
sie in angelsächsischer Literatur nicht selten ist. Mit „mongolischen“ 
Beimischungen der Dong-son-Kultur Vietnams (S. 169) sind wohl 
„mongoloide‘‘ gemeint. Der veraltete und mehrdeutige Name ‚Tartar‘ 
(S. 187) sollte durch „Ilkhan‘‘ ersetzt werden. Die Behauptung, die 
portugiesischen Entdecker hätten „Dienst Gottes mit dem Dienst am 
Mammon verbunden“ (S. 197) paßt wohl besser auf ihre kalvinistisch 
beeinflußten Rivalen. Bei dem birmanischen Gesetzbuch ‚‚des Manu‘ 
($. 141, 215) sollte seine Nichtidentität mit dem gleichnamigen indi- 
schen Gegenstück erwähnt werden. (Dhammathat Manu-Kyay. The 
Damathat or the Laws of Menoo, translated from the Burmese by 
D. Richardson, Maulmain 1874.) Im Text wechseln die Schreibungen 
„Paku Buwono“ und ‚„Pakubuwana‘“ ab, während das Register nur 
letztere erwähnt. Eine Verschreibung ist wohl auf S. 172, die 1220 
endenden Kriege mit Kambodscha hätten Champas drei Nord- 
provinzen in dessen (wohl in Vietnams) Hand gelassen, ebenso die 
Zuschreibung von Brunei zu Süd-Borneo (S. 199, in Wirklichkeit Nord- 
Borneo), die Bezeichnung des Trunadjaya als König von „Bantam“ 
($. 267, in Wirklichkeit von Mataram). Derselbe erscheint an anderer 
Stelle als Trunojoyo, wenn auch das Register ihre Identität verrät. 
König Ludwig XVIII. von Frankreich kann 1825 nicht gut einen 
Brief an Kaiser Minh Mang von Vietnam gesandt haben (S. 556), da 
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seine Regierungszeit schon 1824 endete. Japans Idee eines „‚Groß-Ost- | 
Indien“ scheint eine Verschreibung für Groß-Ostasien zu sein (S. 687), | 


Die Behauptung (S. 713), die Kuomintang-chinesischen Besatzungs- 
truppen im nördlichen Vietnam (1945—ı1946) hätten Ho Chi Minh die 
Kontrolle der dortigen Administration überlassen, scheint m.E, eine 
irreführende Vereinfachung. (Vgl. B. B. Fall, The Vietminth Regime, 
New York 1956. Institute of Pacific Relations, mimeographiert, 
S. ııff., 98.) Die Bibliographie enthält eine gute Auswahl aus dem 
Schrifttum. Ist auch keine umfangreiche deutsche Literatur über die 
Geschichte Südostasiens anzuführen, so hätten bei der langen Liste 
von Reiseberichtsquellen immerhin A. Bastian, Reise in Birma in den 
Jahren 1861—18632, in: Völker des östlichen Asien, Bd. 2, Leipzig 1866, 
nicht zu fehlen brauchen. Unter den Karten, welche dem Text beige- 
fügt sind, fehlt eine das ganze mittelalterliche Hinterindien umfas- 
sende Karte: diejenige von S. 148 umfaßt nicht Birma und die Mon- 
Gebiete am Irrawady-Delta. Auch die farbige Gegenwartskarte am 
Ende des Buches ist unzureichend; viele wichtige Orte des Textes 
bleiben auf ihr unverzeichnet. Statt der heute amtlichen indonesischen 


Namen führt sie noch immer nur die der Kolonialperiode, während | 


beide nebeneinander stehen sollten: Sulawesi (Celebes), Kalimantan 


(Borneo). Das Namensregister ist recht unvollständig. Doch können | 


diese Einzelheiten den Wert und die Nützlichkeit des Buches nicht 
herabsetzen. 
Marshall, Texas — Freiburg im Breisgau Emanuel Sarkisyanz 


Forschungsbericht über Geschichte Chinast),,. Von HERBERT 
FRANKE, München. 
Es kann nicht die Aufgabe dieses Berichtes sein, den Lesern dieser 


Zeitschrift einen auch nur annähernd vollständigen Überblick über die | 


Arbeiten zur Geschichte Chinas zu geben, die in den letzten Jahren 
erschienen sind. Die Fülle der einschlägigen Veröffentlichungen 
erzwang eine Begrenzung der zu erwähnenden Werke. Zunächst kann 
in dem Bericht die außerordentlich umfangreiche Sekundärliteratur 
in chinesischer und japanischer Sprache übergangen werden, da diese 
Werke ohnehin nur dem kleinen Kreis der Fachgelehrten zugänglich 
sind. Sodann konnten mit gutem Gewissen auch alle jene Arbeiten 
beiseite gelassen werden, die zwar vielleicht unentbehrliche Werkzeuge 
für die Forschung sind, aber doch wegen ihres allzu spezialistischen 


1) Einen ausführlicher gehaltenen Forschungsbericht für die Jahre 1935 bis 
1951, der sowohl die Arbeiten in europäischen Sprachen wie auch die wichtig- 
ste ostasiatische Sekundärliteratur behandelt, enthält der Band Sinologie 
(Wissenschaftliche Forschungsberichte, Geisteswissenschaftliche Reihe, 
Band ı9), Verlag A. Francke AG, Bern 1953, insbes. S. 1TIO—150. 
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Charakters sich nur an den Fachmann wenden und dem allgemeinen 
Historiker wenig zu bieten vermögen. Das Schwergewicht wird deshalb 
vornehmlich auf solche Arbeiten gelegt werden, die entweder eine ohne 
weiteres verständliche Darstellung geben oder solche Einzelprobleme 
behandeln, die von allgemeinerem historischen Interesse sind. Schließ- 
lich ist auch darauf verzichtet worden, die neuere und neueste Ge- 
schichte Chinas seit der Jahrhundertwende einzubeziehen. Dies ist 
ein Gebiet, auf dem sich der Berichterstatter nicht recht zuständig 
fühlen darf und das besser einer gesonderten Behandlung durch einen 
Fachmann vorbehalten bleibt. 


ı. Hilfsmittel und Gesamtdarstellungen 


Für die ältere Literatur bis etwa um 1924 ist noch immer die 
Bibliotheca Sinica von H. Cordier (5 Bände, Paris 1904—1924) 
unentbehrlich. Sie verzeichnet so gut wie vollständig die Literatur 
über China einschließlich seiner Geschichte. Seitdem ist keine derartig 
zusammenfassende Bibliographie erschienen, doch gibt es einige 
laufend geführte Literaturübersichten, in denen man sich unterrichten 
kann. Die inden USA erscheinende Zeitschrift, ‚Far Eastern Quarterly‘‘, 
jetzt neuerdings „Journal of Asian Studies‘ betitelt, veröffentlicht 
jeweils zum Jahresende eine systematisch gegliederte Übersicht über 
die im Laufe des Jahres erschienenen Bücher und wichtigen Artikel 
(Far Eastern Bibliography). Inzwischen ist eine eigene bibliographische 
Zeitschrift dank der Initiative westeuropäischer Sinologen ins Leben 
gerufen worden, die nach dem Vorbild der bereits in anderen Wissen- 
schaftszweigen bestehenden Kurzberichte (Abstracts) die im Laufe 
eines Jahres erschienenen Arbeiten nicht nur dem Titel nach ver- 
zeichnet, sondern auch kurz dem Inhalt nach wiedergibt. Dabei wird 
auch die wissenschaftliche Literatur in chinesischer und japanischer 
Sprache berücksichtigt. Diese Zeitschrift hat sich unter anderem auch 
zum Ziel gesetzt, dem Nichtfachmann die wesentlichsten Forschungs- 
ergebnisse zu vermitteln und so die beklagenswerte Isolierung durch- 
brechen zu helfen, in der bis kurz vor dem zweiten Weltkrieg gerade 
die historisch arbeitende Orientalistik stand!). 

Die letzten Jahrzehnte haben freilich zu einer immer stärkeren 
Integration der Geschichte Chinas in die Weltgeschichten geführt. Die 
China behandelnden Abschnitte etwa in Handbüchern wie der 
„Historia Mundi‘“ oder dem ‚Handbuch der Weltgeschichte“ 
A. v. Randas sind von berufenen Sachkennern verfaßt und bieten eine 
zuverlässige Darstellung im Rahmen der Zielsetzung der betreffenden 


!) Revue Bibliographique de Sinologie. 1, Annee 1955. Paris—La Haye, 
Mouton & Co. 1957. 
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Gesamtwerke. Ausführlicher gehalten ist die Geschichte Chinas von 
H.O.H. Stange!) innerhalb der ‚Weltgeschichte in Einzeldarstel- 
lungen‘. Der Vf. hat auf engem Raum vielerlei gegeben und nament- 
lich auch der allgemeinen Geistes- und Kulturgeschichte neben den 
politischen Vorgängen Raum gegönnt. Freilich wird der kritische 
Historiker in solchen additiven Sammelwerken stets ein einigendes 
geistiges Band vermissen — dies ist ja seit langem der bekannte 
Einwand gegen derartige ‚Buchbindersynthesen‘. Wie Weltgeschichte 
als Begriff (und Buch) möglich sei, gehört noch zu den ungelösten 
Fragen der Geschichtswissenschaft überhaupt, doch spielt das Problem 
keine Rolle, solange man von einem solchen additiven Handbuch in 
erster Linie Daten, Zahlen und Fakten erwartet. 

Auf die von den Historikern gelegentlich an die Sinologen 
gerichtete Frage ‚‚Welche Geschichte Chinas können Sie empfehlen ?“ 
wird wohl, jedenfalls in Deutschland, fast stets erwidert werden: die 
Geschichte von Otto Franke?). Dieses magnum opus und Denkmal 
einer Lebensarbeit reicht mit seinen fünf Bänden von der Urzeit bis 
zum Jahre 1368 und ist die ausführlichste Geschichte Chinas seit 
de Mailla’s Histoire Gen£rale de la Chine von 1777 bis 1785. Im Gegen- 
satz zu dem Werk des gelehrten Jesuiten beruht sie auf kritischer 
Quellenforschung — eine Leistung, die um so schwerer wiegt, wenn 
man bedenkt, daß anders als die meisten Forscher auf dem Gebiet 
etwa der neueren europäischen Geschichte der Sinologe erst nach 
gründlichem Sprachstudium und unter ständigem philologischem 
Kleinkrieg mit seinen Texten zu historischer Arbeit fähig ist. Die 
leitende Idee des Gesamtwerks war für Otto Franke der konfuzianische 
Staat und seine Ideologie, so daß die politische Geschichte im Mittel- 
punkt steht und die anderen Lebensbereiche nur ergänzend oder 
verdeutlichend hinzutreten. Die Fülle an Einzelheiten ist überwälti- 
gend, doch sorgen eine flüssige Schreibweise und ausgezeichnete Sach- 
und Namensindizes dafür, daß der Leser sich leicht orientieren kann. 
Für die ältere Geschichte Chinas hat Otto Franke somit ein Standard- 
werk geschaffen, das als Ganzes und als Leistung eines Einzelnen so 
bald nicht überholt werden dürfte. Andererseits ist gelegentlich das 
Vorherrschen der politischen Vordergrundereignisse kritisiert worden, 
zumal von jenen, die eine stärkere Berücksichtigung der Sozial- und 


1) Geschichte Chinas vom Urbeginn bis auf die Gegenwart, in „Geschichte 
Asiens‘. München, F. Bruckmann 1950. Vgl. die Bespr. von E. Schmidt, HZ 
177, 1954, S. 158—161. 

2) Otto Franke, Geschichte des chinesischen Reiches. 5 Bände. Berlin, 
Walter de Gruyter & Co. 1930— 1952. Vgl. die Bespr. von E. Schmidt, HZ 
147, 1933, S. 197—199, u. 161, 1940, $. 148—150; u. von H. O. Stange, 
HZ 172, 1951, S. 389—390, u. 184, 1957, S. 428—430. 
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nennen 
Wirtschaftsgeschichte für wünschenswert hielten!). Aber vielleicht 
ist die Zeit für Gesamtdarstellungen solchen Umfangs schon vorüber, 
nachdem sich auch in der Sinologie die Tendenz zu Gemeinschafts- 
arbeit und zu handbuchartigen Nachschlagewerken für bestimmte 
Perioden und Dynastien abzuzeichnen beginnt. 

Die Wirtschafts- und Sozialgeschichte wird in einem anderen 
Werk besonders stark berücksichtigt, nämlich der Geschichte Chinas 
von W. Eberhard?). Sie verzichtet weithin auf Einzelheiten und 
Daten, versucht aber dafür die treibenden Kräfte der politischen und 
sozialen Entwicklung stärker herauszuarbeiten, wobei das Verhältnis 
Chinas zu seinen „barbarischen‘‘ Nachbarn besonders hervorgehoben 
wird. Diese ethno-soziologische Sicht erklärt viele Erscheinungen der 
chinesischen Geschichte überzeugend, und gibt, so sehr auch manche 
abweichende Meinung vertreten werden kann, ein so klares und durch- 
sichtiges Bild der Entwicklung des Landes durch 3000 Jahre hindurch, 
daß man das Buch stets mit Gewinn zur Hand nimmt. Freilich 
bedeutet bei einer so langen Geschichte wie der Chinas eine Kon- 
zentration auf die als kausal ausschlaggebend angesehenen Kräfte auch 
ein Hervortreten von allgemeinen Formulierungen, die denn auch von 
den Rezensenten gelegentlich bemängelt worden sind?). 

An solchen Formulierungen fehlt es auch nicht in der kürzlich 
erschienenen Darstellung aus der Feder des Leipziger Sinologen 
Eduard Erkes®). Der Vf. bemühte sich, die Geschichte Chinas 
marxistisch zu sehen und zu deuten, weicht jedoch in vielen Punkten 
von der etwa im kommunistischen China vertretenen Doktrin ab. Die 
wertvollsten Teile des Buchs dürften die Abschnitte über Vorgeschichte 
und älteste Geschichte sein, da hier mehr als sonst in den Gesamt- 
darstellungen üblich auf die Ergebnisse der archäologischen Forschung 
eingegangen wird. Im übrigen fehlt nach wie vor eine auch dem 
Nicht-Spezialisten zugängliche Darstellung des vorgeschichtlichen 
China, was zum Teil daran liegen mag, daß die Ausgrabungen im 
heutigen China das Bild laufend ändern. Die vielen Einzelarbeiten 


!) Bemerkenswert ist die grundsätzliche Stellungnahme von O. B. van der 
Sprenkelim Bulletin of the School of Oriental and African Studies. London, 
Bd. XVIII (1956), S. 312—321. 

9 W. Eberhard, Chinas Geschichte. Bern, A. Francke AG 1948. Auch 
englisch: A History of China from the Earliest Times to the Present Day. 
Berkeley and Los Angeles, University of California Press 1950. 

‘) Am kompromißlosesten von H.O.H. Stange in dieser Zeitschrift Bd. 172 
(1951), S. 615—618 und, von marxistischer Seite, in der Orientalistischen Lit. 
Zeitung 1953, Sp. 389—406, durch J. Prü$ek. 

‘) Ed. Erkes, Geschichte Chinas von den Anfängen bis zum Eindringen des 
ausländischen Kapitals. Berlin, Akademie-Verlag 1956. 


12* 
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können diesem Mangel nicht abhelfen, den gerade auch derjenige 
Sinologe empfindet, der auf Grund der schriftlichen Quellen über die 
älteste Geschichte arbeitet!). 

Wenn im Rahmen dieses Berichtes auch eine Geschichte der 
chinesischen Philosophie?) behandelt wird, so geschieht das sachlich 
mit einem gewissen Recht. Denn die chinesische Philosophie ist über 
weite Strecken hin vornehmlich Staats-, Sozial- und Sittenlehre und 
insofern von größter Bedeutung für die politische Geschichte. Man 
kann sehr wohl über die Geschichte des 18. Jahrhunderts in Europa 
arbeiten, ohne Kant zu kennen. Unmöglich aber ist es, die Geschichte 
Chinas erforschen zu wollen ohne eine genaue Kenntnis des Kon- 
fuzianismus, und kein Geringerer als Otto Franke hat deshalb die 
konfuzianische Staatsidee in den Mittelpunkt seiner Geschichts- 
darstellung gerückt. Das hier anzuzeigende Werk ist eine Übersetzung 
aus dem Chinesischen eines zeitgenössischen Vf.s; das Original erschien 


in zwei Bänden schon vor dem zweiten Weltkrieg (1931 und 1934). Der 


erste Band wurde von Derk Bodde bereits 1937 in einer englischen 


Fassung veröffentlicht, die jetzt, 1952, in zweiter verbesserter Auflage 
vorliegt. Der zweite Band folgte in Übersetzung 1953. Damit ist die 
in China bis 1949 maßgebende Geschichte der Philosophie einem 
europäischen Publikum erschlossen. Band ı behandelt das „Zeitalter 
der Philosophen‘ als welches das Altertum bis etwa zum Jahre 100 
v. Chr. bezeichnet wird, Band 2 die Entwicklung bis zum Anfang dieses 
Jahrhunderts, als das Eindringen westlicher Gedanken das traditionelle 
Philosophieren ablöste. Der Vf. des chinesischen Originals, Fung Yu-lan, 
hat sich bei der Anordnung des Buchs weithin von dem chinesischen 
Brauch leiten lassen, statt einer Hervorhebung des Wesentlichsten 
Zitate aus den Quellen zu bringen. Das Werk enthält dank dieser 
Methode so viele Textstellen, daß es fast den Charakter einer Antho- 


logie besitzt und als wichtige Quellensammlung anzusprechen ist. Der 
Übersetzer, Derk Bodde, hat sich aber dankenswerter Weise nicht 


damit begnügt, eine bloße Übersetzung des chinesischen Textes zu 
geben, sondern in allen Fällen die zitierten Quellentexte in den 
Originalwerken nachgewiesen und darüber hinaus durch seine An- 
merkungen diejenigen Erläuterungen gegeben, die für einen westlichen 


Leser wichtig sind. Eine solche Leistung kann gar nicht hoch genug 
eingeschätzt werden, und wenn die Philosophiegeschichte von Fung 


zu einem unentbehrlichen Handbuch für jeden, der sich mit der 


I) Eine übersichtliche Zusammenfassung des damaligen Standes der For- 


schung gab Max Löhr in Saeculum Bd. 3 (1952), S. 15—55. 

2) Fung Yu-lan, A History of Chinese Philosophy, übersetzt von Derk 
Bodde. 2 Bände, Princeton University Press 1952—ı953. Vol. I: The 
Period of Philosophers, Vol. II: The Period of Classical Learning. 
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chinesischen Geisteswelt beschäftigt, geworden ist, so kommt das 
Verdienst daran dem Übersetzer Bodde in fast gleichem Maße zu. Die 
Bibliographien und Indizes sind vorbildlich und machen das Buch auch 
für den Nichtfachmann leicht benutzbar. Allerdings wird das große 
dreibändige Werk von Alfred Forket) durch das Werk von Fung 
Yu-lan und Bodde nicht überflüssig gemacht, denn eine ganze Anzahl 
von Philosophen wird bei Forke behandelt, die bei Fung übergangen 
werden. Dafür geht Fung ausführlich auf die buddhistische Philosophie 
in China ein, die zwischen dem 3. und 9. Jahrhundert n. Chr. von 
größter Bedeutung wird, während sie bei Forke zweifellos zu kurz 
gekommen ist. Im Rahmen dieses Berichtes kann, so sehr die Materie 


auch dazu verführen mag, nicht auf Einzelheiten eingegangen werden, 
und so mag es genügen, auf das Werk von Fung und Bodde als eine 
umfassende Darstellung zur Geistesgeschichte Chinas mit nachdrück- 


licher Empfehlung hinzuweisen. 
Ein anderes zur Besprechung eingegangenes Werk ist hier 


zweckmäßigerweise anzuschließen, nämlich eine Darstellung von 


Wirken und Nachwirkung des Konfuzius aus der Feder eines chinesi- 
schen Politikers?). Dem Vf. ist zugute zu halten, daß es ihm nicht darauf 
ankam, ein wissenschaftliches Buch zu schreiben, sondern bei einem 


allgemeinen Publikum in den angelsächsischen Ländern Sympathie 
für China zu erwecken. Das Buch ist recht unkritisch und zumal dort, 


wo der Autor von Geschichte spricht, von jener idealisierenden Sicht 


der chinesischen Vergangenheit durchdrungen, wie sie aus politischen 
Motiven in den letzten Jahrzehnten gelegentlich bei chinesischen 


Schriftstellern festzustellen war. Es gehört eine tüchtige Portion 
Unkenntnis oder Verkennung der Tatsachen dazu, die Chinesen als ein 
von Natur friedliebendes Volk hinzustellen, das den Krieg von jeher 


verabscheut hätte. Die Gestalt des Konfuzius, das Nachwirken seiner 
Ideen und das Ausmaß ihrer historischen Wirkung erfahren jedenfalls 
keinerlei neue Beleuchtung. Wer sich über Konfuzius und seine Zeit 


zu orientieren wünscht, sei deshalb auf zwei neuere wissenschaftliche 
Werke verwiesen?). 

In gewissem Sinne müssen wir auch zwei in Amerika erschienene 
Sammelbände den Gesamtdarstellungen anreihen. Der „Studies in 


)A. Forke, Geschichte der chinesischen Philosophie. 3 Bände. Hamburg, 
Verlag Friedrichsen & Co. 1927— 1938. 

BT, Cheng, China, das Werk des Konfuzius. Chinesisches Wesen im 
Lichte des Westens. Zürich, Rascher Verlag 1949. 


BG. Creel, Confucius. The Man and the Myth. London, Routledge & 
Kegan Paul 1951. Shigeki Kaizuka, Confucius, übers. von G. Bownas. 
London, George Allen & Unwin Verlag 1956. 
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Chinese Thought‘ betitelte Band!) enthält Beiträge aus der Feder 
berufener amerikanischer Sachkenner, die sich mit ausgewählten 
Problemen der chinesischen Geistesgeschichte befassen, Beiträge, die 
von der Philosophie des Altertums bis zu der Frage der Übernahme 
westlicher, insbesondere marxistischer Begriffe in der Gegenwart 
reichen. Bücher wie diese vermitteln die erfreuliche Erkenntnis, daß 
in den Vereinigten Staaten der früher vielfach dort anzutreffende 
Positivismus, der Geschichte auf „facts and figures‘‘ zu beschränken 
liebte, in der jüngeren Gelehrtengeneration nicht mehr anzutreffen ist, 
Ein zweiter ähnlicher Band?) behandelt in gleicher Weise, also durch 
Beiträge verschiedener Verfasser, soziale und staatliche Institutionen 
Chinas und ihre ideologischen Hintergründe. Auch hier umspannen 
die einzelnen Aufsätze ein weites Feld, von der politischen Funktion 
der Astronomie in der Han-Zeit bis zum chinesischen Nationalismus 
im 13. Jahrhundert. Von besonderer Einprägsamkeit sind diejenigen 
Beiträge, die über Einzelprobleme und einzelne historische Epochen 
hinaus versuchen, Wesenszüge der chinesischen Kultur als Ganzes 
herauszuarbeiten. Dieser Band wird gleich seinem Vorgänger vom 
Fachmann wie dem Nichtspezialisten mit gleichem Vorteil zu Rate 
gezogen werden, sowohl wegen des reichhaltigen sachlichen Inhalts 
als auch wegen seiner anregenden Fragestellungen. 

Schließlich sei noch auf ein Werk aufmerksam gemacht, das 
gleichfalls im weiteren Sinne den geschichtlichen Darstellungen 
zuzurechnen ist, nämlich die groß angelegte Geschichte der Natur- 
wissenschaft und Technik in China von Joseph Needham?). Der 
englische Gelehrte vereint in glücklichster Weise die Kenntnisse des 
Naturwissenschaftlers mit denen eines Sinologen und hat mit einer 
bewundernswürdigen Energie, von der die Bibliographien am Ende 
der beiden bis jetzt erschienenen Bände eindrucksvoll Zeugnis ablegen, 
eine Wissenschaftsgeschichte Chinas begonnen, die alle mit der 
materiellen Kultur des Landes zusammenhängenden Fragen be- 
handeln wird. Der erste Band gibt einen Abriß der Geographie, 
Sprache, Schrift und Geschichte in China und beschreibt die kulturel- 
len Kontakte mit der abendländisch-vorderasiatischen Welt. Band 2 
ist der Naturphilosophie und Wissenschaftslehre gewidmet. Es kann 
kein Zweifel daran bestehen, daß Needhams Arbeit, wenn sie einmal 


I) Arthur F. Wright [Hrsg.], Studies in Chinese Thought. Chicago, The 
University of Chicago Press 1953. 
2) John K. Fairbank [Hrsg.], Chinese Thought and Institutions. Chicago, 


The University of Chicago Press 1953. 
®) Joseph Needham, Science and Civilisation in China. Vol. I: Intro- 


ductory Orientations, Cambridge 1954, vol. II: History of Scientific Thought, 
Cambridge 1956, Cambridge University Press. 
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abgeschlossen vorliegen wird, dank ihres fast enzyklopädisch zu 
nennenden Charakters zu dem halben Dutzend unentbehrlicher 
Standardwerke über China in irgendeiner westlichen Sprache gehören 
wird. 

Weniger eine Darstellung als eine Einführung in die Probleme des 
Gegenstandes ist der Abriß der chinesischen Wirtschaftsgeschichte 
des Nationalökonomen E. S. Kirby). Der Vf. hat es verstanden, die 
wesentlichsten Epochen der Sozial- und Wirtschaftsgeschichte Chinas 
im Rahmen der allgemeinen Geschichte treffend zu kennzeichnen und 
den einzelnen Kapiteln eine sehr ausführliche Bibliographie beigegeben, 
die vor allem auch die Sekundärliteratur in Chinesisch und Japanisch 
in reichem Maße heranzieht. Es ist dies ein ganz besonderer Vorteil 
des Buchs, denn diese Literaturhinweise sind nützliche Wegweiser für 
den, der sich näher mit einzelnen Dynastien oder Problemen zu be- 
schäftigen wünscht. Aber auch der allgemeine Historiker wird das 
Buch deshalb mit Nutzen zu Rate ziehen können, weil es die politischen 
Geschehnisse erklären hilft und auch in den einleitenden Kapiteln 
eine Kritik der bisherigen Theorien zur ‚Erklärung‘ der chinesischen 
Geschichte und ihrer sozialen Triebkräfte bietet. Es ist deshalb zu 
begrüßen, daß auch eine deutsche Fassung veröffentlicht wurde?2). 


2. Einzelwerke 


Ist es schon bei den Gesamtdarstellungen der Geschichte Chinas 
ein methodisches Problem erster Ordnung, wie weit man sich von 
den chinesischen Geschichtswerken hinsichtlich Anordnung, Periodi- 
sierung und Stoffumfang leiten lassen soll, so gilt dies auch genauso 
von den Arbeiten über einzelne Epochen und der Detailforschung. Die 
Vorstellung, es bedeute eine wesentliche Bereicherung unseres histori- 
schen Wissens, wenn man möglichst viele historische Texte übersetzte, 
hat man längst als absurd fallenlassen. Innerhalb der Riesenmasse der 
historischen Literatur Chinas gibt es nur vergleichsweise wenige 
längere Texte, die eine Übersetzung in extenso rechtfertigen. Einer der 
wichtigsten Gründe gegen die überholten Vorstellungen ist, daß die 
geschichtliche Literatur Chinas literarisch keine Anziehungskraft aus- 
zuüben vermag. Zumal die Reihe der offiziellen Dynastiegeschichten, 
die die Zeit vom frühesten Altertum bis zum Sturz des Kaiserreiches 
1gıı überdecken, enthält zwar sachlich eine überwältigende Fülle von 
Stoff, doch ist er in trockener, handbuchartiger Form geboten, die 


') E. Stuart Kirby, Introduction to the Economic History of China. 
London, George Allen & Unwin Ltd. 1954. Vgl. die Bespr. von W. Franke, 
HZ 183, 1957, S. 668—670. 

®) E. Stuart Kirby, Einführung in die Wirtschafts- und Sozialgeschichte 
Chinas. München, R. Oldenbourg 1955. 
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eine Übersetzung zu einem unlesbaren Produkt machen würdet), Aus 
Immerhin gibt es ungeachtet dieser Einschränkungen eine ganze beh 
Reihe von Quellen, die wegen ihrer zentralen Bedeutung auch nach der 
den heutigen Maßstäben eine Gesamtübersetzung verdienen würden?), kon 
Die Abkehr von der Textgläubigkeit früherer Sinologengenerationen für 
äußert sich jedoch auch noch in einer anderen Weise: Die westlichen Hin 
Historiker übernehmen nicht mehr unbesehen die Urteile der chinesi- 
schen Quellen über Personen und Ereignisse. Mit anderen Worten, die Gr: 
historischen Methoden, die von der europäischen Geschichtswissen- jetz 
schaft erarbeitet wurden, haben sich allmählich durchgesetzt und die vor: 
rein philologische Textbehandlung in den Hintergrund gedrängt, eine Gra 
Entwicklung, die bereits vor einigen Jahrzehnten einsetzte und nun her‘ 
ihre Früchte trägt. We: 
Der Erforschung des chinesischen Altertums, insbesondere der ihn 
Shangzeit (etwa 1600 bis 1000 v. Chr.), ist durch die Ausgrabungen tun; 
bei Anyang in der Provinz Honan ein überaus reiches Material zu- nis 
gewachsen. Die dort und auch anderswo gefundenen Inschriften auf schl 
Knochen (Orakelfragen und -antworten) gehen in die Hunderttausende Ste 
und ergänzen die Angaben der erst sehr viel später verfaßten schrift- sch« 
lichen Quellen für diesen Zeitraum in bedeutsamer Weise. Um so mehr | Die 
macht sich der Mangel einer ausführlichen, auf der Höhe der Forschung une 
stehenden Darstellung von Geschichte und Kultur der Shangzeit in gere 
einer westlichen Sprache bemerkbar. Die beiden einzigen etwas weiter 
ausgreifenden Werke über diese Epoche sind bereits über zo Jahre alt.?) im \ 
Über die archäologischen Ergebnisse der Ausgrabungen von Anyang chir 
hat dagegen ihr langjähriger Leiter kürzlich einen instruktiven und als i 
reich bebilderten Überblick gegeben*). Im übrigen bleibt bis heute und 
noch die ausführlichste Darstellung des chinesischen Altertums vom des. 
Urbeginn bis zum Ende der Periode der Einzelstaaten (Ende des dem 


3. Jahrhunderts v. Chr.) das klassische Werk von Henri Maspero treil 


„La Chine Antique‘. Obgleich es bereits 1927, also vor dem Beginn der bler 
Flu! 


ohn: 
Inn« 
Um! 
geh« 
(221 
von 


1) Eine Reihe von Aufsätzen zur Geschichtsschreibung der Chinesen enthält 
das zum XXIV. Internationalen Orientalisten-Kongreß erschienene Sonder- 
heft der Zeitschrift Saeculum (Band 8, Jahrgang 1957, Heft 2/3). 

2) Für die Zeit von 220 bis 960 n.Chr. gibt es jetzt eine ausgezeichnete 
Bibliographie der Englisch, Deutsch oder Französisch übersetzten Abschnitte 
aus den Dynastiegeschichten: Hans H. Frankel, Catalogue of Translations 
from the Chinese Dynastic Histories for the period 220—960. Berkeley — 
Los Angeles, University of California Press 1957. 

3) H. G. Creel, The Birth of China. London 1936; Studies in Early Chinese 
Culture. Baltimore 1937. corr. 
4) LiChi, The Beginnings of Chinese Civilization. Three Lectures Illustratd | Pari 
with Finds at Anyang. Seattle, Washington, University of Washington Press ! 2) M 
1957. I 1958 
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Ausgrabungen von Anyang verfaßt ist, hat es dennoch seinen Wert 
behalten, was sich auch darin zeigt, daß es kürzlich in einer gegenüber 
der ersten Fassung nur wenig veränderten Neuauflage erscheinen 
konnte!). Es ist ein Handbuch nicht nur für Geschichte, sondern auch 
für Literatur, Religion und Philosophie des Altertums, das in vieler 
Hinsicht nicht so leicht überholt werden wird. 

Dem Altertum gilt auch, trotz seines umfassenden Titels, Marcel 
Granets ‚La Civilisation Chinoise‘‘ von 1929. Man hat dieses Werk 
jetzt in Amerika, vermutlich weil Französisch nicht mehr zu den 
vorauszusetzenden Sprachen gehört, ins Englische übertragen?). 
Granet, der aus der soziologischen Schule von Durkheim und Mauss 
hervorgegangen ist, hat durch seine geistvollen und tiefsinnigen 
Werke eine große Wirkung ausgeübt. Das eigentlich Historische hat 
ihn stets weniger angezogen als das, was eine soziologische Betrach- 
tungsweise aus den lakonischen Angaben der Quellen für die Erkennt- 
nis der Denkweise und sozialen Kategorien des älteren China er- 
schließen konnte. Auch seine „Civilisation‘‘ trägt auf jeder Seite den 
Stempel eines selbständigen Geistes und ist auch heute noch allein 
schon wegen ihrer vielen anregenden Fragestellungen lesenswert. 
Die englische Übersetzung wird, wenn man einmal von den etwas 
uneinheitlichen Transkriptionen absieht, dem Original durchaus 
gerecht. 

Im übrigen hat sich während der letzten Jahre und Jahrzehnte 
im Westen die Sinologie weniger mit der eigentlichen Geschichte des 
chinesischen Altertums bis zum 3. Jahrhundert v. Chr. beschäftigt 
als in der früheren Zeit. Statt dessen hat sich das Schwergewicht mehr 
und mehr auf die zum Teil noch ungenügend erforschten Jahrhunderte 
des chinesischen ‚‚Mittelalters‘‘ verlagert, als das man die Zeit zwischen 
dem Zusammenbruch des Han-Reiches um 200.n. Chr. bis zur Ver- 
treibung der Mongolen aus China (1368) bezeichnen könnte. Die Pro- 
bleme einer sachgerechten Periodisierung sind noch weitgehend im 
Fluß, so daß Bezeichnungen wie ‚Altertum‘ oder „Mittelalter“ 
ohnehin nur der Wert eines praktischen Arbeitstitels zukommen kann. 
Innerhalb der Geschichte des alten China ist der entscheidende 
Umbruch die Ablösung des pluralistischen Staatensystems der aus- 
gehenden Feudalzeit durch den Einheitsstaat der Dynastien Ch’in 
(221—207 v. Chr.) und Han (206 v. bis 220 n. Chr.). Diese Wende ist 
von Erich Haenisch anschaulich und für einen größeren Leserkreis 


!) Henri Maspero, La Chine Antique. Nouvelle &dition r&visee d’apres les 
corrections et additions laiss&es par l’auteur et pourvue de caracteres chinois. 
Paris, Imprimerie Nationale 1955. 

?) Marcel Granet, Chinese Civilisation. New York, Meridian Books Inc. 
1958. 
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Be een nahegelegenen 
verständlich in ihren großen Zügen geschildert worden!). Die dann 
folgende Zeit der Han-Dynastie sah die Konsolidierung des uni- 
versalen Kaiserstaats, die Durchdringung des Staats mit konfuziani- 
schem Gedankengut und die Anfänge der meisten Institutionen, die 
auch für die späteren Dynastien kennzeichnend bleiben sollten, aber 
auch das erste Ausgreifen nach Innerasien. Es ist deshalb verständlich, 
daß sich die Forschung in Ost und West besonders mit diesen für 
China folgenschweren Jahrhunderten beschäftigt hat. Für die frühere 
Han-Dynastie (206 v. Chr. bis 9n. Chr.) und die Regierungszeit des 
Usurpators Wang Mang (9g—24.n.Chr.) liegt jetzt die wichtigste 
annalistische Quelle in einer vollständigen Übersetzung in drei 
umfangreichen Bänden vor?). Damit ist eine große Menge geschicht- 
lichen Stoffes erschlossen, der freilich in der Anordnung der annalisti- 
schen Form der Quelle folgt und noch nicht durch Indizes erschlossen 
ist. Dafür hat der Übersetzer, der amerikanische Gelehrte H. H. Dubs, 
einzelne Probleme von besonderer Bedeutung herausgegriffen und in 
Gestalt kleinerer Abhandlungen in die Übersetzung der Chronik 
eingeschaltet. Aber auch so stellt das groß angelegte Werk mehr eine 
Sammlung von geschichtlichem Rohstoff als eine eigentliche Geschichte 
dar, wie es ja auch bei einer Übersetzung einer annalistischen Quelle 
nicht anders sein kann. Solche Arbeiten bedürfen stets der Ergänzung 
durch andere, die versuchen, eine kohärente Darstellung zu geben, und 
die Kräfte und Tendenzen der betreffenden Zeit untersuchen. — Zu 
den Übersetzungen, in denen man nachschlägt, aber die man nicht 
hintereinander liest, gehört auch eine andere Arbeit über die frühere 
Han-Zeit, nämlich die Übersetzung der auf die Wirtschaft bezüglichen 
Texte in der offiziellen Dynastiegeschichte der Han?). Diese Mono- 
graphien, die sich regelmäßig in den Dynastiegeschichten finden, ent- 
halten eine Fülle von Material über die von der staatlichen Gesetz- 
gebung erfaßten Wirtschaftsbereiche und stellen deshalb für den 
Wirtschafts- und Sozialhistoriker eine wichtige Quellengattung dar, 
die in der letzten Zeit viel Beachtung gefunden hat, weil sie die 
lakonischen Regesten der eigentlichen Annalistik mit Detail aller Art 
ergänzen können und zudem einen wichtigen Schlüssel für die Erkennt- 
nis der gesamten politischen Entwicklung abgeben. 


1) E. Haenisch, Chinas Weg vom Lehnsreich zum Einheitsstaat. Sitz.-Ber. 
der Bayer. Ak. d. W., Phil.-hist. Kl. Jg. 1947, Heft 3. München 1948. 

2) Homer H. Dubs [transl.], The History of the Former Han Dynasty. 
3 Bände. Baltimore, The American Council of Learned Societies 1938, 1944, 
1955- 

®) Nancy Lee Swann [transl.], Food and Money in Ancient China. Princeton 
Press University 1950. 
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Überhaupt gilt für die Erforschung der chinesischen Geschichte, 
daß es oft genug die Arbeiten über Sondergebiete sind, die unsere 
Kenntnisse am nachhaltigsten fördern. Das trifft insbesondere für die 
Wirtschafts- und Sozialgeschichte zu, aber auch andere Lebens- 
bereiche. So enthält die Darstellung des Rechtssystems der Han-Zeit 
durch den holländischen Gelehrten A.F.P. Hulsewe&!) so viele 
Einzelheiten, die auch allgemein-historisch bedeutsam sind, daß hier 
ein Hinweis auf diese ausgezeichnete Arbeit am Platze ist. 

Obgleich dieser Bericht sich auf Bücher beschränken soll, muß 
hier eine in einer Zeitschrift erschienene Arbeit unbedingt erwähnt 
werden, weil sie eine wichtige Epoche der Geschichte behandelt, 
nämlich die Wiedererrichtung der Herrschaft des Kaiserhauses der 
Han, nachdem das Zwischenspiel des Usurpators Wang Mang zu 
Beginn unserer Zeitrechnung durch einen blutigen und verheerenden 
Volksaufstand sein Ende gefunden hatte. Außerdem stellt die Arbeit 
des schwedischen Autors?) die einzige ausführliche wissenschaftliche 
Monographie über die Geschichte des frühen ı. Jahrhunderts n. Chr. 
in einer westlichen Sprache in neuerer Zeit dar, so daß ihr allein schon 
deshalb ein besonderer Wert zukommt, ganz abgesehen von ihren 
sonstigen Vorzügen (klare Darstellung, umfassende Quellenkenntnis, 
kritisches Verständnis). 

Mit dem Zerfall des Han-Reichs in drei Herrschaftsgebiete von 
Militärmachthabern, die alle drei für sich das Universalkaisertum 
in Anspruch nahmen, setzt ein Zeitalter der Trennung Chinas in 
einander befehdende Herrschaftsgebiete ein. Dieses Zeitalter der „Drei 
Reiche‘ im 3. Jahrhundert (220—280) ist der Gegenstand einer 
Quellenarbeit?), die zwar von großer wissenschaftlicher Zuverlässig- 
keit ist, aber für den Nichtspezialisten etwas schwer verdaulich sein 
dürfte, weil sie als kommentierte Übersetzung sich an das annalistische 
Schema hält. 

Während der folgenden Jahrhunderte bleibt China in eine Vielzahl 
von Staaten aufgespalten. Im Süden, d. h. dem Gebiet des Yangtse- 
Tals und weiter südlich herrschen rein chinesische Dynastien, die 
einander in buntem Wechsel ablösen, während der Norden eine Beute 
barbarischer Eroberer wird. Völker türkischer, tibetischer und 
tungusischer Abkunft fallen ein und errichten Staaten von jeweils 


l) A. F. P. Hulsewe, Remnants of Han Law. Volume I. Leiden 1955. 
E. J. Brill Verlag. 

®) Hans Bielenstein, The Restoration of the Han Dynasty, in: Bulletin 
of the Museum of Far Eastern Antiquities Nr. 26 (1954), Stockholm, S. ı bis 
209. 

®) Achilles Fang [transl.], The Chronicle of the Three Kingdoms, vol. I. 
Cambridge, Mass., Harvard University Press 1952. 
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längerer oder kürzerer Dauer. Diese Jahrhunderte, die man in mancher 
Hinsicht mit der Zeit der Völkerwanderung und der Germanenzüge 
in Europa vergleichen kann, bedeuten für China einen Zufluß aus- 
ländischer Elemente auf vielen Lebensbereichen, namentlich aber dem 
der Religion. Der Buddhismus breitet sich im Norden unter den 
Eroberern wie im Süden unter den einheimischen Dynastien mächtig 
aus, während sich in der staatlichen und institutionellen Sphäre 
gleichfalls manche Grundlagen für die Zukunft herausbilden. Das 
soziale Gefüge Chinas wird in jener Zwischenzeit tiefgreifend um- 
gestaltet. Man findet eine Fülle von Aufschlüssen über Rechtswesen, 
Institutionen, Wirtschaft und Geistesleben in den bisher erschienenen 
zwei Arbeiten von E. Baläzs, die zwar von der Sui-Zeit (581—617) 
ausgehen, aber rückschauend auch die vorangegangenen Jahrhunderte 
immer wieder berühren!). Baläzs hat als Ausgangspunkt die Mono- 
graphien über Wirtschaft und Rechtswesen der Dynastiegeschichte 
der Sui genommen. Aber seine Arbeiten sind keine bloßen kommentier- 
ten Übersetzungen, sondern zeigen ein profundes Eindringen in die 
Problematik der chinesischen Geschichte überhaupt. Vor allem was er 
über die angeblich milde und menuschenfreundliche Regierungsweise 
der Konfuzianer und über das Verhältnis von Ideologie und Wirklich- 
keit sagt, ist überaus aufschlußreich und von allgemeiner Gültigkeit 
für die gesamte Geschichte Chinas bis in die Neuzeit. Einer ideali- 
sierenden Sicht, wie sie unter den chinesischen Traditionalisten 
herrschte und zum Teil von manchen westlichen Autoren bis in die 
jüngste Vergangenheit geteilt wurde, ist durch Arbeiten wie die von 
Baläzs weitgehend der Boden entzogen worden. 

Das im Lauf der Geschichte immer wieder auftauchende politi- 
sche und soziologische Problem der Fremdherrschaften barbarischer 
Nomaden auf chinesischem Boden hat W. Eberhard?) an einem 
besonders instruktiven Beispiel, nämlich des türkischen Tobareichs 
in Nordchina (386—534), behandelt. Er hat die Überlagerung der 
seßhaften chinesischen Bevölkerung durch eine zunächst nomadische 
Herrenschicht und dasdurch Familiensystem und Verwaltungsmethode 
der Chinesen bedingte allmähliche Aufgehen der Eroberer in dem 
eroberten Land auf Grund vornehmlich statistischer Auswertung des 
Materials der Quellen untersucht. Die alte These, wonach die Chinesen 
eine besondere, nicht näher zu definierende ‚Assimilationskraft“ 
gegenüber fremden Eroberern bewiesen hätten, ist damit widerlegt; 


1) E. Baläzs, Etudes sur la societe et l’&conomie de la Chine medievale. 
I. Le trait€ &conomique du Souei-chou. In: T’oung Pao vol. XLII (Leiden 
1953). II. Le traite juridique du Souei-chou. Paris, E. J. Brill 1954. 

2) W. Eberhard, Das Tobareich Nordchinas. Eine soziologische Unter- 
suchung. Leiden, E. J. Brill 1949. 
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Eberhard kann zeigen, wie die Assimilation der Eroberer auf bestimmte 
Züge im Familiensystem und Wirtschaftsleben des alten China zurück- 
geführt werden kann. 

Als die Blütezeit Chinas gilt den Chinesen selbst auf vielen Gebieten 
die Zeit der Dynastie T’ang (618—906), ein klassisches Zeitalter vieler 
Künste, aber auch eine Zeit weit nach Innerasien ausgreifender 
Machtentfaltung. Nachdem die Dynastie Sui unter ihrem Gründer 
gegen das Ende des 6. Jahrhunderts das Reich nach langer Trennung 
in verschiedene Staaten wieder geeint hatte, gelang es der T’ang- 
Dynastie das Erreichte zu konsolidieren und namentlich im Bereich 
der staatlichen Ordnung Institutionen zu schaffen, die für weitere 
Jahrhunderte maßgebend wurden. Freilich ist die Sui-Zeit mehr als 
eine Zwischenzeit, denn vieles von den Errungenschaften der T’ang 
findet sich bereits unter den Sui. Die an Umfang größte westliche 
Arbeit über die T’ang-Zeit in den letzten Jahren freilich wendet sich 
weniger an den allgemeinen Historiker als an den Spezialisten. Es ist 
eine reich kommentierte Übersetzung der Abschnitte der sogenannten 
Neuen T’anggeschichte, die eine Beschreibung des Beamtensystems 
enthalten. Ein Buch zum Nachschlagen also, und zwar ein unentbehr- 
liches für jeden Forscher, aber nicht zum Lesen!). Unter den eigentlich 
historischen Arbeiten über die T’ang-Zeit ist in erster Linie das Buch 
über die Rebellion des An Lu-shan zu erwähnen, die um die Mitte des 
8. Jahrhunderts das Reich in seinen Grundfesten erschütterte — kein 
Volksaufstand diesmal, sondern der Griff eines Militärbefehlshabers 
nach der Macht. Von den verwüstenden Folgen dieser Revolte hat sich 
die Dynastie nie wieder ganz erholen können. Die Untersuchung über 
den Aufstand, die wir einem englischen Gelehrten verdanken?), 
berührt so wichtige Fragen wie die Organisation der Grenzverteidigung, 
die Verschiebungen im Gefüge der führenden Schicht unter den T’ang, 
Probleme des Steuerwesens sowie der Außenpolitik im allgemeinen. 
Von einer ganz anderen Sicht aus lernen wir das China der T’ang-Zeit 
kennen, wenn wir den Bericht eines Ausländers über seine Reisen zur 
Hand nehmen, nämlich des japanischen Buddhistenmönchs Ennin, 
der sich zwischen 838 und 847 in China aufhielt. Sein Tagebuch ist 
erhalten und übersetzt worden?). Es ist der älteste erhaltene Bericht 
über China von einem Nicht-Chinesen und überragt den vier Jahr- 
hunderte späteren Bericht des Marco Polo sowohl an Zuverlässigkeit 


) Robert Des Rotours [transl.], Trait& des fonctionnaires et trait& de 
l'armee. 2 Bände. Leiden, E. J. Brill 1947—1948. 

) E. G. Pulleyblank, The Background of the Rebellion of An Lu-shan. 
London, Oxford University Press 1955. 

)E.O. Reischauer [transl.], Ennin’s Diary: The Record of a Pilgrimage 
to China in Search of the Law. New York, The Ronald Press Company 1955. 
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als auch an Umfang. Gerade über das tägliche Leben, den Umgang mit 
den Behörden, den Buddhismus in China, über Volksglauben und 
Einzelheiten der materiellen Kultur erfahren wir viel aus dem Tage- 
buch, was uns die einheimischen Quellen vorenthalten. Da die für die 
Geschichte der chinesischen Kultur wichtigen Angaben sich im Tage- 
buch verstreut neben weniger relevantem Material finden, ist es zu 
begrüßen, daß der Übersetzer auch eine zusammenhängende Dar- 
stellung gegeben hat, die sich flüssig liest und gerade diejenigen 
blutvollen Details bietet, die der westliche Historiker so oft in den 
stereotypen chinesischen historischen Quellen vermißtt). 

Ebenfalls mit dem Buddhismus, und zwar seinen wirtschaftlichen 
Folgen im mittelalterlichen China beschäftigt sich das Buch eines 
Franzosen. J. Gernet?) beschreibt, auf Grund der gedruckten 
Quellen wie auch der vielen Akten, Verträge und sonstigen Dokumente, 
die aus den zentralasiatischen Manuskriptfunden von Tun-huang 
herrühren, sowohl die Auswirkungen der Einführung des Buddhismus 
in China als auch die Verwandlungen, die er selbst auf chinesischem 


Boden erfuhr. Die frommen Einrichtungen, Klöster, Herbergen, 
Krankenhäuser, aber auch die wirtschaftliche Tätigkeit der Mönche 
als Grundbesitzer und Organisatoren handwerklicher Betriebe, 
Pfandleihen und bankähnlicher Institute spiegeln eine so umfassende 


Aktivität der buddhistischen Kirche im Gesamtleben des Volkes 
wider, wie wir sie ähnlich bei der christlichen im europäischen Mittel- 


alter finden. Das meisterhafte Werk Gernets, das würdig die große 
Tradition der französischen Sinologie fortsetzt, wird sicherlich das 
Interesse der Religionssoziologen finden und fordert zu einer ver- 


gleichenden Betrachtung der wirtschaftlichen Aspekte der Welt- 


religionen nach dem Vorgang Max Webers geradezu heraus, 

Die Jahrzehnte, die auf den Zusammenbruch des T’ang-Reichs im 
Anfang des ıo. Jahrhunderts folgten, bezeichnen die Chinesen als die 
„Zeit der fünf Dynastien‘. Sie war in jeder Hinsicht eine Übergangs- 
zeit, die wiederum einen Zerfall des Reichsgebiets in kurzlebige 


Staatsgebilde sah und schließlich in einer erneuten Reichseinigung 
unter dem Gründer der Dynastie Sung (960°—ı280) endete. Wie schon 
früher, finden wir im ıo. Jahrhundert rein chinesische Staatsgebilde 
neben solchen barbarischer Eindringlinge. W. Eberhard hat diese 
Zeit soziologisch untersucht?) und namentlich die ‚Typen‘ von 


1) E.O. Reischauer, Ennin’s Travels in T’ang China. New York 1955. The 
Ronald Press Company. 

2) J. Gernet, Les aspects &conomiques du bouddhisme dans la societe 
chinoise du Ve au Xesitcle. Saigon, Ecole Frangaise d’Extr&eme-Orient 1956. 


®) W. Eberhard, Conquerors and Rulers. Social Forces in Medieval China. 
Leiden, E. J. Brill 1952. 
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Dynastiegründungen verglichen: Gründungen durch Angehörige der 
führenden Schicht (der ‚Gentry‘‘), durch Führer von Volksaufständen 
und durch barbarische Eroberer. Alle drei Typen finden sich im 10. 
Jahrhundert nebeneinander. Darüber hinaus diskutiert Eberhard 
kritisch die früheren Theorien über die Entwicklungsstadien der 
chinesischen Gesellschaft überhaupt, so daß das Werk sich nicht nur 
auf das 1o. Jahrhundert beschränkt, sondern auch eine gute Ein- 
führung in die theoretischen Kontroversen über das wahre Wesen der 
chinesischen Gesellschaft bietet, wie wir sie übrigens auch bei Kirby 
in seinem oben erwähnten Buch finden. Über einen der kurzlebigen 
südchinesischen Teilstaaten, nämlich das Reich Min in der Provinz 
Fukien, gibt es neuerdings eine zusammenfassende Darstellung, die zu 
zeigen vermag, wie lokale Kräfte trotz des bürokratischen Zentralismus 
des universalen Kaiserstaates immer wieder zu eigenen, stark örtlich 


gefärbten Staatsgründungen führen können!), 
Die Dynastie Sung konnte ihr Einigungswerk allerdings nur auf 
einem, freilich dem größten Teil des chinesischen Reichsbodens 


vollziehen. Die nördlichsten Gebiete unterstanden seit dem frühen 


10. Jahrhundert dem Staatswesen der Kitan, die unter dem Dynastie- 
namen Liao zwei Jahrhunderte lang herrschten und oft genug für die 
Sung ein gefährlicher Gegner waren. Auch die Kitan waren ursprüng- 
lich ein Volk von Reiternomaden aus der Steppe gewesen, das sich 
durch Eroberung über eine seßhafte chinesische Bevölkerung gelagert 
hatte. Über dieses Reich der Liao gibt es seit einigen Jahren ein 
Handbuch?), das in durchdachter Form alle Aspekte geschichtlicher 
Erscheinung enthält, wobei Übersetzungen aus den Quellen und 
essayartige eingestreute Darstellungen sich die Waage halten. Das 


umfangreiche Buch gestattet durch seine kluge Anordnung und einen 


ausführlichen Index eine leichte Orientierung. Wenn für alle Dynastien 
solche Handbücher existierten, hätte die Erforschung der chinesischen 
Geschichte einen großen Schritt vorwärts getan und ihre Ergebnisse 
in einer Form vorgelegt, die sie auch dem Nichtspezialisten zugäng- 


licher macht. Freilich können Handbücher wie das über die Liao nur 


durch das Zusammenwirken einer großen Zahl von Gelehrten zu- 
stande kommen. Ein Handbuch für das Sung-Reich (960— 1280), das 
ja für die Geschichte Chinas wichtiger ist als der halbbarbarische 
Randstaat der Liao, ist dank der Initiative von E. Baläzs (Paris) 


unter Mitarbeit zahlreicher westlicher und ostasiatischer Fachleute 
in Angriff genommen worden — ein Gemeinschaftsunternehmen, dem 


) Edward H. Schafer, The Empire of Min. Rutland und Tokyo, Charles 
E. Tuttle Company 1954. 
YA, Wittfogel — Feng Chia-sheng, History of Chinese Society, 


Liao (907—1125). Philadelphia — New York, The Macmillan Comp. 1949. 
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im Interesse der Geschichtswissenschaft rasches Fortschreiten und 
glücklicher Abschluß zu wünschen ist. 
Der Aufstieg der Mongolen unter Chingis Khan zur Weltmacht 


ist ein Phänomen, das die Historiker vieler Länder seit langem 


angezogen hat, doch gehört es eher der Geschichte Zentralasiens an 
als der Geschichte Chinas, welches ja nur eines der vielen von dem 
großen Eroberer unterworfenen Länder war. Wir erwähnen deshalb 
an dieser Stelle nur eine zusammenfassende Darstellung der Feldzüge 


des Chingis Khan in Nordchina, die vorwiegend auf Grund der 


chinesischen Quellen verfaßt ist!). Die Periode der Mongolenherrschaft 


in China (1280—1368) hat im übrigen, nachdem die Ereignisse im 
großen bei Otto Franke und anderen Autoren nachgelesen werden 
können, Bearbeiter gefunden, die sich mit einzelnen kennzeichnenden 


Zügen des chinesischen Teilreiches beschäftigen wie dem Papiergeld- 
wesen?) und dem Postdienst?), welch letzterer bereits von Marco Polo 


in seiner Weltbeschreibung gerühmt wurde. Auch eine Gesamtdar- 
stellung der Wirtschaft Chinas unter den Mongolen im Anschluß an 
eine Übersetzung der Wirtschaftskapitel der entsprechenden Reichs- 
geschichte liegt nunmehr in ihrem ersten Teil vor). 


Das Zeitalter der Dynastie Ming (1368— 1644), deren Gründer als 
Führer eines Volksaufstandes an die Macht gekommen war, brachte 


für China weitgehende politische, soziale und kulturelle Wandlungen 
mit sich. Insbesondere trat an Stelle der durch die Mongolenherrschaft 
ermöglichten engeren Kontakte mit der vorderasiatischen Welt wieder 


eine Periode der Abschließung und Begrenzung auf das eigentliche 
China. Einen ausgezeichneten Überblick über diese Zeit gab kürzlich 


W. Franke®) in einem Literaturbericht, der zusammen mit einer 
umfangreichen Bibliographie den Ausgangspunkt für die weitere 
Forschung darstellen wird. 


Das Zeitalter der mandschurischen Ch’ing-Dynastie (1644 —1912) 
ist für China wiederum eine Zeit der Fremdherrschaft, die sowohl die 


1) H. Desmond Martin, The Rise of Chingis Khan and his Conquest of 
North China. Baltimore, The Johns Hopkins Press 1950. 

2) H. Franke, Geld und Wirtschaft in China unter der Mongolenherrschaft. 
Leipzig, Otto Harrassowitz 1949. 


®) P. Olbricht, Das Postwesen in China unter der Mongolenherrschaft im 
13. und 14. Jahrhundert. Wiesbaden, Otto Harrassowitz 1954. 


*) H. F. Schurmann, Economic Structure of the Yüan Dynasty. Trans- 
lation of Chapters 93 and 94 of the Yüan shih. Cambridge, Mass., Harvard 
University Press 1956. 

5) W. Franke, Der gegenwärtige Stand der Forschung zur Geschichte 


Chinas im 15. und 16. Jahrhundert. In: Saeculum Jg. VII, H. 4 (1956), 
S. 413—441. 
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größte geographische Ausdehnung Chinas als auch den Zusammenbruch 
seiner Vorherrschaft auf dem ostasiatischen Festland durch das 
Eindringen westlicher Mächte sah, eine Epoche des Übergangs zur 
Gegenwart wie auch der Verflechtung Chinas in das Kräftespiel der 
Weltpolitik. Für diesen langen Zeitraum, innerhalb dessen welt- 


geschichtlich bedeutsame Wandlungen den ganzen ostasiatischen Raum 
erfaßten, gibt es ein Handbuch, das von jedem zu Rate gezogen werden 
sollte, der für auf China bezügliche Fragen eine Auskunft wünscht. Das 


von A. W. Hummel herausgegebene Werk!) ist eine Sammlung von 


Bibliographien von Herrschern, Staatsmännern, Künstlern und Ge- 
lehrten. Die Fülle des Stoffs in den beiden Bänden ist überwältigend, 


aber nicht verwirrend, denn ausführliche Indizes der Namen, Sach- 
gebiete und Büchertitel gestatten auch dem Nichtspezialisten, sich 
leicht zurechtzufinden. Ein solches biographisches Handbuch zu 


verfassen, war nur durch die Zusammenarbeit einer großen Anzahl 


einzelner Forscher möglich; die Überlegenheit des „team-work“ zeigt 


sich hier besonders klar. 
Freilich bedeutet die Existenz eines solchen Standardwerks nicht, 
daß nun weitere Forschung gegenstandslos geworden sei. Auch nach 


Erscheinen der „Eminent Chinese‘ sind noch eine Reihe von Werken 
zı verzeichnen, die Licht auf die letzten zweieinhalb Jahrhunderte des 


chinesischen Kaiserreichs werfen. Nur einige wenige können hier er- 
wähnt werden. So liegt eine ausführliche Abhandlung über die Er- 
oberung Tibets durch die Chinesen vor, die um die Mitte des 18. Jahr- 


hunderts mit der Errichtung eines protektoratsähnlichen Verhältnisses 
konsolidiert wurde?). Seit dieser Zeit betrachtet China, bis zum heuti- 
gen Tage, Tibet als integrierenden Bestandteil seines Staatsgebietes. 


Für die historisch ebenso wichtige Eroberung der Mongolei im 17. und 
18. Jahrhundert und über das Ausgreifen nach Ostturkistan, also den 
Anschluß der ‚Kolonialgebiete‘‘ fehlen bislang ähnliche moderne 


Monographien. 
Besonders intensiv wurde in den letzten Jahren die Erforschung 


des 19. Jahrhunderts in den Vereinigten Staaten betrieben. Wir kön- 
nen hier nur auf einige der wichtigsten, auch für den Allgemeinhistori- 
ker zu empfehlende Werke hinweisen. Die erste Phase des Eindrin- 


gens der Westmächte im Opiumkrieg (seit 1840) und den darauf 
folgenden Auseinandersetzungen um die „Erschließung“ des Landes 


für die wirtschaftliche Betätigung der Europäer und Amerikaner bildet 
den Gegenstand einer umfangreichen Abhandlung von J. K. Fair- 


!) A. W. Hummel, Eminent Chinese of the Ch’ing Period (1644—ı912). 
2 Bände. Washington, The Library of Congress 1943. 


®)L. Petech, China and Tibet in the Early ı8th Century. Leiden, E. J. Brill 
1950. 
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bank!). Sie zeichnet sich durch ausgiebige Quellenstudien in den 
Archiven aus, auch denen von Chinafiırmen, und ist ein Produkt jahr- 
zehntelanger Arbeit, welches ihren Vf. als den zur Zeit wohl besten 
Kenner der Beziehungen Chinas zum Ausland im 19. Jahrhundert 
ausweist. 

Mehr den innerchinesischen Ereignissen zugewandt ist eine gleich- 
falls hervorragende Arbeit einer amerikanischen Vf.in, Mary CI, 
Wright), die sich mit der Regierungszeit des unter der Devise 
T’ung-chih 1862—74 regierenden Kaisers befaßt. Um das Jahr 1860 
konnte es scheinen, als stünde der Zusammenbruch des chinesischen 
Reichs unmittelbar bevor. Durch Aufstände wie die der T’ai-p’ing und 
Nien in weiten Landesteilen verheert, unter dem ständigen Druck 
technisch überlegener, auf ihre Vertragsrechte pochender auswärtiger 
Mächte, durch ein schlecht funktionierendes, weil überaltertes Ver- 
waltungssystem geschwächt, war China damals auf einem der Tief- 
punkte seiner Geschichte angelangt. Daß man von einer, wenn auch 
kurzlebigen, Renaissance überhaupt sprechen kann, ist das Ergebnis 
der Bemühungen der konservativen damaligen Machthaber, den Revo- 
lutionären den Wind aus den Segeln zu nehmen und, mit konfuzia- 
nisch-traditionalistischem Vorzeichen, vorsichtige Reformen auf 
allen Gebieten einzuführen, namentlich aber in militärischer und 
industrieller Technik. Das mag wie eine Quadratur des Zirkels erschei- 
nen, aber es läßt sich nicht leugnen, daß es einer Schar zielbewußter 
Staatsmänner gelang, in vergleichsweise kurzer Zeit die verheerenden 
Folgen der Bürgerkriege einigermaßen zu beseitigen, der danieder- 
liegenden Wirtschaft neue Impulse zuzuführen, den Einsatzwert des 
Heeres zu heben und vor allem auch ein erträgliches Verhältnis zum 
Ausland herzustellen. Insbesondere sah die T’ung-chih-Zeit auch eine 
Reform der diplomatischen Beziehungen Chinas zur Außenwelt und 
eine wenigstens teilweise Abkehr von dem früheren universalistischen 
Anspruch, daß die Vertreter des Auslands nur als barbarische Tribut- 
bringer zu erscheinen hätten. Wenn freilich der Versuch, Traditionalis- 
mus, und das heißt Bewahrung des nach den konfuzianischen Idealen 
organisierten Staats- und Gesellschaftssystems, mit westlichen Formen 
in eine Symbiose zu zwingen, letzten Endes scheiterte und wenige 
Jahrzehnte später der Kaiserstaat der bürgerlichen Revolution von 
ıgıı erlag, so lagen die Gründe eben in der Unvereinbarkeit, ein 


1) J.K. Fairbank, Trade and Diplomacy on the China Coast. The Opening 
of the Treaty Ports 1842 to 1854. 2 Bände. Cambridge, Mass, Harvard 
University Press 1953. 

2) M. Cl. Wright, The Last Stand of Chinese Conservatism. The T’ung- 
Chih Restoration, 1862—ı874. Stanford, Calif., Stanford University Press 
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patriarchalisch-bürokratisches Herrschaftssystem, dessen Wurzeln 
teilweise bis in die vorchristliche Zeit zurückreichen, beibehalten und 
gleichzeitig die europäischen Formen von Wirtschaft und Technik 
übernehmen zu wollen. Alle diese Probleme, die durch die Revolution 
von ıg9ıı zum Teil eher verschleiert und verschoben als eigentlich ge- 
löst worden sind, führen letzten Endes bis in die Gegenwart, so daß das 
Buch von Mrs. Wright einen wichtigen Beitrag zu dem Verhältnis von 
Tradition und Fortschritt überhaupt darstellt. Es gibt wenige Werke 
über Chinas neuere Geschichte, die mit gleich abgewogenem Urteil, be- 
wundernswerter Beherrschung eines weit verstreuten Quellenmaterials 
und historischem Verstehen verfaßt sind. 

Schließlich sind zwei Neuerscheinungen zu erwähnen, die zeigen, 
daß auch von deutscher Seite über die neuere und neueste Geschichte 
Chinas gearbeitet wird. Der Hamburger Ordinarius für Sinologie, 
W. Franke, gibt einen Überblick über die innere Entwicklung 
Chinas seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts!), der bisin die unmittel- 
bare Gegenwart führt. Die verschiedenen Revolutionen, die seit dem 
T’ai-p'ing-Aufstand das Reich der Mitte erschüttert haben, werden 
hier von der Hand eines berufenen Sachkenners nachgezeichnet. Der 
Tai-p'ing-Aufstand ist deshalb als Ausgangspunkt gewählt worden, 
weil er die erste Volksbewegung in China war, die durch ausländische 
Einflüsse mitgestaltet worden ist, und zwar durch das protestantische 
Christentum. Die Reformbewegung von 1898, der Boxeraufstand von 
1900 und die bürgerliche Revolution, die den Kaiserstaat durch eine 
republikanische Verfassung ablöste, werden in ihren wesentlichsten 
Kennzeichen kundig dargestellt, ebenso wie die folgenden Jahrzehnte 
mit ihren für den Außenstehenden zunächst verwirrend erscheinenden 
mannigfaltigen Auseinandersetzungen: Die Bewegung vom 4.Mai 
1919, die im Zusammenhang mit kulturellen Reformbestrebungen und 
dem Protest gegen den Vertrag von Versailles zu sehen ist, welcher die 
friheren deutschen Rechte auf chinesischem Boden den Japanern zu- 
sprechen wollte. Weitere Stufen der Revolution bilden die Machtüber- 
nahme durch die Kuomintang 1927—28 und schließlich die kommuni- 
stische Revolution, die I949 zum Siege kam und einstweilen den 
Schlußpunkt unter das Jahrhundert der Umwälzungen gesetzt hat. 
Alle diese Wendepunkte werden mit großer Klarheit und Präzision dar- 
gestellt, so daß das Werk bald unentbehrlich für jeden werden dürfte, 
der sich in faßlicher Weise über die Problematik der neuesten Ge- 
schichte Chinas unterrichten möchte. Ein Verzeichnis der wichtigsten 
Literatur verweist auf die wichtigsten Quellen und Darstellungen für 
den behandelten Zeitraum und erlaubt somit eigenes Weiterstudium. 


!) W. Franke, Das Jahrhundert der chinesischen Revolution 1851—1949. 
München, R. Oldenbourg 1958. 
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Einen besonderen Aspekt der chinesischen Revolution hat W,. Franke 
auch gesondert behandelt, nämlich die kulturelle und literarische 
Revolution!), einen höchst fesselnden Komplex also, der mitten in die 
geistige Auseinandersetzung Chinas mit der abendländischen Welt 
hineinführt und unmittelbar zu den Anfängen der kommunistischen 
Bewegung überleitet. Die kulturellen Reformbestrebungen richteten 
sich in erster Linie gegen das sozialethische System des Konfuzianis- 
mus mit seinen Gehorsamslehren, die in Familie und Staat zu einer 
drückenden Tyrannei ausarten konnten und jedem Fortschritt hem- 
mend im Wege standen. Damit verbunden war ein Kampf gegen die 
für moderne Bedürfnisse unbrauchbare Schriftsprache und für die Ver- 
wendung der lebenden Umgangssprache in Schrifttum und Dichtung. 
Die Vorzüge des erstgenannten Buches gelten auch für diese Schrift: 
klare, einleuchtende Darstellung und umfassende Kenntnis der gerade 
auf diesem Gebiet nicht leicht zu erfassenden Quellen. 

Abschließend seien zwei zur Besprechung eingegangene Schriften 
behandelt, die sich, auf ganz verschiedenen Gebieten, mit Kontakten 
zwischen China und der Außenwelt befassen. Ein amerikanischer, an 
der Universität Chikago wirkender Gelehrter?) hat die Vorrede von 
Leibniz zu den Novissima Sinica nach dem Text von 1699 heraus- 
gegeben, ins Englische übersetzt und erläutert und das Ganze mit einer 
reichen Überschau über die Rolle Chinas in den geistigen Bewegungen 
des ausgehenden 17. Jahrhunderts ergänzt. Das schmale Büchlein 
führt so in die Frühzeit der europäischen Sinologie und gleichzeitig der 
Missionsversuche beider Konfessionen, von denen die der Jesuiten 
freilich in jeder Hinsicht folgenreicher blieben. Der Autor, der bereits 
früher mit einer Dissertation über die Einflüsse Chinas auf das deut- 
sche Geistesleben im Barock promoviert hat, zeigt sich auch in dieser 
Schrift als in den Quellen, auch ungedruckten (wie bei Leibniz oft), 
überaus beschlagen, so daß die Arbeit auf kleinem Raum eine Fülle von 
Details ausbreitet, ohne sich jedoch in ihnen zu verlieren. 

Mitten in die brennendsten Gegenwartsfragen führt uns ein Band, 
der, als „background paper‘ bezeichnet?), eine Art Arbeitsunterlage 
für eine seminarähnliche Tagung über die Beziehungen der USA zum 
Fernen Osten war. Die Problematik der politischen Beziehungen der 
Vereinigten Staaten zu Japan, Korea, dem kommunistischen China 
und Taiwan wird jeweils von einem ausgezeichneten Sachkenner in 


1) W. Franke, Chinas kulturelle Revolution. Die Bewegung vom 4. Mai 
1919. München, R. Oldenbourg 1957. 

2) Donald F.Lach, The Preface to Leibniz’ Novissima Sinica. Commentary. 
Translation. Text. Honolulu, University of Hawaii Press 1957. 

3) The United States and the Far East. The American Assembly. Graduate 
School of Business, Columbia University New York, 1956. 
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vorbildlicher Klarheit umrissen sowie durch Karten und Diagramme 
veranschaulicht. Am Ende jedes Abschnitts wird zunächst noch einmal 
das Wesentliche prägnant zusammengefaßt und sodann eine Reihe 
Fragen zur Diskussion gestellt. Man hat sich nicht gescheut, heiße 
Eisen anzupacken, denn die Teilnehmer der Tagung haben u.a. die 
Frage erörtert, welche Politik die USA hinsichtlich der Anerkennung 
der Chinesischen Volksrepublik verfolgen sollten. Eine solche von 
allen innenpolitischen Vorurteilen freie Diskussion über umstrittene 
Gegenstände zwischen Vertretern des öffentlichen Lebens und der 
Geschäftswelt, geleitet von erstrangigen Sachkennern, ist zweifellos 
ein nachahmenswertes Beispiel. Die in 12 Punkten zusammengefaßten 
Schlußfolgerungen aus der Diskussion dürften in der Tat so etwas wie 
die vielberufene ‚öffentliche‘ Meinung darstellen. Auch abweichende 
Ansichten kommen in dieser Zusammenfassung zu Wort — sie finden 
sich, bezeichnenderweise, besonders in dem erwähnten Punkt hinsicht- 
lich der Anerkennung Rotchinas. 

Wir sind damit am Ende unseres kurzen Überblicks angelangt. 
Wenn man versucht, die Entwicklung der Forschung in den letzten 
Jahren zu kennzeichnen, so ergibt sich, daß neben die philologische 
Erschließung von wichtigen Quellentexten durch kommentierte Über- 
setzungen mehr und mehr das Bestreben getreten ist, die historisch 
wichtigen Kräfte und Tendenzen der chinesischen Geschichte zu er- 
kennen und zu analysieren. Der Wirtschafts- und Sozialgeschichte 
kommt dabei eine genau so große Bedeutung zu wie der Geistesge- 
schichte. Beide Forschungsrichtungen haben in stärkstem Maße dazu 
beigetragen, daß die Geschichte des chinesischen Reichs über eine 
bloße Anhäufung von Daten und Begebenheiten hinaus zu einem ver- 
stehbaren Ganzen zu werden beginnt. Der Rahmen, der durch Werke 
wie das von Otto Franke vorgezeichnet worden ist, wird mehr und 
mehr durch Einzelstudien ausgefüllt, obwohl noch manches zu tun 
bleibt und für ganze Jahrhunderte noch zusammenfassende Darstel- 
lungen fehlen, die dem in den letzten Jahren erzielten Fortschritte 
Rechnung tragen. Das Zurücktreten der rein philologischen Quellen- 
behandlung bedeutet aber noch keinen Verzicht auf die Philologie an 
und für sich. Es kann im Gegenteil behauptet werden, daß es eine 
heilsame und ernüchternde Notwendigkeit für den historisch arbeiten- 
den Sinologen ist, wenn er sich immer wieder mit dem Wortlaut der 
Texte auseinandersetzen muß, und man kann darüber streiten, 
inwieweit es ein Fortschritt wäre, wenn auch in der Sinologie (oder 
anderen orientalistischen Disziplinen) eine Spezialisierung einsetzte, 
die etwa die „Geschichte Chinas‘ als eine selbständige akademische 
Disziplin behandelte. In den angelsächsischen Ländern, auch in 
Frankreich, ist diese Trennung bereits weitgehend Tatsache geworden. 
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Auf die Dauer wird sich auch in Deutschland diese Entwicklung wohl 
durchsetzen. Aber wie bei jedem anderen Fortschritt würde auch dabei 
etwas geopfert, nämlich die Universalität. Wenn heute in manchen 
philologischen Disziplinen und auch bis zu einem gewissen Grade in der 
Geschichtswissenschaft der Ruf nach einer Abkehr von einer allzu 
engherzigen Trennung der Fächer erhoben wird, so ist demgegenüber 
die Sinologie bei uns noch weitgehend in jenem Stadium der Gesamt- 
schau, wie sie hinsichtlich der Antike die Klassische Altertumswissen- 
schaft des 19. Jahrhunderts vor ihrem Sündenfall der Spezialisierung 
aufwies. Sicherlich kann kein einzelner Forscher eine Kulturwelt von 
dreitausend Jahren in allen ihren Äußerungen und allen Einzelheiten 
kennen, doch hat es auch seine guten Seiten, daß wenigstens als Ideal, 
namentlich im akademischen Unterricht, noch jene universale Be- 
trachtungsweise des Geschehens der Vergangenheit besteht, die allein 
imstande ist, auch dem Detail und seiner Erforschung Sinn zu geben, 
Der Zug zur Universalität, der den orientalistischen Disziplinen noch 
weithin, wenn auch manchmal vielleicht nicht freiwillig, zu eigen ist, 
kann auch dafür sorgen, daß das Gefühl des Zusammenhangs aller 
Geisteswissenschaften miteinander nicht verloren geht, das eigentlich 
die Grundlage aller humanistischen Disziplinen sein sollte. Denn „das 
eigentliche Studium des Menschen ist der Mensch‘ (Goethe) und auch 
die Orientalistik gehört zu den Humaniora. 
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B. Anzeigen und Nachrichten 


Die Geltung aller Siglen und Unterschriften erstreckt sich rückwärts bis zur vorangehenden 
eines anderen Mitarbeiters 


Die Herren Verfasser ersuchen wir, Sonderabzüge ihrer in Zeitschriften 
erschienenen Aufsätze, die sie an dieser Stelle berücksichtigt wünschen, uns 


freundlichst einzusenden. Die Schriftleitung 


ALLGEMEINES 


Der bekannte und nach dem zweiten Weltkrieg wieder in mehre- 
ren Schriften hervorgetretene kürzlich verstorbene Kulturphilosoph 
Rudolf Pannwitz (Der Übergang von heute zu morgen, Stutt- 
gart, Kohlhammer 1958, 94 S. 7,80 DM) will in dieser Sammlung 
kleiner Aufsätze und Vorträge, die teilweise bereits veröffentlicht wor- 
den sind, „den Punkt eines welthistorischen Überganges, auf dem wir 
uns heute befinden, feststellen und sichtbar machen, dann versuchs- 
weise vorzeichnen, wie er bis morgen überschritten werden könnte‘, 
um den „drohenden Sturz in den Abgrund‘ zu vermeiden. Dazu ver- 
helfen kaum die alten humanistischen Bildungsideale; vielmehr glaubt 
der Vf., daß der Mensch den Übergang aus der strukturlosen Trümmer- 
statt der Gegenwart zu einem neuen Schöpfungsalter nur gewinnen 
kann durch einen Stufensprung, „eine selbstgewollte Mutation des 
moralischen Typus‘ (S. 14), deren Ausgangspunkt unter Ausklamme- 
rung aller Differenzen in Ideologie und Interesse nur in der Reduktion 
auf das Elementare und Begrenzte, in der „kargen Nüchternheit und 
dem asketischen Nihilismus‘ (S. 17) der elementaren menschlichen 
Werk-, Ziel- und Tatgemeinschaft zu sehen sei, von der aus der orga- 
nische Umbau des Ganzen erst begonnen werden müsse (vgl. S. 18). 
Der Hinweis auf den Menschen als Aufbau aus allen Stufen der Natur 
und die Notwendigkeit seiner Rückkehr zum „gemeinsamen Grund“ 
und zum organischen Leben, der Gedanke einer Behebung der Kultur- 
krise durch Verwandlung des Menschen, insbesondere des Europäers 
in den „noch nicht existierenden Homo Europaeus“ (S. 94) erinnern 
an ältere Leitmotive der Kulturphilosophie des Vf.s, dem durchaus 
glückliche Formulierungen und bemerkenswerte konkrete Vorschläge, 
wie beispielsweise der Gedanke einer föderativen Verbindung Europas 
mit Nordafrika und Vorderasien, gelingen. Jedoch sind die Denkmittel 
und Problemstellungen des Vf£.s bei allem Bemühen, den Zusammen- 
hang des Ganzen in den Blick zu bekommen, beschränkt und aus einem 
Welt- und Kulturbild gewonnen, das bereits geschichtlich geworden 
und für die Gegenwart mit ihrer Mutation aller Probleme nicht mehr 
voll überzeugungsfähig ist. 

Köln Kurt Kluxen 





200 Anzeigen und Nachrichten 


Georg Armborst, Genealogische Streifzüge durch die 
Weltgeschichte. (Dalp-Taschenbücher 334.) München, Lehnen Ver- 
lag 1957. 140 S. 2,80 DM. — Der Vf. versucht, die charakterliche Ver- 
anlagung einer Reihe von Herrschern aus ihrer Ahnentafel abzuleiten: 
Entartung nach der negativen wie nach der positiven Seite erkläre sich 
aus einem vom Normalen abweichenden Schema genealogischer Ab- 
kunft. Jedoch bleiben die 24 hier gebotenen Beispiele von Echnaton 
bis zum Zarewitsch Alexey Nikolajewitsch in ihrer Auswahl viel zu zu- 
fällig, als daß sie eine Basis abgeben könnten, die breit genug für gene- 
relle Schlüsse wäre. Zudem sind, wie der Vf. selbst betont, die dafür 
notwendigen Charakteristiken eigentlich erst in der Neuzeit zu finden, 
und selbst da, wo sie vorliegen, doch wesentlich von der subjektiven 
Betrachtungsweise bestimmt: war etwa Konradins Unternehmen wirk- 
lich „‚tollkühn‘‘ ? Ist tatsächlich bei ihm ein ‚Mangel an Wirklichkeits- 
sinn‘ vorhanden, den man auf eine Inzucht in seiner Ahnenreihe zu- 
rückführen kann ? Was hat man schließlich davon, wenn der Vf. die 
Entartung des Caligula etwa aus der Mischung gegensätzlichen Blutes, 
die des Nero dagegen aus der Inzucht seiner Ahnen erklärt ? Und wenn 
man schließlich schon von Inzucht spricht, wo statt 64 möglichen 
Ahnen nur 60 vorhanden sind, wer bleibt dann eigentlich noch normal? 
Auf diesem Neuland, das der Vf. hier betritt, muß wohl erst einmal 
wesentlich mehr Material umgeackert werden, ehe man zu brauchbaren 
Resultaten kommen kann. 


München Kurt Reindel 


Carl I. Friedrich, Die Philosophie des Rechts in histo- 
rischer Perspektive. Enzyklopädie der Rechts- und Staatswissen- 
schaft. Berlin, Springer 1955. VIII, 153 S. 19,80 DM. — Wer heute 
die Geschichte der Philosophie und selbst eines Teilgebiets, einer 
„Bindestrichphilosophie‘“, schreibt, unterliegt leicht der Gefahr der 
doppelten Problematik des Themas, einerseits vom Wesen der „historia 
rerum gestarum‘‘ her, andererseits vom Wesen des philosophischen 
Gedankens. Man muß dankbar dafür sein, daß der Vf. diese Vorpro- 
blematik einklammert und in verhältnismäßig kleinem Rahmen einen 
vorzüglichen Überblick über die Tendenzen gibt, die sich nun einmal 
faktisch in der Geschichte ausgewirkt haben. Dankbar auch dafür, 
daß er uns die angelsächsischen Anschauungen darlegt. ‚Das Recht 
als Wille Gottes‘‘, ‚als Teilhaber an der Idee der Gerechtigkeit‘, „als 
Ausdruck der Gesetzmäßigkeiten menschlicher Natur‘‘, ‚als Friedens- 
ordnung der Liebesgemeinschaft‘, ‚als Teil und Spiegel der göttlichen 
Weltordnung‘“, „als Geschichtsphänomen‘‘, ‚„gesetztes Recht gegen 
Naturrecht‘, ‚‚der englische Rechtsstaat‘, ‚„Gemeinrecht gegen Natur- 
recht‘, „das Recht als Befehl‘, ‚als Grundrecht der Verfassung“, „als 
Ausdruck der reinen Vernunft‘, ‚Ausdruck des allgemeinen Volks- 
willens‘, „von Volksgeist und Weltgeist‘, „als Ideologie der Klasse“, 
„der rechtsphilosophische Liberalismus‘, ‚‚die Relativisten, Formali- 
sten und Skeptiker‘, ‚‚Wiederaufleben des Naturrechts in Europa und 
Amerika‘, „Recht und Politik: Gerechtigkeit‘, ‚Recht, Autorität 
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und Legitimität‘‘, „Recht und Ordnung: Rechtsbruch‘“, ‚Verfassungs- 
recht als Grundlage des Rechtssystems‘‘, ‚Friede als Weltrechtsord- 
nung‘. Vf. legt freilich bei der Darstellung dieser gewaltigen Themen 
die übliche Werttheorie zugrunde, als ob Rechtssicherheit und Gerech- 
tigkeit nicht auf ein höheres Richtigkeitsprinzip hinwiesen, woher sie 
erst ihren präzisen Sinn empfingen. Wodurch allerdings eine der Zu- 
kunft aufgegebene neue Problematik, nämlich die einer teleologi- 
schen Situationsphilosophie sichtbar würde, die eine völlige Umwäl- 
zung der üblichen normativen Begriffsbildung zur Folge haben müßte. 
Dieser die systematische Basis betreffende Einwand berührt aber die 
Leistung um so weniger, als wir ja die jeweils herrschenden Auffassun- 
gen in wissenschaftssoziologischer Darstellung erhalten, die Beschrei- 
bung geistiger Situationen, woran jede teleologische Situationsphilo- 
sophie ansetzen müßte. Gerade unter diesem soziologischen Aspekt 
werden bisher bei uns vernachlässigte Themen sichtbar, wie z. B. das 
Autoritätsproblem, das man auch Prestigeproblem nennen könnte, 
und andere irrationale, nur empirisch beschreibbare Momente, die wohl 
noch weiter gehen, als der Vf. annimmt. So beleuchtet die Schrift auch 
die aktuelle geisteswissenschaftliche Situation der Zeit und legt den 
Gedanken nahe, ob gegenüber gewissen östlichen, auch aus irrationalen 
Gründen einleuchtenden Lehren in der freien Hingabe an die Ausge- 
staltung antithetischer Rechtslehren genug getan wird. 


München C. A. Emge 


Sir William CecilDampier, A Shorter History of Science. 
New York, Meridian Books 1957. X, 190 S., 9 Taf., 14 Textabb. 1.25 $ 
(Meridian Books, M 47). — Sir William Cecil Dampier (1867—1952) 
schrieb 1929 eine Geschichte der Naturwissenschaften (History of 
Science and its Relations with Philosophy and Religion), die gut auf- 
genommen wurde, weil sie, wie wenige Werke dieser Art, das Werden 
der Naturwissenschaften in trefflicher Weise vor dem Hintergrunde 
der allgemein kulturellen und philosophischen Entwicklung betrachtet. 
Bis 1948 erschienen vier englische Auflagen sowie eine französische 
(19517) und eine deutsche Ausgabe (1952). 1944 gab der Vf. von diesem 
Werk eine verkürzte Bearbeitung heraus, die bis 1946 vier englische 
Auflagen und eine deutsche Ausgabe (1946) erlebte und die jetzt in einer 
billigen amerikanischen Taschenausgabe vorliegt. Diese Kurzgeschichte 
der Naturwissenschaften kann allen denen empfohlen werden, die in 
gedrängter Form eine Geschichte der gesamten Naturwissenschaften 
(also einschließlich der Biologie) von den Anfängen bis in unsere Zeit 
wünschen. Das Buch ist sehr flüssig und klar geschrieben und versucht, 
die Entwicklung der Naturwissenschaften immer auch in ihren Bezie- 
hungen zur Philosophie darzustellen. Mit besonderer Prägnanz ist das 
Kapitel über Is. Newton geschrieben. An einigen Stellen des Buches 
wären vielleicht die neueren Ergebnisse der Wissenschaft stärker zu 
berücksichtigen. So müßten bei der babylonischen Mathematik (S. 13) 
im zweiten Jahrtausend v. Chr. die überaus exakten Rechnungen und 
die Lösung mannigfaltiger Gleichungen hervorgehoben werden. Bei den 
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Pythagoräern (S. ıg9) sollte gesagt werden, daß der pythagoräische 
Lehrsatz zuerst in Babylon mehr als 1000 Jahre vor Pythagoras vor- 
kommt. Beim Spätmittelalter (S. 45) wünschte man auch ein paar 
Worte über die Physik des Nominalismus (Buridan, Oresme, Albert 
von Sachsen). Die Bedeutung des Leonardo da Vinci um die Physik 
(S. 47/48) scheint mir etwas übertrieben zu sein. Nach Jos. E. Hof- 
manns Untersuchungen (1949) wissen wir bestimmt, daß Leibniz (S.7ı) 
unabhängig von Newton zur Infinitesimalrechnung kam. Das Prinzip 
der kleinsten Wirkung (S. 81) geht bis auf Leibniz zurück und wurde 
von Euler viel allgemeiner gefaßt als von Maupertuis. Die Dampf. 
maschine wurde nicht nur auf empirischem Wege entwickelt (S.go/gı). 
Watt, der mit Black in Verbindung stand, beschäftigte sich mit Fragen 
der Wärmelehre und wandte physikalische Erkenntnisse bei seinen 
technischen Arbeiten an. Das Literaturverzeichnis, das dem Werke 
beigegeben ist, hätte man ergänzen sollen (S. 175). Von G. Sartons 
„History“ erschien ja 1947/48 der dritte Band. Und A. Wolfs ‚‚History“ 
kam inzwischen in einer zweiten Auflage (1951) heraus. Im ganzen ge- 
sehen vermag das wohlfeile Büchlein, das einen umfangreichen Stoff in 
gestraffter Darstellung unter Berücksichtigung der allgemeinen geistes- 
geschichtlichen Entwicklung behandelt, recht gute Dienste zu leisten, 


München Friedrich Klemm 


Andr&e Scufflaire, Inventaire des archives du grand bail- 
liage de Hainaut (Archives de l’Etat & Mons). Bruxelles, Rijksarchief 
1957, 21 S. — Ders., Inventaire des archives de la ville de Thuin 
(1475—1ı890) (Archives de l!’Etat a Mons). Ebda. 1957, 35 S. — Ders,, 
Inventaire des archives de la famille de Roisin (XIII®—XIX® s.) 
(Archives de l’Etat a Mons). Ebda 1957, 102 S.— F. G. C. Beterams, 
Inventaire des archives des Etats belgiques unis (Archives gene£rales 
du Royaume). Ebda 1957, 31 S.— A. Jamees, Inventaris van het 
archief van de polder van Lillo, Stabroek, Berendrecht en Zandvliet 
(Rijksarchief te Antwerpen). Ebda. 1957, 68 S. — ]J. Buntinx, In- 
ventarissen. Land van de Woestijne en heerlijkheid Woeste. Keure 
van Sleidinge. Daknam (Rijksarchief te Gent). Ebda. 1957, 42 $. — 
Wiederum ist über eine Reihe von Archivinventaren der belgischen 
Archivverwaltung zu berichten (vgl. HZ 184, S. 179). Diese sind mit 
kurzen sachkundigen Einleitungen und guten Registern versehen. 
Scufflaire legt drei Arbeiten, die den Hennegau betreffen, vor. Aus 
dem Familienarchiv des Hauses Arenberg, das von 1663 bis 1788 fast 
ununterbrochen das Amt des Grand Bailli des Hennegau bekleidet 
hat, konnten die Akten dieses Amtes rekonstruiert werden. Das 
Material ist um so wertvoller, als die Bestände des Ständearchives 
so wie des Cour und Conseil Souverain des Hennegau 1940 verloren- 
gingen. Im allgemeinen sind es Akten des 16. bis 18. Jahrhunderts, 
doch reichen Übersichten über die Organisation der Stände des Henne- 
gau bis ins 13. Jahrhundert zurück. — Auch für Thuin handelt es sich 
um die Bestände des Schöffenkollegs, die 1952 nach Mons gebracht 
wurden, in der Hauptsache aus dem 18. und 19. Jahrhundert, wozu 
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ein Stück von 1475 tritt (Stadtrechnung). — Umfangreich ist das 
Familienarchiv Roisin, eines der ältesten Feudalgeschlechter des 
Hennegau, das 1951 die Gräfin A. de Romr&e dem Archiv von Mons 
geschenkt hat. Für die Adelsgeschichte des Hennegau und die Feudal- 
besitzungen ist das Material von Wert. Wenn auch das Schwergewicht 
im 16. und 17. Jahrhundert liegt, gibt es auch einige ältere Stücke. 
Hinzuweisen ist auf das Archiv der Schöffen von Rongy (396 Chiro- 
graphen vom 14. bis 17. Jahrhundert, das als vermißt galt). Beterams 
hat das Material, das sich auf die erste belgische Republik 1789 bis 1790 
bezieht, gesammelt und geordnet. Aus der Brabanter Revolution ging 
ein Nationalkongreß hervor, der eine eigene Verwaltung eingerichtet 
hat. Ein sehr erheblicher Teil des Archivs ist verlorengegangen, aber 
eine Menge recht interessanter Stücke sind erhalten, so namentlich 
Akten des Kriegs- und Verpflegungsdepartements und eine Reihe wich- 
tiger Korrespondenzen. Für die Geschichte der Brabanter Revolution 
und die Vorgeschichte der Französischen Revolution in Beziehung auf 
Belgien sind diese Archivalien sehr beachtlich. — Jamees hat das 
Archiv des großen 1650 endgültig eingerichteten Polder van Lillo in 
der Nähe von Antwerpen inventarisiert. Es gelangte durch das Ver- 
dienst des gegenwärtigen Generalarchivars Sabbe in das Archiv. Es 
sind Bestände des 17. bis zu Beginn des 20. Jahrhunderts und wirt- 
schaftsgeschichtlich sehr ergiebig, hinzuweisen ist auch auf das Karten- 
material. — Buntinx hat die Archivalien einer alten und großen 
flandrischen Herrschaft inventarisiert, die zwischen Gent und Brügge 
gelegen hat und sehr ausgedehnt gewesen ist. Diese besaß einen eigenen 
Bailli und eine große Schöffenkammer. Es sind Bestände des 17. und 
18. Jahrhunderts. Dazu Archivmaterial von Sleidinge, darunter ein 
Fragment der Keure von 1248 und einer Übersetzung in das Nieder- 
ländische aus dem Anfang des 14. Jahrhunderts. Angefügt sind Be- 
stände aus Daknam (Ostflandern), wiederum aus dem 17. und 18. Jahr- 
hundert. 
Leipzig H. Sproemberg 


Liste des accroissements pour l’ann&e 1956, Archives 
Generales du Royaume, Bruxelles, Algemeen Rijksarchief, 114 $. — 
In dem vorliegenden Bande legt die belgische Archivverwaltung ein 
zweisprachiges Verzeichnis von rd. 500 Archivalien (darunter auch 
eine ganze Reihe mittelalterlicher Quellen, viele auch nur in Kopie) 
vor, die seit 1937 meist aus privatem Besitz erworben werden konnten. 


Marburg (L.) Lutz Hatzfeld 


VORGESCHICHTE UND ALTERTUM 


Zeitschriftenberichte: Hr. Brunner- München (Ägypten); M. Falkner-Graz (Vorderer Orient); 
S. Lauffer- München (Griechische Geschichte) 


Stuart Piggott, Scotland beforeHistory. With Illustrations 
by Keith Henderson. London, Thomas Nelson 1958. VIII, 112 S.,32 Abb. 
15.— Sh. — Die geistigen Spannungen innerhalb der Vorgeschichts- 
wissenschaft geben sich dem Außenstehenden vielleicht am deutlich- 
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sten in der Art zu erkennen, wie das Verhältnis von Wort und Bild in 
jenen Veröffentlichungen gelöst ist, die sich an ein breiteres Publikum 
wenden. Die Vielfalt der Möglichkeiten wird mit dem vorliegenden 


Büchlein um eine neue Variante bereichert. Der Text stammt von 


einem der bekanntesten und universalsten Prähistoriker Großbritan- 
niens. Die Darstellung umfaßt den Zeitraum von den Anfängen mensch- 
licher Besiedlung in Schottland bis zur Periode der römischen Okkupa- 
tion. Nur wenige Aussagen gehen über das hinaus, was man als ge- 


sicherten Wissensstand betrachten darf, So gibt der Ansatz ‚um 2000 


v. Chr.‘ bzw. „frühes 2. Jahrtausend‘ für das Eindringen der Acker- 


baukultur auf die Insel wohl nur das allerspäteste dafür noch im 


Augenblick vertretbare Datum. Sonst aber wird auch der Spezialist 
eine Fülle von Gedanken und Fakten finden, wie selten auf so geringem 
Raum. Ob aber der angesprochene Leserkreis von eben dieser Fülle 
nicht verwirrt wird, ist eine andere Frage. Dies um so mehr, als seiten- 


lang Dinge behandelt werden, die mit Schottland nur indirekt zu tun 


haben, und nicht eine einzige Karte beigegeben ist, obwohl die geo- 
graphischen Voraussetzungen des Geschehens ausführlich dargelegt 
werden. Durch die Bezeichnung als ‚long Essay divided into five 
parts‘‘ wird der Vergleich mit anderen Darstellungen dieser Art heraus- 
gefordert, die ja gerade in der britischen Historiographie seit langem 
gepflegt wird. Der Autor scheint aber weniger an diese klassischen Vor- 


bilder gedacht zu haben als an eine Weiterbildung des Stils G. Childes, 
indem er noch mehr als dieser auf die Einzelanalyse archäologischer 


Sachverhalte verzichtete. Die Sonderstellung und Problematik des 
Buches wird durch die Art der beigegebenen Holzschnitte von Keith 
Henderson noch verstärkt. Sie werden im Vorwort als ‚‚complementary 
to the Text‘ bezeichnet, die ‚„‚visualand verbal aspects‘‘ seien in engster 
Zusammenarbeit geplant worden. Dem entspricht, daß der Künstler 
auf dem Rückentitel gleichberechtigt neben dem Autor genannt ist. 
Dem hohen Rang des Graphikers ist das durchaus angemessen. Er hat 
sich offensichtlich bemüht, seinen Gegenständen gerecht zu werden, 
und es lohnt sich, die Blätter genauer zu betrachten. Leider aber sind 
sie stilistisch sehr verschieden, die Formate wechseln, und trotz der An- 
kündigung läßt sich ein notwendiger innerer Zusammenhang mit dem 
Text kaum erkennen. So legt man das Buch etwas enttäuscht aus der 
Hand. Die Fülle anregender Gedanken und die künstlerische Qualität 
einzelner Bilder vermochte sich nicht zum klaren Gesamtbild zu ver- 
dichten. Aber vielleicht ist man nur deshalb enttäuscht, weil hier alle 
Voraussetzungen gegeben schienen, etwas Außergewöhnliches zu 
schaffen. 


Frankfurt a.M. Günter Smolla 


In einer ‚„‚Narration in Ancient Art“ betitelten Aufsatzreihe (AJA 
61, 1957, 43—gı) erörtern sechs Autoren die Entwicklung der „be- 
schreibenden‘‘ Kunst (Darstellung eines bestimmten Ereignisses aus 
Geschichte, Legende oder Mythologie) in Ägypten (Kantor), Babylo- 
nien (Perkins), Anatolien, Syrien, Assyrien (Güterbock), Griechenland 





(Han: 
hager 


t 
597 


u.a. 

Krug; 
Schac 
und F 


v.Ch 


archä 


I 
1958, 
lichen 


dichte 
histor 


J 
Middl 
samer 
logie | 
die v 


1848— 


L 
Altert 
und s 
5 Ged 
sieht « 
Mythe 


L 
playec 
des A 
nichtk 
dern. 

Brüde 
Mentu 


D 
er: 
um K« 
des Al 
lag, ol 


Geo 
Moyer 
zu Be; 
Lands 


ld in 
kum 
nden 

von 
itan- 
ısch- 
upa- 
5 ge- 
2000 
‚ker- 
ı im 
alist 
gem 
Fülle 
iten- 


tun 
ge0- 
legt 


five 
aus- 
gem 
Vor- 
des, 
cher 

des 
eith 
tary 
‚ster 
stler 


Vorgeschichte und Altertum 205 


(Hanfmann) sowie in der hellenistischen, römischen (von Blancken- 


hagen) und frühchristlichen Kunst (Weitzmann), 


Herbert Schmid, Beobachtungen an Gräbern, ZDPV 73, 1957, 
59—72, bespricht eine Anzahl von antiken Grabanlagen in Palästina, 


u.a. die aus dem Neolithikum und Chalkolithikum stammenden 
Kruggräber von Byblos, die auf ägäische Vorbilder zurückgehenden 
Schachtgräber von Ugarit (15. Jahrhundert v. Chr.), sowie die Dolmen 


und Felsengräber im Jordangraben, deren Datierung (4. Jahrtausend 


v.Chr.) umstritten ist. Im letzten Abschnitt befaßt er sich mit der 


archäologischen Präzisierung des ‚„Grabes Jesu‘, 


Barthel Hrouda, Wa%$ukanni, Urki$, Subat-Enlil, MDOG 90, 
1958, 22—35, befaßt sich mit geographischen Problemen des nörd- 
lichen Zweistromlandes (Chäbürgebiet), dessen im Gegensatz zu heute 


dichte Besiedlung im 3. und 2. Jahrtausend v. Chr. auf seine große 


historische Bedeutung schließen läßt. 


James Mellaart, Anatolian Chronology in the Early and 
Middle Bronze Age, ASt 7, 1957, 55—88, erörtert an Hand der bedeut- 
samen Ausgrabungsergebnisse am Kültepe (bei Kayseri) die Chrono- 
logie Kleinasiens im 3. und 2. Jahrtausend v. Chr., wobei er sich für 
die von A. Gortze befürwortete ‚„hohe‘‘ Chronologie (Hammurapi 


1848— 1806 v. Chr.) ausspricht. 


Lubor Matou3, Die Entstehung des Gilgamesch-Epos, Das 
Altertum 4, 1958, 195— 208, behandelt das semitische Gilgame$-Epos 
und sein Verhältnis zu den sumerischen Vorläufern, ein Zyklus von 
5 Gedichten aus dem Anfang des 2. Jahrtausends v. Chr. In Gilgames 
sieht er einen historischen König, dessen Heldentaten bald Anlaß zur 


Mythenbildung gaben. M.F. 


Labib Habachi deutet in „God’s Fathers and the Role they 
played in the history of the First Intermediate Period‘ (Ann. Serv. 
des Antiqu. de l’Egypte 55, 167—ı90) den Titel ‚„Gottesvater‘‘ auf 
nichtkönigliche Väter von Königen, also auf Väter von Dynastiegrün- 
dern. Die beiden ersten ‚Könige‘ der ıı. Dynastie wären demnach 
Brüder gewesen und Söhne eines ‚Vaters von Göttern‘‘ namens 
Mentuhotep-o. 


D.M. Dixon wendet sich im Journ. of Egyptian Archaeol. 44, 
40—55, vor allem gegen Edels Gleichsetzung von Jam mit der Gegend 
um Kerma (vgl. HZ ı81, 425). Er vermutet, daß dieses für den Handel 
des Alten Reiches wichtige Land nördlich des 2. Kataraktes im Niltal 
lag, ohne aber zu einer Gewißheit kommen zu können. 


Georges Posener, Pour une localisation du pays Koush au 
Moyen Empire (Kush 6, 39—68). Der Name Kusch begegnet erstmals 
zu Beginn der 12. Dynastie und bezeichnet zunächst einen begrenzten 
Landstrich etwa vom zweiten Katarakt bis zur Insel Sai, doch wird 
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sehr bald die Grenze des Kusch genannten Landes nach Süden, später 
auch nach Norden ausgedehnt, bis es schließlich alles südlich an 
Ägypten angrenzende Land bezeichnet. Mit der Kultur der „C-Gruppe“ 
kann der Name Kusch nichts zu tun haben; wenn er mit einer Be- 
völkerungsgruppe überhaupt zusammenhängt, dann mit den Trägern 
der „Kerma-Kultur‘“. H. Br. 


Albrecht Goetze, On the Chronology of the Second Millen- 
nium B.C., JCS ı1, 1957, 53—61. 63—73, begründet an Hand der 
historischen Quellen und der Ausgrabungsergebnisse in Boghazköi 
(Kleinasien) und Atschana (Nordsyrien) die von ihm vertretene ‚‚hohe“ 
Chronologie (Einnahme von Babylon durch den Hethiterkönig Mur- 
$ili I. nicht 1531, sondern ca. 1650 v. Chr.). 


H. Th. Bossert, Die Schicksalsgöttinnen der Hethiter, WeOr 
1957, 349—359, behandelt ein hethitisches Bauritual, in dem zwei 
Göttinnen beschrieben werden, die am Rande des Meeres kauern, eine 
von ihnen mit einer Spindel in der Hand, und mit Hilfe von Spiegeln 
die Lebensjahre des Königs prophezeien. 


Bertil Lundman, The Problem of Ancient Oriental Shipping 
on the North Sea, JNES 16, 1957, 105—117, versucht an Hand anthro- 
pologischen Materials den Nachweis, daß Angehörige der armenoiden 
Rasse in der 2. Hälfte des 2. Jahrtausends v. Chr. im Mittelmeerraum 
eine ausgedehnte Handelstätigkeit entfalteten und auf dem Seewege, 
durch den Ärmelkanal, aber auch an der Nordküste von Schottland 
entlang bis in die Nordsee vorstießen. M.F. 


C. Weickert, Die Ausgrabungen am Athena-Tempel in Milet 
1955, Istanb. Mitt. 7, 1957, I02—ı132, nimmt auf Grund der neuen 
Grabungsbefunde in Milet an, daß dort mykenische Achaier und 
minoische Kreter seit etwa 1550 friedlich zusammenlebten, bis später 
die Siedlung rein mykenisch wurde. Die Ansiedlung der protogeome- 
trischen und geometrischen Zeit schloß sich ohne lange Unterbrechung 
an. — G. Pugliese Carratelli, Per la storia delle relazioni micenee 
con l’Italia, Parola del Pass. 13, 1958, 205—220, sammelt ein reiches 
Belegmaterial über mykenische Beziehungen zu Italien (um 1400 bis 
1200) und glaubt, daß die koloniale ‚achäische Expansion‘‘, die sich 
im Osten bis Cypern und Syrien erstreckte, nach Westen bis Pisa 
reichte. Auch die für Unteritalien bezeugten ‚Achäer‘ gehören mög- 
licherweise nicht in die Epoche der historischen Kolonisation, wie man 
glaubt, sondern in die mykenische Zeit. — Emily Townsend Ver- 
meule, Mythology in Mycenaean Art, Class. Journ. 54, 1958, 97—108, 
untersucht das Verhältnis szenischer Darstellungen in der mykenischen 
Kunst zu entsprechenden Mythen späterer Zeit (‚Europa‘ auf dem 
Stier usw.), wobei erhebliche Umdeutungen anzunehmen seien. Lff. 


G. Roeder, Thronfolger und König Smench-ka-R@ (Dynastie 
XVIII) (ZAeS 83, 43—74). Vf. stellt sämtliche sicheren und fraglichen } 
Zeugnisse für diesen König zusammen, darunter auch unbeschriftete 
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Bildnisse auf Grund der Ähnlichkeit. Dabei einige Folgerungen für die 
Geschichte: Smench-ka-R& habe in Amarna nach dem Tode Echnatons 
noch allein regiert (S. 53, anders S. 63). 


H. Brunner, Eine Statuette Amenophis’ I. (ZAeS 83, 82—89). 
Diese aus der frühesten 19. Dynastie stammende Statuette bildet eines 
der ersten Zeugnisse für den Kult Amenophis’ I. Bemerkungen über 
die Verbreitung der Verehrung des Königs außerhalb von Theben- 
West. 


W.K. Simpson, The Vessels with Engraved Designs and the 
Repousse Bowl from the Tell Basta Treasure (A JA 63, 29—45). — Vf. 
stellt alle ihm zugänglichen weit verstreuten Fragmente der Gefäße des 
Schatzfundes von Bubastis zusammen und datiert den Fund nach ge- 
wissenhaften Untersuchungen ans Ende der 19. Dynastie. Mit größter 
Wahrscheinlichkeit sind alle Stücke in Ägypten gefertigt, wenn auch 
vielleicht einzelne asiatische Motive anklingen. 


Sir Alan Gardiner greift nochmals in die lebhafte Diskussion um 
das Ende der 19. Dynastie ein (vgl. HZ 180, 153; 181, 427; 183, 680): 
Only one King Siptah and Twosre not his Wife (Journ. of Eg. Archaeol. 
44, 12—22). Sethos II. hinterließ bei seinem Tode seine Gemahlin 
Tawosret und einen minderjährigen Sohn Siptah von einer Nebenfrau. 
Der große „„‚Kanzler des ganzen Landes‘‘ Baj veranlaßte, daß Siptah 
gekrönt wurde und Tawosret die Regierung führte. Nach dem frühen 
Tode Siptahs, der sich vor seinem dritten Jahr von Ramesse-Siptah in 
Merenptah-Siptah umnannte, beanspruchte T. die volle Königstitula- 
tur und tilgte das Andenken Siptahs. Baj, syrischer Herkunft, ist viel- 
leicht dem umstrittenen ‚„Irsu‘‘ im großen Pap. Harris gleichzusetzen. 


J. Cerny veröffentlicht im Journ. of Eg. Archaeol. (44, 23—25) 
„A Hieroglyphic Ostracon in the Museum of Fine Arts at Boston‘, aus 
dem hervorgeht, daß der bekannte Wesir Hori unter König Ramesses- 
Siptah gelebt hat. 


W. Helck, Ahmesnofretete als Mittlerin (ZAeS 83, 89—g1) be- 
handelt ein Relief in Karnak aus der Zeit Ramses’ III., das die ver- 
göttlichte Königin in der Rolle einer Gebetsmittlerin zwischen dem 
König und Amun zeigt. Sie tritt dabei in Tracht und Haltung eines 
Haremsmädchens auf. 


Ders., Ramessidische Inschriften II (ZAeS 83, 27—38). Erst- 
veröffentlichung einer langen, historisch aber wenig ergiebigen Inschrift 
Ramses’ III. aus Karnak (Nachträge dazu in ZAeS$ 83, 145f.). 


Mit der Frage der Prinzenliste von Medinet Habu und den Fami- 
lienverhältnissen der 20. Dynastie beschäftigen sich zwei Aufsätze im 
Journ. of Eg. Archaeol. 44: J. Yoyotte (S. 26—30) kann auf Grund 
spärlicher Inschriftenreste das Grab 53 im Tale der Königinnen einem 
Sohne Ramses’ III. namens Ramesses zuweisen, und Cerny, der seine 
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Arbeit ‚Queen Ese of the Twentieth Dynasty and Her Mother“ nennt 
(S. 31—37), stellt folgenden Stammbaum auf: Ramses III. ist Sohn 
des Kgs. Setnacht mit Teje-meri-Isis und hat seine Halbschwester 
Isis von der Ausländerin Habadjilat geheiratet. Aus dieser Ehe stammt 
Ramses IV., der von seinem Sohn Ramses V. (dessen Mutter ist Ta- 
Ipet) gefolgt wird. Nach ihm kommt als Ramses VI. ein weiterer Sohn 
Ramses’ III. und der Isis auf den Thron, der von seiner Gemahlin 
Nub-Chesbed als Tochter die ‚‚Gottesgemahlin Isis‘ erhält. RamsesVII, 
war vielleicht ein Sohn Ramses’ VI., doch ist ihm nochmals ein Sohn 
Ramses’ III., Ramses VIII., gefolgt. 


H. Kees, Der Vezir Hori, Sohn des Jutjek (ZAeS 83, 129—138), 
bespricht ausführlich Statue und Inschriften eines Wesirs Hori, Sohnes 
des Jutjek, gestiftet von seinem Sohn Jutjek, die durch einen hohen 
Kunstwert und durch stilistisch gefeilte Inschriften auffallen. Der 
Wesir und seine Familie ist sonst unbekannt und entweder vor Osor- 
kon II. oder kurz vor die Äthiopenzeit anzusetzen. H. Br. 


Franz Köcher, Ein Inventartext aus Kär-Tukulti-Ninurta (AfO 
18, 1958, 300— 313), veröffentlicht einen assyrischen Text des 12. Jahr- 
hunderts v. Chr., der das Protokoll über eine Inspektion von Gegen- 
ständen und Schmucksachen enthält, die vermutlich zur kultischen 
Ausstattung eines Tempels gehört hatten. 


Ernst Weidner, Die Feldzüge und Bauten Tiglatpilesers I. 
(AfO 18, 1958, 342—360), bietet eine reichkommentierte Neubearbei- 
tung zweier Texte aus der 2. Hälfte der Regierungszeit Tiglatpilesers I. 
(1112—1074 v. Chr.), in denen der König seine kriegerischen Erfolge 
zusammenfassend darstellt. Im umfangreicheren Text II sind auch die 
Kämpfe mit Babylonien geschildert. 


G. E. Wright, The Second Campaign at Tell Balätah (Shechem) 
(BASOR 148, 1957, 1I—28), berichtet über die Ergebnisse der Gra- 
bungen von 1957 (sie waren 1956 nach einer Pause von 22 Jahren er- 
neut aufgenommen worden; vgl. BASOR 144, 1956, gff.; AfO 18, 1957, 
210f.). Es ergab sich, daß die Stätte vom 4. Jahrtausend bis gegen 
100 v. Chr., mit Unterbrechungen, besiedelt war. Anzeichen größerer 
Zerstörungen durch die im 13. oder frühen ı2. Jahrhundert v. Chr. 
eindringenden Israeliten fanden sich nicht. Im 9./8. Jahrhundert 
v. Chr. scheint Sichem ein Zentrum der Provinzverwaltung des Staa- 
tes Israel gewesen zu sein. M.F. 


G.L. Huxley, Odysseus and the Thesprotian Oracle of the 
Dead, Parola del Pass. 13, 1958, 245—248, glaubt, daß das von Odys- 
seus befragte Totenorakel bei den Kimmeriern in der Nekyia (Od. XI) 
ursprünglich in Epirus, am Fluß Acheron bei den Thesprotern, zu 
lokalisieren sei, wie schon Pausanias I 17, 5 erklärt, also unweit der 
Heimat des Odysseus. — G. Nenci, Il udorvs nei poemi omerici, a.O. 
221—241, behandelt die Stellung des Zeugen bei Homer und im archa- 
ischen griechischen Recht (Gortyn). Die Zeugenaussage wurde anfäng- 
lich sehr hoch bewertet, später als Beweismittel eingeschränkt. 
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M.P. Nilsson, Das delphische Orakel in der neuesten Literatur, 
Historia 7, 1958, 237—250, beantwortet in einem kritischen For- 
schungsbericht über Delphi unter anderem die Frage, wie das Heilig- 
tum zu seiner überragenden Bedeutung kam. Die Ursache ist in den 
besonderen zeitgeschichtlichen Verhältnissen des 7. Jahrhunderts zu 
sehen. Während der politischen und wirtschaftlichen Unruhen des 
Kolonisationszeitalters bildete die kluge, von den Neueren meist unter- 
schätzte delphische Priesterschaft ein Informationszentrum, das tref- 
fende konkrete Bescheide geben konnte und sich dadurch panhelle- 
nische Autorität erwarb. Lff. 


E. Bresciani veröffentlicht ‚Alcuni nuovi monumenti di epoca 
persiana‘‘ (Ann. Serv. des Antiqu. de l’Egypte 55, 267—272): Zwei 
Gegenstände mit dem hieroglyphisch geschriebenen Namen des Darius, 
drei mit dem Namen des Artaxerxes und ein Gefäßbruchstück mit dem 
iranischen Namen IRSSS. — Derselbe Vf. bringt auf S. 273—283 der- 
selben Zeitschrift ‚Nuovi documenti aramaici dall’Egitto‘: Drei 
Mumienetiketten, eine Mumienbinde und zwei Holzstücke mit kurzen 
aramäischen Inschriften. 


J. Gwynn Griffiths, The Interpretation of the Horus-Myth of 
Edfu (Journ. of Eg. Archaeol. 44, 75—85), bestreitet die Ansicht von 
Kees, daß der Horus-Mythos von Edfu in seinem ‚historischen‘ Teil 
Anspielungen auf die Herrschaft der Assyrer oder Perser über Ägypten 
enthalte, stellt vielmehr Anspielungen auf die Vertreibung der Hyksos 
fest. FH. Br. 


R.M. Cook, Speculations on the Origins of Coinage, Historia 7, 
1958, 257—262, macht auf Grund eines Inschriftfundes aus Perachora 
wahrscheinlich, daß es noch um 600—550, also nach Pheidon von 
Argos, Währungen von Eisenstab-‚Drachmen‘ gab, als Korinth um 
580°—570 mit der Münzprägung begann. Die ersten Münzen der Lyder- 
könige (um 650) waren nach C. nicht für den Handel, sondern nur zur 
Bezahlung der Söldner bestimmt. — E.Condurachi, La reforme 
monetaire de Polycrate, Athenaeum 36, 1958, 238—247, sieht in der 
Währungsreform des Polykrates, der die samische Tetradrachme um 
25% gegenüber der euböischen Währung abwertete, eine bedeutende 
wirtschaftliche und politische Maßnahme des Tyrannen. Sie erhöhte 
seine Einkünfte und hatte ähnliche soziale Auswirkungen wie die ent- 
sprechende Reform Solons in Athen. — L. Lacroix, Le bouclier, 
embleme des B£otiens, Rev. Belge 36, 1958, 5—30, erklärt das Münz- 
bild der Boioter, den Schild, als Namenssymbol. Man leitete den Namen 
Boioter von dem Wort ßoög ‚Rind‘ ab, das schon bei Homer zugleich 
den ‚Rindslederschild‘ bezeichnet. 


Gabriella Bordenache, Il tempio greco in Istria, Parola del 
Pass. 13, 1958, 195—201, handelt über die Geschichte der Stadt 
Histria in der Dobrudscha, die von Milesiern um 650 gegründet wurde. 
Der dort ausgegrabene Aphrodite-Tempel des 5. Jahrhunderts ist der 
älteste große Griechentempel in ‚Klein-Skythien‘. — P. Charneux- 
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R. Ginouve&s, Reconnaissances en Arcadie, Fortifications de Palio- 
castro, Saint Nicolas et Hellenico (Bull. Corr. Hell. 80, 1956, 522 bis 
546), geben neue Aufnahmen und Pläne dieser arkadischen Berg- 
festungen aus archaischer bzw. hellenistischer Zeit. 


R. J. Buck, Communalism on the Lipari Islands (Diod. 5, 9, 4), 
(Class. Philol. 54, 1959, 35—39), untersucht die von Diod. a.O. er- 
wähnte agrarische Gütergemeinschaft der griechischen Kolonisten auf 
den Liparischen Inseln, Sie wurde bei Beginn der Abwehrkämpfe gegen 
die Etrusker um 535 eingeführt, bestand nach Liv. 5, 28 noch 388 und 
wurde wohl von den Römern 251 aufgehoben. 


M. Treu, Eine Art von Choregie in peisistratischer Zeit (Historia 
7, 1958, 385—391), möchte aus Ps. Xen. rep. Ath. ı, 13 schließen, daß 
es in Athen unter den Peisistratiden staatliche Choregien und Gym- 
nasiarchien gab, die dann von der kleisthenischen Demokratie zur Ent- 
lastung des Staatshaushalts durch die Leiturgien auf Privatkosten er- 
setzt wurden. — E. Ruschenbusch, WATPIOZ IMHOAITEIA, 
Theseus, Drakon, Solon und Kleisthenes in Publizistik und Geschichts- 
schreibung des 5. und 4. Jahrhunderts v.Chr., a.a.O. 398—424, ent- 
nimmt besonders den attischen Rednern, daß im 5. Jahrhundert nur 
Kleisthenes als Schöpfer der Demokratie galt. Erst um 350 seien die 
Namen Solon, Drakon und schließlich Theseus in die Verfassungs- 
diskussion eingeführt worden, wobei das Ideal der gemäßigten Demo- 
kratie immer weiter zurückprojiziert wurde. Die Nachrichten über die 


ältere Verfassungsgeschichte Athens seien somit durchweg mit Vorsicht 
aufzunehmen. — R. Y. Hathorn, Sophocles’ Antigone: Eros in Poli- 
tics (Class. Journ. 54, 1958, 109—115), sieht in der ‚Antigone‘ des 
Sophokles ein aristokratisches Stück, das gegenüber der Demokratie 
und der Sophistik die alten Ideale verteidigen sollte. Die für Antigone 
verbindliche Macht des Eros habe auch in der Politik zu gelten. Lff. 


Ludwig Schnitzler, Darstellungen von Vorderasiaten auf grie- 
chischen Vasen (ZDMG 108, 1958, 54—65), stellt Vasenbilder des 
5. Jahrhunderts v. Chr. zusammen, die für die Ethnographie des Alten 
Orients bedeutsam sind. Die Köpfe der Dargestellten weisen nämlich 
am Schädeldach eine Einsattelung auf. Das zeigt, daß diese offenbar 
künstliche Deformierung, die durch ägyptische Denkmäler für die 
Völkerwelt Kleinasiens und Syriens im 2. Jahrtausend v. Chr. bezeugt 
ist, noch im 5. Jahrhundert v. Chr. üblich war. M.F. 


Daphne Hereward, The Flight of Damaratos, Rhein. Mus. 101, 
1958, 238—249, bezeichnet Kleomenes als den Retter Spartas in der 
innerpolitischen Krise von 490, die nur durch Absetzung des Königs 
Damaratos zu beheben war. Das Zuspätkommen der Spartaner bei 
Marathon war nicht durch kultische Rücksichten verursacht, sondern 
durch den Aufstand der messenischen Heloten. — J. Labarbe, Timo- 
demos d’Aphidna, Rev. Belge 36, 1958, 31—50, hält den Timodemos 
von Aphidna oder Belbina, der in der Anekdote bei Herod. VIII 125 
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als Gegner des Themistokles erscheint, nicht für einen Athener, son- 
dern einen Spartaner aus Aphidna in Lakonien. — A. Deman, La date 
de la bataille des Thermopyles, Rev. Belge 36, 1958, 96—ı02, bezieht 
ebenso wie Labarbe (vgl. HZ 178, 615) die Angaben Polyäns I 32, 2 auf 
die Schlacht bei den Thermopylen, sieht jedoch in dem dabei erwähn- 
ten Gestirn nicht den Sirius, sondern den Arktur, dessen Erscheinen 
die Schlacht auf ı1.—ı3. Sept. 480 datiere. — J.C. Kamerbeek, 
Iepi wis üneregag dexjis (Hdt. VII 142, 2), Mnemosyne IV ı1, 1958, 
252— 253, erklärt diesen Ausdruck, in dem man eine anachronistische 
Erwähnung der ‚Herrschaft‘ Athens bei Herodot für das Jahr 479 
sehen wollte, im Sinne von ‚Angriff‘ wie etwa bei Hom. Il. III 100. 


A.Szabö, Die Grundlagen der frühgriechischen Mathematik» 
Studi ital. filol. class. 30, 1958, I—51, führt die Grundbegriffe der 
deduktiven griechischen Mathematik seit Euklid, besonders die Defini- 
tion und das Axiom, auf die eleatische Philosophie Zenons und ihr 
indirektes Beweisverfahren zurück (um 450). 


„Zur Humanität in der Kriegführung der griechischen Staaten‘ 
stellt F. Kiechle, Historia 7, 1958, 129—156 fest, daß das Siegerrecht 
älterer Zeit seit dem 5. Jahrhundert durch humane Tendenzen gemil- 
dert wurde, zuerst in der Literatur, dann auch in der politischen Pra- 
xis, besonders bei innergriechischen Kriegen und in der Frage der Ge- 
fangenenbehandlung; allerdings gab es auch schwere Rückfälle, die 
dann der Lage entsprechend gerechtfertigt wurden, so im Peloponnesi- 
schen Krieg. 


D.M. Lewis, The Phoenician Fleet in 4ıı Historia 7, 1958, 392 
bis 397, verwirft die Erklärung des Thukydides (VIII 87), daß die 
persische Flotte, von der im Jahre 4ıı ein stärkeres Eingreifen auf 
Grund des persisch-spartanischen Abkommens erwartet wurde, ab- 
sichtlich zurückgehalten worden sei, damit das Gleichgewicht der grie- 
chischen Mächte gewahrt bliebe. Dareios II. wurde vielmehr durch die 
damaligen Unruhen in Ägypten, für die jetzt neue aramäische Quellen 
vorliegen, zu dieser Politik des Abwartens gezwungen. — G. Pascucci, 
Isocrate XXI 2, Studi ital. filol. class. 30, 1958, 96—ı05, bringt für 
die Proskriptionsliste der Dreißig Tyrannen, den sogenannten Lysan- 
derkatalog, der bei den Rednern der restaurierten attischen Demokra- 
tie nach 404 öfters erwähnt wird, einen neuen Beleg aus dem Lysias- 
Papyrus Ryl. III 106ff. bei. 


F. Sartori, Platone e le Eterie, Historia 7, 1958, 157—171, 
sucht aus den Schriften Platons dessen Verhältnis zu den Hetairien zu 
bestimmen. Als Freundschaftsbünde und Organe zur Pflege von Wis- 
senschaft und Philosophie ließ Platon sie gelten, doch lehnte er die 
politische Geheimbündelei der oligarchischen Kreise ab. — A. D. Lee- 
man, De Aristotelis Protreptico Somnii Scipionis exemplo, Mnemo- 
syne IV ı1, 1958, 139—151, nimmt an, daß dem Somnium Scipionis in 
Ciceros De re publ. größere Partien aus Aristoteles’ Protreptikos zu- 
grunde liegen. 
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E. Badian, Alexander the Great and the Unity of Mankind, 
(Historia 7, 1958, 425—444), hält Tarns bekannte These über Alexander 
als den Begründer der antiken Menschheitsidee (‚the brotherhood of 
man or the unity of mankind‘‘) für völlig verfehlt und die von Tarn in 
diesem Sinne interpretierten Quellenangaben für durchweg mißver- 
standen. 


V. Martin, Decouverte du jeune Menandre (Parola del Pass. 13, 
1958, 365—380), würdigt Menanders neugefundenes Stück ‚Dyskolos‘ 
(vgl. HZ 187, 439), das der Dichter 317 im Alter von 25 Jahren schrieb, 
und teilt daraus zwei Szenen in franz. Übersetzung mit. — Einige 
kleinere Menanderfragmente auf Papyrus behandelt A. Barigazzi, 
Studi menandrei III—IV, Athenaeum 34, 1956, 325—361. 


P. Moraux, L’&tablissement des Galates en Asie Mineure, Istanb, 
Mitt. 7, 1957, 56—75, verfolgt die Geschichte der Galater nach ihrem 
Übergang über den Bosporus nach Kleinasien 278/7, der durch ein 
Bündnis mit Nikomedes I. von Bithynien ermöglicht wurde, bis zu ihrer 
Ansiedlung am Halys einige Jahre später. 


E. Manni, Antigono Gonata e Demetrio II, Punti fermi e pro- 
blemi aperti (Athenaeum 34, 1956, 249— 272), stellt auf Grund seiner 
früheren Untersuchungen über die hellenistische Chronologie (vgl. 
HZ 182, 444) die Daten für die Zeit des Antigonos Gonatas und des 
Demetrios II. neu zusammen und geht dabei besonders auf das Ver- 
hältnis zwischen Makedonien und Griechenland im 3. Jahrhundert ein. 


J. Treheux, L’inventaire des clerouques d’Imbros (IG XII 8, 51), 
Bull. Corr. Hell. 80, 1956, 462—479, behandelt den Beschluß der 
attischen Kleruchen auf Imbros über das Tempelinventar der Großen 
Götter (um 250—200) und klärt dabei einige verwaltungsrechtliche 
Fragen. — H. W. Pleket, Note on a Customs-law from Caunus, Mne- 
mosyne IV ı1, 1958, 128—135, befaßt sich mit dem neugefundenen 
Handelsgesetz von Kaunos aus hellenistischer Zeit (vgl. HZ 180, 161.) 
und sucht dabei besonders die Terminologie der Zollgebühren zu klären. 


Ch. Habicht, Der Stratege Hegemonides, Historia 7, 1958, 376 
bis 378, weist nach, daß der Söldnerführer und Stratege Hegemonides, 
der im Dienste Antiochos’ IV. und V. stand und 162 nach dem Frieden 
mit Judas Makkabaios zum Statthalter von Palästina ernannt wurde, 
aus Dyme in Achaia stammte; er ist identisch mit dem dort inschrift- 
lich mehrmals bezeugten Hagemonides, von dem man bisher nur 
wußte, daß er Beziehungen zu den Seleukiden hatte. — A. Momigli- 
ano, Problemi di metodo nella interpretazione dei simboli giudeo- 
ellenistici, Athenaeum 34, 1956, 237—248, untersucht den Einfluß des 
Hellenismus auf das Judentum in der Zeit bis Philon. 


Marie-Ther&se Lenger, Decret d’amnistie de Ptol&me&e Evergetell 
et lettre aux forces arm&es de Chypre, Bull. Corr. Hell. 80, 1956, 437 
bis 461, legt den inschriftlichen Amnestie-Erlaß Ptolemaios’ VII. 
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von 145/4, dem ein Schreiben an die ptolemäischen Garnisonen auf 
Cypern beigegeben ist (vgl. HZ 171, 402), in kommentierter Neuausgabe 
vor und behandelt in diesem Zusammenhang die Geschichte Cyperns 
unter den Ptolemaiern. Lff. 


H. Riad, Le Culte d’Amenemhat III au Fayoum & l’&poque 
ptolemaique (Ann. Serv. des Antiqu. de l’Egypte 55, 203—206), ver- 
öffentlicht eine griechische Inschrift aus Kasr el-Banat (Euhemeria), 
die wiederum den Kult Amenembhets III., des Kultivators des Fajjums, 
in ptolemäischer Zeit belegt. 


J. Leclant und H. de Meulenaere veröffentlichen in K&mi 14, 
34—42 „une statuette egyptienne & Delos‘. Das schon 1881 und 1906 
in Bruchstücken zutage gekommene Stück, in der Literatur mehrfach 
erwähnt, ist in Ägypten im 3. oder 2. Jahrhundert v. Chr. gefertigt und 
ineinem Tempelin Sais geweiht, wie die Inschriften beweisen. Im Zuge 
der Ausbreitung ägyptischer Kulte (hierfür Literaturangaben) ist die 
Statue dann nach Delos gekommen. A. BW. 


Theresa Goell, The Excavation of the ‚‚Hierothesion‘‘ of Anti- 
ochus I of Commagene on Nemrud Dagh (1953—1956) (BASOR 147, 
1957, 4—22), bespricht zusammenfassend die Ergebnisse ihrer Unter- 
suchungen auf dem südöstlich von Malatia gelegenen Nemrud Dagh. 
Das in 2260 m Höhe angelegte Grabmal des Antiochos I., Königs der 
Kommagene (69—34 v.Chr.), war 1882/33 von K. Humann und 
0. Puchstein (Reisen in Kleinasien und Nordsyrien, Berlin 1890) 
gründlich aufgenommen worden. Die Grabungen von Th. Goell er- 
brachten zahlreiche Inschriften, Skulpturbruchstücke und Fragmente 
der Reliefs mit den griechischen und persisch-kommagenischen Vor- 
fahren des Königs. Außerdem wurde festgestellt, daß das Monument 
nicht, wie angenommen, unvollendet blieb, sondern die schlechte Er- 
haltung auf die Verwendung des wenig widerstandsfähigen Sandsteines 
zurückzuführen ist. M.F. 


Johannes Herrmann, Studien zur Bodenpachtim Recht 
der graeco-aegyptischen Papyri. (Münchener Beiträge zur Papy- 
rusforschung und antiken Rechtsgeschichte, 41.) München, C. H. Beck 
1958. XII, 300 S. Geh. 28,— DM. Diese Habilitationsschrift eines 
Schülers von San Nicolö macht den Versuch, unter enger Anlehnung an 
die Urkundentexte (Pachtverträge, Registerauszüge aus solchen, Quit- 
tungen über bezahlten Pachtzins u. a.) bei gleichzeitiger Abkehr von 
pandektistischer Begrifflichkeit eine juristische Darstellung der pri- 
vaten Bodenpacht im antiken Ägypten zu geben. Diese Vorgangsweise 
läßt die deskriptiven Partien, die auf sehr umsichtiger Urkunden- 
interpretation beruhen, zu den wohl wertvollsten des Buches werden. 
So ist der Abschnitt über die als Vertragsparteien auftretenden Per- 
sonen (S. 56ff.) sozialgeschichtlich sehr interessant, während die Aus- 
führungen über die Pachtobjekte (S. 68ff.) wichtige wirtschaftsge- 
schichtliche Aspekte eröffnen. Aber auch für die Erfassung der juri- 
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stischen Ordnung der Pacht, also z. B. für den Inhalt der Bebaiosis- 
Klauseln (S. 157ff.), wird viel gewonnen; freilich läßt die Beschrän- 
kung auf Urkundeninterpretation, die ja nur Einblicke in die Vertrags- 
praxis vermitteln kann, manche Frage nach der generellen Ordnung 


einzelner Probleme (z. B. des Zinsnachlasses, vgl. S. 145) und manche 
Frage der geschichtlichen Entwicklung (vgl. S. 167, Anm. 4 über die 
Wurzeln der Misthosis) offen. Sehr interessant ist des Vf.s (S. 175ff.) 
Auseinandersetzung mit H. J. Wolff (Journ. Jur. Pap. I, 1946, 57ff.) 
über das haftungsbegründende Element der Pacht, das Wolff in der 
Sachhingabe, der Vf. aber in der Beachtung der Schriftform erblickt 
und so die ägyptische Bodenpacht geradezu als peregrinischen Litteral- 
kontrakt im Sinn von Gai inst. III 134 qualifiziert, was freilich ange- 
sichts der Unergiebigkeit unserer Quellen zu dieser Frage Hypothese 
bleiben muß. Die wertvollen Ergebnisse des Vf.s haben die juristische 
Papyrologie bedeutend gefördert. 
Wien Theo Mayer-Maly 


D. Tudor, Istoria sclavajului in Dacia romanä (Biblioteca 


istoricä II). Editura academiei republicii populare romine. Bukarest 
1957. 310 S. 26 Abb. ı Karte. — Der durch eine Reihe von Arbeiten, 
insbesondere sein Buch Oltenia romanä 1942 (2. Aufl. 1958), um die 
Erforschung des römischen Dazien verdiente rumänische Gelehrte hat 
mit dem vorliegenden Werk einen weiteren wichtigen Beitrag zur 
Geschichte dieser späten und verhältnismäßig kurzlebigen Provinz des 
Imperium Romanum geliefert. Das Quellenmaterial bilden fast aus- 
schließlich Inschriften, die in einem 152 Nummern zählenden Supple- 
mentum Epigraphicum (S. 241—277) in vollem Wortlaut und Über- 
setzung vorgelegt sind. Eine alphabetische Liste der hier bezeugten 
Sklaven und Freigelassenen wird schon S. 32—34 gegeben. Die auf breite 
Grundlage gestellte unddurcheinenreichen Anmerkungsapparatgründ- 
lich untermauerte Studie zerfällt in drei mehrfach unterteilte Haupt- 
stücke. Im ersten (S. 19—66) ist u. a. von den sozialen Verhältnissen 


bei den Dakern in vorrömischer Zeit sowie den Dakerkriegen Trajans 


die Rede und ein Kapitel den Sklaven dakischer Herkunft außerhalb 


der Provinz gewidmet. Im zweiten Hauptteil (S. 69— 173) handelt der 
Vf. eindringlich über die Namen und Abstammung der Sklaven in 
Dazien, ihre Herren und Angehörigen, ihre vielfältige Verwendung 


(Provinzial- und Stadtverwaltung, Bergbau, Landwirtschaft, Hand- 


werk u. a.) und schließlich den Sklavenhandel in der Provinz. In ähn- 
licher Weise beschäftigt sich der letzte Hauptabschnitt (S. 177— 239) 


mit den Freigelassenen. Die Resultate fassen ein russischer und fran- 
zösischer Auszug kurz zusammen (S. 281—290). Die Benützung des 
Buches erleichtert ein sehr ausführlicher, gut bearbeiteter Index (S. 291 


bis 307). Von wichtiger moderner Literatur vermißt man das Werk von 


R. H. Barrow, Slavery in the roman empire, London 1928. Im übrigen 


verdienen aber die große Vertrautheit des Vf.s mit dem einschlägigen 
Schrifttum und seine gediegenen, über das Thema hinausgehenden 
historisch-antiquarischen Kenntnisse durchaus Anerkennung. Daß 


in se 
auch 
dig s 
Ums 
der 

zur 
tiger 
sche 
zeit, 
jüng 
gese 
falls 
die 

gest. 


im 
bish 


Vier 
schi: 
wert 


tigs 


(Bl. 
die 

Jah 
ches 


wur 
dier 


eine 
Unt 





—_ 


baiosis- 
schrän- 
ertrags- 
rdnung 


manche 
iber die 
175ff.) 
>, 57.) 
' in der 
srblickt 
itteral- 
h ange- 
pothese 
istische 


Maly 


Jlioteca 


ıkarest 
beiten, 
um die 
rte hat 
ag zur 
inz des 
st aus- 
Supple- 
| Über- 
eugten 
f breite 
gründ- 
Haupt- 
tnissen 
"rajans 


jerhalb 
elt der 
ven in 
.ndung 


Hand- 


n ähn- 
— 239) 
] fran- 
ng des 
(S. 291 
rk von 


brigen 
ägigen 
‚enden 
. Daß 


Früheres Mittelalter 215 





in seinen — manchmal etwas zu weitschweifigen — Darlegungen und 
auch im epigraphischen Anhang stellenweise Berichtigungen notwen- 
digsind, schmälert die Leistung nicht. Schwerer wiegt aber ein anderer 


Umstand. T. bekennt sich im Vorwort $. 6 unten in der Frage der mit 


der antiken Sklaverei zusammenhängenden Probleme ausdrücklich 
zur marxistisch-leninistischen Betrachtungsweise als der einzig rich- 
tigen. Das hat jene Einseitigkeit zur Folge, die an dem Buch des russi- 
schen Althistorikers N. A. Maschkin, Zwischen Republik und Kaiser- 
zeit, H. Volkmann in dieser Zeitschrift Bd. 183 (1957), S. 347, und 
jüngst H. B. Gundel, Gymnasium 65 (1958), S. 249, mit Recht aus- 
gesetzt haben, Die dort geübte Kritik trifft für das Werk von T. eben- 


falls voll zu. Zugleich gilt aber auch im Hinblick auf dieses neue Buch 
die Mahnung Volkmanns an die Mitforscher, das ‚wieder einmal 
gestellte Problem, die historische Rolle der Sklaven und Freigelassenen 
im Wirtschafts- und Geistesleben der Antike noch vielseitiger als 
bisher zu untersuchen‘, 

Wien Artur Betz 


Heinrich Lenzen, Bericht über die XIV. und XV. Deutsche 


Warka-Campagne (MDOG 90, 1958, 3—21), beschreibt die Ergebnisse 
der Grabungen von 1955/56 und 1956/57 in Uruk (Südbabylonien). Es 
stellte sich heraus, daß die berühmte Stadtmauer von Uruk, nach alt- 
orientalischer Tradition ein Werk des mythischen Königs Gilgames$, in 
der ı. Hälfte des 3. Jahrtausends v. Chr. errichtet wurde. Bedeutsam 
ist die Aufdeckung eines Grabtumulus aus sassanidischer Zeit mit 
Leichenbrand, der als Beigaben u. a. 4 Strigiles und einen aus Gold 
nachgebildeten Olivenkranz enthielt; eine Bestattungsart, die bisher 


in Mesopotamien nicht nachgewiesen ist und nach dem römisch- 
griechischen Westen weist. M.F. 


FRÜHERES MITTELALTER (476— 1250) 
Zeitschriftenberichte von H. Löwe- Erlangen (476—900) und K. Jordan-Kiel (900—1250) 


L. Böer, Madones d’Allemagne. (Maria. Etudes sur la Sainte 
Vierge 5, 1956, 535—576), gibt eine allgemeine Übersicht über die Ge- 
schichte der Madonnenverehrung in Deutschland. Wissenschaftlich 
wertvollam Schluß die Zusammenstellung und Beschreibung der wich- 


tigsten Gnadenbilder, mit bibliographischen Angaben, Moe. 


Theodor Mayer, Der Wandel unseres Bildes vom Mittelalter, 
(Bl. dt. Ldgesch. 94, 1958, I— 37), zeigt in Form eines Überblickes über 
die deutsche verfassungsgeschichtliche Forschung der letzten vierzig 
Jahre, wie das Bild von der inneren Struktur des mittelalterlichen Rei- 


ches, das von der klassischen Schule der Rechtsgeschichte geprägt 


wurde, gerade durch die landesgeschichtliche Arbeit wesentlich revı- 


diert ist. An die Stelle einer stark systematisierenden ist immer mehr 


eine dynamische Betrachtungsweise getreten, die die landschaftlichen 
Unterschiede herausstellt. K.)J. 
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Klaus Wessel, Das Grabmal Theoderichs in Ravenna (Das 
Altertum 4, 1958, 229— 248), sieht im Zehneck des Grundrisses ‚die 
vollendete irdische Ordnung‘“‘ des Theoderich-Reiches ausgedrückt, in 
der Anordnung der Grabkammer über der Kapelle die Stellung des 
Königs über der Kirche proklamiert — was doch allenfalls für die 


arianische Kirche gelten dürfte —, und findet in dem Monolith der 
Kuppel über der Grabkammer Christus selbst und somit im Aufbau des 


Ganzen die Gottunmittelbarkeit, das Gottesgnadentum im Sinne 
Konstantins d. Gr. symbolhaft dargestellt. 


Harris Birkeland, Das Problem der Entstehung des Islam (Die 
Welt als Geschichte 18, 1958, 213— 221), arbeitet aus den fünf ältesten 


Suren des Koran den Inhalt der ursprünglichen Verkündigung Mohan- 


meds heraus: die „Erkenntnis einer Göttlichkeit, die die Geschichte 
lenkt‘, die gewiß im Nahen Orient alt war, die aber Mohammed erst 
aufging, als er das Walten des ‚Gottes der Geschichte‘‘ in seinem 
eigenen Leben erfahren hatte. 

Franz Juraschek, Die Reihung der Traditionen im Passauer 


‚codex antiquissimus‘ (MIÖG 66, 1958, 276-—305), vermutet auf Grund 


der Passauer Traditionen des 8. und 9. Jahrhunderts, daß es vielleicht 


gar kein einheitliches und vollständiges Traditionsbuch gegeben hat 
und daß die Aufzeichnung nicht einheitlich für die ganze Diözese, son- 
dern an verschiedenen Orten und durch die lokalen Instanzen vorge- 
nommen wurde. 


Christian Wilsdorf, Le comte Roderic a-t-il gouverne la 
Rhetie sous Charlemagne ou sous Louis le Pieux ? (Schweizer. Zs. f, 


Gesch. 8, 1958, 470—473), legt dar, daß dieser Graf bereits am Anfang 
des 9. Jahrhunderts unter Karl d. Gr. wirkte und daß hinter den zur 
Zeit Ludwigs des Frommen gegen ihn erhobenen Klagen wegen Ent- 
fremdung des Kirchenguts im wesentlichen Karls Politik der Divisio 
des Kirchenguts von Chur und der Einführung der Grafschaftsverfas- 
sung stand, die freilich zur Aufhebung der alten geistlich-weltlichen 


Machtstellung der Churer Bischöfe geführt hatte. 


Heinz Haffter, Walahfrid Strabo und Vergil (Schweizer. Bei- 
träge zur Allgem. Gesch. 16, 1958, 221—228), zeigt, daß W. mit dem 
Musenanruf mitten im Hortulus dem Vorbild von Vergils Äneis folgte, 
an die der zweite Teil dieses Werkes mehrfach anklingt, während der 
erste Teil mehr auf die Georgica hindeutet. 


Hans Bessler, Stand der Forschung um den karolingischen 
Klosterplan von St. Gallen (Schweizer Beiträge zur allgem. Gesch. 16, 
1958, 229— 239), berichtet über die Ergebnisse einer internationalen 
Konferenz im Juni 1957 in St. Gallen: hervorgehoben sei das Ergeb- 
nis von B. Bischoff, wonach der Großteil der Beschriftung des Plans 
im Kloster Mittelzell auf der Reichenau vorgenommen wurde. Der 
erhaltene Plan ist die für Abt Gozbert von St. Gallen (816—837) ange- 


fertigte Abschrift; der Übersender war vermutlich Abt Heito. 
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Friedrich J. Esterhues, Zur Rekonstruktion der ersten 
Corveyer Klosterkirche (Westfäl. Zs. 108, 1958, 337—394), handelt in 
Auseinandersetzung mit dem Buch von Wilhelm Rave, Corvey (Mün- 
ster 1958), über die Rekonstruktion des Baues von 822—844. H. Lö. 





Wilhelm Rave, Corvey. Münster, Aschendorff 1958. ıI6 S. 


Kart, 9,80 DM. — Seit Wilhelm Efimanns grundlegendem Werk (Die 


Kirche der Abtei Corvey, Paderborn 1929, aber schon 1915 geschrieben) 
zählt der Bau zu den ehrwürdigsten Denkmälern Deutschlands, besitzt 
Corveys Kirche doch das besterhaltene zentrale Westwerk der karolin- 
gischen Kunst. Bereits vor dem Ausbruch des letzten Krieges begann 
die westfälische Denkmalpflege mit einer sachgemäßen Restaurierung 


des Bauwerkes, die erst 1956 abgeschlossen wurde, Bei der Instand- 


setzung machte man zahlreiche neue Beobachtungen am Baubefund. 
Grabungen brachten wichtige Ergebnisse für das verschwundene 
karolingische Schiff und die niedergelegten Ostteile zutage. — In 
einem sauber gearbeiteten, knappen und sachlichen Band entwirft 
Wilhelm Rave, über zwei Jahrzehnte der Leiter der westfälischen 
Denkmalpflege, ein neues, berichtigtes Bild der Corveyer Kirche. Das 


zweigeschossige Atrium umschloß einen wahrscheinlich quadratischen 
Hof. Über der gewölbten Halle des Westwerks und dem Johannischor 


mit einer auf drei Seiten umlaufenden Empore befand sich noch ein 
viertes Geschoß, das ein Saal einnahm, der von der Kirche völlig ge- 
trennt war. Es ist damit gelungen, das früheste Beispiel solcher hoch- 
gelegener Profanräume in Westbauten nachzuweisen; bisher kannte 
man sie nur aus dem Iı. und 12. Jahrhundert (Reichenau, Osnabrück, 


Maastricht, Nivelles). Für die umstrittene Zweckbestimmung des 


Corveyer Westwerkes liefert dieser Raum einen wichtigen Beitrag. Am 
Niederrhein erhielt sich nämlich dafür die Bezeichnung ‚‚Kaisersaal‘, 
durch alte Tradition verbürgt. Im Anschluß an A. Fuchs hält der Vf. 
den Johannischor für die Gastkirche, die das Kloster für den Herrscher 
bereitstellte. Der Raum darüber diente wahrscheinlich als Gerichts- 
saal. Mit guten Gründen werden die Einwände zurückgewiesen, der 
Johannischor habe als Tauf- und Pfarrkirche gedient. Die karolingische 
Pfarrkirche des Klosters lag unmittelbar vor den Mauern im suburbium. 
Für einen Taufstein im Westwerk ergaben sich bei den Grabungen 
keinerlei Anhaltspunkte. Das Johannispatrozinium scheint nicht ur- 
sprünglich zu sein. Die drei Altäre des Johannischores waren wahr- 
scheinlich den Erzengeln geweiht. Im Thronerker der Westfront stand 
der Kaiserstuhl auf einem Podium im Emporengeschoß. Von diesem 
Sitz aus konnte der Herrscher den Johannischor und durch dessen in 
Arkaden geöffnete Ostwand die Klosterkirche überblicken. — Die 
Klosterkirche wurde bisher als normale dreischiffige Basilika mit Quer- 
haus rekonstruiert. Die Grabungen deckten eine singuläre Lösung auf: 
ein breites, saalartiges Mittelschiff, die Seitenschiffe schmale Gänge, die 
nur ein Fünftel der Mittelschiffbreite erreichten. Die ‚„‚Querarme‘“ bil- 
deten nur niedrige, angeschobene Kapellen (wohl kaum als Pastopho- 
rien zu deuten!). Ein Umgang führte um die Apsis, an den sich drei 
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tonnengewölbte, stollenartige Kapellen nach Osten anschlossen, Der 
Typus dieser Außenkrypta läßt sich von Deas in Westfrankreich bis 
Hildesheim und neuerdings auch Halberstadt verfolgen. — Ein über- 
raschendes Ergebnis brachte die Aufdeckung der Klosterbefestigung, 
Man fand einen regelmäßigen, rechteckigen Mauerzug mit Ecktürmen 
und starken Torbauten in den Seitenmitten. Die Klosterkirche liegt 
genau in der Ost-West-Achse dieser Befestigung, östlich des Schnitt- 
punktes mit der nordsüdlichen Torstraße. Eine Klosterimmunität im 
Schema eines römischen Lagers! Zwar sind die Fundamentreste nicht 
durch Bodenfunde zu datieren, ihre Form besitzt nur in karolingischer 
Zeit Analogien (St. Galler Klosterplan, Befestigung Aachens). Vor 
dieser civitas erstreckte sich das karolingische suburbium längs des 
„Alten Weges‘ nach Höxter. Es besaß bereits im 9. Jahrhundert zwei 
Kirchen (St. Petri u. St. Pauli). In unmittelbarer Nähe errichtete man 
unter Heinrich I. im Weserknie nördlich des Klosters eine Abschnitts- 
befestigung (C. Erdmann, Deutsches Archiv 6, 1943, S. 70f., u. W. Hess, 
Hess. Jb. f. Landesgesch. 4, 1954, S. 108f.): eine germanische Volks- 
burg gegenüber der antikisierenden Klosterburg! Erich Herzog 


Klemens Honselmann, Die Annahme des Christentums durch 
die Sachsen im Lichte sächsischer Quellen des 9. Jahrhunderts (West- 
fäl. Zs. 108, 1958, 201—219), wertet die sächsische Hagiographie des 
9. Jahrhunderts als einen Beweis dafür, wie schnell und tiefgehend das 
Christentum in Sachsen Fuß gefaßt hat; diesem Ergebnis, das ähnlich 
schon an anderer Stelle vertreten worden ist (vgl. Gebhardts Hand- 
buch ı, 150), wird man gern zustimmen, wie ja auch bekannt ist, daß 
das Christentum beim sächsischen Adel bereitwillige Aufnahme fand. 
Wenn aber H. aus der sächsischen Hagiographie des 9. Jahrhunderts 
die Forderung ableitet, man müsse ‚vorsichtig sein‘ ‚‚mit der Behaup- 
tung, daß Karl die Sachsen zur Annahme des christlichen Glaubens mit 
dem Schwert gezwungen habe‘‘, so wird man, sobald man die Sachsen- 
und Awarenmission Karls aus der zeitgenössischen Perspektive etwa 
Alkuins betrachtet, nicht umhin können, in dieser Forderung H.s eine 
gewisse Vereinfachung seiner materialreichen Darlegungen zu sehen. 

H.Liö. 

J:. Gautier-Dalche&, A travers1’histoire des Etats de la couronne 
d’Aragon (Moyen-äge 64, 1958, 539—579), gibt einen kritischen Über- 
blick über die zahlreichen Untersuchungen zur mittelalterlichen Ge- 
schichte des Königreiches Aragon, die in dem sechsbändigen, von 
1945—1956 erschienenen Werk ‚Estudios de Edad Media de la Corona 
de Aragon“ vereinigt sind. 


In WaG 18, 1958, 257—28g, beginnt Karl Ferdinand Werner 
mit „Untersuchungen zur Frühzeit des französischen Fürstentums“ 
(9. bis 10. Jahrhundert). Nachdem er einleitend die Forderung erhoben 
hat, das französische Fürstentum dieser Zeit als eine lebenskräftige 
Institution zu würdigen, behandelt er die Anfänge des Hauses Anjou, 
der Fulkonen. Auf Grund einer im Wortlaut verlorenen, aber weit- 
gehend rekonstruierbaren Urkunde des Herzogs Robert aus dem Jahre 
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yı4 kann er den Nachweis erbringen, daß Roberts Vasall Fulco der Rote 
damals nicht nur Vicomte von Angers war, sondern auch die Graf- 
schaft Nantes innehatte. Er verfolgt dann weiter die Festsetzung der 
Fulkonen an der unteren Loire. Auch für die Geschichte der Grafen 
von Maine im 10. Jahrhundert ergeben sich aus dieser Urkunde des 
Jahres 914 neue wichtige Aufschlüsse. 










Luchesius Spätling, Kardinal Guido und seine Legation in 
Böhmen-Mähren (1142—1146) (MIÖG 66, 1958, 306—330), gibt eine 
Biographie des Kardinaldiakons Guido de Castro Ficeclo, die deshalb 
auf gewisse Schwierigkeiten stößt, weil es in den Jahren 1140—1146 
mindestens acht Kardinäle mit Namen Guido gegeben hat. Dabei 
behandelt er vor allem die drei Legationsreisen, die Guido nach 
Böhmen und Mähren unternommen hat, um die dort eingerissenen 
kirchlichen Mißstände zu beseitigen. 












Adrian Bredero, Studien zu den Kreuzzugsbriefen Bernhards 
von Clairvaux und seiner Reise nach Deutschland im Jahre 1146 
(MIÖG 66, 1958, 331—343), vertritt, gestützt auf den bisher unbe- 
kannten Text der „Historia miraculorum in itinere Germaniae patra- 
torum‘ in der Bibliothek in Douai, die Meinung, das Bernhards Reise 
ursprünglich dem Zweck diente, die Fehde zwischen Graf Heinrich von 
Namur und Erzbischof Albero von Trier beizulegen und damit ein 
Hindernis für den Kreuzzug zu beseitigen. 


C. van de Kieft, Deux diplömes faux de Charlemagne pour 
Saint-Denis du XII® siecle (Moyen-äge 64, 1958, 401—436), analysiert 
die beiden auf den Namen Karls des Großen in St. Denis verfaßten 
Fälschungen D. Kar. 282 und 286. Durch den Vergleich mit anderen 
Quellen zur Geschichte des Klosters kann er zeigen, daß D. Kar. 282 
zusammen mit anderen Urkunden kurz vor 1156 auf Veranlassung des 
damaligen Abtes Odo hergestellt ist, um dem Kloster bestimmte Be- 
Sitzrechte zu sichern. Es hat seinerseits mit als Vorlage für die Fälschung 
D. Kar. 286 gedient, die die Rechtsstellung von St. Denis erhöhen 
sollte. Dieses Falsifikat ist in die Zeit von 1156—1248 anzusetzen, 



















Lynn Thorndike, The Horoscope of Barbarossa’s First Born 
(AHR 64, 1959, 319— 322), weist darauf hin, daß sich in einer Kopen- 
hagener Handschrift meist mathematischen und astronomischen In- 
halts aus dem 13. Jahrhundert ein Horoskop für Friedrich von Schwa- 
ben findet, das von dem in den Stader Annalen überlieferten Horoskop 


in Einzelheiten abweicht. K.J. 










SPÄTERES MITTELALTER (1250—1500) 









Hermann Kreisselmeier, Der Sturm der Minne auf die 
Burg. Beiträge zur Interpretation der mhd. Allegorie „Die Minne- 
burg‘. Meisenheim am Glan, Anton Hain KG 1957. 115 $. 9,50 DM. — 
Nur zögernd setzt sich in der nach wie vor stark von ihren romanti- 
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schen Gründungsprämissen bestimmten Germanistik die gewiß nicht 
erregend neue Erkenntnis durch, daß zwischen ästhetisch-moralischem 
Werten und historischem Erkennen zu scheiden sei. In dem Maße, als 
dieses Axiom sich innerhalb dieses Fachs wissenschaftlich umsetzt, 
wächst das Interesse an den außerklassischen Werken, an denen also 
z. B. des frühmittelhochdeutschen oder des spätmittelalterlichen Zeit- 
raums, und gerade der Dichtung im Gefolge der ‚Blütezeit‘ sind jüngst 
gewichtige Editionen und Publikationen gewidmet worden. Über ein 
halbes Jahrhundert haftete auf der wichtigsten deutschsprachigen 
Minneallegorie des Mittelalters, der um die Mitte des 14. Jahrhunderts 
in Ostfranken entstandenen ‚„Minneburg‘‘, der Makel des Vernich- 
tungsurteils Gustav Ehrismanns, dessen Wertungskanon sie in der 
„Geschmacklosigkeit‘‘ ihres geblümten Stils, dem ‚Gemisch‘ von 
minne und Scholastik einfach nicht als ‚‚normal‘‘ erscheinen konnte, 
Diese Zensur erbte sich um so widerstandsloser fort, als das Denkmal 
gar nicht gedruckt war. Erst die vorbildliche Edition durch den jüngst 
verstorbenen Hamburger Literarhistoriker Hans Pyritz (in den Deut- 
schen Texten des Mittelalters, Bd. XLIII, Berlin 1950) öffnet dem ver- 
stehenden Bemühen den Weg. Pyritzs Überzeugung, daß ‚‚dem Inhalt 
des Gedichts mit seinen spätgotisch verästelten Allegoremen und 
Theoremen, mit seinen scholastischen wie mystischen Beziehungen ... 
vom Blickpunkt moderner Mittelalterforschung her noch manche 
erheblich fördernde und geistesgeschichtlich wertvolle Einsicht abzu- 
gewinnen wäre‘ (LXX), findet eine erste und vorläufige Bestätigung 
in den ‚Beiträgen‘ Kreisselmeiers, die unser Wissen von Formen und 
Funktionen der Allegorie dankenswert vermehren, unser Verständnis 
der komplizierten Tektonik der ‚„Minneburg‘‘ vertiefen und überdies 
wertvolle Vorschläge zur Textgestalt und -interpretation machen. Eben 
die textnahen Partien der Studie sind auch ihre stärksten Partien, 
während die philosophische und gattungsästhetische Spekulation über 
das Wesen der Allegorie nicht immer den sichersten Gewährsleuten 
vertraut, oder lediglich referiert. Indessen gebührt dem Vf. Anerken- 
nung dafür, daß er sich dieser diffizilen Dichtung und Dichtungsgat- 
tung in Kenntnis, Bemühung und Liebe (die ihn freilich zuweilen zu 
weit trägt) angenommen und uns, allzuviel erstrebend, manches an 
förderlicher Erkenntnis geschenkt hat. Den Wert des hier gesichert 
Dargestellten werden wir gerade dann zu schätzen lernen, wenn wir 
konstatieren, wie viel für die inhaltlich-poetologische Erkenntnis noch 
zu tun bleibt — zu schweigen von dem nicht minder vertrackten Stil- 
phänomen, dessen Herr zu werden dieses Denkmal uns gleichfalls auf- 
fordert: dem der geblümten Rede. (Kreisselmeiers Arbeit hat abge- 
wogene und gründliche Beurteilungen gefunden durch Rainer Gruenter, 
Euphorion 51, 1957, S. 475—482; und durch Herbert Kolb, Beitr. zur 
Gesch. d. dt. Sprache u. Lit. 80, Tübingen 1958, S. 327—331.) 


Heidelberg Peter Wapnewski 


Karl Heinrich Höfele, Rienzi. Das abenteuerliche Vorspiel 
der Renaissance. (Janus-Bücher.) München, R. Oldenbourg 1958. 
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96 S. 3,20 DM. — Das Leben und Wirken Rienzis wird von Höfele 
inknapper und eindringlicher Weise geschildert. Hypothesen und Kom- 
binationen, zu denen dieses Thema in hinreichendem Ausmaße Anlaß 
gäbe, werden vermieden. Mit Rücksicht auf den Leserkreis, der nicht 
nur in der Fachwelt vermutet wird, beschreibt H. auch die Epoche des 
gesamten ausgehenden dreizehnten und des vierzehnten Jahrhunderts 
ausführlicher. Da sich das Werk weniger an den Fachgelehrten wendet, 
sondern offensichtlich das Interesse weiterer Kreise zu erwecken sucht, 
verzichtet man auch auf den wissenschaftlichen Anmerkunsgapparat 
und bringt nur eine etwas lückenhafte Zusammenstellung der wichtig- 
sten Literatur. Diese Einsparungsmaßnahme wird bisweilen unange- 
nehm empfunden werden. Die Lebensbeschreibung ist nämlich gut ge- 
lungen und wäre, wenn man alle Quellenstellen zitiert hätte, für die 
Forschung eine wesentliche Bereicherung, die um so wünschenswerter 
wäre, da eine jüngere Bearbeitung dieses Themas nicht zur Verfügung 
steht. Es wäre erfreulich, wenn das Werk, falls es eine zweite Auflage 
erlebt, in diesem Falle auch alle Wünsche der Geschichtswissenschaft 
berücksichtigen könnte. 


Wien Heinrich Koller 


Hermann Wiesflecker ist um eine neue Würdigung Maximi- 
lians I. bemüht. Sein großer Aufsatz ‚Maximilian I. und die Wormser 
Reichsreform von 1495‘ (Zs. Hist. Ver. Steiermark 49, 1958, I—66) 
schildert die Verhandlungen und diskutiert ausführlich die Ergebnisse 
des Reichstags. Berthold v. Henneberg wird stärker als bisher als 
Ausgleicher ständischer und monarchischer Interessen gesehen, da an 
dem Reformwillen des Kaisers nicht zu zweifeln ist. Die monarchische 
Reichsreform wäre imstande gewesen, durch die verstärkte Einheit des 
Gesamtreiches auch die Selbständigkeit und Freiheit seiner Teile zu 
sichern, während die nach dem Vorbild landständischer Regimenter 
gebildete Reform scheitern mußte, weil die großen Reichsstände weder 
für die gemeinsamen Aufgaben des Reichs noch für die Bildung einer 
Zentralgewalt Verständnis besaßen. Es geht auf Hippolitus a Lapide 
zurück, wenn Maximilian nachgesagt wird, er habe sich nur durch die 
Geldnot gegenüber Franzosen und Türken Zugeständnisse abpressen 
lassen. 


J. H. P. Kemperink steuert aus der von ihm herausgegebenen 
Amersfoorter Klosterchronik und anderen, hier ausführlich mitge- 
teilten Quellen neue Nachrichten ‚aus der Geschichte der ‚Großen 
Garde‘“ bei (Zs. Ges. Schlesw.-Holst. Gesch. 82, 1958, 253—264). 
Danach ist der gefürchtete, 1500 in der Schlacht von Hemmingstedt 
vernichtete Haufe 1493 in Geldern entstanden. 1499 ist sein Erschei- 
nen im Utrechter Niederstift wie durch die Einnahme der Stadt Rhenen 
in Oberijsel bezeugt. Fs. 


Kaiser Maximilians I. Weißkunig. In Lichtdruckfaksimiles 
nach Frühdrucken mit Hilfe der Max Kade Foundation in New York 
hrsg. von H. Th. Musper in Verbindung mit Rudolf Buchner, 
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Heinz-Otto Burger und Erwin Petermann. Stuttgart, W, Kohl- 
hammer 1956. 2 Bde. 4°, 481 u. ca. 251 S. — Die Geschichte Maximi- 
lians ist vielseitig und spannend. Sie spielt in Deutschland, Frankreich, 
Italien, Burgund einschließlich Flandern, Ungarn. Eine große Zahl von 
Quellenbänden und viele gewichtige Darstellungen hat der Historiker 
Maximilians durchzulesen. Man kann dabei nicht vorübergehen an dem 
Ritterroman, in dem der Kaiser seine geschichtlichen Taten selbst 
schildert: dem Weißkunig. Aber wer einmal in diesen einzudringen 
suchte, stieß auf große Schwierigkeiten. Man besaß bisher nur die 
beachtliche Ausgabe von Alwin Schultz vom Jahre 1888, die aber doch 
manche Wünsche offenließ. Seit kurzem ist sie übertroffen durch die 
hier anzuzeigende. Wohl hat Max gelegentlich einzelne Stücke des W, 
diktiert. Aber die Aufgabe, einen zusammenhängenden Text zu liefern, 
übertrug er dem Marx Treitzsaurwein. Wenn dieser kein klares, über- 
zeugendes Werk zusammenbrachte, entlasten ihn folgende Tatsachen: 
Er wußte von den Ereignissen nicht allzuviel; ja man kann nachwei- 
sen, daß er nicht einmal sämtliche Decknamen kannte, unter denen die 
handelnden Personen erscheinen, daß er zudem des öfteren aus den 
schon fertigen Bildern das Dargestellte zu erraten gezwungen war, 
Diese Bilder sind fesselnder als das begleitende Wort. In der neuen 
Ausgabe hat man sie in der besten Wiedergabe beisammen, nicht mehr 
von den hölzernen Originalplatten gedruckt, sondern als Faksimiles 
von den besten Drucken. Aber man hat hier noch mehr. Zum ersten 
Mal wird der endgültig von Maximilian selbst redigierte Text, soweit er 
erhalten ist, d.h. vom 53. bis zum 221. Kapitel, hier im Druck vorge- 
legt. Mit Recht macht R. Buchner darauf aufmerksam, wie in dieser 
letzten Fassung die abenteuerlichen Decknamen verschwunden und 
die allzu ruhmredigen Wendungen des früheren Textes gemildert sind. 
Davon kann man sich nun durch Vergleich überzeugen. Die neue Aus- 
gabe bietet damit dem Fachhistoriker wichtiges Neues. (In einigen 
Punkten bleibt sie hinter einer endgültigen wissenschaftlichen Ausgabe 
zurück. R. Buchner gibt offen zu, worin. Textband 386f.) Ihm, aber 
gleichzeitig auch dem interessierten Laien dienen Abhandlungen über 
den W. als Literaturdenkmal von Burger, über die Formschnitte zum 
W. von Petermann, schließlich ein Überblick M. als geschichtliche 
Erscheinung von R. Buchner. Damit beweist dieser, daß er auch mit 
Teilen der mittelalterlichen Geschichte, die weit abliegen von der vor- 
wiegend von ihm bearbeiteten fränkischen Zeit, wohl vertraut ist. 


Frankfurt P. Kirn 


REFORMATION UND GEGENREFORMATION (1500—1648) 


Zeitschriftenbericht von B. Moeller-Heidelberg, und W.P. Fuchs- Karlsruhe 


Der Verlag G. C. Sansoni in Florenz beabsichtigt, ein ‚Corpus 
Reformatorum Italicorum‘‘ herauszugeben, und fordert zur Subskrip- 
tion auf. Geplant ist eine „systematische Sammlung von Texten und 
Dokumenten italienischer Reformatoren und Anhänger der Reforma- 
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tion“, Das Unternehmen, von Herausgebern wie D. Cantimori, E. 
Garin, G. Spini u. a. geführt, erscheint vielversprechend. Moe. 


Alle sekundäre Literatur souverän beiseite lassend, allein dem Text 
folgend unter gelegentlicher Heranziehung der ‚Discorsi‘, gibt Leo 
Strauss, Machiavelli’s intention: ‚The Prince‘ (Amer. Polit. Sc. 
Rev. 51, 1957, 13—40) eine eindringliche Analyse und Interpretation 
des Werkes, ein Kapitel eines im Entstehen begriffenen Machiavelli- 
Buches. Fs. 


Im Arch. f. Kultg. XI, 1958, 315—345, trägt Judith Janoska- 
Bendl (Graz), ausgehend von der berechtigten Kritik an Rene Königs 
ästhetisierender und romantisierender Beurteilung Machiavellis, an- 
regende Fragen von ausgesprochen soziologischem Charakter an das 
vielerörterte Thema heran. Der dabei geübte kontrastierende Vergleich 
mit der politischen Zielgebung des Systems.von Karl Marx erscheint 
nicht ganz glücklich, birgt er doch allein schon wegen des Unterschieds 
der weit auseinanderliegenden Zeitalter und der so verschieden gelager- 
ten allgemeinen wie persönlichen Voraussetzungen der zwei Männer 
die Gefahr der Vereinfachung des Bildes einer so komplizierten und viel- 
deutigen Persönlichkeit, wie Machiavelli es war. — Das Ergebnis der 
energisch geführten Untersuchungen der Vf.in ist im Titel und im 
Schlußabschnitt ihres Aufsatzes formuliert: ‚‚Niccolö Machiavelli: 
Politik ohne Ideologie.‘‘ — Wie immer man zu dieser These stehe, die 
m. E. der Vielgestaltigkeit des C(Euvre von Machiavelli und der Proble- 
matik seines „Principe‘‘-Buches schwerlich ganz gerecht werden 
dürfte, werden sich die Vertreter der Geschichts- und der Staatswissen- 
schaft künftig ernstlich mit ihr auseinandersetzen müssen. 

W. Andreas 

Gegenüber der These W. Maurers (vgl. HZ 171, 643), Luthers 
Theologia crucis sei eine „Frucht“ der altchristlich-athanasianischen 
„Mysterientheologie‘‘, findet E. Wolf, Asterisci und Obelisci zum 
Thema: Athanasius und Luther. Ev. Theol. 18, 1958, 481—490, die an- 
geblich erst von Luther eingeführte ‚Dynamisierung“, die „Einbezie- 
hung der Sünde‘ in das Schema der Mysterientheologie, schon bei 
Athanasius selbst, sieht aber andererseits Luthers Theologie des Wor- 
tes, sein Verständnis des Kreuzes als des eigentlichen Inhalts der Inkar- 
nation, als das Neue, das ihn von Athanasius unterscheidet. 


A. Hirsch, Luther et le corpus christianum. Rev. hist. mod. 4, 
1957, 8ı—ı1ı: „Luther n’est pas le theoricien de l’Etat moderne.“ 
Kirche und Staat sind für Luther kaum vergleichbare Größen, in einem 
komplexen Verhältnis gegenseitiger Zuordnung, durchaus nicht, wie 
Holl u. a. meinten, getrennt nebeneinanderstehend. 


D. Grätz, Bernese Anabaptist Beginnings (Theol. Zs. 14, 1958, 
136f.), besteht gegen Staedtke (HZ 180, 190) auf seiner Datierung. 
Moe. 

Des von Luther und Melanchthon hochgeschätzten, von 1521 bis 

1543 als Professor an der Universität Wittenberg wirkenden „Matthäus 
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Aurigallus Hebräische Grammatik von 1523‘ beschreibt und würdigt 
Otto Eisfeldt in Wissl. Zs. Univ. Halle-Wittenberg, ges.- u. sprach- 
wissl. R. 7, 1957/58, 885—889. Fs. 


Leon-E. Halkin, La Reforme en Belgique sous Charles- 
Quint. Brüssel, La Renaissance du Livre 1957. 131 S. — Den Glaubens- 
bewegungen in Belgien zur Zeit Karls V. widmet L&on-E. Halkin eine 
vorzüglich abgewogene Spezialdarstellung, wie sie bisher der Wissen- 
schaft fehlte. Der Autor, der auch in Deutschland durch seine Biogra- 
phie Karls v. Lannoy, durch sein Buch über den Kardinal von der 
Marck, Bischof von Lüttich, und seine anderen Arbeiten über die Ge- 
schichte dieses Bistums schon seit langem wohlbekannt ist, stützt sich 
in dem hier anzuzeigenden Buch ebensosehr auf eigene Archivstudien 
wie auf die ausgedehnte Literatur über die belgische Geschichte des 
16. Jahrhunderts, die er, soweit sie für das Thema wichtig ist, im An- 
hang knapp charakterisiert. Einem Abriß der religiösen Verhältnisse 
in Belgien vor der Reformation läßt Halkin drei Kapitel folgen, in 
denen er nacheinander das Luthertum, die Bewegung der Wiedertäufer 
und den Calvinismus behandelt sowie die Kräfte, die ihnen entgegen- 
wirkten. Im Endkapitel zieht der Vf. die Bilanz der Regierung Karls V, 
und kommt dabei zu einer sehr kritischen Stellungnahme gegenüber 
vielen Maßnahmen Karls. 

München Friedrich Hermann Schubert 


Opusepistolarum Des. Erasmi Roterodami denuo recogni- 
tum et auctum per P. S. Allen. Tom. XII Indices, compilavit Barbara 
Flower, perfecit et edidit Elisabeth Rosenbaum. Oxford, Oxford 
University Press 1958. IV, 189 S. 42 s. net. — Elf Jahre nach Erschei- 
nen des letzten Bandes der großen Briefausgabe des Erasmus (1947) 
liegt nunmehr der unentbehrliche Index vor. Zwei Bearbeiterinnen sind 
nacheinander darüber gestorben — daher die Verzögerung, daher auch 
die Beschränkung auf das unbedingt Notwendige. Index I zählt ohne 
Kommentierung die Korrespondenten des Erasmus auf, die bisher nur 
am Ende jedes einzelnen Briefbandes zusammengestellt waren, ge- 
stattet also die schnelle Orientierung, ob eine gegebene Persönlichkeit 
mit Erasmus in Briefwechsel stand. Index II verzeichnet die in den 
Briefen erwähnten Schriften des Erasmus, unterteilt A in seine origina- 
len Werke, Bin Ausgaben, Übersetzungen und Vorworte. Den meisten 
Raum nimmt Index III mit Namen und Sachen in einem Alphabet in 
Anspruch. Sofern es sich bei den Namen um Briefkorrespondenten 
handelt, haben sie ergänzende Verweise auf Index I. Erschöpfend auf- 
genommen wurden die Namen aller erwähnten mittelalterlichen Per- 
sonen, Humanisten, Zeitgenossen des Erasmus und Heiligen, dagegen 
Namen aus der klassischen Antike, erdichtete und mythologische Be- 
zeichnungen nur dann, wenn sie in den Briefen ausführlich behandelt 
werden. Die Namen von Colleges, Universitäten, Abteien usw. sind lei- 
der ohne Verweise bei den Orten eingereiht, zu denen sie gehören. Die 
Orte, an denen Erasmus sich aufgehalten hat, muß man aus den Listen 
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der Briefe entnehmen, die, beginnend mit Bd. II, jedem Bande voran- 
gestellt sind. Bei den Sachen ist erschwerend, daß nur in besonderen 
Fällen der Sprachgebrauch des Erasmus das Stichwort abgegeben hat 
und das meiste unter dem entsprechenden englischen Terminus aufge- 
sucht werden muß (z.B. christendom, christianity, christian life, 
christian priest, christian prince, wobei bei priests und princes keine Ver- 
weise gegeben sind). Auch die biographischen Daten über Erasmus 
selbst müssen unter den entsprechenden englischen Stichworten ge- 
sucht werden (death, illegitimacy, journeys, names etc.). Es wurde von 
vornherein darauf verzichtet, Sprachgebrauch, Latinität, Stil usw. zu 
verzeichnen. Man sieht: es handelt sich bei diesem Index nur um ein 
erstes Hilfsmittel für die Orientierung. Der Monumentalität der Aus- 
gabe wird der Index leider nicht gerecht. Da aber bisher selbst das 
Notwendigste an Orientierung fehlte, wird man auch für das Gebotene 


dankbar sein. 
Karlsruhe W. P. Fuchs 





Alfred Hartmann, Bonifacius Amerbach als Verwalter der 
Erasmusstiftung (Basler Jb., 1957, 7—28), ist ein Kabinettstück an 
Genreschilderung, das neben mancherlei Einblicken in das städtische 
Armenwesen den Basler Gelehrten und Rechtskonsulenten, den Eras- 
mus in seinem letzten Testament als seinen Erben und Verwalter der 
von ihm ausgesetzten Legate einsetzte, als gewissenhaften, überaus 
sympathischen Haushalter zeigt, der doch niemandem Rechenschaft 


schuldig war. 


Für einen erst jüngst erschlossenen Zweig der Wirtschaftsge- 
schichte ist sehr nützlich die an de Roover sich anschließende Über- 
sicht von H. Lapeyre, La banque, les changes et le credit au XVI® 
siecle (Rev. d’hist. mod. et contemp. 3, 1956, 284—297), die Quellen- 
lage, Begriffe, Techniken, die verschiedenen Formen der Banken und 


Kredite und einige noch ungeklärte Probleme darstellt. 


Emile Coornaert verfolgt auf Grund der Literatur und Archiv- 
studien in Antwerpen, ohne allerdings erschöpfend zu sein, „les 
changes de la France avec l’Allemagne et les pays du Nord au XVIe 
siecle‘ (Rev. d’hist. &con. et soc. 35, 1957, 241—254). Es zeigt sich, daß 
die schon seit dem ausgehenden Mittelalter bestehenden großen Aus- 
tauschgebiete namentlich in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts sich 
nach beiden Seiten beträchtlich ausweiten, offenbar in der West-Ost- 
Richtung stärker als umgekehrt, und die zunächst in den alten Han- 
delszentren ausgebildeten Geschäftsformen auch in entlegeneren Ge- 
bieten Eingang finden. 


Auf Grund von Lesefrüchten beobachtet Gaston Zeller an kon- 
kreten Fällen besonders der französischen Geschichte bis zu Richelieu 
„le commerce international en temps de guerre sous l’ancien regime‘“ 
(Rev. d’hist. mod. et contemp. 4, 1957, 1T2— 120), ohne der juristischen 
Begründung weitere Beachtung zu schenken. Danach wird im Kriegs- 
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falle der Handel zwischen benachbarten Kriegführenden in der Regel 
durch königlichen Befehl unterbunden, während der Transithandel 
außer im Falle der Besetzung weitergeht. Fs. 


E. Staehelin, Ein Wandgemälde des Rathauses zu Basel im 
politischen Geschehen des 16. Jahrhunderts (Arch. f. Refg. 49, 1958, 
169—176), schildert eine Episode aus der für Basel gefährlichen Zeit 
nach dem Schmalkaldischen Krieg (1547/48). 


J. Heubach, Die Aufgabe der christlichen Unterweisung bei den 
böhmischen Brüdern. Theol. Zs. 14, 1958, 327—349: Die Brüder ver- 
stehen die Taufe als nur vorläufige Aufnahme in die christliche Ge- 
meinde. Damit erhält der Katechumenat, die Hinführung zur vollen 
Gliedschaft, entscheidende Bedeutung. Die Unterweisung ist stark auf 
das Sittliche bedacht, ihr Ziel ist — bis hin zu Comenius — die Beför- 
derung der Heiligung und damit die Führung zum ewigen Leben. — 


Schon in einem früheren Aufsatz: Die Bedeutung des geistlichen Liedes 


für die christliche Jugendunterweisung nach Joh. Amos Comenius. 
Theol. Zs. 13, 1957, 285—297, weist H. die große Bedeutung der 


Katechumenatspraxis der Brüderunität fürdie Pädagogik des Comenius 
nach. Vom dritten Lebensjahr an bis zum Ende der Schulzeit begleitet 


das Liedgut der Kirche die Erziehung der Kinder. — A. Molnär, Die 


böhmische Brüderunität und die tschechische Sprache, Theol, Zs. 14, 


1958, 135f., korrigiert den an zweiter Stelle genannten Aufsatz, indem 
er auf den überwiegenden Gebrauch des Tschechischen bei den Brü- 
dern, auch in ihrer Kirchenlieddichtung, hinweist. 


R. Nürnberger, Calvin und Servet (Arch. f. Refg. 49, 1958, 
196—204), sieht den Streit zwischen Calvin und Servet als ‚exempla- 


rische Begegnung von reformatorischem Glauben und modernem Un- 


glauben im 16. Jahrhundert‘. Indem Servet mit seiner Kritik beim 
Trinitätsdogma einsetzt und die Wahrheit des Christentums auf seine 
Morallehren reduziert, nimmt er die Aufklärung vorweg. Calvin aber, 
im vollen Bewußtsein der grundlegenden Bedeutung der Auseinander- 
setzung, läßt sich durch den Streit zu orthodoxer Verhärtung veranlas- 


sen und zur Intensivierung seines Versuchs einer Verchristlichung der 


Welt, und er gleitet damit an seinem Teil ab von der Möglichkeit einer 
legitimen Säkularisierung des Christentums (im Sinn Gogartens), die 
in der Reformation angelegt war. 


E. W. Zeeden, Das Bild Martin Luthers in den Briefen Calvins 
(Arch. f. Refg. 49, 1958, 177—-195), zeigt in einer ‚losen Anreihung 
von Beobachtungen“, daß Calvins Urteil über Luther von Anfang an 
durch tiefe Verehrung, aber auch durch selbständiges Bewußtsein der 


Geschichtlichkeit des Wittenbergers gekennzeichnet ist; bei dogmatt 


schen Streitpunkten kann er sich sogar hart äußern. 


E. G. Leonard, La Confession de foi Br&silienne de 1557 (Arch. 
f. Refg. 49, 1958, 204—2ı2), untersucht das Märtyrerbekenntnis 
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von vier 1557 nach Brasilien entsandten Hugenotten, verfaßt von dem 
Laien Jean du Bordel. Es enthält bemerkenswerte Abweichungen vom 
orthodoxen Calvinismus. 


St. Kot, Ausbruch und Niedergang des Täufertums in Wilna 
(1563—1566) (Arch. f. Refg. 49, 1958, 212—226), zeigt, auf Grund 
neuen Quellenmaterials, daß das Ende der Herrschaft der Täufer und 
Antitrinitarier in Wilna 1565/66, nach dem Tod des mit den Extremi- 
sten sympathisierenden Woiwoden Nikolaus Radziwill des Schwarzen, 
hauptsächlich der Agitation des Philippisten Georg Weigel zuzuschrei- 


ben ist. 


L. Hofmann, Die Zugehörigkeit zur Kirche nach der Lehre des 
Franz Suarez. Trierer Theol. Zs. 67, 1958, 146— 161: Die Zugehörigkeit 
zur Kirche bestimmt sich nach Suarez primär nicht von der Taufe, son- 
dern vom Glauben her. Damit gewinnt er die Möglichkeit, den Haereti- 
kern die Gliedschaft abzusprechen; doch erscheint, vor allem andern, 


die sich aus seiner Lehre ergebende ‚„Verselbständigung des Gliedbe- 
griffs‘‘ gegenüber der sakramentalen und rechtlichen Ordnung als mit 
der katholischen Tradition nicht gut vereinbar. Moe. 


B. A. Vermaseren handelt über den ‚‚Basler Geschichtsschreiber 


Dr, Adam Henricpetri (1543—86) und sein Buch über den niederländi- 
schen Aufstand gegen Spanien‘ (Basler Zs. Gesch. u. Altertumskde. 56, 


1957, 35—65). 1575 erschienen und weitgehend aus anderen, im einzel- 
nen nachgewiesenen Werken kompiliert, kann es ebensowenig wie die 
1577 erschienene Fortsetzung des Sleidan heute noch Quellenwert be- 
anspruchen, hat aber in seinen die Spanien feindliche Tendenz noch 
verschärfenden niederländischen, französischen und englischen Über- 


setzungen bis zum Ende des Jahrhunderts weitgehend die Weltmei- 
nung über den Kampf der Niederlande bestimmt. 


Heinrich Kunstmann, Slavisches um die Nürnberger Bibel- 
drucke Elias Hutters (Weltd. Slaven 3, 1958, 166— 179), macht nähere 
Angaben über dessen 1599 entstandene Polyglottenbibeln: den in 
einigen Exemplaren erhaltenen ızsprachigen Druck des Neuen und 


den 6sprachigen Druck von Teilen des Alten Testaments, von dem sich 


indeutschen Bibliotheken keine Spur findet. Das letztere Unternehmen 


führte zum Ruin des Druckers, eines gelehrten Phantasten, und seines 
Finanziers, des Nürnberger Losungsschreibers Hieronymus Koler. 
Hutters durch den Briefwechsel mit Adam Bohoric bezeugte Mitwir- 
kung an dem 1583 in Wittenberg durchgeführten slovenischen Bibel- 
druck ist im einzelnen nicht mehr festzustellen. 


Die unter methodischen Gesichtspunkten wertvolle Arbeit von 
Christl Krämer „Der Osten als Herkunftsbereich der Rektoren und 


Studenten der Universität Jena (im ersten Jahrhundert ihres Beste- 
hens)‘“ (Zs. f. Ostforschung 7, 1958, 402—419) errechnet gegenüber 
früheren statischen Untersuchungen genauere summarische Zahlen. 


15* 
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In einer gedankenreichen Abhandlung würdigt Gerhard Oest- 
reich „Graf Johann VII. Verteidigungsbuch für Nassau-Dillenburg 


1595‘ (Nass. Ann. 69, 1958, 135—ı165), von dem bisher nur ein Teil 
bekannt war, das aber als Ganzes streng systematisch vom Nächsten 
zum Entfernteren fortschreitet und in seiner Geschlossenheit und Aus- 
führlichkeit in keinem deutschen Territorium der Zeit eine Entspre- 
chung besitzt. Die hier in praktischen Anforderungen vorgetragene 
Idee eines aus ausgewählten, militärisch organisierten und ausgebilde- 
ten Untertanen bestehenden Landesschutzes auf der Grundlage monar- 
chomachischer Staatsauffassung und reformierter Religion tritt an die 
Stelle des überholten, plötzlich einberufenen, unvorbereiteten und 
unausgebildeten Aufgebots und weist auf die Tradition der Hugenotten 
mit der notwendigen militärischen Ausbildung ihrer Regionalverbände 
aus Gemeindegliedern hin. Davon ist zu unterscheiden die niederlän- 
dische Heerespraxis, die von der römisch-stoischen Ethik, nicht von 
der christlichen Lehre ausgeht und die Bildung eines aus Berufssoldaten 
bestehenden Heeres in einem antiständischen Staat zum Ziel hat. 


Peter Stadler geht in seiner Züricher Antrittsvorlesung ‚vom 
eidgenössischen Staatsbewußtsein und Staatensystem um 1600“ 
(Schweiz. Zs. f. Gesch. 8, 1958, I—20) von den im Zeichen des beginnen- 
den Absolutismus eines Bodin erfolgenden Angriffen gegen die Schwei- 
zer Demokratie und den Verteidigungen eines Josias Simler aus. Die in 
der zeitgenössischen Publizistik zum Ausdruck kommende Kfrisen- 
haftigkeit des Staatsbewußtseins wird mit der faktischen Entwicklung 
konfrontiert und gezeigt, wie trotz der unterschiedlichen Struktur der 
Orte, konfessioneller Spaltung und verschiedenartiger außenpolitischer 
Orientierung nach Frankreich, Venedig und Mailand neben dem quieti- 
stischen Vertrauen in das Gewordene der lebendige Sinn für die Not- 
wendigkeit des Ausgleichs zwischen weit auseinander strebenden Be- 
rechtigungen, Interessen und Egoismen das Staatsbewußtsein von der 
Staatswirklichkeit her immer wieder heilsam erneuerte. 


Die bisher immer für 1606 angenommene und auf Herzog Johann 
Adolf zurückgeführte Gründung der Gottorfer Bibliothek muß nach 
dem von Harry Schmidt aufgefundenen ‚ältesten Verzeichnis‘ der 
Bücher aus dem Jahre 1590 (Nordelbingen 26, 1957, 19—54) und nach 
den Rechnungsbüchern bereits viel früher, wahrscheinlich bei Herzog 
Adolf (1544—86) oder dessen Vater Friedrich I. (gest. 1533) angesetzt 
werden. Die Liste von 670 Büchern im einzelnen zu identifizieren oder 
ihren Verbleib festzustellen, ist bisher nicht gelungen. Fs. 


tRudolf Schreiber, Das Spendenbuch für den Bau der 
protestantischen Salvatorkirche in Prag (1610—1615). Mit Beiträgen 
von Anton Ernstberger, Horst Preiss, Heribert Sturm 
(= Forschungen zur Geschichte und Landeskunde der Sudetenländer, 
Band III). Salzburg, Otto Müller 1956. 155 S. 15,— DM. — Die von 
Rudolf Schreiber edierte und mit genauen Registern versehene Quelle 
gibt interessanten Aufschluß darüber, von woher alles und in welcher 
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Höhe der evangelisch-lutherischen Gemeinde in der Prager Altstadt 
beim Bau ihrer Kirche Spenden zuflossen, Der Kreis der Geber reicht 


bemerkenswert weit. Wir erhalten damit einen neuen Beleg dafür, wie 
eng das Verbundenheitsgefühl der einzelnen Konfessionen in ganz 
Europa war. Auch auf das Verhältnis von Calvinisten und Lutheranern 
fällt manches Licht. Nicht weniger interessant sind die anschließenden 
Akten aus dem Amberger Archiv, die Heribert Sturm ediert und kom- 
mentiert hat. Sie geben die Verhandlungen wieder, die Johann Schach- 
mann, der Abgesandte der Prager Gemeinde, mit Fürst Christian I. von 
Anhalt-Bernburg, dem kurpfälzischen Statthalter in der Oberpfalz, 
und dessen Regierung führte. Am Schluß des Buches schildert Horst 
Preiss kurz die Geschichte der evangelisch-lutherischen Gemeinde der 
Altstadt Prags, während am Beginn des Ganzen ein Essay von Anton 
Ernstberger, ‚Der Zeitrahmen‘‘, steht. 
München Friedrich Hermann Schubert 


Josef PoliSensky (Prag), Die Universität Jena und der Auf- 
stand der böhmischen Stände in den Jahren 1618—2o (Wissl. Zs. Univ. 
Jena, ges.- u. sprachwissl. R. 7, 1957/58, 441—447), ermittelt auf 
Grund von Weimarer Archivalien, daß nach der vergeblichen Hoffnung 
der Aufständischen auf den Beistand des Kurfürsten Johann Georg 
von Sachsen Christian von Anhalt die Waffenhilfe des Herzogs Johann 
Ernst von Sachsen-Weimar vermittelte. Das erhaltene Küchenregister 
des Herzogs vom Sommer 1620 ergibt ein genaues Itinerar seiner 


Kriegstaten in Böhmen. Seine in den Niederlanden angeworbenen 
60o wallonischen Söldner kapitulierten in der Schlacht am Weißen 
Berge, ohne in das Geschehen eingegriffen zu haben. Im Unterschied 
zu Wittenberg setzte sich die theologische Fakultät Jena in einem ge- 
druckten Consilium für die Hilfe der deutschen Evangelischen gegen- 
über den Böhmen ein. 


G. H. Bolsover, Ivan the Terrible in Russian historiography 
(Transact. Royal Hist. Soc. V. ser. 7, 1957, 71—89), verfolgt die Dar- 
stellung des Zaren von der aufgeklärten russischen Geschichtsschrei- 
bung im Gefolge Voltaires bis zu den neuesten parteiamtlichen Revi- 
sionen. Abgesehen von zeitbedingten wechselnden Gesichtspunkten 
und ideologischen Voreingenommenheiten liegen die Gründe für die 
widerspruchsvolle Interpretation auch in der Tatsache, daß das doku- 
mentarische Material über Ivan in der ‚Zeit der Wirren‘‘ und beim 
großen Brande Moskaus 1626 zerstört wurde und die überkommenen 
Korrespondenzen und Chroniken sehr parteiisch ausgerichtet sind. 


M. Roberts wendet sich in vorsichtiger Interpretation der einzel- 
nen diplomatischen Stationen erneut den oft behandelten „political 
objectives of Gustavus Adolphus in Germany 1630— 1632‘ zu (Trans- 
act. Royal Hist. Soc., ser. V. 7, 1957, 19—46). Danach dachte der 
König vor dem Einfall in Deutschland nur in strategischen Kategorien 
an die Sicherheit seines Landes, um zu verhindern, daß kaiserliche und 
damit katholische Kräfte sich an der Ostsee festsetzten. Die schwedi- 
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sche Sicherheit forderte daher zunächst Allianzen bis zum Ende des 
Krieges mit Pommern und vor allem mit Brandenburg, nach der 
Schlacht bei Breitenfeld aber auch für die Zeit nach dem Kriege als 
assecuratio stufenweise die Bildung eines corpus bellicum et politicum 
mit den Verbündeten in der Form der Union oder Liga, ohne daß da- 
durch die Organisation des Reiches grundsätzlich gestört werden 
sollte. 


Unter dem Titel „Lothar Dietrich Freiherr von Bönninghausen 
(1598— 1657), ein westfälischer Söldnerführer des dreißigjährigen Krie- 
ges‘ (Westf. Zs. 108, 1958, 239—366) schreibt Helmut Lahrkamp 
ein tüchtiges Stück Kriegsgeschichte, in dem, da die Nachrichten 
aus den Archiven des sauerländischen Geschlechtes, aus Brüssel, 
Düsseldorf, Marburg, München und Wien nur spärlich fließen, die 
individuelle Gestalt des unter Wallenstein und Tilly, in kaiserlichen, 
spanischen und wieder in kaiserlichen Diensten stehenden Offiziers 
fast ganz im allgemeinen Geschehen aufgeht. 


In Ergänzung seiner bereits 1955 erschienenen Korrespondenz 
des Richard Pauli-Stravius veröffentlicht Wilfrid Brulez aus dem 
erst kürzlich dem Vatikanischen Archiv einverleibten Archivio della 
Nunziatura di Colonia die Regesten von 32 neu aufgefundenen Briefen 
des Stravius an den Kölner Nuntius Fabio Chigi aus den Jahren 1640 
bis 1642 (Bull. de l’Inst. hist. belge de Rome 30, 1957, 123—137). 

Fs. 

Lucien Ceyssens, O. F. M. (ed.), Sources relatives aux 
Debuts du Jansenisme et de l’Antijansenisme 1640 — 1643. 
Louvain, Publicat.universit. deLouvain 1957. LXIV und 693 S. 620bFr. 
— Ohne es im Titel anzumerken, beschränkt sich der Herausgeber die- 
ses umfangreichen Quellenwerks auf Dokumente, die auf die kirch- 
lichen Verhältnisse in den katholischen Niederlanden Bezug nehmen. 
Belgien ist in der Tat — dies geht sowohl aus den hier veröffentlichten 
Briefen und Akten als auch aus der sehr übersichtlichen Einleitung 
hervor — in den Jahren 1640—1643 der Schauplatz der Vor- und Früh- 
geschichte des Jansenismus gewesen. Das vorliegende Werk bietet eine 
wertvolle Ergänzung zu dem großen, durch Jean Orcibal begründeten 
Editionsunternehmen ‚‚Les origines du jansenisme‘‘, von dem bis heute 
drei Bände erschienen sind (I: Correspondance de Jansenius, Louvain- 
Paris 1947; II/III: Saint-Cyran et son temps, Louvain-Paris 1947/#). 
Es muß L. Ceyssens als bedeutendes Verdienst angerechnet werden, 
daß er seiner Quellensammlung auch die bisher oft zu wenig berück- 
sichtigten antijansenistischen Zeugnisse eingefügt hat. Auf diese Weise 
läßt sich die Auseinandersetzung fast lückenlos verfolgen. In ihrem 
Mittelpunkt steht zunächst die Publikation des ‚Augustinus‘, die 
nach dem Tode des Jansenius (1638) von dessen Freunden Calenus 
und Froidmont vorbereitet und im Jahre 1640 verwirklicht wurde. 
Aus einer Reihe aufschlußreicher Dokumente wird deutlich, wie die 
Antijansenisten dies schon von vornherein zu verhindern trachteten, 
indem sie sich auf die kurialen Dekrete über die ‚auxilia‘‘ beriefen. 
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Die erste Reaktion auf das Erscheinen des ‚Augustinus‘ in Belgien 
waren die „Theses theologicae de gratia, libero arbitrio, praedestina- 
tione etc. ... contra C. Jansenii Augustinum‘‘, die im Jahre 1641 von 
den drei führenden Theologen des Jesuitenkollegiums in Löwen, 
Adrien Crom, Jean de Jonghe und Ignatius Derkennis herausgegeben 
wurden. Nachdem ein erster Versuch der Kurie, den ausgebrochenen 
Konflikt durch das Verbot beider Schriften gewaltsam zu beendigen, 
mißglückt war, gelang es den Jesuiten schließlich, durch Veranlassung 
der päpstlichen Bulle ‚In eminenti‘‘ den Gegner vorläufig aus dem 
Felde zu schlagen. Diese Ereignisse spiegeln sich hier in über 600 offi- 
ziellen und privaten Briefen, Dekreten, Deklarationen und anderen 
Akten, die alle in vorbildlicher Weise erläutert und meist mit kurzen 
Regesten versehen sind. Immer wieder hat die allgemeine Geschichts- 
schreibung die Entstehung des Jansenismus in Frankreich, in der 
Freundschaft zwischen Jansenius und Duvergier de Hauranne, gesucht 
(s. Einleitung, p. X). Belgische Forscher (Callewaert, Nols, in neuester 
Zeit L. Willaert) haben demgegenüber wiederholt auf die Auseinander- 
setzung zwischen den Schülern des Bischofs von Ypern und den 
Jesuiten der beiden belgischen Ordensprovinzen hingewiesen, die 
durch das Erscheinen des ‚Augustinus‘ und der ‚Theses‘‘ ausgelöst 
wurde. Zur Erweiterung dieser Forschungsergebnisse wird die Quellen- 
sammlung von L. Ceyssens gewiß einen erheblichen Teil beitragen. 


Biel (Schweiz) Hans Rudolf Guggisberg 


Auf Grund umfangreicher archivalischer Erhebungen erzählt 
L.Ceyssens ‚l’avenement de Frangois Vilain de Gand, baron de 
Rassenghien, ä l’eveche de Tournai (1645—1647)‘‘ (Bull. de l’Inst. 
hist. belge de Rome 30, 1957, 139—186). R. wurde beschuldigt, seit 
18 Jahren im Konkubinat zu leben und Vater von wenigstens sieben 
Kindern zu sein. Alle Anschuldigungen, deren Richtigkeit nicht zu be- 
zweifeln ist und in die die Intrigen zwischen Jansenisten, Antijanse- 
nisten und Jesuiten hineinspielen, konnten weder in Rom noch in 
Madrid die Ernennung aufhalten. Fs. 


ZEITALTER DES ABSOLUTISMUS (1648—1789) 


Heinrich Schnee, Die Hoffinanz und der moderne Staat. 
Geschichte und System der Hoffaktoren an deutschen Fürstenhöfen 
im Zeitalter des Absolutismus. III: Die Institution des Hoffaktoren- 
tums in den geistlichen Staaten Norddeutschlands, an kleinen nord- 
deutschen Fürstenhöfen, im System des absoluten Fürstenstaates. 
Berlin, Duncker & Humblot-Verlag 1955. 359 S. 35,— DM. — Der 
dritte Band von Schnees Forschungen über die Beziehungen zwischen 
der jüdischen Hoffinanz und dem modernen Staat bildet in vieler 
Hinsicht eine Nachlese und Ergänzung zu den beiden schon früher vor- 
gelegten wichtigen Bänden. Er behandelt das Hoffaktorentum in den 
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geistlichen Staaten Köln, Münster, Hildesheim, Paderborn und an den 
norddeutschen Fürstenhöfen in Waldeck, Lippe-Detmold, Schaum- 


burg-Lippe, Stolberg-Wernigerode, Oldenburg sowie beim Landadel, 


So aufschlußreich im einzelnen die Angaben in diesen beiden Teilen, 
die rund 170 Seiten umfassen, sind, so wichtig ihre Angaben z.B. zur 
Familien- und Sippengeschichte sein mögen, so wertvoll die finanz-, 
wirtschafts-, kriegs- und kulturgeschichtlichen Einzelheiten sind — 
bedeutungsvoller ist für uns doch der abschließende Teil des Bandes, 
der alle früheren Einzeldarstellungen prinzipiell und systematisch zu- 


sammenfaßt, Er untersucht auf Grund des reichen, früher ausgebreite- 


ten Materials das Wesen der Hoffaktoren, deren Stellung in der Ge- 
schichte des Judentums wie ihre Ausbreitung und ihren Aufstieg in 
Deutschland, die Motive der fürstlichen Hofjudenpolitik, die Ge- 
schäftspraxis und den Wirkungskreis der Hoffaktoren usw. Die For- 
schungen während der Jahre seit 1945 mögen hier für lokale und terri- 
toriale Verhältnisse bereits manche weiteren Einzelaufschlüsse geboten 


haben, Schnee ist nun aber in der Lage, ein riesiges Material zu- 


sammenfassend zu verarbeiten und damit wohl die abschließende 


Darstellung zu dem großen Problemkomplex zu bieten. Über den 
engeren Bereich der Tätigkeit der Hoffaktoren hinaus führen die 
Abschnitte über die Hoffaktoren als Wegbereiter und Vorkämpfer der 
Judenemanzipation sowie über ihr Verhältnis zum Christentum und 
zur Gesamtjudenschaft. Nachdrücklich — vielleicht etwas zu nach- 
drücklich und die Bedeutung des „Zeitgeistes‘‘ vernachlässigend — 
weist Schnee darauf hin, daß die Judenemanzipation ‚ein Werk der 
Hoffaktoren‘‘ gewesen sei: „Ohne Hofjuden keine Staatsbürger jüdi- 
schen Glaubens.‘‘ Ohne das Wirken der Hoffaktoren in Berlin, Braun- 
schweig, Kassel, Schwerin, Frankfurt, Bayern, Köln ‚‚wären die Emanzi- 
pationsbestrebungen jener Zeit nicht von Erfolg gewesen, da überall 
Gegenkräfte noch stark waren. Nichtdie Aufklärung, nicht die Botschaft 
von 1789 waren entscheidend für die Judenemanzipation, sondern das 
zahlreiche Hoffaktorentum“ (S. 214f.). Dieser 3. Band bietet schlied- 
lich auch gerade für den letzten, systematischen Teil ein sehr umfang- 
reiches, 80 Seiten umfassendes Quellen- und Literaturverzeichnis. 
Göttingen W. Treue 


Uns Älteren ist die glänzende Studie, die Willy Andreas bereits 
1922 in den ‚‚Meistern der Politik‘ der Gestalt Kardinal Richelieus 
widmete, in den Anfängen des letzten Weltkrieges erweiterte und ver- 
tiefte, in bester Erinnerung; ihre Aufnahme in die bekannte Reihe 
„Persönlichkeit und Geschichte‘ (Göttingen, Musterschmidt-Verlag 
1958) wird einer jüngeren Generation die gleiche Anregung, den glei- 
chen Genuß bringen. Während das von J. C. Burckhardt wohl allzu 
breit angelegte Lebensbild dieses Begründers der französischen Welt- 
macht nur bis zum Gewinn der innerpolitischen Bewegungsfreiheit 
führt und das für die Zukunft Mitteleuropas wichtigste Problem seiner 
Begegnung mit Deutschland nicht mehr behandelt, besitzen wir hier 
auf 72 Seiten bei aller Kürzung der geschichtlichen Perspektive in 
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deutscher Sprache die einzige wissenschaftlich überzeugende Darstel- 
lung von der Persönlichkeit und dem Werk des Staatsmanns. Am Auf- 


han hat Willy Andreas mit Recht nichts geändert, auch der überaus 


füssig geschriebene Text bietet nichts Neues —, trotzdem überrascht 


den Leser immer wieder, wie scheinbar geringfügige Änderungen in 
prägnanter Form Licht und Schatten anders verteilen, vor allem jeder 
neuen Erkenntnis Rechnung tragen, die insbesonders französische, aber 
auch ausländische Forscher dem wohl bekannten Stoff sowie neu er- 
schlossenen Quellen abgewonnen haben. Auch heute wieder sei der 


köstlichen Gabe weite Verbreitung im Kreise kluger Laien und Fach- 


genossen gewünscht! 
Frankfurt P. Wentzcke 


Walter Mertineit, Die Fridericianische Verwaltung in 
Ostpreußen. Ein Beitrag zur Geschichte der preußischen Staats- 
bildung. (Studien zur Geschichte Preußens. Hrsg. von Walter Hubatsch. 


Bd. 1.) Heidelberg, Quelle u. Meyer 1958. 188 S. 16,— DM. — Die Er- 
öfinung dieser Schriftenreihe zur preußischen Geschichte ist zu be- 


grüßen. Der Untergang eines großen Staates macht ihn geschichtlich 
nicht uninteressant. Bewundert viel und viel gescholten, stellt Preußen 
dem Historiker noch viele Fragen. Mit der vorliegenden Arbeit wird die 
Reihe würdig eröffnet. Sie ist durchdacht und sprachlich prägnant. 
Dabei ist der Stoff durchaus spröde. In der Geschichte Ostpreußens 
war das Zeitalter Friedrichs d. Gr. ein vernachlässigtes Kapitel, was 


die Wirksamkeit des Staates angeht. Die geistigen, literarischen Strö- 


mungen gruben sich ihr eigenes Bett. Dem großen König aber sagte 
man eine Vernachlässigung seiner östlichen Provinz nach. In jedem 
Falle machte der Zug zum Gesamtstaat die Provinzialgeschichte ärmer 
aneigenen Impulsen. Sie sank deshalb jedoch nicht zu ‚unbedeutender 
Leerheit‘‘ herab. Absicht des Vf.s war es ‚die Verwaltung in ihrer 
Tätigkeit zu beobachten, den Staat nicht so sehr vom Kabinett her, 
sondern aus der Wirkung des Befehls zu verstehen‘ (S. 29). In dieser 
Hinsicht werden zahlreiche Einzelheiten beigebracht, die beispielhaft 
nicht nur für Ostpreußen, sondern, wenn man die Untersuchung auf 
andere Landesteile der preußischen Monarchie ausdehnt, gewiß von 
allgemeinem Interesse sein werden. Für die Handlungsfreiheit des 
Ausführenden im absolutistischen Zeitalter blieb ein gewisser Spiel- 
raum, der je nach Lage und Person (für Ostpreußen: Randlage, fernab 
vom Auge des Königs, mit der besonderen Persönlichkeit Domhardts 
an der Spitze) verschieden bemessen sein wird. Fragt man nach dem 
Ergebnis dieses fast eines halben Jahrhunderts, so ist der Fortschritt, 
was die Verwaltung angeht, nur verhältnismäßig gering: gemessen an 
der Zeit vorher und nachher. Zu rühmen ist an der soliden Arbeit die 
Benutzung nicht nur der einschlägigen Literatur, sondern zahlreicher 
Akten des Preußischen Geheimen Staatsarchivs Berlin (jetzt Merse- 
burg) und des Preußischen Staatsarchivs Königsberg (jetzt Staatliches 
Archivlager in Göttingen). 
Göttingen K. Forstreuter 
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Hermann Conrad, Die geistigen Grundlagen des Allge- 
meinen Landrechts für die preußischen Staaten von 1794 (Arbeits- 
gemeinschaft für Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen, Geistes- 
wissenschaften, Heft 77). Köln, Westdeutscher Verlag 1958. 548, 
3,55 DM. — Das preußische Allgemeine Landrecht von 1794 ist oft 
nach zwei Gesichtspunkten behandelt worden, die sich widersprechen, 
Kritisch, soweit es die alte ständische Ordnung, insbesondere die Vor- 
rangstellung des Adels zu einer Zeit befestigte, in der das historische 
Urteil über sie gesprochen war; mit höchstem Lob, weil seine Ver- 
fasser den königlichen Absolutismus an rechtsstaatliche Grundsätze zu 
binden suchten, die zur Zeit der beginnenden Revolution bereits als so 
gefährlich empfunden wurden, daß sie aus dem endgültigen Text ge- 
strichen werden mußten. Von dieser zweiten Seite betrachtet Conrad 
das Allgemeine Landrecht. Was beabsichtigt war, und was 1794 Ge- 
setz wurde, macht er in einem synoptischen Gesetzesanhang sichtbar, 
Es war bekannt, daß Suarez als Verfasser des Landrechts dem Kron- 
prinzen, dem späteren König Friedrich Wilhelm III., 1791/92 Vorträge 
über Recht und Staat gehalten hat, d.h. in den Monaten, in denen er 
mit der Veröffentlichung des Landrechts in seiner ersten Fassung den 
Triumph feiern konnte, der sich dann als trügerisch erwies. C. hat das 
vollständige Manuskript dieser Vorträge in Mikrofilmen aus dem ehe- 
maligen Preußischen Geheimen Staatsarchiv, jetzt in Merseburg, er- 
halten und will es erstmalig veröffentlichen. Dazu gehören Vorträge 
von Suarez in der Berliner Mittwochsgesellschaft und ein Dialog 
seines Mitarbeiters Klein. Jetzt sind die weltanschaulichen Grund- 
lagen, auf denen Suarez das Gebäude seines Landrechts errichtete, 
ganz durchsichtig geworden. Das gilt sowohl für die friderizia- 
nische Herkunft, die Erweiterung und Präzisierung der von Friedrich 
ausgehenden Anregungen wie für die Tendenzen der späten Aufkl- 
rung, die sich 1791/92 bereits gegen den Vorwurf verteidigen mußte, 
der Revolution Hilfsdienste zu leisten. Nach allem ist nicht mehr zu 
bezweifeln, daß das Werk von Suarez rechtsstaatlich gemeint war. In 
der Diskussion hat Braubach darauf hingewiesen, daß das Landrecht 
nicht nur an der preußischen Entwicklung gemessen und dann mit der 
Französischen Revolution verglichen werden dürfe. Die geistigen 
Grundlagen würden erst im Vergleich mit andern deutschen Reform- 
werken deutlich. Uns scheint auch die Feststellung nötig, daß Fried- 
rich in seiner Staatstheorie selbst nach seinen Abhängigkeiten befragt 
werden muß, wenn die geistigen Grundlagen ganz aufgehellt werden 
sollen. Der Weg, der von Friedrich zu Suarez, vom Landrecht zu seiner 
Verstümmelung führte, ist jedenfalls energisch und verständnisvoll ver- 
folgt worden. Die Kronprinzenvorträge scheinen unser Wissen um die- 
sen Zusammenhang wirklich zu bereichern. Wir möchten wünschen, 
daß sie bald veröffentlicht werden können. 


Köln Hans Haussherr 





S Allge- 
(Arbeits- 
1, Geistes- 
58. 548. 
94 ist oft 
sprechen, 
e die Vor- 
istorische 
eine Ver- 
\dsätze zu 
eits als so 
. Text ge- 
et Conrad 
1794 Ge- 
‚ sichtbar, 
em Kron- 
‚ Vorträge 
ı denen er 
ssung den 
C. hat das 
dem ehe- 
eburg, er- 
‚ Vorträge 
n Dialog 
n Grund- 
srrichtete, 
friderizia- 
Friedrich 
n Aufklä- 
>n mußte, 
t mehr zu 
ıt war. In 
Landrecht 
ın mit der 
geistigen 
ı Reform- 
aß Fried- 
en befragt 
lt werden 
t zu seiner 
isvoll ver- 
»n um die- 
wünschen, 


zussherr 


Neuere Geschichte (1789—ı1871) 235 


I u nn 


NEUERE GESCHICHTE (1789—1870) 


Zeitschriftenbericht von R. Vierhaus- Münster (r815—ı1870) 


John Gilissen, Le Regime repr&sentatif en Belgique 
depuis 1790. (Collection: «Notre Passe».) Bruxelles, La Renaissance 
du Livre 1958. 197 S. — Mit dieser Fortsetzung seines 1952 in der- 
selben Reihe erschienenen Le Regime repr&sentatif avant 1790 
en Belgique, hat Professor Gilissen jetzt seine Geschichte der 
Repräsentativverfassung Belgiens bis 1954 fortgeführt. Es ist die ein- 
zige umfassende Parlamentsgeschichte Belgiens; Spezialisten sowohl 
wie allgemein interessierte Historiker sind dem Vf. und dem Verlag zu 
Dank verpflichtet für diese beiden leicht zugänglichen und billigen 
Bände. Das Format der Serie hat den Vf. genötigt, auf kritischen Appa- 
rat zu verzichten und sich streng auf die Entwicklungsgeschichte des 
belgischen Parlaments selbst zu beschränken. Wir lesen daher von der 
Zusammensetzung des Parlaments, von der allmählichen Erweiterung 
der Wahlberechtigung, von dem Kampf, die Minister dem Parlament 
verantwortlich zu machen, von der Anzahl der jeweils durchgegange- 
nen Gesetze. Aber wir lesen fast gar nichts über diese Gesetze selbst, 
und recht wenig über die politischen und sozialen Kämpfe und Ent- 
wicklungen des Landes, von denen die Parlamentsgeschichte nur eine, 
wenn auch seit 1790 eine sehr bedeutende, Erscheinung ist. Diese Be- 
schränkung auf eine rein formelle Verfassungsgeschichte macht das 
Buch zu einer etwas trockenen Lektüre, einer Art Schattenbild des 
politischen Lebens eines Volkes. Aber, wie der Vf. selbst in seiner aus- 
gezeichneten Bibliographie bemerkt, ist sein Buch am besten im Zu- 
sammenhang mit einer Allgemeingeschichte Belgiens, z. B. der Piren- 
nes, zu benutzen. So betrachtet, wird dieses Büchlein lange seinen Wert 
für den Historiker behalten. 


Manchester H.G. Koenigsberger 


Juliusvon Gierkeund Otto von Gierke, Dieerste Reform 
des Freiherrn vom Stein. — Die Steinsche Städteordnung. Darm- 
stadt, Hermann Gentner 1957. 63 S. 4,80 DM. — Julius von Gierke hat 
zum Stein- Jahr 1957 in dankenswerter Weise eine Rede seines Vaters 
Otto von Gierke von Igog über die Steinsche Städteordnung und eine 
eigene Rede von 1924 über „die erste Reform des Freiherrn vom Stein“ 
erneut vorgelegt. Das Unternehmen ist um so reizvoller, als der Vor- 
trag Otto von Gierkes selbst inzwischen zum Gegenstand der Historio- 
graphie geworden ist, nimmt er doch recht unmittelbar Bezug auf die 
damals noch sehr lebhafte Diskussion über den eigentlichen Anteil 
Steins an der Reformgesetzgebung. Anders steht es mit dem Vortrag 
Julius von Gierkes. Er bedarf nicht so sehr in der Würdigung des Wer- 
kes Steins als in der Darstellung des zu Reformierenden in mancher 
Einzelheit der Ergänzung durch die Ergebnisse der neueren Forschung. 
Sorichtetesich, um nur dieses eine Beispiel hier zu erwähnen, der Haupt- 
widerstand des opponierenden Adels durchaus nicht gegen die Auf- 
hebung der Dienste im Zuge der Bauernbefreiung. Die meisten adligen 
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Gutsbesitzer — und unter ihnen gerade die konservativsten — hatten 
längst erkannt, daß diese Dienste einer wirklichen Rationalisierung der 
Landwirtschaft nur hinderlich waren. Ihre Empörung richtete sich 
vielmehr gegen den einseitigen Eingriff des Staates in einen Bereich, 
den der Adel stets als einen privaten, nur den Gutsherrn und seine 
Bauern angehenden betrachtet hatte und der auch vom absoluten 
Staat in dieser Weise respektiert worden war. Es sollte auch nicht über- 
sehen werden, daß gerade der grundbesitzende Adel die großen Gefah- 
ren der Reformgesetzgebung sehr wohl erkannt hatte und vor ihnen 
warnte. 
Bonn Wolfgang Treue 


Walter Wilhelm, Zur juristischen Methodenlehre im 
ı9. Jahrhundert. Die Herkunft der Methode Paul Labands aus 
der Privatrechtswissenschaft. (Frankfurter wissenschaftliche Beiträge. 
Rechts- und wirtschaftswissenschaftliche Reihe. Bd. 14.) Frankfurt am 
Main, Klostermann 1958. 159 S. Geh. 14,— DM. — Das Werk ver- 
mittelt einen vorzüglichen Einblick in das wissenschaftliche Grund- 
anliegen des Rechtspositivismus. Der Vf. weist auf, wie bereits die durch 
F.C.v. Savigny begründete ‚geschichtliche Rechtswissenschaft‘‘ am 
Anfang des 19. Jahrhunderts die Ansatzpunkte für den Positivismus 
darbot. Ihre praktische Arbeit erschöpfte sich nämlich in der von den 
jeweiligen rechtsbildenden Kräften isolierten Betrachtung und Repro- 
duktion vergangenen Rechts. Der spätere Positivismus — das arbeitet 
der Vf. überzeugend heraus — setzte das gegenwärtige Recht an die 
Stelle des vergangenen, behielt die Methode jedoch bei. Nachdem G.F. 
Puchta den Zug zur formal-logischen Betrachtung bewußt verstärkt 
hatte, leiteteC. F. v. Gerbersund R. v. Jherings ‚‚juristische‘‘ Methode 
schließlich zum Positivismus Labands über. Das besondere Verdienst 
des Vf.s ist, daß er den rechtswissenschaftsinternen Methodenstreit als 
den fachwissenschaftlichen Ausdruck der Frage nach der Methode der 
wissenschaftlichen Erkenntnis des gesellschaftlichen Lebens überhaupt 
begreift. Hierbei weist er nach, daß die historische Auffassung ebenso 
wie der Positivismus die wissenschaftsmethodischen Mittel waren, mit 
denen der politische und kulturelle Konservativismus sich unter den 
Bedingungen der jeweiligen Gegenwart im Rahmen der rechts- 
wissenschaftlichen Fachdisziplin Geltung zu verschaffen wußte. 


Frankfurt (Main) H. Kaufmann 


Willi Ferdinand Becker, Die preußischen Militärstraßen im 
Deutschen Bund (1815—1866), vornehmlich in Hessen. Ein Beitrag zu 
den Hegemoniebestrebungen Preußens im nördlichen Deutschland 
(Hess. Jb. f. Landesgesch. 8, 1958, 171— 234). — Die auf Merseburger, 
Marburger und hannoverisches Archivmaterial gegründete detaillierte 
und sachkundige Arbeit geht aus von der Verbindungslosigkeit zwi- 
schen den östlichen und westlichen Teilen der preußischen Monarchie 
nach 1815, berührt Hardenbergs Plan eines „Isthmus‘‘, Motz’ Plan 
eines Ländertausches und legt dann das System der Militärstraßen dar. 
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Über ihre hohe strategische Bedeutung hinaus, die sich besonders im 
hessischen Verfassungskonflikt erwies, haben diese Straßen in der preu- 
Bischen Deutschlandpolitik eine nicht unbeträchtliche Rolle gespielt; 
entfaltete sich doch an ihnen mit dem preußischen Wunsch nach staat- 
lichem Zusammenhang die ganze Problematik des Verhältnisses von 
Großmacht und Kleinstaat im Deutschen Bund. 


Herbert Schönebaum, Pestalozzis Geltung in Rußland seit 
1827 (Jb. f. Gesch. Osteur. 6, 1958, 177—200), verfolgt die Kenntnis 
desgroßen Pädagogen (den Alexander I. zum Organisator des russ. Bil- 
dungswesens machen wollte) und die Beschäftigung mit seinen Lehren 
von dem Wirken des Petersburger reformierten Pfarrers Eduard von 
Muralt bis in die Gegenwart. Schätzte U3inskij in den 60er Jahren den 
Didaktiker, so Tolstoj den Menschenfreund Pestalozzi; sah Rubin- 
$tein ihn durch Natorps Brille, so betonten die Vertreter der ‚freien 
Pädagogik‘ seine Sozialpädagogik; die marxistische Erziehungswissen- 
schaft interessiert sich für ihn vor allem unter dem Gesichtspunkt der 
Arbeitserziehung. 


Raymond Th. McNally, Das Rußlandbild in der Publizistik 
Frankreichs zwischen 1814 und 1843 (Forsch. osteur. Gesch. 6, 1958, 
82—169). Gegenüber dem HZ 186, 1958, 707 angezeigten Aufsatz des 
Vf.s ist diese ausführliche Studie, die in ihrem einleitenden Kapitel den 
engen geistigen Kontakt zwischen Frankreich und Rußland während 
der Regierung Katharinas II. betont, von dem her die enttäuschte Ab- 


kehr zu Beginn des 19. Jahrhunderts erst recht verständlich wird, bis 
in das Jahr 1843 ausgedehnt, in dem die französische Rußlandfeind- 
lichkeit mit den Büchern von Marmier, Dolgorukov, de Hell und vor 
allem de Custine ihren Höhepunkt erreicht. Als Voraussetzungen da- 
für werden genannt: die traditionelle Abneigung der Liberalen gegen 
den autokratischen Zarismus, ihre Polenfreundschaft und ihre inner- 
französische Kampfstellung gegen die Restauration; ferner das Miß- 
verstehen der besonderen sozialen Struktur Rußlands, vor allem des’ 
Adels, die religiöse Fremdheit, die ablehnende Beurteilung der Rolle, 
welche die orthodoxe Kirche in Rußland spielte, das Fehlen einer poli- 
tischen Theorie, die die Eigenart und die politischen Ziele Rußlands 
Europa hätte verständlich machen können, und das in der kulturellen 
Verschiedenheit begründete Mißtrauen zwischen West und Ost. — 
Wertvolles Literaturverzeichnis! 


Hans Beyer, Heinrich Ewald (1803—1875) und die Entwick- 
lung in Deutschland (Jb.d. Ges. f. niedersächs. Kirchengesch. 56, 1958, 
I—34), zeigt am Beispiel des Göttinger und Tübinger Orientalisten — 
des einzigen Theologen unter den „Göttinger Sieben‘ und wohl be- 
deutendsten „Nonkonformisten‘“ in Niedersachsen —, wie wenig 
summarische Urteile über die politische Haltung der ev. Kirche und 
über ihren Niedergang zum Kulturprotestantismus im Einzelfall zu- 
treffen. 1837 protestierte E. weniger als Liberaler, denn aus sittlicher 
Verantwortung; er vertrat den Gedanken nationaler Einheit, wobei 
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die Verbindung ‚deutsch-protestantisch-christlich‘ für ihn entschei- 
dend war, aber er war Gegner der Bismarckschen Einigungspolitik: 
er setzte Hoffnungen auf den Protestantenverein, aber nach 1866 schloß 
er sich der Deutsch-Hannoverschen Partei an; er kämpfte gegen den 
württembergischen Pietismus wie gegen die Tübinger Schule; er be- 
jahte das Gemeindeprinzip und war doch überzeugt, daß die Kirche 
von oben nach unten gebaut sei. 


Richard Feller, Die Entstehung der politischen Parteien in der 
Schweiz (Schw. Zs. f. Gesch. 8, 1959, 433—449). Ein Überblick über 
das Parteienwesen, insbesondere im Kanton Bern, von seinen Anfängen 
in den 1840er Jahren bis in die Gegenwart. Die beste Charakteristik 
der Bedeutung schweizerischer Parteien ist vielleicht die distanzierte 
Art, wie F. von ihrer Notwendigkeit spricht. R. 7. 


Ingwer Paulsen, Viktor Aim& Huber als Sozialpolitiker 
(Friedewalder Beiträge zur sozialen Frage, Bd. 7). Berlin, Herbert 
Renner 1956. 223 S. — Die Schrift ist mit Hilfe der evangelischen 
Kirche in 2. Auflage herausgebracht worden als ein Beitrag zu den Be- 
mühungen, die Gründe für das sozialpolitische Versagen der Kirche 
gegenüber der sozialen Frage des 19. Jahrhunderts zu erkennen. Hier 
wird in der Tat ein brennendes Problem berührt. Gewiß waren es nur 
wenige, die sich in der Frühzeit der Industrialisierung in Deutschland 
mit der „sozialen Frage‘‘ auseinandersetzten, obwohl deren zuneh- 
mende Schärfe ja an dem englischen Beispiel erkennbar wurde. Aber es 
waren sehr ernst zu nehmende Persönlichkeiten unter ihnen. Viktor 
Aim& Huber, der Sohn Therese Hubers, die in erster Ehe mit dem 
Weltreisenden Georg Forster verheiratet gewesen war, und des Schiller- 
freundes Ludwig Ferdinand Huber, war von der Mutter zur Welt- 
offenheit, von Fellenberg in Hofwyl zum Interesse an sozialen Fragen 
erzogen worden. Er hatte auf weiten Reisen die Rochdale Pioneers und 
die Pariser associations ouvrieres kennengelernt. Und obwohl selbst 
konservativ, hielt er sich frei von den verschwommen romantischen 
Vorstellungen ‘des „Schwanenordens‘‘ wie der Camarilla. Sehr klar 
erblickte er in der völligen Besitzlosigkeit und Abhängigkeit des vierten 
Standes die Ursache des Pauperismus. Innere Kolonisation und — 
nach englischem Muster — Bildung von hinreichend großen Genossen- 
schaften hätten, so meinte er, diese Ursachen beseitigen können. Es 
war die große Enttäuschung seines Lebens, daß es ihm nicht gelungen 
war, die verantwortlichen Schichten in Deutschland für seine Ideen zu 
gewinnen. Der Vf. hat in seiner ausgezeichneten Untersuchung, die 
schon 1931 in erster Auflage erschienen ist, herausgearbeitet, dab 
Huber, obwohl er fest in der protestantischen Kirche stand und ihre 
Aufgabe in der schnell anwachsenden industriellen Arbeiterschaft 
nicht gering schätzte, die Überwindung der sozialen Gegensätze und 
die Eingliederung der Arbeiterschaft in die bestehende Ordnung als 
eine Verpflichtung des Staates betrachtete. Das war der entscheidende 
Unterschied zu Wichern, der nicht von politischen Erwägungen, son- 
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dern von karitativen Vorstellungen ausging, in denen der Staat nur 
eine Nebenrolle — neben den Kirchen — innehaben konnte. 


Bonn Wolfgang Treue 


Edvard Bull, Arbeidermiljo under det industrielle gjennom- 
brudd. Tre norske industristrek. Utgitt av Norsk Folkemuseum. Oslo, 
Universitetsforlaget 1958. 412 S. 12,— Kr. — Die Lebens- und An- 
schauungswelt des Industriearbeiters im 19. Jahrhundert ist trotz 
zahlreicher Einzelstudien noch nicht zusammenfassend zur Anschau- 
ung gebracht worden, nicht zuletzt wegen der erheblichen regionalen 
Unterschiede und der Schwierigkeit, dafür geeignete Bearbeitungs- 
unterlagen zu finden. Eine bemerkenswerte Materialsammlung hat seit 
1950 das norwegische Volksmuseum durchgeführt, das Selbstdarstel- 
lungen aus Arbeiterkreisen anregte und zusammentragen ließ, Be- 
fragungen unter der älteren Generation veranstaltete und nach be- 
stimmten Gesichtspunkten statistische Erhebungen anstellte. Bereits 
acht Jahre später war genügend Ausgangsmaterial zusammengekom- 
men, um in Verbindung mit der bisherigen Forschung, unter Ausnut- 
zung amtlicher Berichte, Statistiken und der Presse ein umfangreiches 
Werk über die Umwelt des Arbeiters in Norwegen von den goer Jahren 
des 19. Jahrhunderts bis in die Zeit vor dem ersten Weltkrieg vor- 
legen zu können. Der Vf., ein bekannter Kultur- und Sozialhistoriker, 
hat sich durch die Sammlung und mühsame Auswertung eines weit- 
schichtigen Materials ein neues Verdienst erworben und der Forschung 
auf diesem Felde einen Weg gewiesen. Die kritische Einschränkung der 
Quellenaussagen (S. 373) bewahrt ihn vor einer Überschätzung der von 
ihm entwickelten Methode. Mit Recht benutzt die Auswertung das 
Grundmaterial nur mittelbar und verarbeitet es sogleich mit dem Ziel, 
eine exakte Aussage auf die wissenschaftliche Fragestellung zu erhalten, 
nicht dagegen eine Verabsolutierung der soeben erst gewonnenen 
Quelle anzustreben. Die Fragen des Vf.s richten sich auf die Herkunft 
der Arbeiter, ihre Wohn- und Familienverhältnisse, Ernährung, Be- 
zahlung, Gesundheitszustand, Feste, Kleidung und dergleichen. Patriar- 
chalische und philanthropische Strömungen und deren Wirkungen auf 
die Arbeiter, der Anfang der Stimm- und Selbstbestimmungsrechte, 
der Beginn der Arbeiterorganisation nach der Zerschlagung der ersten 
proletarischen Bewegung in Europa, die der Achtundvierziger Marcus 
Thrane in Norwegen entfacht hatte, Preis- und Lohnverhältnisse wer- 
den durch den Vf. so genau wie möglich, oft in Form von Tabellen und 
Diagrammen, zu erfassen gesucht. Seine Forschung ist, mehr paradig- 
matisch als vollständig, auf drei Industriekreise in Norwegen konzen- 
triert: die Waldarbeit, die holzverarbeitende Industrie und die Schwer- 
industrie. In der Auswertung ergeben sich — zumal über die verhält- 
nismäßig langen Zeiträume von fast sieben Jahrzehnten — schon für 
Norwegen mehr Unterschiede als Gemeinsamkeiten. Erst recht werden 
die für Norwegen festgestellten Gesamtergebnisse über die Lebensweise 
und Einstellung der Arbeiter nicht ohne weiteres auf Mitteleuropa oder 
west- bzw. osteuropäische Verhältnisse übertragbar sein. Es ist hier 
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aber — mehr in Anlehnung an angelsächsische als an deutsche ähnliche 
Vorarbeiten — der dankenswerte Versuch einer monographischen Be- 
handlung dieses Themas für einen zwar regional sehr differenzierten, 
aber geographisch doch überschaubaren und zahlenmäßig gut zu er- 
fassenden Raum gemacht worden, wodurch weitere Forschungen auf 
diesem Gebiet angeregt und methodisch zweifellos auch erleichtert 
worden sind. 
Bonn Walter Hubatsch 


Auf Grund von Berichten des brit. Botschafters in der Türkei 
Canning und anderer gibt F. S. Rodkey, Ottoman Concern about 
Western Economic Penetration in the Levant 1849—1856 (Journ, 
Mod. Hist. 30, 1958, 348—353), einen Einblick in die finanziellen 
Schwierigkeiten der Pforte um die Mitte des 19. Jahrhunderts. Dabei 
kommt er zu der Feststellung, daß die türk. Politiker durchaus nicht 
blind gegenüber der Notwendigkeit innerer Reformen waren, aber 
durch die Erkenntnis gelähmt wurden, sie nur mit Hilfe langfristiger 
engl.-franz. Kredite, und h.d. um den Preis wirtschaftlicher Einfluß- 
nahme der westlichen Großmächte, durchführen zu können. 


Gert Kroeger, Die politische Denkweise des livländischen Hege- 
lianers Johann Eduard Erdmann (1805—1892) (Zs. f. Ostforsch. 7, 
1958, 338—373). — Unter Benutzung des Nachlasses und der Auto- 
graphensammlung des Hallenser Philosophen wird insbesondere seine 
Stellungnahme zur Frage der deutschen Einheit, zur Rolle Preußens 
dabei, zur Verfassungsfrage und zur Reichsgründung untersucht. K, 
findet ihre Motivation in Erdmanns ‚‚vornationaler‘‘ livländischer Her- 
kunft, in dem Erlebnis der preußischen Monarchie unter Friedrich 
Wilhelm III. als ‚„‚Vaterland‘‘ und — worauf nur am Rande eingegangen 
wird — in der Hegelschen Philosophie. Mit Recht wird die Charakteri- 
sierung „ultrakonservativ‘“ für E. zurückgewiesen und die Fragwürdig- 
keit der Wendung zum nationalen Pathos A la Treitschke betont. Auch 


ein Beispiel für die politische Katastrophe der Hegelschen Rechten! 


„Drei Briefe Karl Ernst von Baers aus St. Petersburg an Johann 
Eduard Erdmann in Halle‘‘ aus den Jahren 1861, 1862 und 1867 ver- 
öffentlicht und kommentiert Gert Kroeger (Zs. f. Ostforsch. 7, 1958, 
61—68). Sie werfen ein Schlaglicht auf die Situation des deutschen 
Livländers in Rußland unter dem Eindruck des sich verschärfenden 


Nationalismus. 


Peter Ludz hat in dem ersten, nur westeuropäische (im wesent- 
lichen westdeutsche und französische) Publikationen seit 1945 er- 
fassenden Teil eines Berichts ‚Zur Situation der Marxforschung“ 
(Kölner Zs. f. Soz. u. Sozialpsych. 16, 1958, 446—499) 219 Titel be- 
rücksichtigt. Diese kenntnisreiche, kritische und z. Z. wohl ausführ- 
lichste Zwischenbilanz der Marxforschung versucht, verschiedene Pro- 
blemkreise der Beschäftigung mit Marx herauszuarbeiten; besonders 


informativ ist der Abschnitt über die französische Auseinandersetzung 
mit Marx. R.V. 
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David H. Pinkney, Napoleon III and the rebuilding of 
Paris. Princeton, N. J., University Press 1958, 245 S. 6.—$. — Die 
berühmte bauliche Umgestaltung von Paris durch Napoleon III., Hauss- 
mann und seine Mitarbeiter wird hier im Detail, auf weitreichender 
Dokumentation basierend, dargelegt. Es wird ersichtlich, daß es Louis 
Napoleon ist, der schon früh die Pläne entworfen hat, die dem neuen 
Straßensystem zugrunde liegen sollten. Er ist es, der Haussmann als 
Präfekt des Seine-Departements heranzieht und die Arbeiten inter- 
essiert verfolgt. Er möchte nicht so sehr — wie es seine Kritiker heraus- 
stellten — durch Ausschaltung der engen Straßen und die Niederlegung 
der Slums im Stadtzentrum künftig Pariser Unruhen verhindern oder 


leichter niederschlagen können, sondern das immer offensichtlicher 
werdende Verkehrschaos von Paris sanieren, mit öffentlichen Bauten 
Arbeit schaffen, den Ansprüchen moderner städtischer Hygiene und 
schließlich napoleonischem Ehrgeiz entsprechen. Der Vf. schildert ein- 
gehend die Pläne und den Bau des neuen Straßennetzes, die Groß- 
bauten und Parks und die Erstellung einer großangelegten Anlage für 
Abwasser und Frischwasserzufuhr. Er behandelt die starke Bevölke- 
rungszunahme der Stadt und erörtert dann ausführlich Kosten und 
Finanzierung. Die Höhe der Summen ist enorm; ihre Beschaffung er- 
folgt im Zeichen wirtschaftlicher und finanzieller Expansion durch 
städtische und staatliche Mittel, vor allem aber durch öffentliche und 
private Anleihen. Interessant ist, daß Saint-Simonsche Gedankengänge 
dazu beigetragen haben, diese Rieseninvestierungen möglich zu machen. 
Die legislativen Körperschaften allerdings leisten Haussmann Wider- 
stand, kritisieren seine Finanzierungsmethoden und zwingen ihn 
schließlich zum Rücktritt (persönliche Bereicherung kann nicht belegt 
werden). Es ist sehr bedauerlich, daß der Vf. auf die mannigfachen 
sozialen Probleme, die diese Transformation von Paris aufgeworfen 
hat, wider Erwarten nicht eingeht, obschon gerade die Analyse der 
Bodenspekulation, das Schicksal derjenigen Einwohner, die in den ab- 


gerissenen Quartieren gewohnt hatten und vertrieben wurden, und die 
Stellungnahme der einzelnen Gruppen für den Historiker von ganz 
besonderem Interesse gewesen wäre. 

Heidelberg R.v. Albertini 


NEUESTE GESCHICHTE (1871— 1945) 


Karl-Ernst Jeismann, Das Problem des Präventivkrie- 
gesim europäischen Staatensystem mit besonderem Blick auf 
die Bismarckzeit. (Orbis Academicus. Geschichte der politischen 
Ideen in Dokumenten und Darstellungen.) Freiburg, Karl Alber 1957. 
201 S. 12,50 DM. — Der Vf. handelt in dieser klugen und recht auf- 
schlußreichen Untersuchung über das Problem des Präventivkrieges. 
Er gibt in einem ersten Kapitel einen Überblick über die Entwicklung 


des Problems in den ersten Jahrhunderten der neueren Geschichte, wo- 
beineben Theologen und Philosophen führende Politiker wie Richelieu 
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und Friedrich der Große behandelt oder besser nur gestreift werden, 


Uns scheint, daß man ein so umfassendes Problem in dieser allzu knap- 


pen Form doch nicht behandeln kann, noch dazu in einer Dissertation, 


Der Hauptteil des Buches gilt dem Problem des Präventivkrieges in 
der Außenpolitik Bismarcks von 1871 bis 1890. Auch hier wäre es viel- 
leicht zweckmäßiger gewesen, an einigen wenigen Vorgängen das frag- 
liche Problem zu untersuchen. Hinzu kommt, daß der Vf., dessen Lei- 
stung trotzdem anerkannt werden muß, den Begriff des Präventiv- 


krieges außerordentlich stark ausweitet, Neben den typisch militäri 


schen Begriff vom Präventivkrieg, gegen den sich Bismarck noch in 
Erinnerung und Gedanke wendet, von der Auffassung aus, daß man 
der Vorsehung nicht in die Karten sehen könne, stellt der Vf. einen 
politischen Gedanken des Präventivkrieges, der geeignet sei, einer 
Verlagerung des politischen Gleichgewichtes vorzubeugen. Damit 
kommt der Vf. in die Versuchung, eigentlich alle außenpolitischen Pro- 


bleme der zwei Jahrzehnte nach der Reichsgründung unter dem Ge- 
sichtspunkt Präventivkrieg zu behandeln, was vielfach recht aufschlut- 


reich ist, aber doch notwendig der Präzision ermangelt. Ganz klar ist 
natürlich die Fragestellung, wenn der Vf. die Auseinandersetzung zwi- 
schen Bismarck und Waldersee behandelt oder mit gutem Grund die 
rückwärtsgewandte These Noacks von der ‚‚Alterspolitik‘‘ Bismarcks 
kritisiert. Auf der anderen Seite wird manches unter dem Motto Prä- 
ventivkrieg untersucht, was eigentlich nur begrenzt mit dieser Frage- 


stellung zu tun hat, Das gilt auch für die Zeiten außerhalb des besor- 


ders behandelten Zeitraums, so etwa, wenn die Forderung eines Krieges 
gegen Österreich durch Lassalle 1859 oder der Angriff Hitlers auf Ruß- 
land 1941 als Präventivkrieg bezeichnet wird. Der Vf. weist gelegent- 
lich darauf hin, daß die extreme Linke und die extreme Rechte sich in 
der Forderung eines Krieges verbunden hätten und daß eine gewisse 
Verwandtschaft großbürgerlich-liberaler und alldeutscher Auffassun- 


gen vorliege, Das sind fruchtbare Bemerkungen, die freilich mit knap- 


pen Andeutungen nicht zu erledigen sind. Durch die Ausweitung des 


Begriffes Präventivkrieg wird auch die Beurteilung der Haltung Bis- 
marcks etwas unsicher. Der Vf. weist erneut und eindeutig nach, daß 
Bismarck einen militärischen Präventivkrieg immer entschieden ab- 
gelehnt hat. Die Möglichkeit eines Präventivkrieges im Sinne der Er- 
haltung seines Bündnissystems habe er immer wieder erwogen und 


schließlich doch verworfen, Bei wissenschaftlichen Arbeiten sollte man, 


wenn man schon nicht unter dem Text zitiert, den Anmerkungsapparat 
nicht so anlegen, daß dabei auf die Nummern in dem gesondert gegebe- 


nen Literaturverzeichnis verwiesen wird. Dadurch ist der wissenschaft- 
liche Benutzer genötigt, immer wieder herumzublättern. 


Marburg Wilhelm Mommsen 


J. Periam Danton, United States Influence on Norwe- 


gianlibrarianship 1890— 1940. Berkeley and Los Angeles, Univ. of 


California Press 1957. X, 91 S. (Univ. of California Publications in 
librarianship. Vol. 2, Nr. 1.) 2.— $. — Diese Spezialuntersuchung hält, 
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was ihr Titel aussagt. Sie untersucht ein besonderes Problem der 


internationalen Verflechtung der Bibliotheken in gediegener Weise, In 


Deutschland sind diese Fragen zuletzt in dem 1957 erschienenen 


3. Bande des großen ‚„‚Handbuchs der Bibliothekswissenschaft‘‘ für 
Amerika durch Albert Predeek und für Norwegen durch Olaf Klose 
abgehandelt worden. 

Tübingen Axel v. Harnack 


Hans E, Riesser, Haben die deutschen Diplomaten ver- 
sagt? Düsseldorf-Grafenberg, Selbstverlag 1958, 40 $., will als Bot- 


schafter a.D. ‚eine Kritik an der Kritik von Bismarck bis heute“ 
liefern. Auf Grund seiner persönlichen Erfahrungen im diplomatischen 
Dienst weiß der Vf. zahlreiche Einzelheiten zu bringen; besonders aus 
der Weimarer Zeit finden sich einige nicht uninteressante Details. Aber 
die eigentliche Problematik der Diplomatie im Zeitalter des Massen- 


staates und unter den Bedingungen des modernen Verkehrs- und 


Nachrichtenwesens klingt nur am Rande an, Die gutgemeinte Ehren- 


rettung verbleibt an der Oberfläche. 
Köln K. Kluxen 


Dieter Bruno Gescher, Die Vereinigten Staaten von 


Nordamerika und die Reparationen 1920—ı1924. (Bonner 
Historische Forschungen Bd. 7.) Bonn, Röhrscheid 1956. 226 S. 


— Das vorliegende Buch ist ein interessanter und wertvoller Beitrag 


zur Geschichte der Reparationen und der Politik der 20er Jahre, Der 


Vf. hat sich bewußt auf die Darstellung von Amerikas Stellung und 
Einfluß in bezug auf das Reparationsproblem beschränkt und die un- 
gedruckten Akten des State Department, die ‚Hughes Papers‘‘ (Hughes 
war zu der Zeit amerikanischer Außenminister) und das Tagebuch des 
damaligen Leiters der Westeuropäischen Abteilung im amerikanischen 


Außenministerium, William R. Castle, ausgewertet. Daneben stützt 


sich die Arbeit auf die Foreign Relations und The Congressional Record. 
Die Untersuchung der Quellen bestätigt die These, daß die Geschichte 
der Reparationen und damit auch die deutsche und europäische Ge- 
schichte anders verlaufen wäre, wenn Amerika Sitz und Stimme bei 
der Reparationskommission gehabt hätte. Ohne ausgesprochen deutsch- 
freundlich gewesen zu sein, war die Auffassung der amerikanischen 


Sachverständigen, daß die Pariser Friedenskonferenz von 1918/19 es 


versäumt habe, die Reparationsschuld der deutschen Reparations- 


kapazitätanzupassen. Dieser Fehlertrage die Schuldandem finanziellen, 
wirtschaftlichen und letztlich auch politischen Verfall Deutschlands. 
Hamburg Annelise Thimme 


H. J. Neufeldt (}), J. Huck und G. Tessin, Zur Geschichte 
der Ordnungspolizei 1936— 1945. (Schriften des Bundesarchivs, 


Bd. 3, als Manuskript gedruckt.) Koblenz 1957. 114 und 110 5. 12,—DM. 
— In der vom Bundesarchiv herausgegebenen Schriftenreihe zur Be- 


hörden- und Organisationsgeschichte folgt auf die 1956 von W. Vogel 
veröffentlichte Untersuchung ‚‚Westdeutschland 1945— 1950, der Auf- 


16* 
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bau der Verfassungs- und Verwaltungseinrichtungen über den Ländern 
der drei westlichen Besatzungszonen‘“ Teil ı ein Beitrag zur Geschichte 
der Ordnungspolizei. Er zeigt, wie eine sorgfältige Auswertung der 
wenigen, bruchstückartigen und unzulänglichen schriftlichen Quellen 
zur Geschichte der jüngsten Vergangenheit, ergänzt durch Berichte 
Beteiligter, zu sicheren, für die geschichtliche Forschung wesentlichen 
Ergebnissen führen kann. In seinem Beitrag über die Entstehung und 
Organisation des Hauptamtes Ordnungspolizei vermittelt Neufeldt 
ein klares Bild von der ständigen Änderungen unterliegenden, im einzel- 
nen schwer übersehbaren organisatorischen Entwicklung des Haupt- 
amtes. Er weist eindeutig nach, daß es Himmler keineswegs gelungen 
ist, die Ordnungspolizei mit der SS gleich der Sicherheitspolizei zu einer 
Einheit zu verschmelzen, daß vielmehr die Ordnungspolizei bis zum 
Kriegsende, eine, wenn auch beschränkte Selbständigkeit gewahrt hat, 
Die wenigen erhaltenen Quellen lassen deutlich den Widerstand der 
maßgebenden Stellen des Innenministeriums, auch Fricks, und der 
Ordnungspolizei gegenüber den Machtbestrebungen Himmlers und 
Heydrichs erkennen. Huck verfolgt die Schicksale des Hauptamtes 
während der letzten Kriegsjahre und Monate, seine Auflösung durch 
Verlagerung in Ausweichstellen und den Verbleib seines Schriftgutes. 
Eine mühselige, entsagungsvolle und umfangreiche Arbeit verbirgt sich 
hinter dem Beitrag Tessins. Er bringt nicht nur die erste, vollständige 
Zusammenstellung der im Reich, den angegliederten, besetzten und 
verbündeten Gebieten aufgestellten Stäbe und Truppeneinheiten der 


Ordnungspolizei, sondern zugleich, soweit es die Quellen heute zu- 
lassen, für jede Einheit und Dienststelle Angaben über Aufstellung, 
etwaige Umbildungen und Auflösung. 


Krefeld und Bochum H. Croon 


DEUTSCHE LANDSCHAFTEN 


Gustav Peters, Geschichte von Eutin. Neumünster, Karl 
Wachholtz 1958. 207 S. 16 Abb. 12,90 DM. — Das sehr gut ausgestat- 
tete Buch faßt Arbeiten zusammen, die der Vf. im Rahmen der ost- 
holsteinischen Heimatkunde bei verschiedenen Gelegenheiten vor- 
gelegt hat. Im Mittelpunkt steht die Schilderung Eutins als fürstbischöf- 
liche Residenz. Bewußt hat der Vf. die Ortsgeschichte in die allgemeine 
deutsche Geschichte hineingestellt, so daß die mit einer Schilderung 
des wendischen Utin beginnenden 7 Kapitel keineswegs Ausschnitte 
aus einer isolierten Chronik darstellen. Für die Geschichte der letzten 
100 Jahre fehlt eine Tabelle der Wahlergebnisse. Zu begrüßen ist, daß 
der Vf. die Männer in kleinen Abschnitten behandelt hat, die in ‚‚Eutins 
großer Zeit‘‘ diese kleine ostholsteinische Stadt weithin berühmt ge # 
macht haben: Stolberg, Voß, der Philosoph Jacobi, Chr. Fr. Hellwag, } 
J. H. W. Tischbein, G. A. v. Halem, C. M. v. Weber und andere. Leider 
zeigt sich bei diesen Ausführungen, daß der als Heimatforscher be- 
währte Vf. nicht immer einen ausreichenden Zugang zum Material 
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fand. Das Bild, das er von Fr. Leop. Stolberg S. ı34ff. entwirft, be- 
friedigt nicht, vgl. die neueren Arbeiten von Pierre Brachin und Ewald 
Reinhard, sowie meine kritische Besprechung dieser Bücher in ‚Nord- 
elbingen‘ XXIII. Esist keineswegsrichtig, daßsich ‚fast alle Freunde“ 
von Stolberg nach der Konversion abwandten (S. 138). Wenn schon 
die schwierige Frage nach den Gründen des Übertritts angeschnitten 
wurde, so hätte der Briefwechsel Stolberg—Droste-Vischering (Haus- 
archiv Schloß Darfeld), vielleicht auch die Sammlung von rund 
200 Briefen der Marquise de Montague an die Gräfin Stolberg (Fran- 
ziskanerkloster Münster) herangezogen werden sollen. Auch über 
G.H.L. Nicolovius, Joh. G. Schlosser und v. Halem ließe sich allerlei 
zur Ergänzung und Berichtigung sagen. Diese Einschränkungen heben 
jedoch das Grundurteil keineswegs auf: durch den Fleiß des Vf.s be- 
sitzt Eutin jetzt eine Stadtgeschichte, die allen Heimatforschern zur 
Nachahmung empfohlen werden kann. 
Flensburg Hans Beyer 


Das Staatsarchiv Düsseldorfund seine Bestände. Heraus- 
gegeben im Auftrage des Kultusministeriums von Nordrhein-West- 
falen durch das Staatsarchiv. Bd. ı: Landes- und Gerichtsarchive von 
Jülich-Berg, Kleve-Mark, Moers und Geldern. Bestandsübersichten, 
Bearbeitet von Friedrich Wilhelm Oediger. Siegburg, Respublica- 
Verlag 1957. X, 472 S. Geb. 18,50 DM, brosch. 15,— DM. — Die Er- 
schließung der staatlichen Archive durch gedruckte Inventare und 
Übersichten hat im Verlaufe des letzten Jahrzehnts erfreuliche Fort- 
schritte gemacht (vgl. Bll. f. dt. Landesgesch. 92, 1956, S. 338ff.; 93, 
1957, S. 305ff.). Dem Vorbild der Archivverwaltungen anderer deut- 
scher Länder ist nun auch Nordrhein-Westfalen mit einer groß- 
angelegten Bestandsübersicht des Staatsarchivs Düsseldorf gefolgt, 
über das bisher nur die verhältnismäßig knappe Übersicht von Th. Ilgen 
von 1885 unterrichtete (Westdt. Zeitschr., Erg.heft 2). Der vorliegende 
ı. Band, in dem einleitend eine Geschichte des Staatsarchivs geboten 
wird, ist den großen weltlichen Territorien des Archivsprengels gewid- 
met: Jülich-Berg, Kleve-Mark — dessen Aktenüberlieferung 1945 
erhebliche Einbußen erlitt —, Moers und dem preußischen Ober- 
quartier Geldern. Zu begrüßen sind neben archiv- und behörden- 
geschichtlichen Nachrichten sowie Literaturangaben zur Statistik, 
Topographie und Verwaltungsgeschichte namentlich die zahlreichen 
Hinweise auf ergänzende Archivalien anderer Archive. Ein ausführ- 
licher Namen- und Sachweiser erschließt weitgehend den Inhalt. — 
Ein 2. Band ist für Kurköln, die kleinen Herrschaften, die Reichs- 
kammergerichtsakten und das Niederrheinisch-Westfälische Kreis- 
archiv vorgesehen, ein dritter soll die Archive der geistlichen Korpora- 
tionen und die Akten aus der französischen Zeit bis 1815 erfassen. 

Münster (Westf.) H. Richtering 


Georg Friedrich Böhn, Beiträge zur Territorialge- 
schichte des Landkreises Alzey (Mainzer Abhandlungen zur mittleren 
und neueren Geschichte, hrsg. von E. Ewig, L. Just, L. Petry). 
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unsissiliiien, 


Meisenheim a. Glan, Anton Hayn KG 1958. 223 S., 6 Karten. 16,— DM. 
— Vorliegende, auf dem Wege einer druckähnlichen Vervielfältigung 
veröffentlichte Arbeit leitet die Reihe historischer Abhandlungen der 
Mainzer Universität ein und stellt die erste Vorarbeit zu dem geplan- 
ten Historischen Ortsnamenbuch für Rheinhessen dar. Der Vf, glie- 
derte den Stoff seines territorital sehr zersplitterten, an die Kreise 
Kreuznach und Kirchheim-Bolanden grenzenden Untersuchungsge- 
bietes in 3 Abschnitte: Zur Frage der Landeshoheit, Die wichtigeren 
Territorien, Historisches Ortslexikon. Letzteres folgt dem Schema; 
Grundbesitz, Ortsherrschaft, Schultheißen (Liste nur bis zum Ende 
des 15. Jahrhunderts), Kirche, Pfarrer (auch nur des Mittelalters), 
Zehnte. In diesem 3. Abschnitt sind neben den 60 kreisangehörigen 
Gemeinden von heute, von denen jedoch eine (Gumbsheim) ausgelas- 
sen ist, noch 29 Namen von Wüstungen ausgeworfen, für die aber oft 
nur wenige Belege, zuweilen nur Flurnamen, ermittelt wurden, so daß 
nicht immer geklärt werden konnte, ob darunter wirklich eine ausge- 
gangene Siedlung zu verstehen ist. Die Wüstung Angesbolsheim, die 
Vf. auf S.ıı3 aus den Flurnamen der Gemarkung Schornsheim 
„angesbolsheymermarke‘‘ und ‚angesbolsheimer wege‘‘ erschließt, 
hält richtiger Lesung nicht stand; offensichtlich ist das benachbarte, 
ebenfalls im Kr. Alzey gelegene Gabsheim gemeint, das als Gesbols- 
heim, Geisbolzheim belegt ist, vgl. K. J. Brilmayer, Rheinhessen in 
Vergangenheit und Gegenwart, 1905, S. 155. Boten dem Vf. vor allem 
das vorgenannte ausgezeichnete Werk und die Arbeiten von G. W. ]. 
Wagner, Die Wüstungen im Großherzogtum Hessen III, 1865, R. Kraft, 
Das Reichsgut im Wormsgau, 1934, und E. Koch, Rheinhess. Rechts- 
altertümer, 1937, die breiteste Grundlage, so hat er sich auch sonst, 
nach den Quellennachweisen zu urteilen, stärker auf das bereits 
Edierte beschränkt, als man es gewünscht hätte. Vor allem wird man 
es bedauern, daß die gesamte Anlage hinter dem in den Schriften des 
Hess. Amts für geschichtl. Landeskunde entwickelten und erreichten 
hohen Stand zurückbleibt. So verdienstvoll der ı. Abschnitt trotz der 
schmalen landschaftlichen Basis ist, so wünschte man am Anfang doch 
eher etwas über Landschaft und Besiedlung und die sonstigen Grund- 
lagen der Entwicklung zu erfahren und hätte im 2. Abschnitt gerne 
einen Überblick über den Besitz sämtlicher weltlicher und kirchlicher 
Herrschaften gesehen, also neben Kurpfalz, Emichonen, Wildgrafen, 
Raugrafen und Halkenstein, die z. T. über das spezielle Erfordernis 
hinaus behandelt sind, etwa auch ein gesondertes Eingehen auf die 
hochmittelalterlichen geistlichen Grundherrschaften und auf Nassau, 
Kurmainz, Veldenz, Baden und die Reichsritterschaft. Dem sollte sich 
eine Darstellung der Gerichte und Grenzen sowie ein Beamtenkatalog 
anschließen. In dem Ortslexikon vermißt man so wichtige Punkte wie 
Name (ältestes Vorkommen und die wesentlichen Belege für die wei- 
tere Entwicklung der Namensform), Bevölkerung, besondere Literatur; 
bei Berücksichtigung dieser und anderer für moderne Ortslexika 
erarbeiteten Gesichtspunkte ließe sich das Bild der einzelnen Ge- 
meinden plastischer gestalten. Beiden Anmerkungen könnte Raum ge- 
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spart werden, indem das gleiche Zitat wie üblich mit derselben Ziffer 
gezählt wird. Den weiteren Vorarbeiten des rheinhessischen Orts- 
lexikons möchte man eine entsprechende Um- und Ausgestaltung wün- 
schen. W.-H. Struck 


Wilhelm Neumann, Michael Gothard Christalnick. 
Kärntens Beitrag zur Geschichtsschreibung des Humanismus. Kärnt- 
ner Museumsschriften XIII. Klagenfurt, Verlag des Landesmuseums 
für Kärnten 1956. 124 S. — Im Jahre 1949 hat Karl Großmann 
(MIÖG 57, 359 ff.) festgestellt, daß die Annales Carinthiae, die Hierony- 
mus Megiser 1612 in Leipzig herausgab, keineswegs bloß mit Verwer- 
tung auch der Kollektaneen des Kärntners Michael Gothard Christal- 
nick zustande kamen, sondern daß Megiser sich die Arbeit sehr viel 
leichter gemacht habe, indem er eine vollendete Chronik Christalnicks 
mit geringfügigen Änderungen einfach unter eigenem Namen publi- 
zierte. Dies nachzuweisen war möglich, seit Großmann in der Biblio- 
thek des Stiftes St. Florian (OÖ.) die Historia Carinthiaca des Christal- 
nick aufgefunden hatte. Es versteht sich, daß von Kärntner Seite der 
völligen Richtigstellung eines alten Irrttums Aufmerksamkeit gewidmet 
wurde, und es ist ein Verdienst Gotbert Moros, des Direktors des 
Kärntner Landesmuseums, gelegentlich des Klagenfurter Historiker- 
tages 1956 die Veröffentlichung der Arbeit Neumanns ermöglicht zu 
haben. So wird das Leben Christalnicks, eines schlichten Mannes, auf- 
gerollt, sein Werk ins rechte Licht gerückt. Die Studie fügt sich gut in 
eine Reihe verwandter Arbeiten von O. Brunner, Coreth, Großmann, 
Sturmberger u. a., die zusammen einen wesentlichen Beitrag zur Ge- 
schichte der humanistischen Bildung evangelischer Kreise in den öster- 
reichischen Ländern bedeuten. Die Darlegung der spezifischen Ver- 
hältnisse Kärntens macht die Darstellung, besonders im Kapitel über 
das Landesbewußtsein bei Christalnick, sehr anziehend. Neumanns 
sorgfältige Forschung und ansprechende Vermittlung, nicht zuletzt 
auch die gefällige Ausstattung des Buches, verdienen alle Anerkennung. 
Unklar ist nur, warum der Verfasser stets ‚„Predikant‘‘ schreibt, und 
man wird ihm wohl auch nicht ohne weiteres beipflichten, wenn er 
mehrfach der „Verprovinzialisierung‘‘ Kärntens seit dem 17. Jahrhun- 
dert mit einer gewissen Bitterkeit gedenkt und einfließen läßt, Christal- 
nicks Fehler sei eben gewesen, daß er nur ein Einheimischer war und 
kein Fremder — derlei gab es doch auch anderwärts. Im übrigen ent- 
hält die Schrift sehr viel allgemein Wichtiges, mehr jedenfalls, als 
der Titel vermuten läßt. 


Wien Alphons Lhotsky 


Hans Petri, Geschichte der deutschen Siedlungeninder 
Dobrudscha. Hundert Jahre deutschen Lebens am Schwarzen Meer. 
München, Verlag des Südostdeutschen Kulturwerks 1956. ııı S., 
13 Abb., ı Karte. 6,— DM. — Paul Trägers grundlegende, aus Studien 
während des ersten Weltkriegs hervorgegangene Schrift „Die Deut- 
schen in der Dobrudscha‘‘ (1922) konnte vor der Umsiedlung 1940 
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nicht mehr in 2. Auflage erscheinen. Hans Petri, der verdienstvolle 
Erforscher der Geschichte der evangelischen Gemeinden in Altrumä- 
nien, ist daher dafür zu danken, daß er jetzt eine abgerundete Darstel- 
lung vorlegt, die sich nicht — wie so häufig bei ähnlichen Heimat- 
büchern — mit einer Schilderung der (in der Dobrudscha sehr kompli- 
zierten) Siedlungsvorgänge begnügt, sondern die geschichtliche Ent- 
wicklung (ab 1841) dieser (bei der Umsiedlung: 16500) Deutschen auf- 
zeigt. Für seine als Volksgeschichte auch für diejenigen wertvolle 
Arbeit, die nicht an dem Verbannungsgebiet Ovids interessiert sind, 
konnte der Vf. bisher unbekannte Materialien aus Berliner Archiven 
heranziehen., 


Flensburg Hans Beyer 








